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Chronologiſches Verzeichniß 
der 


in der Provinzialgefegfammılung des Königreichs Gali« 
zien und Lodomerien fuͤr das Jahr 1825. enthaltenen 

Go Verordnungen, 

Za 


der 
Verord⸗ Seite 


nung * 
Monat Zaͤnner. 


1 Errichtung der Wegmauth zu Gaje im 
Samborer, und der Bruͤckenmauth zu 
Zawadow im Strpyer Kreiſe e 2 

Vom Aren Jänner. 

Handelsleute ſollen ihre NR, e 
öffentlichen Verſchleißgewölbern 
Publikum zum Kaufe anbieten 

Vom ılten Jänner. 

5 Meldzettel und Entlaßſcheine, welche den 
Unterthanen bei Vereheligungen und 
dei Entlaſſungen von einer Obrigkeit 
zur andern N Ze E 
ſtempelftey 8 5 e 2: 

Vom ırzten Jänner. 

Inſtrukzion zur Verfaſſung der jährlichen 
Rechnungseingaben rechnungspflichti⸗ 
ger Städte und Märkte > h 

Vom 14ten Jänner. 
Belehrung fuͤr die Steuerbezirksobrigkei⸗ 
a 2 


= 


an 


IV 


Zahl 
der 
Werord⸗ Seite 
nung 
ten zur Evidenzhaltung des provifori⸗ 
ſchen Steuerkataſters . S ? 20 
Vom Igten Jänner. 
6 Das Militär darf bei theatraliſchen Vor⸗ 


ſtellungen nur in ſo ferne verwendet 
werden, als es nicht zu Tänzen gebraucht 
wird, und in europäiſchen Armee-Uni⸗ 
formen und Monturen erſcheint . „ Bn 
Vom ıöten Jänner. — 
7 Hebammen follen mittelſt der Obrigkeit 
zur Einholung des Unterrichts über die 
Nothtaufe bei dem betreffenden a 
rer verhalten werden . 5 e 
Vom 25ten Jänner. 
8 Vorſchrift zur Bemeſſung der Pfarrverlei⸗— 
hungstaxen e 2 5 h 238 
Vom zıten Jänner. 
9 Der Nachlaß eines in Verrechnung ſtehen⸗ 
den Staatsbeamten darf nur mit vor⸗ 
läufiger Bewilligung der Kammeralbe⸗ 
hoͤrde ausgefolgt werden. 4 59 
Vom 27ten Jänner. 
10 Maafregeln zur Verhütung der Unglücks⸗ 
fälle beim Abfeuern der Pöller, Ge— 
ſchütz und übrigen Gattungen von Zeus 
ergewehren e 8 a 40 
Vom 27ten Jänner. 
11 Theilbare ſtändiſche, ärarial und Dome⸗ 
ſtikalobligazionen dürfen zum Behuf 
der hievon zu entrichtenden Erbſteuer 
nur Dis zu dem Betrag von 25 fl. ums 
und auseinander geſchrieben werden, 
die unter 25 fl. entfallenden Erbſteuer⸗ 
betrage find . dem 2 berich⸗ 
tigen h . > Ai 
Vom zöten Jänner. 


Zahl 
der 
Verord⸗ 


nun 

14 Nachträgliche Beſtimmungen in Abſicht 
auf die Straſſenerhaltung, ruͤckſichtlich 
der Schneeausſchaufelung und Ver⸗ 
breitung des Deckſtoffes auf der Straſſe 

Vom 28ten Jänner. 

15 Herabſetzung des Ausgangszolls für die 
Brandweingattungen ſowohl in der Aus⸗ 
fuhr nach dem Auslande als nach Hun⸗ 


garn Ad $ D D 


Vom Zoten Jänner. 


Monat Sornung. 


14 Dominien und unregulirte Magiſtrate, wer⸗ 
den zur genauen Beobachtung der Stem⸗ 
pelvorſchriften angewieſen, und dießfalls 
Stempelreviſionen angeordnet . 

Vom 2ten Februar. 

15 Aufhebung des Militärquartiersbeitrags, 
dann Uebertragung der Bequartirungss 
und aller aus dieſem Fond beſtritte⸗ 
nen Auslagen auf das Militär⸗Aerar . 

Vom sten Februar. 

16 Von den von Erzbiſchöfen oder Biſchöfen 
anzunehmenden Wappen muß der Ent» 
wurf vorläufig der Hoftanzleh vorge⸗ 
legt werden e 5 e e 

Vom 5ten Februar. 

17 Beſtimmung wegen Einhebung der Stand» 

und Marktgelder in den Landſtädten . 
Vom kiten Februar. 

18 Wie ſich bei gerichtlichen Vergleichen ruͤck⸗ 
ſichtlich des Stempels und deren Fer⸗ 
tigung zu benehmen ſey . . e 

Vom ısten Februar. 


Seite 


42 


44 


45 


45 


47 


48 


49 


VI 
Zil 


der 
Verord⸗ 

nung 

19 Beſtimmung der Grundſätze, wie ſich bei 
Verhandlungen über Waſſerbauten, 
welche in der Konkurrenz mehrerer 
Intereſſenten auszuführen find, zu be⸗ 
nehmen ſey e . e . 

Vom ı4ten Februar. 

20 Vorſchrift in Anſehung der mindern Res 
paraturen an Kirchen, dann geiſtlichen 
Wohn» und Wirthſchaftsgebauden 

Vom ıöten Februar. 

21 Von öſterreichiſchen Unterthanen jüdifcher 
Religion wird von Seite der preufis 
ſchen Regierung fernerhin kein Geleit« 
zoll mehr erhoben a ` x 

Vom voten Februar. 

22 Mit keinem Bürgerrechte verſehene Ges 
werbs⸗ und Handelsleute find in Fal⸗ 
len, wo die Urkunde nach der pers 
ſönlichen Eigenſchaft geſtempelt werden 
muß — als Bürger zu betrachten 

Vom 25 ten Februar. 

22 Keinem Zögling der Neuſtädter Militär⸗ 
Akademie wird künftig ein Urlaub 
für die Zeit der akademiſchen Ferien 
bewilligen. ` h 5 . 

Vom 24ten Februar. 

ap Eheaufgebothe ſollen immer von der Kan⸗ 
zel verkündiget werden. Die Trau⸗ 
ung kann zwar am Tage des dritten 
Aufgeboths vorgenommen werden, doch 
muß zwiſchen beiden Handlungen ein 
angemeſſener Zeitraum übrig bleiben 

Vom 25ten Februar. 

25 Zur Erlangung der Auswanderungsbewil⸗ 

ligung muß die Aufnahmsurkunde 


Seite 


50 


56 


58 


58 


59 


59 


VII 


Zahl 
der a 
Verord⸗ Seile 
nung 
der ſremden Regierung beigebracht 
werden e e . - 60 
Vom 26ten Februar. 
26 Erneuerung der Vorſchrift vermög welcher 
mit der Luſtſeuche behafteten Urlauber 
an das nächſte Militärſpital zur deb 
61 


lung abzugeben find . ` . 
Vom 27ten Februar. 


Monat Mär 


27 Ins Ausland zuruͤckreiſenden Fremden und 
Handwerksburſchen ſollen die für die 
Rückreiſe vidirten Paſſe Kundſchaften 
u. d. g. zurückgeſtellt werden 0 . 62 

Vom Gren März. 

28 Kontrahenten der Straſſenbaumaterialien⸗ 
zufuhr ſind von Entrichtung der Being 
gebühr befreyt . - ` , 63 

Bom Gren März. 

29 In dem von einem belegirten Gerichte 
geſchöpften Urtheile iſt zugleich die 
Delegazion und dasjenige Gericht on, 
zuzeigen, welchem die Entſcheidung 
im ordentlichen Wege 3 
wäre e R ` ` 

Vom gten März. 

30 Ackersjuden find nicht blos auf den Acker⸗ 
bau beſchränkt, fie Dürfen nebſtbei auch 
den Juden erlaubte Beſchäftigunge n 
treiben, verlieren jedoch hiebei die 
dieſen Juden zugeſtandene Judenſteuer⸗ 
befreyung . 0 S 2 9 . 64 

Vom gten März. 
21 Abſtellung des Unfugs, daß Militär⸗Exe⸗ 


64 


Verord⸗ 
nung. 


quenten für die Erequentengebühren 
den Partheyen Pfänder wegnehmen 
Vom ı5ten März. 

52 Maaßregeln wegen Eruirung der abwe— 

ſenden Reſervemanner 8 e 
Vom löten März. 

55 Empfangsbeſtättigungen des Schreibens 
unkuͤndiger Empfänger muͤſſen von 2 
Zeugen gefertigt werden . - 

Vom 22ten März. 

54 Kothabkruckung auf der durch größere Ort» 
ſchaften führenden Kommerzialſtraſſe, 
Reinigung der Straſſengräben, und 
Verführung des Unraths; von wem 
ſelbe zu beſorgen 2 e e 

Vom 22ten März. 

54 Verfügungen gegen das Herumwandern 

der Zigeuner . ; e . 
Vom 22ten März. 

56 Erläuterung des unterm 6ten Auguſt 1822 
wegen Mauthbefreyung der Bewohner 
jener Orte wo ein Mauthſchranken bes 
ſteht, erfloſſenen Kreisſchreibens 

Vom 26ten März. 
37 Die für die Einhehung der Erwerbſteuer 
bemeſſenen 3 perzentige Remunerazion 
? wird auch von der abgeführten Er— 
werbsſteuer jüdiſcher Gewerbsleute bes 
williget . 6 . H 
Vom z6ten März. 

38 Vereinigung des Klagenfurter Kreiſes mit 
dem Villacher, und deſſen Zutheilung 
zu dem Laybacher Gouvernements— 
Gebiethe . 5 a S 3 

Vom 28ten März 
59 Vereheligungen und Sterbfälle der Pen⸗ 
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66 


71 


72 


74 


81 


81 


82 


Zahl 
der ei 
Verord⸗ Seite 
nung 

ſtoniſten ſollen die Pfarrer und Seel⸗ 

ſorger ſogleich anzeigen e . . 82 

Vom 2gten März. 

40 Herabſetzung der Brückenmauth bei Mo⸗ 


naſterzyska von der zweiten in die 
erſte Klaſſe S $ x e . 855 
Vom Zoten März. 


Monat April. 


41 Einführung der Eilpoſtfahrt und Verbin⸗ 
dung der Briefpoſtbeförderung mit 
ſelber 5 © 2 e e . 88 

Vom aten April. 

42 Vorſchrift gegen das Agenziren der Be— 
amten und zur Hintanhaltung der 
Winkelſchreiberey e e b , 84 

Vom sten April. e 

45 Erneuerung des Verbots der Privatagen« 
zien für Beamte deſonders bei Fis⸗ 
kalämtern . . „ . 90 

Vom böten April. 

44 Gleichſtellung des Holzausfuhrszolls auf 
der Elbe mit den von den übrigen 
Gränzpunkten 9 e Soft, 
fh . . . 90 

Vom la2ten April. 

45 Erneuerung der Vorſchriſten wegen Ein, 
bringung der Deſerteurs und Beftra- 
fung der Deſerteurs⸗Verhehler . dek 

Vom ı5ten April. 

46 Entſchädigung der Kuratgeiſtlichkeit deren 
Kongrua durch die Einführung des 
1 * 
wurde 8 d 5 95 

Vom Iten April. 


nung 


47 


48 


49 
50 
51 
62 


55 


54 


Geiſtliche Krankeninſti tute mit Einſchluß der 
barmherzigen Schweſtern ſollen zu ei» 
nem jährlichen Ausweis über die Ge⸗ 
bahrung mit den Stiftungsgenüßen 
verhalten werden R . . 

Vom läten April. 

Grundſätze wie ſich bei Auslichtungen der 
Waldungen an der . zu dark 
men ſey e 

Vom ı5ten April. 

Wie bei chemiſchen Unterſuchungen von 

beigebrachten Giften fürzugehen 
Vom 17ten April. 

Einführung einer neuen Gottesdienſtord⸗ 

nung ` k g ` 
Vom ze2ten April. 

Vermögens Freyzügigkeits⸗Vertrag zwi⸗ 

ſchen Oeſterreich und Sardinien . 
Vom z3ten April. 

Beſtimmung wie die Apotheker ruͤckſichtlich 

der Erwerbſteuer zu dehandeln ſind 
Vom 25 ten April. 

Gewerbsleuten und Handwerkern wird an 
Sonn» und HE zu arbeiten 
verbothen * 9 . 

Vom z6ten April. 

Ezernowizer Spezereyhändlern wird der 
Ausſchank der im öſterreichiſchen Staa— 
ten erzeugten Weine gegen Entrichtung 
der entfallenen Gebühren geſtattet. 
Dieſe Begünſtigung erſtreckt ſich aber 
nicht auf Liquer, m. und Brands 
wein 

Vom Zoten April. 
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Monat May. 


55 Beſtimmung, in wie ferne obrigkeitliche 
Heurathslizenzen fuͤr Unterthanen, 
dann Interzeſſionen (Erklärungen der 
obrigkeitlichen Aufnahme) vom Stem⸗ 
pel befreyt. . 5 a e . 105 

Vom ten May. 

56 Die Beimiſchung der Fiſchkörner (Coculs⸗ 
körner) und deren Verkauf mit Sot, 
deeren und engliſchen oder Neugewuͤrz 
wird verbothen . . . 106 

Vom gten May. 

57 Trauungs⸗ und Sterbfälle der Militär⸗ 
penſioniſten ſollen die Pfarrer fogleich 
dem Kreisamte anzeigen . . 107 

Vom roten May. 

58 Indaliden ſoll von Ortsobrigkeiten keine 
Heurathsbewilligung eigenmächtig er» 
theilt, die vorgefchoſſenen Patentalge» 
halte in gehöriger Zeit erhoben, und 
das erfolgte Ableben eines jeden In⸗ 
validen angezeigt werden . 108 

Vom "ten May 

59 Der beſondere Geflügelzins für den Ge, 
nuß herrſchaftlicher Hutwaiden wird 
nur dort als ungebührlich abgeſtellt, 
wo vorhin der Genuß hen bes 
ftand e e . 8 109 

Vom 17ten May. 

60 Aufhebung des Einfuhrsverboths des bouge 
wollenen weißen Mulegarnes bis Nro. 

50 und Beibelaſſung deſſelben ‚> eine 
ſchlüſſig Nro. 350. 4 110 
Vom ıgten May. 


61 Beſetzung verlaſſener Bauerngründe und 

Theilung zu großer Anfäſſigkeiten 
Vom 26ten May. 

62 Juden, welche ein Privilegium erlangen, 
find nicht befugt zum Betrieb deſſel⸗ 
ben ſich außer ihrem Wohnorte out, 
zuhalten . 5 - 8 5 

Vom 29ten May. 

65 Die Verfertigung und der Verkauf der 

Kammerherrnſchlüſſel wird verbothen . 
Vom Soten May. 

64 Kreiseintheilung neue des üllyriſchen Kuͤ⸗ 

ſtenlandes 0 8 4 e a 
Vom Zoten May. 


Monat unn 


65 Vereinigung der illpriſchen mit der ſteyriſch⸗ 
kärntneriſchen Zollgefällen⸗Adminiſtra⸗ 
zion e R A e 

Vom Bien Junius. 

66 Amtshandlung der obrigkeitlichen Wirth⸗ 
ſchaftsämter in Erledigungen der Streit- 
ſachen außer der gerichtlichen Aufnah- 
me eines letzten Willens, und der ges 
richtlichen Todeserklärung eines Abwe⸗ 
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115 


ſenden . . 4 $ S 416 


Vom loten Junius. 

67 Wie ſich in Abſicht auf die bei den Un, 
ternehmern der Straſſenerforderniſſe 
rückſtändigen Leiſtungen zu benehmen 
ſey g ? . ä e . 

Vom, 14 Juninus. 

65 Erneuerung des Verbots des Viehweidens 

an öffentlichen Straſſen . e e 
Vom ızten Junius. 


117 


125 


XIII 


Zahl 


der 5 
Verord⸗ Seite 
nung 
69 Beſtimmungen in Anſehung der Verrech⸗ 

nung der Kircheneinkünfte durch Spi⸗ 
ritualien e Adminiftratoren . k e 125 
Vom ızten Junius. 
70 Dominien ſollen keinem Urlauber ohne in 
dem Urlaubspaß beigeſetzten Bewilli— 
gung der Ortsobrigkeit, in deren Be— 
zirk er eigentlich deurlaubt worden, 
dulden . 8 3 D d 126 
Vom ı5ten Junius. 
71 Erneuerung der Vorſchrift wegen Hintan⸗ 
haltung der Tabakſchwärzungen 128 
Vom ıdten Junius. 
72 Behandlung der in Hungarn paßlos oder 
mit erloſchenen Paſſen betretenen gali⸗ 
ziſchen Untertanen R 128 
Vom 17ten Junius. 
73 Errichtung neuer Weg- und Bruͤckenmäu⸗ 
the in Limanowa, Reuſandez und 
Grybow R w 8 5 151 
Vom 21ten Junius. 
74 Befreyung der k. pohlniſchen Untertha⸗ 
nen von der Entrichtung des Abfahrts- 
geldes in den k. k. öſterreichiſchen 
Staaten. 2 . 5 d 1352 
Vom zıten Junius. 
75 Aufhebung des jüͤdiſchen Oſtermehlauf⸗ 
ſchlags, und Beſtimmung der Art, 
wie arme Juden mit Oſtermehl zu 
verfehen ſind . . 3 1355 
Vom 28ten Junius. 
76 Erhebung der Elementarſchäden auf den 
dom Kreisorte 3 Straſſen⸗ 
ſtrecken d 2 d , 154 
Vom Zoten Junius. 


Verord⸗ Seits 
nung 
77 Beſtimmung der Graͤnzlinie zwiſchen — 
vit und Schankbrandwein. e 157 
Vom Soten Junius. 


Monat July. 


76 Hinwegräumung der Sandwehen von der 
Straſſenbahn . . 3 ` . 157 
Vom ıten Julius. 
79 Beſtimmung, od im Falle, wenn ein zu 
einer Erbſchaft oder zu einem Ver— 
mächtniſſe beruffener, für feine Perſon 
erbſteuerpflichtiger Erbe oder Legatar 
auf feine Erbſchaft oder Legat zu Gun⸗ 
ften eines für feine Perſon erbſteuer— 
freyen geſetzlichen Erben Verzicht lei» 
ſtet, dieſe verzichtete Erbſchaft der Erb⸗ 
ſteuer unterliege . . . 139 
Vom zten Julius. 
80 Die Vertauſchung unterthäniger gegen Dos 
minikalgründe kann nur in jenem Falle 
ſtatt finden, wenn der größere Theil 
der Gemeindglieder in dieſe Austau⸗ 
ſchung williget . ` a . 140 
Vom zten Julius. 
381 Beſtimmungen in Abſicht auf die Vier, 
pflegung der Tabakſchwärzer e 141 
Vom ten Julius. 
82 Nur mit ordentlichen Reiſepäſſen verſehe⸗ 
nen Individuen wird der Uebertritt 
nach Hungarn geſtattet . 8 142 
Vom zten Julius. 
85 Gleichſtellung der Salzpreiſe D das Inn⸗ 
und Ausland . . 2 2 
Vom gten Julius. 


Far 


er e 
Zeg" Seite 


94 Erneuerung der Vorſchriften wegen Vor⸗ 
beugung der Feuersgefahr, Tilgung 
entftanbener Feuersbrünſte, und der 
Vorſichten nach den Bränden . 143 

Vom ııten Julius. 

85 Wie ſich bei Repartirung der gemeindwei⸗ 
fen Beiträgen zum Bau der Pfarrfir- 
chen zu benehmen ſey . g 144 

Vom arten Julius. 

86 Dienſttaxen der ſtädtiſchen Beamten müfs 
fen von den Magiſtraten an das Ges 
neral⸗Taxamt auf einmahl Broch 
abgeführe werden. . 146 

Vom ı6ten Julius. 

87 Aufhebung der den Viehhandel zu Ollmuͤtz 

beſchränkenden Vorſchriften e . 147 
Vom 27ten Julius. 

88 Vorſchrift wegen Uebergab der mit mili⸗ 
täriſchen Laufpäſſen entlaſſenen Indie 
viduen an die Polizeybehörden . 148 

Vom ır7ten Julius. 

89 Elementarſchadenerhebungen muͤſſen ohn⸗ 

entgeltlich vorgenommen werden 149 
Vom ıgten Julius. 

go Bollbeftimmung neue, für die Ausfuhr der 
Haſenbälge, der Hafen und Kaninchen⸗ 
Haare, des ungehechelten Flachſes und 
Hanfes, ſo wie der hieraus erzeugten 
Waaren, und der Thierknochen . , 150 

Vom aıten Julius. 

o Vermehrung der Brieſpoſtkurſe Aë 

Lemberg und Brody . 152 
Vom 22ten Julius. 

92 Inſtallazionsreverſe der Hanni Lan 

Stempelfrenrn , 152 
Vom 22ten Julius. 


Verord⸗ Seite 
nung 


95 Ein verbothener Umgang zwiſchen ver⸗ 
wandten oder verſchwägerten Perſonen 
ſoll nicht als ein gültiger Grund zur Er⸗ 
langung der Ehedispens, vielmehr als 
em vollgiltiger Grund zu deren Zu⸗ 
ruͤckweiſung und Beſtrafung der Schul⸗ 
digen angeſehen werden . ` ek 198 

Vom 22ten Julius. 

94 Mauthämtliche Behandlung der in den 
ihnen zugetheilten Forſtbezirken rei⸗ 
fenden Kammeralforfibeamten . „ Wë 

Vom 25ten Julius. 

95 Behandlung der veneriſchen Kranken und 
Erneuerung der Vorſchriften zur Vor⸗ 
beugung der Luſtſeuche . e 156 

Vom 26ten Julius. 


Monat Auguſt. 


96 Mit Laufpäſſen entlaffene oder aus der 
Militärhaft nach ihrer Heymath gewie⸗ 
ſene Militär- Individuen, muͤſſen an 
die nächſte politiſche oder Polizeybe⸗ 
hörde zur weiteren Verfugung abge» 
geben werben . . e 198 
Vom loten Auguſt. 
97 Ueberſetzung des Okopyer Kommerzial⸗ 
Gränzzollamtes nach Kozaczowka e 159 
Vom ı3ten Auguſt. 
98 Kreisämter dürfen keine Auflagen auf Zus 
dengefälle oder Befreyungen von ſel⸗ 
ben außer jenen, die im Patente be⸗ 
gründet find, genehmigen . e , 160 
Vom ıdten Auguft. ; 
99 Ortsobrigkeiten ſollen über die Amtserpe⸗ 
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dizionen ordentliche Poſtjournale füh⸗ 

ren, und den Poſtſtazionen die Ge— 

bühren für felbe mittes der Lit. B. 

Scheine mit Ende jeden Quartals 

pünktlich abquittiren . 1 © 1560 
Vom "ten Auguſt. 

100 Errichtung von Pfarr- und Bi 
blistheken . e A 1 

Vom ı4ten Auguſt. 

101 Behandlung derjenigen, die ſich einen gp, 
befugten Handel mit Medizinalwaaren 
zu Schuiden kommen laſſen g 164 

Vom ıöten Auguſt. 

102 Erhöhung des Eingangszolls für die mol⸗ 
dauer und wallachiſchen Weine in die 
Bukowina S 5 5 ` ge, A0 

Vom ıdten Auguft. 
105 Vorſchrift zur Beſeitigung der Verzöges 
| rungen in Erledigung öffentlicher Stee 
nungen und der Saumſeligkeit den 
Rechnungsleger e 5 165 
Vom 24ten Auguſt. 

104 Der Steindruck iſt dem Nachdrucke mit 
Lettern gleich zu halten, und dem 
verbothenen Nachdruck gleich zu behan⸗ 
deln . . . - 167 

Vom 27ten Auguſt. 

105 Rähere Beſtimmung der gutsherrlichen 
Gerichtsbarkeit bei Forderungen ein⸗ 
zelner Mündel und Pflegbefohlner oder 
einer gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſe 167 

Vom 27ten Auguſt. 
Monat Gp ber. 

106 Arreſtanten⸗Transporte führenden Kom⸗ 
miſſären haben die Gemeinden die Vor⸗ 
ſpann ohnentgeltlich zu leiſten . 468 

Vom ı2ten September. 
Horb. Geſetzſ. von Galizien 1825. b 


107 Wie Quittungen ganzer Gemeinden über 
die ihnen gebührenden Geldbeträge für 
Straſſenarbeiten auszuſtellen ſind 169 

Vom ı3ten September. 

106 Beſtimmung welche Gattung Bieres als 
einfaches, und welche als al 
zu betrachten Ten a ? . 170 

Vom sten September. 

109 Säuberung der Plätze vor Poft- und Wirths⸗ 
häuſern und Pflafterung der An- und 
Abfahrten bei Gaſthäuſern . e e "Ka 

Vom ızten September. 

110 Marktpreistabellen follen richtig und vers 

läßlich geführt werden e b 175 
Vom ußten September. 

111 Aufhebung der den Viehhandel auf dem 
Ollmützer Viehmarkte beſchränkenden 
Vorſchriften . e . . 175 

Vom ı5ten September. 

112 Herabſetzung der Diäten um ein Fünf⸗ 

theil e . ; 173 
Vom ꝛö5ten September. 

115 Rearbitrirung der Supaliden Wet Re⸗ 

bidirungen N 178 
Vom ı6ten September. ’ 

114 Handwerkern und fonftigen unbemittelten 
Perſonen wird der Gränzübertritt in 
das franzöſiſche Gedieth nur gegen 
beſondere Erlaubnißſcheine * Mer 
gierung geftattet e . 180 

Vom 17ten September. 0 

115 Doktoren der Ehyrurgie können als folche 
mit Ausnahme der Lehrkanzel keine 
Anſtellung mit Gehalt erhalten, wenn 
fie nicht zugleich geprüfte und appro⸗ 
birte Gedurtshelfer find . e „ 181 

Vom 17ten September. 


nung 

116 Ausſchreibung der Erb⸗Perſonal⸗Klaſſen⸗ 
und Erwerbſteuer für das Jahr 1826 

Vom zoten September. 

117 Wie ſich wegen Ueberkommung unbe— 
ſchriebener Stempelbögen zu deneh— 
men ſey, wenn Intereſſen⸗Quittun⸗ 
gen von mittlerweile in die Verloo⸗ 
ſung gefallenen Obligazionen . 
bar geworden ſind . S 

Vom 22ten September. 

118 Einführung des allgemeinen Zollſyſtems 

gegen die türkiſche Gränze e 
Vom 25ten September. 

119 Wie ſich bei rn zu 

benehmen Ten . 3 2 . 
Vom 2dten September. 


Monat Oktober 


120 Anmeldung und Liquidirung des Eigen⸗ 

thumsrechtes gegen ien 
Vom Aren Oktober. 

121 In den Taufbüchern ſoll jederzeit der Na- 
men der Hebamme, welche die Ent⸗ 
bindung vornahm, eingetragen, und 
ungeprüfte Hebammen nirgends geduls 
det werden, wo ſich eine geprüfte Weh⸗ 
mutter befindet - - 

Vom Aten Oktober. 

122 Die Entfernung zwiſchenIſchel und Ebenſee 
wird auf eine und ein Viertel -Poſt⸗ 
ſtazion erhöht. 5 - 4 

Vom 5ten Oktober. É 

125 Erbſteuerbemeſſung von Vermächtniſſen 

auf Meſſen, Hochämter und Litancyen 
Vom gten Oktober. 
b 2 
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124 Fuhrkoſten aus Anlaß der Lokalkommiſſio⸗ 
nen in Unterthansbedrückungs⸗ und 
Mißhandlungsangelegenheiten ſind nicht 
von Dominien zu erſetzen, ſondern 
aus dem Staatsſchrtz zu vergüten. Zu 
derlei Lokalkommiſſionen dürfen keine 
Kanzleyindibiduen verwendet werden 190 

Vom 15ten Oktober. 

125 Vorſchrift wegen Hereinbringung der Vera 
pflegsgebuͤhren für die in dem Gem, 
berger allgemeinen Krankenhauſe bes 
handelten armen Kranken. ` 191 

Vom 18ten Oktober. 

126 Belehrung für die Steuerbezirksobrigkei— 
ten zur Erhebung der im Jahre 1824 
beſtandenen Produkten und Arbeitspreiſe 
zum Behuf der Bildung der Preista⸗ 
riffe für den ſtabilen Kataſter . 103 

Vom 22ten Oktober. 

127 Beſtimmung des Ranges und Titels der 
mediatiſirten bormals reichsſtändigen 
Fürſtenfamilien 8 N 220 

Vom 23ten Oktober. 

126 Radizirte Schankbefugniſſe dürfen nicht 
mehr Statt finden, und nur in be 
ſondern Fällen müffen ſelbe bei der 
Landesſtelle angeſucht werden . 9 222 

Vom 24ten Oktober. 

129 Beſchwerdſchriften wider Beſcheide oder 
Verfügungen der untern Richter, muͤſſen 
binnen 14 Tagen an den obern Rich, 
ter gelangen gemacht werden, wenn 
jedoch derlei Beſchwerden aus Irr- 
thum an andere Behörden gelangen, 
und bon dieſen dem Obergericht über« 
macht werden, ſind ſie bon dieſem 
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nun 
i nicht zurückzuweifen, fondern gehörig 
zu erledigen - r e 8 2225 
Vom 27ten Oktober. 

150 Erneuerung der Vorſchrift des $. 14. des 
Robothspatents vom ı6ten Juny 1786 
wornach Frohndienſte für jede Woche 
ſpäteſtenſt Sonntags ër angeſagt 
werden ſollen . g g 2235 

Vom 28ten Oktober. 


Monat November. 


151 Strafgerichtliches Verfahren, wenn mit 
einem Verbrechen die Uebertretung des 
Verboths des Waffentragens zuſam⸗ 
mentrifft . d . e 226 
Vom z2ten November. 
ı32 Die Rückkehr eines aus einem Orte ab, 
geſchaften Individuums wird für eine 
ſchwere Polizeyüͤbertretung erklärt . 227 
Vom Arten November. 
155 Auslagen für die nächtliche Beleuchtung 
bei Transportirung der Kriminal-⸗In⸗ 
quiſtten werden aus dem Kriminals 
fond beſtritten . 8 e e . 220 
Vom 7ten November. 
154 Urlauber dürfen ſich ohne Paß der Obrig— 
keit von ihrem Aufenthaltsorte nicht 
entfernen. Deren en Evidenzhal⸗ 
tung ` . 229 
Vom ızten Nobember. 
155 Bekanntmachung der Grundſätze, in wel⸗ 
chen Fällen das Invaliden⸗Venefizium 
berwirkt wird. e A . 230 
Vom "ären November. 
156 Stempelpflichtigkeit der Quittungen über 
Fuhrlohn für Baybebürfniffe zu den 
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von der Staatsverwaltung za 
tenen Straſſen N 2 232 
Vom 16ten November. 

137 Behandlung derjenigen Juden, welche in 
ihren Erwerbſteuer Erklärungen be, 
haupten, kein. Gewerb zu treiben, dann 
der jüdiſchen Faktoren n der 
Erwerbſteuer . LU . 284 

Vom 18ten November. 

158 Intereſſen⸗ Quittungen über Gemeindo> 
bligazionen müffen mit dem Siegel 
verſehen ſenn 235 

Vom ıgten November. 

159 Die Stempelbefreyung ider obrigkeitlichen 
Meldzettel, Entlaßfcheine und Inter⸗ 
zeſſionen wird auch auf Bürger in 
Städten und Märkten ausgedehnt 256 

Vom zoten November. 

140 Einfuhrsverboth des mit Farben verzier⸗ 

ten ſogenannten Dedenburger Obſtes . 237 
Vom 24ten November. 

141 Unter dem Ausdruck, den Zitronen 
Pomeranzen und Feigen äh n⸗ 
liche FTruchtgatt ungen deren 
Handel frey gegeben iſt, werden alle 
jene inländiſche Raturprodukte verſtan⸗ 
den, die mit dem allgemeinen Gat⸗ 
tungsnamen Obſt⸗ und Früchte ges 
meiniglich bezeichnet zu werden De, 
gen e . 2 237 

Vom 24ten Nadember. 

142 Bis zur Einberufung beurlaubte Militär- 
Mannſchaft gehört fortan zur geiſtli⸗ 
chen Militär⸗Jurisdikzion, muß in Ver- 
eheligungsfällen von ihren Militär- 
Seelſorgenr verkündet, und darf nur 
mit deſſen Einwilligung bon einem aus⸗ 
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wärtigen Prieſter getrauet werden. 

Wie ſich wegen Erlangung ber Hei⸗ 
rathslizenz für die Militar-Fuhrwe⸗ 
ſensmannſchaft zu benehmen Ten 288 

Vom 24ten November. 


Monat Dezember. 


145 Inſtrukzion für Dechante und Nechnungs⸗ 
leger in Bezug auf die Zenſur der 
Armen ⸗Inſtituts⸗ und Spitalsrech⸗ 
nungen . e a le 259 
Vom aten Dezember. 
144 Das fürſtliche Haus Schönburg gehört 
unter die mittelbar gewordenen ehes 
mals reichsſtändiſchen fürſtlichen Häu⸗ 
fer . 0 S R A e 249 
Vom sten Dezember. 
145 Abänderung des Poftenlaufes von Gem, 
berg nach Stry . x 249 
Vom Gren Dezember. 
146 Die Bemeſſung der Kammeraltaren für 
Gewerbsbefugniße Debt der Landes» 
ſtelle zu; dieſe Taxen müffen aber je⸗ 
desmal vor Ausübung eines ſolchen 
Befugniſſes von der be e entrich⸗ 
tet werden 0 S . 250 
Vom Gren Dezember. 
147 Erneuerung der Vorſchrift, daß Baufuͤh⸗ 
rer jede außer dem bewilligten Vor⸗ 
anſchlage ſich zeigende Mehrarbeit oder 
Gebrechen auf der Stelle e 
haben. „ 4257 
Vom 7ten Dezember. 
148 Fur die Entdeckung eines guten Beſchot⸗ 
terungsmaterials zu den Straſſen wer⸗ 
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den Remunerazienen zugefichert 252 
Vom dtem Dezember. 

149 Konſeripzions⸗ Repiſtonskommiſſionen duͤr⸗ 
fen nicht auf Koſten der Gemeinden be— 
wirthet werden, noch die Konſkrip⸗ 
zions⸗Summarien für die nien 
verfaſſen „ 252 

Vom ı2ten Dezember. 

150 Obliegenheiten des Sequeſters bei Güter 
Sequeſtrazionen, und Wirkſamkeit der 
Kreisämter nach erfolgter — 
eines Sequeſters 2 é 254 

Vom ı6ten Dezember. 

151 Partheyen find über Kommiſſionskoſten. 
erſaͤtze genau zu belehren, und da, wo 
mehrere Partheyen zuſammen erſatz⸗ 

pflichtig ſind, iſt für jede Parthey der 
auf ſelbe entfallende en Io, 
zu machen > BS 256 
Vom 23ten Dezember. 

152 Juden können wegen Pachtung und Auf⸗ 
enthalt auf Mühlen und Wirthshäu⸗ 
fern auch mit Arreſt (ott Stockſtrei⸗ 
chen beſtraft werden ` e e 258 

Vom 2dten Dezember. 

155 Herumziehende Muſikanten find rückſicht⸗ 
lich der Erwerbſteuer den Hauſirern 
gleich zu behandeln . e s 258 

Vom Soten Dezember. 

154 Jede unbeſugt auszuſpielende oder bereits 
ausgeſpielte Sache unterliegt der Kon, 
fiskazion, wenn fie bei Einleitung der 
Unterſuchung noch als vorhanden be— 
treten wird . . » 259 

Vom 5ıten Dezember. 
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1, 


Errichtung der Wegmauth, zu Gaje im 
Samborer, und der Bruͤcken⸗Mauth zu 
Zawadow im Stryer Kreiſe. 


Mit dem hohen Hofkammerdekrete vom 18. Dezember 
1824 Zahl 49674/3481 ift die Errichtung der Wegmauth 
zu Gaje Samborer Kreiſes, für 2 Meilen, und der 
Brückenmauth nach dem Tariffe der erſten Klaſſe zu Za⸗ 
wadow Stryer Kreiſes, angeordnet worden. 

Was hiermit zur allgemeinen Kenntniß mit dem 
Beiſatze gebracht wird, daß die Weg und Bruͤcken— 
Mauth in den denannten Orten dom 1. März l. J nach 
den Grundſätzen der Kreisſchreiben vom 15. Juny 1821 
Zahl 51269 und vom 7. März 1825 Zahl 11570 werde 
eingehoben werden. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom Aten Jaͤnner 1825 Gub. 
Zahl 75655 ex 1824. 


2 


Handelsleute follen ihre Waarenartikel in 
öffentlichen Verſchleißgewoͤlbern dem Pu⸗ 
blikum zum Kaufe anbieten. 


Die hohe Hofkammer hat mit dem Dekrete vom zgten 
November v. J 3.45174 erklärt, daß obgleich eine aus- 
drückliche Vorſchrift nicht deſtehet, welche den Handels« 
leuten zur Pflicht machen wuͤrde, ihre im Handel ge— 
führten Waaren-Artikel in öffentlichen Verſchleiß⸗Gewol⸗ 
bern dem Publikum zum Kaufe anzubieten, ſich doch 
aus dem Begriffe einer ordentlichen Detailhandlung ergebe, 
daß dieſelbe, die ein Unternehmen zum Betriebe eines 
Prov. Geiſetzſ. von Galizien 1825. A 
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offenen Handels an einem beſtimmten Orte und unter 
einer angenommenen Firma iſt, mit der Haltung eis 
nes öffentlichen Verſchleißgewölbes verbunden ſeyn müſſe. 
Der Magiſtrat wird hievon auf den Bericht vom 
27ten April v. J. Zahl 10686. mit dem Auftrage in 
die Kenntniß geſetzt, darüber zu wachen, daß ordentli— 
che Waarenhandlungen in öffentlichen Verſchleißgewöl⸗ 
bern betrieben, und dje Partheyen, die ſich hievon aus⸗ 
nehmen wollten, dazu angehalten werden. 
Gubernial-Dekret vom uten Jänner 1825. Gub. Zahl 
72111 ex 1824. 


GE 


Meldzettel und Entlaßſcheine, welche den 
Unterthanen bei Vereheligungen und bei 
Entlaſſungen von einer Obrigkeit zur an— 
deren ausgefertiget werden, find Stem— 
pelfrei. 


Une eine vorgekommene Anfrage: ob die den Unter, 
thanen zur Vereheligung von den Obrigkeiten zu erthei— 
lenden Meldzettel, dem Stempel unterliegen, hat die 
k. k. allgemeine Hofkammer unterm 25ten Oktober 1824 
zu entſcheiden befunden, daß, da die Meldzettel und 
Entlaßſcheine welche in Galizien den Unterthanen bei 
Vercheligungen und dei Entlaſſungen von einer Obrig— 
keit zur anderen ausgefertiget werden, als eine auf dem 
Patente wegen Aufhebung der Leibeigenſchaft, dann auf 
dem Werbbezirks⸗Syſteme beruhende Maßregel zu bes 
trachten find, fie auch den von Stempel befreiten Meld— 
zetteln, welche der $. 9. Lit. a. des Stempelpatents vom 
Sten Oktober 1802 bezeichnet, gleich geſtellt werden 
müſſen, und daß diefes auch für jene Provinzen zu gel⸗ 
ten habe, in welchen die Ausfertigung und Ausgabe 
Meter beiderlei Meldzettel durch das Patent wegen Auf⸗ 
hebung der Leibeigenſchaft und das Konſkripzionsſyſtem 
wirklich vorgeſchrieben iſt; und daß es daher von der in 


* 


et ` d ge 


dem an die Regierung in Deſterreich ob der Ens erlaſ⸗ 
fenen Hofdekrete vom roten Februar 1803 3. 5517-550 
Nro. 2. und 3. enthaltenen Weiſung in Betreff der Stem— 
plung dieſer amtlichen Ausfertigung abzukommen habe. 
Wovon ſämmtliche Kreisämter zu Folge h. Hof— 
kanzley-Erlaſſes vom 25ten November 1824 3. 54589. 
zur Verſtändigung der unterſtehenden Obrigkeiten in die 
Kenntniß geſetzt werden. 
Gubernial-Verordnung vom 17ten Jänner 1825. Gub. 
Zahl 71982. ex 1824. 


4. 
Inſtrukzion zur Verfaſſung der jährlichen 
Rechnungseingaben, rechnungspflichter 
Staͤdte und Maͤrkte. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 21ten v. M. Zahl 
37447. iſt der Landesſtelle eine umſtändliche Inſtrukzion 
ſammt fünf Formularien zur Verfaſſung der jährlichen 
ſtädtiſchen Nechnungseingaben mit dem Auftrage zuge— 
kommen, dieſelben den Magiſträten der rechnungspflich— 
tigen Städte und Märkte zur genaueſten Darnachachtung 
hinauszugeben. 

Zur Erzielung der Gleichförmigkeit, und zur Ge— 
winnung der Zeit, läßt man ſowohl die Inſtrukzion, 
als auch die Formularien der Ausweife, nämlich: des 
ſummariſchen Nechnungs-Abſchuſſes ſammt dem Ber» 
mögens⸗Inventarium und des Präliminars nebſt der 
Beſoldungstabelle und Vermögensbilanze — und außer— 
dem auch noch dieſe 5 Ausweiſe mit unausgefüllten Ru» 
briken zum Verbrauche nach den Formularien für die 
Stadt» und Markt» Saiten, hierorts in Druck legen, — 
dieſelben werden nach bewirktem Drucke von der k. k. 
Gubernial-Expedits-Direkzion unmittelbar an das k. 
Kreisamt in der nöthigen Zahl von Exemplarien über— 
mittelt werden, um die dortkreiſtigen Magiſträte, und 
Kämmereyen gegen die feiner Zeit von ihnen einzubrins 
genden Druck⸗Köſten, damit zu EES 
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Nachdem aber dieſe Nechnungs-Eingaben für das 
Militärjahr 1825 ſchon mit GubernialsBerordnung vom 
voten v. M. Zahl 71250 betrieben wurden, und man 
daher vorausſetzen muß, daß dieſelben für Heuer bei den 
meiſten Stadt- und Markt⸗Kaſſen ſchon zu Stand gr, 
bracht ſeyn werden; ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß 
die bereits fertigen Eingaben deshalb nicht aufzuhalten, 
ſondern ohne Verzug einzuſenden ſeyen, von der ge— 
druckten Inſtrukzion, und den gedruckten Ausweiſen da- 
gegen, erſt für die Zukunft der abgeſehene Gebrauch 
zu machen ſeyn werde. 

Gubernial- Verordnung vom Aren Jänner 1825 Gub. 

Zahl 1407. 


Inſtrukzion. 
Für die Städte und Märkte in der Provinz 
zur Verfaſſung der jährlichen Rechnungs⸗ 
eingaben. 


Die rechnungspflichtigen Ortſchaften haben nach beftes 
henden Vorſchriften jährlich folgende Rechnungsſtücke 
vorzulegen: 

I. Den ſummariſchen Rechnungsabſchluß nach dem 
Formulare A. 

II. Das Vermögensinventar nach dem Formulare B. 

III. Das Präliminarſyſtem nach dem Formulare C. 

IV. Den Beſoldungsausweis nach dem Formulare 
D. und 

V. Die Vermögensbilanz nach dem Formulare E. 


L, 
Summariſcher Rechnungs abſchluß. 
5 1. 
Der Rechnungsabſchluß iſt das Summarium der 


Haupt- oder Kaſſieramtsrechnung ſelbſt, und muß das 
her ſummariſch folgende Beſtandtheile enthalten: 


a) Alle im vorhergegangenen Jahre verbliebenen Aktiv. 
und Paſſibrückſtände; 

b) Die kurrente Empfangs- und Ausgabsſchuldigkelt. 

c) Den wirklichen Empfang, und die wirkliche Aus- 
gabe, endlich 

d) Die Aktiv- und Paſſibrückſtände mit Ende des 


Jahrs. 
SE” 


In welcher Form der ſummariſche Rechnungsab⸗ 
ſchluß zu verfaſſen ift, zeiget das Formular A nach pel, 
chem ſowohl bei der Einnahme, als bei der Ausgabe 8 
Kolonnen zu eröffnen ſind. 

Darin iſt anzuführen, und zwar: 

In der 1. Die laufende Zahl der einzelnen Gm, 
pfangs⸗ und Ausgabspoſten. 

In der 2. Die einzelne Empfänge, und Ausgaben 
ihrer Benennung nach. 

In der 3. Die mit Ende des vorhergegangenen 
Jahres verbliebenen Aktiv- und Paſſiprückſtände. 

In der 4. Derjenige Betrag der Empfangs- und 
Ausgabspoſten, welcher für das laufende Jahr als Eins 
nahme» und Ausgabsſchuldigkeit berechnet wurde, und 
daher hätte eingenommen oder ausgegeben werden 
ſollen. 

In der 5. Die Summe der im 5. und 4. Kolon« 
ne aufgeführten Beträge. 

In der 6 Derjenige Betrag, welcher von der ge- 
ſammten Empfangs- und Ausgabsſchuldigkeit wirklich 
eingegangen, oder ausgegeben worden iſt. 

In der 7. Derjenige Betrag, welcher ſich nach Ab⸗ 
zug des in der 6. Kolonne eingeſtellten Betrages von 
jenem der 5. Kolonne ergibt, und den wirklichen Nück⸗ 
ſtand mit Ende des Jahres ausmacht; endlich 

In der 3. Die Urſachen der verbliebenen Aktiv 
und Paſſiv⸗Nückſtände, und die ſonſtigen Anmerkungen. 

Es verſteht ſich hier von ſelbſt, daß für jene Em⸗ 
pfänge und Ausgaben, welche unter die im Muſter nur 
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Nachdem aber dieſe Nechnungs⸗Eingaben für das 
Militärjahr 1825 ſchon mit Gubernial⸗Verordnung vom 
12ten b. M. Zahl 71250 betrieben wurden, und man 
daher vorausfegen muß, daß dieſelben für Heuer bei den 
meiften Stadt- und Markt⸗Kaſſen ſchon zu Stand ges 
bracht ſeyn werden; ſo verſteht es ſich von felbſt, daß 
die bereits fertigen Eingaben deshalb nicht aufzuhalten, 
ſondern ohne Verzug einzuſenden ſeyen, von der ge— 
druckten Inſtrukzion, und den gedruckten Ausweiſen Dog, 
gegen, erſt für die Zukunft der abgeſehene Gebrauch 
zu machen ſeyn werde. 

Gubernial- Verordnung vom ꝛ4ten Jänner 1825 Gub. 

Zahl 1407. 


Inſtrukzion. 
Fuͤr die Städte und Maͤrkte in der Provinz 
zur Verfaſſung der jaͤhrlichen Rechnungs⸗ 
eingaben. 


Die rechnungspflichtigen Ortſchaften haben nach beſte⸗ 
henden Vorſchriften jährlich folgende Rechnungsſtücke 
vorzulegen: 

I. Den ſummariſchen Rechnungsabſchluß nach dem 
Formulare A. 

II. Das Vermögensinventar nach dem Formulare B. 

III. Das Präliminarſyſtem nach dem Formulare C. 

IV. Den Beſoldungsausweis nach dem Formulare 
D. und 

V. Die Vermögensbilanz nach dem Formulare E. 


E 
Summariſcher Rechnungs abſchluß. 
§. 1. 
Der Rechnungsabſchluß iſt das Summarium der 
Haupt» oder Kaſſieramtsrechnung ſelbſt, und muß das 
her ſummariſch folgende Beſtandtheile enthalten: 


a) Alle im vorhergegangenen Jahre verbliebenen Aktiv- 
und Paſſivrückſtände; 

b) Die kurrente Empfangs- und Ausgabsſchuldigkeit. 

c) Den wirklichen Empfang, und die wirkliche Aus⸗ 
gabe, endlich 

d) Die Aktiv- und Paſſibrückſtände mit Ende des 


Jahrs. 
Ge 


In welcher Form ber ſummariſche Rechnungsab⸗ 
ſchluß zu verfaſſen iſt, zeiget das Formular A nach gel, 
chem ſowohl bei der Einnahme, als bei der Ausgabe 8 
Kolonnen zu eröffnen ſind. 

Darin iſt anzuführen, und zwar: 

In der 1. Die laufende Zahl der einzelnen Em⸗ 
pfangs⸗ und Ausgabspoſten. 

In der 2. Die einzelne Empfänge, und Ausgaben 
ihrer Benennung nach. 

In der 3. Die mit Ende des vorhergegangenen 
Jahres verbliebenen Aktiv- und Paſſivruͤckſtände. 

In der 4. Derjenige Betrag der Empfangs- und 
Ausgabspoſten, welcher fir das laufende Jahr als Eins 
nahms⸗ und Ausgabsſchuldigkeit berechnet wurde, und 
daher hätte eingenommen oder ausgegeben werden 
ſollen. 

In der 5. Die Summe der im 5. und 4. Kolon« 
ne aufgeführten Beträge. 

In der 6 Derjenige Betrag, welcher von der ge- 
ſammten Empfangs- und Ausgabsſchuldigkeit wirklich 
eingegangen, oder ausgegeben worden iſt. 

In der 7. Derjenige Betrag, welcher ſich nach Ab⸗ 
zug des in der 6. Kolonne eingeſtellten Betrages von 
jenem der 5. Kolonne ergibt, und den wirklichen Nück— 
ſtand mit Ende des Jahres ausmacht; endlich 

In der 8. Die Urſachen der verbliebenen Aktiv» 
und Paffın -Rüdftände, und die fonftigen Anmerkungen. 

Es verſteht ſich hier von felbft, daß für jene Ems 
pfänge und Ausgaben, welche unter die im Muſter nur 


— 


beiſpielweiſe angezeigten Rubriken nicht füglich 
eingeſtellt werden können, neue Rubriken zu eröffnen 
ſeyn werden, wobei beſonders erinnert werden muß, daß 
die Rubrik: verſchiedene Empfänge, und Aus⸗ 
gaben ſoviel möglich beſeitiget werden müſſe. 

Sollten einige Empfänge und Ausgaben vorkom— 
men, welche wirklich unter keine der beſtimmten Nubri— 
ken gebracht werden könnten, und daher unter den vers 
ſchiedenen Empfängen und Ausgaben ein⸗ 
geſtellt werden müßten, ſo ſind dieſelben in beſonderen 
Ausweiſen, wozu die Formulare Litt. A. und B. dem 
ſummariſchen Rechnungsabſchluße zuliegen, ſpezifiſch aufe 
zuführen. * 

Uebrigens iſt die bei den Kolonnen 5. 4. 5. 6. und 
7. eröffnete Unterkolonne »W. W. « nur von jenen Ort— 
ſchaften zu eröffnen und auszufüllen, wo das Papier— 
geld noch die geſetzlich zirkulirende Währung iſt; dort 
aber wo bloß E. M. zirkulirt, iſt auch nur für dieſe die 
Kolonne E. M. zu eröffnen und auszufüllen. Dieſes 
hat auch den übrigen Nechnungsſtücken zu gelten. 


8 

Diefes gilt auch, wo im Rechnungsabſchluße beim 
Empfange und bei der Ausgabe keine Schuldpapiere vor— 
kommen, daher die Nechnung bloß mit baarem Gelde 
abgeſchloſſen, und alles, was auf die Veränderung des 
Kapitalienſtandes Bezug nimmt, im Vermögensinven— 
tar genau erſichtlich gemacht werden muß. 

A. 

Kommen in der Rechnung und daher auch im Rech— 
nungsabſchluſſe neu aufgenommene Kapitalien 
vor, ſo muß in der 8. Kolonne die Gubernialverord— 
uung, mit welcher die Bewilligung zur Kapitalsaufnah— 
me erfolgte, angeführt werden. 

Für die Vorſchüſſe gegen Erſatz find im 
Rechnungsabſchluſſe ſowohl beim Empfange als bei der 
Ausgabe zwei Rubriken zu eröffnen, und derſelben die im 


d 
Formulare A. angezeigte Berufungen beizufügen, go, 
bei aber zu bemerken iſt, daß derjenige Betrag, welchen 
das Kammeramt oder Stadtkaſſe als Vorſchuß aufnimmt, 
beim Empfange unter der Rubrik: »er haltene Vor⸗ 
fhüffe« in der 4. 5. und 6. Kolonne aufgeführt, zu» 
gleich aber auch bei der Ausgabe unter der Rubrik: 
»zurückbezahlte Vorſchüſſe« in der 4. und 5, 
und wenn hieran im Laufe des Jabrs nichts eingegan⸗ 
gen iſt, in der 7. Kolonne als Rückſtand ausgewieſen 
werden muß 

Umgekehrt, wenn von dem Kammeramte oder Stadts 
kaſſe einer andern Kaffe oder einem Privaten ein Vor— 
ſchuß geleiſtet wird, iſt ſolcher bei der Ausgabe unter 
der Rubrik: »geleiſtete Vorſchüſſe« in der 4. 
5. und 6. Kolonne, zugleich aber auch beim Empfange 
unter der Rubrik: »zurückbezahlte Vorſchüſſes 
in der 4. und 5., und wenn hievon im Laufe des Jah- 
res nichts abgeſtattet wurde, in der 7. Kolonne als Nück⸗ 


ſtand aufzuführen. 
e 6, 


Für die Vorſchüſſe gegen Verrechnung 
iſt nach dem Formulare A. eine eigene Rubrik zu ere 
Öffnen, und in der 8. Kolonne genau anzugeben, zu 
welchem Zwecke dieſelben geleiftet wurden; im Vermö— 
gens » Inventar aber müffen dieſe Vorſchüſſe beim Ak—⸗ 
tibſtande unter der Rubrik der Aktivrückſtände, ſo lange 
ſte nicht verrechnet worden ſind, und zwar vor den 
Kolonnen 5 und 4 in Vormerkung gehalten werden. 

Iſt die Verrechnung geſchehen, und dabei eine 
größere Verwendung d. i. eine Guthabung des Rech— 
nungslegers ausgewieſen worden, fo iſt dieſe im Se, 
nungsabſchluſſe unter der nach dem Zwecke der Vor— 
ſchußleiſtung dafür beſtimmten Ausgabsrubrik erſichtlich 
zu machen; bei einer kleineren Verwendung des ge— 
leiſteten Vorſchußes aber der Nückerſatz des erübrigten 
Geldbetrages mit Berufung auf diejenige Rubrik des 
Rechnungsabſchluſſes, bei welcher der verrechnete Vor⸗ 
ſchuß in Ausgabe erſcheinet, in Empfang zu ſtellen. 


Ss. 7. 

gür die in baarem Gelde eingehobenen 
und zurückbezahlten Kauzionsbeträge find 
im Rechnungsabſchluſſe beim Empfange und bei der 
Ausgabe eigene Rubriken zu eröffnen, bei welchen ans» 
merkungsweiſe die Berufung auf das Vermögensinven— 
tar gemacht werden muß, in welchem dieſelben bis zu 
ihrer Zurüͤckzahlung ſowohl beim Aktiv- als Paſſioſtande 
vor den Kolonnen 5 und 4 in Vormerkung ges 
halten werden muͤſſen. 


Da ferner der eingehobene baare Kauzionsbetrag 
im Rechnungsabſchluſſe auch unter dem ſchließlichen Kaſ⸗ 
ſereſte begriffen ſeyn muß, fo iſt hierüber in der 8. Ko⸗ 
lonne auf die im Formulare A. angegebene Art die 
nöthige Bemerkung beizufügen und in dem künftigen 
Rechnungsabſchluſſe der mit Schluß des vorhergegange⸗ 
nen Jahres verbliebene Kaſſereſt nach gezogener Summe 
der kurrenten Einkünfte mit den Worten einzuſtellen: 
»Hierzu den anfänglichen baaren Kaſſe— 
reft mit Ein rechnung des nach dem Rech⸗ 
nungsabſchluſſe vom Jahre 1824 einge⸗ 
hobenen Kauzionsbetrages von z. B. 60 fl. 
W. W. mit. 

Wenn aber die eingelegte Kauzion nicht in baarem 
Gelde ſondern in Schuldpapieren beſteht, ſo iſt der 
Kapitalsbetrag nicht im Nechnungsabſchluſſe auszumeis 
fen, fondern blos im Vermögensinventar beim Aktiv- 
und Paffipſtande vor den Kolonnen 3 und 4 et, 
ſichlich zu machen. 

Ueberhaupt muͤſſen die zum Stammvermögen ges 
hörigen Aktivfapitalien, fo wie die auf der Kammerkaſſe 
oder Stadtkaſſe laſtenden Pafjivfapitalien von den Zou, 
zionskapitalien im Vermögens⸗Juventar gehörig getrennt, 
und die dießfälligen Intereſſen im Rechnungsab⸗ 
ſchluſſe von einander genau ausgeſchieden werden, 
worüber in den Anmerkungskolonnen die nöthigen Auf⸗ 
klärungen ſeyn müſſen. 
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d ` Be 

Die eingezahlten Kaufſchillingsgelder für 
verkaufte Realitäten und Jurisdikzionen, dürfen ohne 
höhere Bewilligung nicht zur Beſtreitung der kurrenten 
Bedürfniffe verwendet, ſondern müffen ihrer Beſtim— 
mung nach zur Ergänzung des Stammvermögens jeder- 
zeit fruchtbringend angelegt werden, worüber in der 8. 
Kolonne des Rechnungsabſchlußes die nöthigen Bemer⸗ 
kungen beizufügen ſind. 

Lé 9. 

Wenn auf die angezeigte Art alle Kollonnen aus- 
gefüllt find, fo wird zum Abſchluſſe des Rechnungser- 
traktes geſchritten, welches auf folgende Weiſe geſchieht: 

Zuerſt werden ſowohl beim Empfange, als auch 
bei der Ausgabe die in den Kolonnen 3, 4, 5, 6, 
und 7 eingeſtellten Beträge; und zwar von jeder Ko» 
lonne für ſich beſonders addirt. 

Sp dieſe Addizion vollendet, fo wird der nach dem 
Nechnungsabſchluſſe vom vorhergegangenen Jahre ver— 
bliebene baare Kaffareft unter die Summe der wirkli— 
chen Empfaͤnge (6. Kolonne) gefegt, mit welcher bet, 
ſelbe vereinigt die Hauptſumme aller Einnah⸗ 
me darſtellt. 

Eben ſo wird auch unter die Summe der wirklichen 
Ausgaben (6. Kolonne) der mit Ende des Jahres ver» 
bliebene baare Kaſſereſt geſtellt, welcher mit dieſer ver— 
einigt die Hauptſumme aller Ausgaben 
bildet, die zum Beweiſe der Nichtigkeit des Nechnungs— 
abſchlußes der Hauptſumme aller Einnahmen vollkom⸗ 
men gleich ſein muß. 


II. 
Ser 
Sl. 
Das Inventar ift der Ausweis über den Vermös 
gensſtand einer Stadt, oder eines Marktes. 
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Da ſich dieſer in das Aktiv⸗ und Paffinvermögen 
theilet, ſo iſt auch beides in das Inventar aufzunehmen. 
S. 2, 

Die Form, in weicher das Inventar zu verfaſſen 
iſt, zeiget das Formulare B. 

Rach demſelben find ſowohl für den Aktiv- als auch 
für den Paſſipſtand 5 Kolonnen zu eröffnen. 

Darin iſt aufzuführen und zwar: 

In der 1. Die laufende Zahl der einzelnen Be— 
ſtandtheile des Aktib⸗ und Pafſibvermögens. 

In der 2. Die Beſtandtheile des Aktib⸗ und Paſ— 
ſivvermögens ihrer Benennung nach. 

In der 3. Der Kapitalswerth des Aktib- und ot, 
ſivvermögens nach den einzelnen Theilen ei- 
ner jeden Gattung desſelben in Conb. Münze und W. W. 

In der 4. Der Betrag der einzelnen Theile des 
eingeſtellten Aktiv» und Paſſivvermögens einer jeden 
Gattung im Ganzen ſowohl in C. M. als auch in 
W. W. und 

In der 5. Die Urſachen der Abweichungen von 
den Anſätzen der einzelnen Theile des Aktiv- und Paſ— 
fivftandes nach dem Inventar vom vorhergegangenen 
Jahre. 

Hiebei kömmt zu bemerken, daß die auf Conv. 
Münze lautenden öffentlichen Staatskreditspapiere, und 
eben fo die auf C. M. lautenden Privatſchuldbriefe 
abgefondert von jenen auf W. W in der dafür eröffne> 
ten Unterkolonne »Conv. Münze“ aufzuführen find, 
welches auch von den Paflivkapitalien zu gelten hat. 

. 
A. Aktiv vermögen. 

Zu dem Aktivbermögen gehören: 

a) Die Aktipkapitalien. 

p) Der Werth der Realitäten. 

c) Der Werth der Jurisdikzionen. 
d) Der Werth der Raturalvorräthe. 
e) Der Werth der Materialborräthe. 


f) Det Werth der Mobilien und Fahrniße, worunter 
alle Geräthſchaften; Werkzeuge, Kanzley⸗Negiſtra— 
turs-Archibseinrichtungsſtücke u. ſ. w. verſtanden 
werden. 

, 8) Die Ativrüdftände und 

hi Der baare Kaſſareſt nach dem Rechnungsabſchluße 
des letzten Jahres nach welchem 

i) Die eingelegten Kauzionskapitalien vor den Ko⸗ 

lonnen 3 und 4 aufgeführt werden muſſen. 
Hiebei kömmt zu bemerken: 
zu a. 

Die Aktibkapitalien find alle einzeln nach ihrer Gat— 
tung d. i. entweder als öffentliche oder als Privataktiv⸗ 
kapitalien, und zwar: die erſteren nach ihrer Benennung 
als Aerarial-Domeſtikal-Wiener-Stadt-Bankoobliga— 
zionen u. ſ. w. mit Anführung der Prozenten, des Da— 
tums der Zahl und des Betrages der Obligazion, und 
die letzteren mit Angabe des Schuldners, des Datums, 
der Perzenten und des Betrages anzuſetzen. 

zu b und ce, 

Diejenigen Realitäten, welche in Kataſtern, 
oder Grundbüchern eingetragen ſind, behalten immer 
den dort eingetragenen Werth, jene aber, welche in 
öffentlichen Büchern nicht enthalten find, muͤſſen fo wie 
die Juris dikzionen nach einem öjährigen Erträg— 
nißdurchſchnitte in einem zu 5pCt. berechneten Kapi— 
talswerthe in jener Währung angefchlagen werden, in 
welcher die Betrage eingefloſſen ſind, wozu jedoch nicht 
der wirkliche Empfang in den 6 Jahren, ſondern die 
kurrente Empfangsſchuldigkeit aus der 4. Kolonne des 
Rechnungsabſchluſſes anzunehmen iſt. 

Der hiernach berechnete Werth darf ſodann nicht 
mehr abgeändert werden; es ſey dann, daß dabei wirk— 
lich erhebliche Veränderungen vorfallen, bei welchen ins 
mer die Gründe des neu angefegten Werthes in der An— 
merkungskolonne des Inventars angeführt werden muͤſſen. 

Da ſich übrigens der Fall ergeben kann, daß ein 
und daſſelbe Gefäll in zwei verſchiedenen Währungen 


einfließt, fo iſt zwar in einem ſolchen Falle das Erträg⸗ 
niß in W. W. bor den Kolonnen 5 und 4 anzu- 
ſetzen, jedoch nach dem Kurſe zu 250 auf Conb Münze 
zurückzuführen, der ſich fodann ergebende Betrag zu 
dem in Conb. Münze ausgewieſenen Erträgniße zu 
ſchlagen, von beiden zuſammen der Kapitalswerth zu 
5 pEt. zu berechnen, und dieſer letztere in der für das 
Konvenzionsgeld eröffneten Unterkolonne einzuſtellen. 
zu d, e und f. 

Die Naturalvorräthe find nach ihren Got, 
tungen mit dem Marktdurchſchnittspreiſe, die Mate 
rialborräthe mit dem Erzeugungspreife, und die 
Mobilien und Fahrniſſe mit einem Drittel ihres 
Werthes in Anſchlag zu bringen, und von jenen Ort— 
ſchaften, wo Conv. Münze zirkulirt, in Münze, von 
jenen aber, wo das Papiergeld die geſetzliche Währung 
iſt, in W. W. auszumeifen. 

H. 4. 
B. Paſſibbver mögen. 
Zu dem Paſſibvermögen gehören: 
a) Die Paſſipkapitalien, und 
bp) Die Paſſivrückſtände, nach welchen 
c) Die eingezahlten Kauzionskapitalien vor den Kos 
lonnen 5 und 4 aufgeführt werden müffen. 
u 8. 

Die Paſſivkapitalien find alle einzeln nach 
ihrer Gattung mit Anführung des Gläubigers, Datums 
und der Perzenten, die Paſſivprückſtände aber nach 
dem Rechnungsabfchluſſe des letzten Jahres in das Inden⸗ 
tar aufzunehmen 

Da Dr 


Sind auf die angedeutete Art alle Kolonnen rich, 
tig ausgefüllet, fo wird das Inventar abgeſchloſſen, 
welches auf folgende Art geſchieht: 

Zuerſt werden die in der 4. Kolonne eingeſtellten 
Beträge des Aktiv und Paſſidſtandes addirt. Die 
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Summen zeigen den Stand des geſammten Aktiv» und 
Paſſivvermögens, aus deren beiderſeitigen Vergleichung 
das mit Schluße des Jahres vorhandene reine Als 
tivvermögen, und zwar in jenen Währungen, in 
welchen die einzelnen Vermögenszweige im Inventar 
eingeſtellt ſind, hervorkömmt. 


§. 7. 

Tritt aber der Fall ein, daß in einer oder der one 
dern Währung der Paſſipſtand größer ausfällt, fo müßte 
es am Schluße des Inventars heißen: »Bei Verglei⸗ 
chung mit dem Paſſipſtande von — zeigt 
ſich ein reines Aktivvermogen von — z. B. 
Conv. Ze dagegen eee 
bon — W. 


III. 
Praͤliminarſyſtem. 


§. 1. 

Unter dem Präliminarſyſteme verſteht man den ta⸗ 
bellariſchen Ausweis über die, muthmaßlichen Einnah⸗ 
men und Ausgaben im fünftigen Jahre, wozu der ſum— 
mariſche Rechnungsabſchluß die Grundlage bildet. 

8425 

Es muͤſſen daher die Empfangs- und Ausgabsrus 
briken im Präliminarſyſteme in eben der Ordnung auf— 
geführt werden, in welcher fie im ſummariſchen Rech» 
nungsabſchluſſe erſcheinen. 


. As 
Die Form, in welcher das Präliminarſyſtem zu 
verfaffen iſt, zeiget das Formulare C. nach welchem Io, 
wohl für die Einnahmen, als auch für die Ausgaben 
6 Kolonnen zu eröffnen find. 
Die 1. Die laufende Zahl jeder einzelnen Ems 
pfangs⸗ und Ausgabspoſt. 
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Die 2. Die einzelnen Empfangs e und Ansgabs⸗ 
poften ihrer Benennung nach. 

Die 5. Die kurrente Empſangs⸗ und Ausgabs⸗ 
ſchuldigkeit aus der 4. Kolonne des egen gel 
vom verfloſſenen Jahre. 

Die 4. Die für das nächfte Jahr angetragenen 
Einnahmen und Ausgaben. 

Die 5. Denjenigen Betrag, um welchen die in 
den vorbenannten zwei Kolonnen 5 und 4 eingeftellten 
Beträge von einander unterſchieden find. 

Die 6. Die Urſachen des in der 5. Kolonne auf— 
geführten Unterſchiedes d. i., des in Antrag gebrachten 
höhern oder minderen Ertrages, und erforderlichen 
Aufwandes gegen die Einnahm- und Ausgabsſchuldig— 
keit nach dem Rechnungsabſchluße oder der vorgenom— 
menen Durchſchnittsberechnung. 

8 

Die Empfänge und Ausgaben find entweder ots 
dentliche oder außerordentliche, und erftere entweder be, 
ſtimmte oder unbeſtimmte. 

Die ordentlichen, oder fogenannten firirten Em» 
pfänge und Ausgaben find ſolche, welche ſich beſtimmt 
vorausfehen laſſen, und wo man Zeit und Größe im 
voraus beſtimmen kann. 3. B. Aktivintereſſen, Penſio⸗ 
nen u. ſ. w. dieſe müſſen daher mit ihren ſchon im 
vorausbekannten Beträgen angetragen werden. 

Die ordentlichen jedoch unbeſtimmten ſind ſolche, 
von welchen man zwar die Zeit beſtimmt weiß, aber 
ihre Größe nicht kennt, oder umgekehrt z B. Einnah— 
men an Gerichtstaxen, Ausgaben auf Kanzleyrequiſiien, 
Baureparaturen u. ſ. w. 

Die außerordentlichen endlich ſind ſolche, von wel— 
chen ſich weder Zeit noch Größe beſtimmen laſſen. So— 
wohl dieſe, als auch die ordentlichen unbeſtimmten ſind 
nach dem Durchſchnitte der drei letzten Jahre zu prälimi⸗ 
niren, wenn nicht beſondere Umſtände eintreten, welche 
die Anträge nach der vorgenommenen Durchſchnittsbe⸗ 
rechnung unzuläſſig machen. 


§. . 

Sind alle Poſten in die für jede derſelben beſtimmte 
Kolonne eingetragen, fo wird zum Abſchluße des Präli⸗ 
minarſyſtems geſchritten. 

Dabei iſt auf folgende Weiſe vorzugehen: 

Zuerſt werden die in den Kolonnen 3, 4 und 5 
eingeſtellten Betrage und zwar von jeder Kolonne fuͤr 
ſich beſonders addͤrt. 

Iſt dieß geſchehen, fo wird die Summe der Gin: 
nahmen aus der 4. Kolonne mit jener der Ausgaben 
gleichfalls aus der 4. Kolonne verglichen, und hiernach 
der dießfällige Kurrentüberſchuß oder Kurrentabgang für 
das nächſte Jahr entziffert. 

Da aber die nach dem Rechnungsabſchluße vom 
vorhergegangenen Jahre verbliebene Aktiv- und Paſſib— 
rückſtände, dann der baare Kaſſereſt die ſicherſte Grund— 
lage zur Beurtheilung liefern, ob alle Erforderniße des 
folgenden Jahres ihre vollkommene Bedeckung zu hoffen 
haben, fo müffen auch dieſe in das Präliminarſyſtem 
nach gezogener Summe der kurrenten Empfänge und 
Ausgaben aufgenommen, und nach dieſen Einſtellungen 
der für das nächſte Jahr zu erwartende Geſammtüber— 
ſchuß oder Abgang erſichtlich gemacht werden, welches 
auf folgende Art geſchieht: 

Es werden zur Summe der Einnahmen in der 4. 
Kolonne des Präliminarſyſtems nach der im Formulare 
C. enthaltenen Vorſchriſt die nach dem Rechnungsab— 
ſchluße vom verfloſſenen Jahre verbliebenen Aktivrück— 
ſtände, und der baare Kaſſereſt, und eben ſo zur Sum— 
me der Ausgabe in der 4. Kolonne die mit Ende des 
vorausgegangenen Jahres verbliebenen Paſſivrückſtände 
addirt. 

Der nach beiderſeitiger Vergleichung dieſer Aktib— 
und Paſſibſummen herkommende Unterſchied zeiget das 
für das e ge Jahr zu erwartende ſchließliche Vermö⸗ 
gensreſultat. 


IV. 
Beſoldungstabelle. 
§. 1. 

Unter der Beſoldungstabelle verſteht man den Aus⸗ 
weis über diejenigen Auslagen, welche eine Stadt, oder 
ein Markt an Beſoldungen, Beſtallungen, Löhnungen 
für mindere Diener, Penſionen, Provifionen, Deputaten, 
und ſonſtigen Genüffen zu beſtreiten hat. 

+ Ds 

In welcher Form die Beſoldungstabelle zu verfafs 
ſen iſt, zeigt das Formulare D. nach welchem dieſelbe 
7 Kolonnen enthalten muß. 

Darinn iſt aufzufuͤhren, und zwar: 

In der 1. Die laufende Sahl der Dienſtesſtellen. 

In der 2. Die Dienſtesſtellen ihrer Benennung nach. 

In der 5. Die kurrente Ausgabsſchuldigkeit aus 
der 4. Kolonne des Rechnungsabſchlußes vom verfloſſe⸗ 
nen Jahre. 

In der 4. Die präliminirte Schuldigkeit für das 
folgende Jahr. 

In der 5. und 6. Die Deputate und ſonſtige Ges 
nüße im verfloſſenen, und künftigen Jahre, endlich 

In der 7. Die Urfachen der Abweichungen der 
eingeſtellten Summen nach dem Präliminarſyſteme Don 
jenen aus der 4. Kolonnen des Rechnungsabſchluſſes. 

Jede Gattung dieſer Auslagen muß unter eine Sum⸗ 
me gebracht werden, worauf ſowohl im Rechnungsab⸗ 
ſchluße, als auch im Präliminarſyſteme die nöthigen 
Berufungen nach der in den Formularien A. und C. 
erhaltenen Vorſchrift zu machen ſind. 

N 
Vermödgensbilanz. 
§. 1. 

Die Vermögensbilanz beſteht bei den I. F. Ort 

ſchaften bloß in der einfachen ſummariſchen Vergleichung 


des im Inventar ausgewieſenen reinen Aftivdermögens 
mit jenem, welches nach dem Präliminarſyſteme für 
das folgende Jahr angehoffet wird. Dieſe iſt nach dem 
Formulare E. zu verfaſſen. 
N 

Da ſich nun das reine Aktivermögen eines Jahres 
in dem darauf folgenden Jahre bloß um den pralimis 
nirten Kurrentüberſchuß oder Kurrentabgang vermehren 
oder vermindern kann, ſo muß auch die dießfällige Ver⸗ 
mögensbermehrung oder Verminderung immer dem im 
Präliminarſyſteme ausgewieſenen kurrenten Ueberſchuße 
oder Abgange gleich ſeyn; es ſey denn, daß in das 
Präliminarſyſtem von den bereits im Vermoͤgensinven- 
tar enthaltenen Aktiv- und Paſſivſummen z. B. zu⸗ 
rückbezahlte Aktipkapitalien beim Empfange, oder zu 
tilgende Paffivfapitalien bei der Ausgabe eingeſtellt wer⸗ 
den, wonach die dießfällige Vermögensvermehrung oder 
Verminderung nicht mehr dem präliminirten Ueberſchuße 
oder Abgange, welcher ſodann im ſtrengen Sinne nicht 
ein Kurrentüberſchuß oder Kurrentabgang zu nennen iſt, 
gleich ſeyn kann, weil bei dieſer Einſtellung im Prälis 
narſyſteme auch der im Inventar enthaltene Aktib⸗ und 
Paſſipſtand nicht mehr mit den nämlichen Summen ans 
genommen werden darf, wie er dort ausgewieſen wor⸗ 
den iſt, damit durch eine doppelte Verrechnung ſolcher 
Poſten, die einmahl im Inventar, und das zweite Mahl 
im Präliminarſyſteme vorkommen, das in der Vermö⸗ 
gensbilanz darzuſtellende Kefultat nicht unrichtig aus⸗ 


falle. £ 
` §. 3. 

Das reine Aktivvermögen mit Ende des Jahres zei⸗ 
get das Inventar aus welchem daſſelbe in die Bilanz, 
wo es heißt: »Mit Schluße der Rechnung vom Jahre 
1824 beſtand das reine Aktivvermogen in« zu ſtellen iſt. 

S. 4. 

Das für das folgende Jahr anzuhoffende reine Ak- 

tibbermögen wird gefunden, wenn zu dem im Inven⸗ 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. B 


— — — 


tar des verfloſſenen Jahres ausgewieſenen Aktipſtande 
die präliminirten Kurrenteneinkünfte, und zu dem Paſ⸗ 
ſioſtande die präliminirten Kurrentauslagen addirt, und 
dieſe beiden Summen mit einander vergliechen werden. 
Der Unterſchied zeiget das nach dem Präliminars 
fofteme für das künftige Jahr zu erwartende reine Aftiv« 
vermögen, welches dem in der Bilanz nach J 3 ausge⸗ 
nach J. 3. außgswielenen Aktivvermögen gegen über zu 
ſtellen iſt. 
8. 


Wird ſodann die Bilanz gezogen, ſo muß ſich ent» 
weder eine Vermögensvermehrung oder Vermögensver— 
minderung ergeben. 

Die erſtere iſt zu dem in der Bilanz nach dem In⸗ 
ventar ausgewieſenen, die letztere hingegen zu dem nach 
dem Präliminarſyſteme anzuhoffenden reinen Vermögen zu 
addtren, wonach ſich ſowohl durch die gegenſeitige Bilan— 
zirung dieſer beiden Summen, als auch durch die Ueber— 
einſtimmung der dargeſtellten Vermögensvermehrung 
oder Verminderung mit dem präliminirten Kurrentübers 
ſchuße oder Kurrentabgange die dießfällige Rechnungs» 
richtigkeit vollkommen bewahren muß. 


§. 6. 


Sollte aber der Fall eintreten, daß ſich nach dem 
Andentar in einer oder der andern Währung ein höherer 
Paſſipſtand gezeigt hätte, fo müßte es in der Bilanz 

eißen: 

K » Mit Schluße der Rechnung vom Jahre 1824, bes 
ſtand das reine Aktivvermögen in — z. B E. M. bo, 
gegen zeigte ſich ein Paſſivvermögen von W. W.« in 
welchem Falle aber auch auf der entgegengeſetzten Seite 
der Bilanz die für das folgende, Jahr auf die $. 4 ange⸗ 
zeigte Art zu erhebenden Vermögensreſultate eingeſtellt, 
und die hiernach auszuweiſende Vermögensvermehrung 
oder Verminderung, welche immer dem präliminirten 
Kurrentüberſchuße oder Kurrentabgange gleich ſeyn muß, 
richtig geſtellt werden müßte. 


Formulare A, 


Summmariſcher Rechnungsabſchluß 


der Stadt fuͤr das Jahr 


(Zur Sig. B. Seite 19.) 1) 


1 


An Grundzinſen 


Sum mariſcher⸗ 


an Rüdftänden von 


Empfangsrubriken. vorigen Jahr 


in C. M. E W. 


fl, Ik. 


Pachtſchillingen von Realitäten 
Mielhzins von Häufern . 
Roborh und Schusgeldern - 
paper und LES? 
nutzen 
Getränk Verzehrungsaufſchlag 
Markt- und Standgeldern . 
Brückenmauth und Wett: . 


geldern . 


Laudemien und Mortuarien « 


Für trag 


für dieſes Jahr | 


in C. M. 


Stadt 


In W. 


fl. 


(fr 


Zuſam⸗ 


in C. M. 
t. kr. 


2355 56 — — 2010 [266 — — 345 20 Sind wegen allgemeinen Geldmangel Au, 
e gewachſen, aber ſchon größtentheils einge⸗ 
hoben worden. 

4689 38 212 [20] 4598 [45 31) 29055] Werden im Nechtswege eingetrieben. 


225 56] Sind ep nach dem Schluße der Red. 
nung eingegangen. 


1550 12 24 (ol 132436 18 35 


Dieſer Ruͤckſtand :fi zur gerichtlichen Ein⸗ 


209 |—|| — 
treibung angezeigt worden. 

— — 2500 

PPS — 1200 


282 B50 155 


Die Bezahlung dieſes Ruͤckſtandes iſt nach 
dem Schluße der Rechnung erfolgt. 


105580 Au 4445 


* 


10 
11 

12 
15 
14 
15 
16 
17 
18 


19 


20 


An 


Ueb ertrag 570 
Maaß⸗ und Waggeldern 15 
Gerichts tagen 205 
Buͤrgerrechtstangen — 
Polizey⸗Gewerbsgebuͤnr >» — 
ſonſtige Polizeyſtrafgeldern - SÉ 
Waldnneen ie SR 25 


Nutzen von der BER Jagd⸗ 


Baskeit „ — 
Wirthſchafts nutzen 108 
Intereſſen von Aktibkapitalten . 25 


ö 
| 


zuruͤckbezahlten Aktiokapitalien . 


aufgenommenen Pafjisfapitalien 


Fuͤrtrag. 750 


CR 


12 


154 


460 4442 
— 250 
280] 736 
— 205 
18 120 
4500 218 
150 225 
— 1000 
52 7177 


45 
25 


25 


200 


18 


30 


1000 


14959 5/ 7927 


16 


12 


38 


10558] 4 4445 32 9295 56 567 [44 1042 |28 


8158 6 5 384 | Sind nach dem Schluge der 
44 796 50 412 144 (420 64 146 Ne une Be det Rechnung 


126 [2100 9:6 45 Werden im gerichtlichen Wege einge⸗ 
trieben. 
— li — — Die laufende Gebühr an Aktivintereſſen 
It von den im Inventar für das Jahr 1625 
mit 21030 fl. W. W. und 4500 fl. C. M. 
ausgewieſenen Aktiv, Kapitalien eingehoben 
—|| worden. 
Die beiden Kapitalsbeträge find gleich 
nach ihrer Einzahlung wieder fruchtbringend 
— — — ` Le angelegt. worden. (Siehe Ausgabsru⸗ 
brik Nr. 18.) 


1655757 7288 50 148580360 658 47 2025 59 


Ulbertrag..» 


An erhaltenen Vorſchüſſen ES 


zurückbezahlten Vorſchuͤſſen - 
„ Kaufſchillingsgeldern . 


= erhaltenen Kauzionen 


MW 


Mängelserfügen » ee e 


berſchiedenen Empfangen . » 


Summa der Einnahmen 802 50 1425 al 1929 55 7181 all 8752 


Hiezu den anfänglichen baaren en 
fareft von. 


Hauptſumme der Einnahmen 


L Nuͤckſtand mit n des ie 
Ab ſtattung Funde a, Jahrs Urſache AN kſtandes 
men 


ſonſtige Bemerkungen. 


FFF 
ftr f tr fl. tr. = f. ftr m Im 
ks, kr fi kr fl. kr. f. Ake. ft kr. 


EE 
| | Siehe Ausgabsrubik Nr 21. Die 
S BA ſer Vorſchuß wurde mit h. Reggs. Verord- 
7288 5 1455558 658 lech 2025 59 nung von 6. Auguſt 1824. 3. 16015 aus 
der ſtädt. Waiſenkaſſa zur Her ſtellung der Brücke 
beim Waſſerthore aufzunehmen bewilliget. 
. 

Wegen der laufenden Gebühr ſie he Aus 9 absrub! ik 
Nr. 20. und rückſichtlich der verblieben Rückſtände, das In⸗ 
160 12 1525 337 50 424 [15 ventar von J. 1824. 


Mit h. Neggs. Verordnung v. 
I 99 erordnuu 15. 182³. 
ien AE WS — — 4? — 1571 iſt der Verkauf des Fichhauſes wi 
l 5855 worden, wofür im Berſteigerungswege 300 fl. 
M. eingehoben wurden, welche rëioung ange 
— — em worden find. S. >. Ausgabe rub. . r. 16. 


Dieſer Kauzionsbetrag i iſt für die verpachtete Jagdbar⸗ 


HN ais 1600)— || — — 2 


— — 60— — u — 


a 2 2 . | — eit eingehoben worden, und wird im = Ins 
5 9927 ventar bis zur Zuräckzaßlung SCH beim iD 2 
4 Paſſipſtande in Vormerkung gehalten 
— Sol — Iesch — lr Laut Beilage A. 
18607 4 7756 280 161585 AA 976 17/2448 14 
SS 104 229 Lë — — 
— 7860 56 164882606 — ` Iesch — — 


— rt 


Poſt⸗Nro. 


Gi 


Ga 


Em ` On ` = 


Aufl. f. Steuern — TS 


an Rückſtänden von 
vorigen Jahr 


Aus gabsrubriken. für dieſes Jahr 


Zuſam⸗ 


in W. W. 
kr. 


in E. M. in W. W. in E. M. 
kr 


1506 


Beiträge für die k. k. Prov. gien 


bugbalt, e » — 
Beſold ungen 120 — 
Beſtallungen — . — 


Löh nungen — — 
Penſionen und Proviſtonen » 85 20 
Kanzleyerforderniſſeen — u — 
Poſtporto und Bothenlohn « + — 
Seite, und Zehrungsköſten — 
Miethzins von Naber ESCH 12 
Polizepauslagen 8 u . . — 
Beköſtigung des geſammten Po⸗ 
lizeyperſonals » — 


Bekleidung der Zeiten 
und Schlafkreuzer — 


Für trag... 205 20 77 48 4502 29 1514 12 4705 49 


Laut Beſoldungstabelle Nr. I. 
Laut Beſoldungstabelle Nr. II. 


Laut Beſoldungstabelle Nr. III. 


Laut Befoldungstabelle Nr. IV. und V. 


d 


15 


16 


17 


18 


19 
20 
21 


22 


Uibertrag 
Auf Arreſtantenberpflegung 2 
„Unterhaltung der Guter und Gründe 
e Unterhaltung der ſtädt. Häufer 
„Unterhaltung der Brunnen» und 


Feuerloſchrequiſtten .. 


„Unterhaltung der Bruͤcken Er 
und Pflafterung . 


e milde Stiftungen und S n 
lagen I 

e Gtempelauslagen . . 2 2. 

„Intereſſen von Pafivfapitalien . 


e neu angelegte Kapitalien 


Bürtrag... 


24 12 
BR 
| 

205 


247 Er 


600 


| 
u 4502 


29 


15 
15 


1514 


70 


4030 


1270 


18 6525 [59 9918 


u. 


6573 


An nicht ausgezahlter Lohn, hatten ver⸗ 
ſchiedene Handwerker dieſe Beträge zu for, 
dern, welche erſt nach dem Schluße der 
L Rechnung berichtigt worden find. 


Wie oben, 


Die laufende Gebühr an Paſſiv⸗Intereſ⸗ 
ſen wurde von dem im Inventar für das 
Jahr 1825 mit 4500 fl. E. M. und gooo fl. 
W. W. aufgeführten Paſſib⸗Kapitalien 
entrichtet. e 
Sind entſtanden durch die Anlegung der 
laut Empf. Rubrik Nr 7 eingezahlten Kapi⸗ 
talsſummen von 100 ofl. E. M. u. 200 fl. W. W. 
dann laut der Empf. 

35 . Rubr. Nro. 21. an 
eins: ; Kaufſchillingsgeldern 
eingehoben. 300 e — — — 


Zuſammen N fl. C M. u. 200fl. WW. 
2 


Uebertrag. 
Auf zuruͤckbezahlte Paffivfapitalien . 
e geleiſtete Vorſchuͤſſe 


e zurückbezahlte Vorſchüſſe 
„Vorſchüſſe gegen Verrechnung. 
e zurückbezahlte Kauzionen . 


e Mängelsbergu ung 


e berfhiedene Auslagen 
Summa der Ausgaben 


hiezu den ſchließ lichen baaren de 
| ſareſt von 


247 


ö 
| Hauptſumme der Einnahme gleich — 


57 


12 


49 


16 6528 


10518 
3000 


530 


1815 


17589 


57 


56 


6495 ag 10267 19 
— |—|| 3000 — 


447 5⁰ 55015 


ee "IS 215 — 


6966 [18 1535858 


394580 94948 


7860 560 1648820 


| 


| 


18 
Dieſes Kapital, wurde im Jahre 1824, 
— den plenkeriſchen Erben zurückbezahlt. 
Siehe Empfangs-⸗ Rubrik Nro. 20. 
C. M. W. W. 
a) Auf Beſoldungsvorſchuͤſſe 187 fl. Soft, — 
b) Vorſchuß zur Reparatur 
der Straſſen in den Vor⸗ 
— ſtädten 286ö0fl. Pie 
c) Vorſchuß zur Herftellung 
der Offizierswohnungen — ` Säoft, 18kr. 


Zuſammen 447fl. 50kr u. 55 fl 1 5kr. 
Siehe Empfangsrubrik Nro. 19. 

Diefer Vorſchuß wurde vermöge hoher Gu— 
bernial» Verordnung von 16. Juny 1825. 
3. 15006. zur Herſtellung der Brücke bei 
Sternhof verabfolgt. Siehe das I 
dentar vom Jahre 1824. 

Laut Beilage b. 


C. M. WB W. 
18 Unter dem ſchließli⸗ 
chen baaren Kaſſareſte 
bon . Bot, Sir u. 940 fl. 48fr. 
iſt der laut Empfangs- 
Rub. Nro. 22. einge» 
floſſenen Kauzionsbes 
agen E Go 


begriffen, nach deſſen 
| Abzug der difponible 
— Kaſſenuͤberſchuß nur in 89 4fl. 58 kr. u. 889 fl. 48kr 
| beſteht. 


Rechnungdabſchluß. 
für das Jahr 1824 


Rückſtand mit 
Abſtattung Ende des Jahrs 


in W. W. 


— — — 


. a m et 


in E. M. 


— 


fl. e 


in W. W. in E. M. 


—— u— — —— 


fl. — fl. ———— RE: 


8. 


Urſachen des Ruͤckſtandes 


und 


ſonſtige Bemerkungen. 


Beilage A. 


Zur Rubrik: an verſchiedenen Empfängen. 


Nach dem Rechnungs. || Nat dem Präliminars 


= Ge CN 
e VE e et Lea gras ang 
= in E. M. in W. W. in C. M. in W. W. 
1 LI. Ill fe ft. Teer f ftr. 
An Schreibgebuͤhr für 
die Marktpreistabel⸗ 
len vom Berpflegs- 
Amte D H D e — — 4 30 * — A 50 
al An Beitrag zur Pfla⸗ 
ſterung der ſchadhaf⸗ 
ten a She | Der im Jahre 1824 
9 er Schlößel⸗ S eingehobene Betrag von 
aſſee E re Mm 7 5 fl. E. M. war zufallig, 
es kann daher für das Jahr 
— 82s hieran nichts prälis 
| | minirt werden. 
Summa 5 — A 30 — — 4 130 


Beilage B. 


Zur Rubrik: an verſchiedenen Ausgaben. 


Nach dem Rechnungs⸗ | Nach dem Präliminar⸗ 
Abſchluſſe vom Jahre [ Syſteme für das Jahr Anmerkung. 


in W. W. 


* 


Poſt⸗Nro. 


in E. M. 
fl. kr, 


Zur Sig. B. Seite 19.) 3) Ce 


in W. W. in C. M. 
er. kr. 


Dem Agenten zur Be⸗ 
ſtreitung der Oruck⸗ 
koſten für verſchiede⸗ 
ne Partheyen . 


al Dem Rauchfangkehrer⸗ 
| gefellen zum Neu⸗ 


jahrsgeſchenke 


Summa 


e ban 


it Ze le 


Formulare B. 


T 
A 


E 


Vermödgensinventar 


der Stadt für das Jahr 


In vent 


Ueber das bei der Stadt mit Ende des Jah 
d. 2. 
3 
2 ret an d. 
D 
J. An Aftivfapitalien. 
A. In öffentlichen Fonds. 
1 Aerarlal⸗Obligazionen ddto. 1. Auguſt 1777, Zahl 8371 zu 2 pEt. A E ` g 
2 detto detto ddto. 1. Oktober 1777, Zahl 8332 zu 2 pCt. d . S 
5 Wiener⸗Banko⸗Obligazionen Si 10. Auguſt 1800, Zahl 17078 zu 21/2 pCt. 5 
4 Domeſtikal⸗Obligazion ddto. 1. Auguſt 1814, Sahl 1287 zu 2 ½/1 pet. 
B. Bei Privaten. 
1 Joſeph Ritter laut Schuldverſchreibung ddt. 24. Jänner 1815 zu 5 pEt. 5 £ k 
2 Franz Körner laut detto nt. 7. März 1818 zu 5 pEt. e K 
5 || Sana; Smolik laut detto ddto. 12. Juny 1820 zu 5 pCt. 
4 Johann Hartmuth laut detto ddto. 6. Auguſt 1824 zu 5 pCt. S S R 
5 Leopold Stöger laut detto ddto. 20. Auguft 1824 zu 5 pCt. 
6 Anton Brachberg laut detto ddto. 25. Auguſt 1824 zu 5 pCt. S 
Summa der Aktivkapitalien . 
II. An Werth der Realitäten. 
1 RNathhaus D 0 e e € 0 D e D 0 D € e 
2 Stern » Wirthehaus 1 3 e . 
3 Schulhaus. o r ` Dr. e S d g R e 
4 Halterhaus . . e ` e . e . 
5 Großer Hirſchenhof mit e Wohnungen 0 e 
6 Brandiſche Haus mit 4 Wohnungen dommt Garten b 
7 Brückenhaus mit 15 Wohnungen k e e 


Fürtrag 


Klek Ai 


11111 


20400 — 


| 


FE HA) 


1141 


KATZEN] 


PS 
Ca 
D 
© 


Ka 


Diefe beiden Kapitalsbeträge find gleich 
] nach ihrer Einzahlung bei den Bürgern 
e Harthmuth und Stoger fruchtbringend ans 
gelegt worden, wodurch die Veränderung 
der Schuldverſchreibungen entſtanden iſt. 


Die bei Anton Brachberg angelegten 
500 fl. E. M. ſind neu zugewachſen durch die 
eingezahlte Kaufſchillingsſumme von dem 
veräußerten Fiſchhauſe. 


ap om» 


Uebertrag `. 


Wachtſtube in der Stadt 
Wachtſtube bei der Bäckerey e ` 
Vier an die Kirche er Kg — e e A 


Behentftadl . D ` . . . H H . 
Vier Fleiſchbänke e . 2 . 8 2 . e . 
Ziegelofen ſammt Hütte . . s e d x „ 


Stadtiſche Waldungen 975/4 Joch zu 5 
detto Auen 73/4 Joch zu 50 fl. E. 
Leinwandbleich⸗Wieſen 2 ½ Joch zu 40 
Viehweiden 212 Joch zu 30 fl. E. M. 2 e a 7 d 
Wieſengrund beim Dörfler 48 ai CH au 40 f. E. W . - E S 
Lehnacker 40 Joch zu 40 fl. E. S A 8 2 
Brunnwieſe 28 3/4 Joch. zu 50 Pi e M. 8 2 S ‘ e $ 


0 fl. E. M 


M. H * D a a e D 
fl. € . e 1 


Summa des Werthes der Realitäten 


III. An Werth der FJurisdikzionen. 


Ertrag nach einem 
6jährigen Durchſchnitte 


in E. Mm. in W. W. 
lp kr. 


Grundzinſe D ` e ` 
Roboth und Schusgelder 8 r 8 

Nutzen der ftädtifchen Jagdbarkeit e 
Getränkerzeugung- und Ausſchanknutzen e 
Getränkverzehrungsaufſchlag - ` s 


DIE 
N, 


| Fuͤrtrag 


WRNN db uEIN) 


kan 


) 


mit 5 pEt. zu Kapital gerechnet. 


[> 
0 
In 
CO 
© 
| 


512 
216151. — 


71227 — 


NI 


| 
dE Ee l 


44518 


—— — —— 


20 


Es 


* 


32537 


rin 


97337 


50 


— — —— - ũ: ĩ—ↄü— mn nn nn nn lm 


EL 


Fenn 


MN 


21030 — 


Der Werth der Realitäten hat ſich or, 
gen jenen Inventar dom Jahre 1825 um 
250 fl. C. M. vermindert, weil das mit 
hoher Neggis. Bewilligung vom 18. Juny 
1825 Zahl 15716. verkaufte Fiſchhaus am 
eee nicht mehr in Anſchlag gebracht 
wurde. 


Pa Owi SO m 


— — 
zum Li Ki Pë 


2 


Uebertrag 


Ertrag nach einem 
6 jährigen Ourchſchnitte 


in E. M. in W. W. 
fl. kr. [ fl. Ip 


Markt- und Standgeldeer . 148 [z0ſ[ 290 | 15|| macht zuſammen ins M. 
Bruͤckenmauth und Ueberfuhrsgelder „. 310 [150 1005 LH e A $ 
Laudemien und Mortuarien 0. 90 — 260 lët » 
Maaß und Waaggeldeeeeeeeeeeee 20 6  5 d R 
Gerichtstaneen ee S 812 120] 280 j25l = e ` 
Bürgerrehtistaren . nr ne e d e 


Summe des Werthes der Jurisdikzionen s } 8 


Iv. An Werth der Naturalvorrähe. fl. kr 

Weitzen D e feier `" ` "vu gew ı Megen zu 5 15 
Korn e e e . „ . e 1 a detto e 5 130 
Gerſte . . . * 0 s detto e 2 15 
Haber e s o . e ` ` > detto s ı 480 
Heu * H * * * H D “ Centner * 1 45 

Summa des Werihes der Naturalvorräthe R 

v. An Werth der Material vorraͤthe. fl. im 

Mauerziegel : e e e PRS . . \ 1000 Stüuͤck zu 27 — 
Pflaſterziegel i 5 . w e * . e detto e 29 — 
Dachziegel 0 e s > e e e R > . detto D 35 |— 
Ziegeltrummer > ` - — 2 . e S detto e 10 |— 


SCH fekt teg 


45160200 37537 21030 — 


mit 5p&t.zu Kapital berechnet. 


KH AR 


er 
ES Ah 


=. IC es — _ ` Les 121242 44518120 
Stück Maß 
und Gewicht 

18 0 ene 1 

15 l Doll — 1 

20 SC 8 45 —1 — R 

10 SR — ı5 — — | = 

115 re — E 

— 5 8 — j — 408 15 

5000 — 5 SS 81 — — — — 

2000 == — 58 — — — = 

1500 — — 52 30 — — — 

400 — lr A — 1 — — — 

5 — -I 1195 480158579500 6595655 


Fur Sie. B. Seite 105 


4 


LO ch DD VON re 


Uebertrag 


Harte Scheiter x 2 d . f e - . . 1 Klafter zu 
Weiche Scheiter K e : 6 ? e S : ı dito. 


Bürteln e 7 8 A 5 $ S 5 A 100 Sul e 
Bretter. R e ; L ` K ? ı Stück 
Dfoften 0 D H D e e e * D d D D dto. 


Waſſerröhren . e R b . 6 8 d dto. e 
Geſchnittene Latten. 1 ` 4 . $ 0 d dto. e 
Dachſchindeln . 3 © $ ` e 8 S d 1000 ©tüf = 
Dachrinnen d d 5 ` i A ’ a 2 0 1 Stück 
Schindelnägel 0 : 2 d ; . 1000 Stück 


Summa 2 Werthes der aserfktosreäihe 
VI. An Werth der Mobilien und Fahrniſſe. 
a) Feuerlöſch⸗Requiſtten. 


Große Feuerſpritze ſammt Schlauch und u . 9 . g ; zu 
Kleine Tragſpritzen ſammt Zugehör . . Re 


D H D $ 
Waſſerwägen ſammt Fäſſern . d v f 7 e 5 0 9 . 
Feuerhacken . g 0 F ` R F d R ` S e 
Feuerlöſcheimer 0 8 3 d 3 d S 8 . e 
Feuerleiter Ä 5 3 . 4 . e 
Waſſerſtänder . a 0 . ` 0 . S 
Vorräthige ö . . . ? 
Laternen o o . H . D D Ü 


. Fürtrag 


- 


| 
| 
| 


BEBEEEBEE 
a a a ER I 


WER Ehe 


KAREL) 
RE ab azbH 
(IIIIIII) 
IT EFFE) 


— 


195 3015857950] 6595655 
Stück Maß 
u. Gewicht 
| 
| 


158579 30 


Pe | 


co oo = oo» 


— a 
— 


be ka re EF u re 
G-A Damm Gi H 


së, Di m 


Uebertrag 


b) Simentirungs » Requifiten: 


Adjuſtirte Vage mit 3 ½ Schuh und kupfernen Schalen ſammt 2 8 


detto mit 21/2 detto detto detto 
Schlichtwage mit Futteral und Aufzugskaſten - g 5 ; ; 
detto kupfernen Schalen ; 8 2 6 d r / 
Kleine kupferne Wagen . ` e 4 ` ; ; 1 0 , 
Große Schnellwage . 0 o R . ` e . 
Kleine meſſingene Juſtirgewichte ` e 5 


Sordeinfapgewichtepatron von 64 Dukaten abwärts e 
Meſſingene Gewichte 151 Pfund 


Komerzial⸗Gewichtspatron mit Futteral von gl 177 12 sie oi 5, 4, 5, 10, 25, 50 


Pfund von Meffing 


Eiſerne Gewichte, und zwar 4 Stück zu 50 Pf. „ 4 St. zu Gs dë 1 St. zu 10 at e 1 St. 


zu 5 Pf., 1 St. zu 1 Pfund - e e . e 
Eiferne Klafter mit Endleiſten . . . e 2 e 3 
Meſſingene Zimenter, ı, ½, 1/3, di Maß e S . 

Kupferne Könermaß 1, 3/4, /, ıfı6, 1732, und 505 Weben. h 
Kalkmaß ı, ıya und / Muth . : ? K Ze 
Zuber bon ı Eimer mit Gifen de, ët 5 . 8 . . kb . 
Kupferne Bierteleimer 5 . 2 . 5 . . 


Brenneiſen . o . 5 . E ° 
c) Witch vom andere Geräthſchaften: 


Scheibtruchen . e - ` e 
Leimhauen a a . = a ` 
Keithauen P - ` e a 
Grabſchaufeln » . E 4 . 


Sürtroag 


D 


$ 


Stuck Maß 
und Gewich: 


111 
NAA N 


b 1 
ET HEA. 


ad 

së, Ch CC 
— 

» © 
11 


eee enen 


ER AR AR — ET TEE 
PIERRE ELF 
KUREN ELITE 
—— —.. . ̃—....... 
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» nen oa o 2 E: ve u 22 Es 
DG Oo Oo CG Es cn © CO moo oO Om mec e 
ART TEE URAN ) 


BEE 
(II) 
(UI) 
SR 


1 


Kal 


158579|50,) 66849 


Mauerziegel⸗ Model . . . e . . e 
Dachziegel dto. 3 ; "as . s 
Pflaſterziegel ` bro, 


Scheibpfoſten s D . „ KR H D DH 
Waſſereimer . 2 e . . . : 
Schubkarren . d A ` = 4 s . 
Waͤgen E ` 8 ` e e ` ` 
Faßſchaufeln 8 8 o . . e . 
Krampen. R R 2 A . 8 . - 
Hauen . e 8 - o . 9 R d 
Handhackeln . . f . . d g 
Sperrketten e 0 d 5 D . 8 
Heufail . e ? ea, 8 5 
Eiferne Dunggabeln . : > . . . 
Stierketten 8 o a E . . b 
Eiferne Rechen . . zu, . S 
MWiesbaum : c d . o . 
Pferde S d - a 2 4 d 
Zwei Paar Dferdgef irre $ e . s e . 
Kogen e d 5 e . - . 


Meßkette ſammt Nägel 


teffingene Gewichte zuſammen 160 O Pfund zu 36 kr. 
Brunnenbedeckungen . e A e 


e 0 eg „446 


. * e e e ZB 8 H . H 29 „ „ D 


Uebertrag 
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30|| 66849 


158579 
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| BT T ËTT De LER EINE. 
| ler urn 


— —— — — 


FFF 


— 


158579 50 


— — 2587 5 


| Uebertrag 


28 Kornſäcke . 


* D + $ „ * D a D D a 
29 Metzen mit Eifen beſchlagen 0 K a 4 8 - 5 A . 
50 Viertel detto detto . . e . . . . . . 
21 Einfag zur kleinen Maßerey o . ; e ` e e x e 
32 Unterfagiwandeln ` . . ` e 0 5 ` 


d) Kanzleys und andere Einrichtungsſtücke: 


Tiſche dom harten Holz . 3 g e . 5 5 z x e 3 
Seſſel detto detto d 5 a 
Großer Tiſch mit grünem Tuche, und ` SEN von weihen Sale 

Rohrſeſſel mit ledernen Polftern . 
Papier- und Buͤcherkäſten . P e 2 e 
Leuchter ſammt Lichtſcheren 5 S 8 S e 5 5 £ . 
Tintenflaſchen S - 
Tintenfäſſer ſammt Streuſandbüchſen . v . - 7 

9 || Papierfheren - d £ ? 

10 || Stadtſiegel mit eiferner Preſſe und harten Geſtell e e 

11 Portraits Kaiſer Joſeph, Leopold und Franz - . 

12 Bücher, Joſephiniſche Gefegfammlung . 

15 Allgemeines bürgerliches Rate, 


on 0 od rs 


Tak ELAA/ikRe Ls-Lxe 


14 Harte Bänke d 2 7 $ ; ` 8 . 
15 Bartwiſch und Abſtauber d BER 
16 Große Vorhängſchlöſſer 1 0 5 ; 
17 || Hand» und Zußeifen mit Ketten en 
bi 


| d e Fürtrag 


— — 1 2587 


III. 
III 


| 


eg — — 
* ra Za 


2 e Cp co 5 9 ee 


Ob 


DERDWENKDUNDRERE 
ECA 


l » 
> CS N OR CO Dim CS 


> — LU 2829 


(Zur Sig. B. Seite 190 


45158579 
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501156579 


or 
CH 
EL 
CG 
— 
Kai 


-— EEN 
— — 
— — 
— — 
— — 
— — 
— — 
DEEN — 
— — — 
— — 
— — 
EH — 
— — 
— — 
— — 
— — 
— — 
— — 
— — 

— 
— — 
— — 


50 66849 


— een 


— 
au 


BERTRAM 


| 


RER: 


5 


Di 


18 
19 
20 


D- E Ch, E E te 


Uf ertrag „ 


Fußeiſen mit Schlöſſer . r u er Auer. 
Shrorcpkafe „ Te ei .. 3 
Rekrouten Maß 8 : \ ö ` 2 - . d ` . e S . 


Summa des Verthes der Mobilien und r 
VII. A n ef enen. 


An Grundzinſen R . 8 5 
Pachtſchillingen Don Realitäten e . A . g . > ‘ 0 . 


„ Miethzins Don Häufern d = . d A R . KR d { 7 
„ Roboth- und Schutzgeldern . d R } , ? x 5 8 ` 
e Brüfenmaut) und W e 
e Gerichtstaxen 5 E 5 3 É É ö 2 8 d é 
e Wirthſchaftsnutzen , u N ? ` j x x 
e Borfchüffen gegen Erſatz, und zwar: 
a) an Beſoldungsvorſchüſſen . . a 237fl. 50 kr. E. M. 
b) Vorſchus zur Reparatur der Straſſen in den. Borftädien 200 fl. E. M. 
c) -Vorſchug zu Herſtellung der Ofſtzierswohnungen — — 42a fl. 


Bulamnien =. „Ir == 
An Vorſchüſſen gegen Verrechnung, und zwar: 
a) Vorſchuß zum Baue der Schule in der Kohlgaſſe laut 2 — Negierungs Verordnung 


vom 12 May 1822 Zahl 15082. 2000 fl. 
b) Vorſchuß zur Herſtellung der Brücke bei Sternhof, laut Si gounge Zoe: 
nung vom 16ten Juny 1825 Zahl 15806. 1500 fl. 


Summa der HIEN GE 


5015857950 66849 5 
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Nach dem Nechnungs Abſchluße vom 
Jahre 1824. 


Irn 
[III THAI 
Wine 
E 


. 
* 


D ie fl Heu Siehe den Nechnungsabſchluß vom Jah⸗ 
re 1823 Abgabsrubrik Nr 22. 

ee 2 Siehe den Rechnungsabſchluß vom Jahre 

1824 Ausgabsrubrik Nr. 22. 


— 


59558847 72140|49 


, Uebertrag . 


VIII. An Kaſſebarſchaft. 


Nach dem Rechnungsabſchluſſe vom Jahre 1824. 0 ` g e . 


IX. An Kauzionskapitalien. 


Von Karl Hartmann für die verpachtete Jagdbarkeit . . . . 
Summa des Aktivftandes 


Bei Vergleichung mit dem Paſibſtande bon 
\ 


zeigt ſich ein reines Aktiv » Vermögen bon 


Ss 
— 


Einzeln 


in C. M. 


ilk. 


in W. W. 


— I 


= gë || 7.0 Bok 
| 
RR — — — — 
e? — — — 60450 
* — — — Jh 4378 


— 


in C. M. 


fl. Teil. en l. kr. 


1595555 ol 72140 10 


Zuſammen ö 


Anmerkungen. 
In W. W. 


— — — —— 


58 889 8 
- Siehe den Rechnungsabſchluß vom Jahre 
CH "P 1824 Empfangsrubrik Nro. 22. 
=i—-|s 
25 7505057 
7851018 


f 65179119 


| Aktiv ſt and. 


| h An Paffivfapitalien, 


Dem Johann Brix laut Schuldbrief ddo. ten März 1816 zu Spt. d 8 
2 Den Lindiſchen Erben laut detto ddo. ı2ten Oktober 1816 zu pCt. e d ` 
3 Dem Neuftadter Spital laut Schuldbrief ddo, 28ten Juny 1819 zu SpCt. d a 
Der Herrſchaft Priefau laut detto ddo. 22ten May 1820 zu Spét. h 

Summa der Paſſibkapitalien . 


ll. An Paſſio ruͤckſtaͤn den. 


Verſchiedenen Handwerkern an Lohn für e e x e . 

Dem Maurermeifter Franz Redlich — ` n g e 

Mehreren Zimmerleuten und Tagloͤhnern . 

An erhaltenen Vorſchüſſen aus der ſtädtiſchen Waiſenkaſſe zur Herſtellung der Brücke beim Sch 
ſerthor in Folge Regierungs⸗ Verordnung vom Gren Auguft 1824 Zahl 1815. 


Summa der Paſſibrückſtände 


Pe u x = 


III. Kauzionskapitalien. 


An Karl Hartmann für die verpachtete Jagdbarkeit „ . e 


Summa des Pafiivftandes . - 


u m. 
kes vorhandene ſowohl eigene als fremde Vermögen 
8. J. 5. 
Einzeln Zuſam men 
N an in E. M. in W. W. 
L fl. kr. fl. kr. fl. kr. fl. kt fl. I. . Fl. In 


(Zur Sig. B. Seite 19.) 
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Pi mM KE Ep TE 


Bralıminarfpyftem 


der Stadt fuͤr das Jahr 


Empfangs rubriken 


Grundzinſen 
Pachtſchillingen von Realitäten 
Miethzins von Häuſern 
Noboth und Schusgedern . u + 
Getränkerzeugung und Ausſchanknutzen 
Getränk-Verzehrungsaufſchlag 

Markt- und Standgeldern 


Brückenmauth und Ueberfuhrsgeldern 


Laudemien und Mortuarien .. 
Maß⸗ und Waggeldern 


Gerichtstanen . 


Fürtrag 


* 


* 


te Schuldigkeit. 
in C. M. 


SEH A. 


Nach dem Rechnungs 
abſchluſſe vom Jahre Fuüͤr das Jahr 
betrug die kurren⸗ wird angetragen. 


in W. W. Im E. N. In W. em 
fl. = rien fl. t 


30 1315 30 12 — 1218 45 
— 150 [15] — |—|| 119 56 
2500 — — 1 2500 (— ses — 
1200 — — 1200 — — — 
124 270 H 80 560 295 24 
240 900 180 640 56 316 (40 
152 350 300 140 IBU 368 12 
250 — — 245 160 — — 
756 314 [30 697 14 308 
| 
SEH TE 
5409 1% 9877 48 5781 42/970 57 


Diefe Einnahme iſt unveränderlich. 
Durch bie neue Verpachtung mehrerer Realitäten. 


Wegen Zahlungsunfähigkeit mehrerer Partheyen, die 
um Nachſicht eingeſchritten find. ” 
Nach dem Erträgnißdurchſchnitte der letzten 5 Jahre. 


Sit bis Ende des Jahrs 1826 kontraktmäßig verpachtet. 
detto detto detto 


Nach der vorgenommenen Durchſchnittsberechnung. 
Durch die mit hohem Reggs. Dekrete vom Zoten Ju- 
ny 1824 Zahl 16432. bewilligte Umſtaltung des 
f Brückenmauthgefälls auf C. M. 


Nach dem Erträgnißdurchſchnitte der lehten 3 Jahre. 


(bil 


Webertreg 4 07% 5409 10 9877480 5751 970205 
n Biiegerkechtsta reg 205 — ( — — 194 Li 
e Zeien, Gewerbögebühteen . . . . » — U — | Ken "leng 
e fonftigen‘ Polizeyſtrafgelderen. — —1 — | — be, ml ng 
e Et One, ee Pe er, TEE 480 42 151 502106 
„ Ruten von der ſtädtiſchen Jagdbackeit . — — 21% — — | 
e Wirthſchaftsnutzeeeee ann 218150 3604/50 237 575418 
e Intereſſen von Aktibkapitalien , a su 225 58545 240 58545 
e zurückbezahlten Aktibkapitalien . td 1000 — 2002 
„aufgenommenen Paſſibkapitalien » —— 4 — E BEE pie 
e erhaltenen Vorſchuͤſſen „ #4 ud e — 42 — 
„zuruͤckbezahlten Vorſchuͤſſeen 447 50 530 " — Deg 
„Kaufſchillingsgeldeen 300 —— —— „ — — 
e erhaltenen Kauzione n. 2 ee) AN, kenge Ale has 


Füttrag S 7924455 47149 20 6555220 1475456 


E , 


Nach dem Erträgnißdurchſchnitte der letzten 3 Jahre. 


11 
— Die Jagdbarkeit iſt kontraktmäßig verpachtet. 
19 Dieſer Antrag gründet ſich auf die vorgenommene Durch- 
ſchnittsberechnung. 
15 


Durch Anlegung des eingefloſſenen Kaufſchlllinges t von dem 
veräußerten Fiſchhauſe. (S. das Inventar v. J. 1824.) 
Wird keine Zurückzahlung erwartet. 


ieee! 


Siehe die Anmerkung bei der Ausgabsrubrik Ar. 21. 

Auf neu geleiſtete Vorſchüſſe iſt für das Jahr 1825 zeuge der 
Ausgabsrubrik R 20 nichts angetragen worden, und die 
älteren find im Rechnungsabſchluße und Inventar vom 
J. 1824 unter den Aftibrückſtänden begriffen. 

Dürften keine eingezahlt werden. 


Dürften keine einfließen. 


| 469 
| 


Uebertrag 


An Mängelserſaͤtzen u e e 


verſchiedenen Empfangen. R S 
| Summa der Ein ahmen 


Werden damit die Ausgaben bon 


verglichen, ſo zeiget ſich ein Drog don 


Lein Abgang von) 4 3 


Wenn aber zu den Einnahmen von 


der nach dem Rechnungsabſchluße com Jah⸗ 
re berbliebene Wei: Slide e n 
von S 
und bie Aktivrückſtände don e $ e 
geſchlagen, und der Sullme von - 

jene der Ausgaben mit re der. Bar 
ſibruͤckſtände von 1 2 ` 
entgegengehalten werden! b zeigt ſich ein für 
das Jahr anzuhoffender Geſammt⸗ 
überſchuß bon P , e ` 


dagegen ein Abgang bon e 


7924 55 


17149/20 6535 22 
Kai S — — — 
Alänll e ell 


14754 56 


f 


1370515 


1475920 


17857487 
268729 


1475926 


457413 


kr. 


469 13 


— 14 — 


E 
| 469 118 


Mi 


Mehr 
In C. M. in 
kr. 


fl. 


| 
675 


in W. W. 


P 
Sei 
043. | | 


i 


t h 


n 


| Weniger | 


| 
1858 


E | 


(Zur Sig. B. Seite 19.) 


in E. M. 
fl. 


er Mer 


400. 


kr. 


| 
46 


See | 


SC? 


in W. W. 


Ur 


Urſachen der Vermehrung und Vermin— 
| derung, und fonftige Anmerkungen. 


| 
5087 458 


Géi 


5114 56 


— — 
——— 


Dürften keine geleiſtet werden. 
Laut Beilaga A.) 


7) 


Ausgabs rubriken 


f. Steuern 


Beiträge für die k. k. Prob. Staatsbuchhaltung 


Beſoldungen E 


Bean ee a ee 
8 bonne, te Dë u 
Penſionen und Probifionen :» 2. . 
Kanzleyerfordbernife - = 2 2 2 2 0. 
Poftporto und Bothenlohn 55 3 
Reife und Zehrungsköſten 
Miethzins von fremden Wohnungen .. 
Pollzeyauslagen „ 
Beköſtigung des geſammten Polizeyperſonals 
Bekleidung der eee und EEN 
kreuzer S E 
Arreſtantenberpflegung 33 


Unterhaltung der Güter und Grunde 


Fürtrag 


Nach dem Rechnungs 

abſchluſſe vom Jahre 
betrug die kurren⸗ 
te Schuldigkeit. 

in E. M. || in W. W. 


fl. kr. [P fl. kr. 


4050 50 


Fuͤr das Jahr 
wird angetragen. 


in E. M. in W. W. 


lm 


290 a 216 |— 


10 —“ — — 
— — 280 — 
270 —[— — 
53645 — — 


— — 84 15 


| 357 12 5782 136 


— ——— I 
— —— (—-—-— — — . — 


4614 29 5615 [37 


5114 20 7354 36 


Be 


— 16 
ES 15 
„| 1751 
1201761 


ai 146 


5 
1 
45 25 21 42 46 


] 
d 


- 
— — 


Laut Beſoldungstabelle Nr. 
Laut Beſoldungstabelle Nr. 
Laut Beſoldungstabelle Nr. 
Laut Beſoldungstabelle Nr. 


1. 


2. 


* 


Nach dem Erträgnißdurchſchnitte der letzten 5 Jahre. 


Wegen der mit hohem Reggs. Dekrete vom 28ten Okt. 
1824 Zahl 22864. genehmigten Herſtellung des Heu⸗ 


magazins auf dem Herrngrunde. 


ER) 


26 


Uebertrag 


Auf Unterhaltung der ſtädt. Häuſer . 


3 


S 136 


Unterhaltung der Brunnen und PFeuerlöſch⸗ 


requiſiten . 


Unterhaltung der Brücken Straffen und 


Kerung Zi um ef E 
milde Stiftungen und Schulauslagen 
Stempelauslagen 
Intereſſen von Paſtbkapitalien . 
neu angelegte Kapitalien 
zuruͤckbezahlte Paſſvrapitallen SE 
geleiftete Borfhüffe `... « 
zuruͤckbezahlte VBorfhlife e 


Vorſchuͤſſe gegen Verrechnung. 


Fürtragg . || 6773 


> Pia 


. 


29 


15 


15 


30 


| 


58015 


15000 — 


16548034 5629 


50 


215 


20 


7954146 
151824 
318112 


262845 


50 — 


325 12 


102 | — 


ı 51 


— 


| 


178: |45| 25 21 42 


2524 241772 }5ıll 7023 


as 

| 

57 43 — ` Lech — — | 
456 456 — — — — 
— "See 150 AE 
— — 1500 — 200 |— 
E, ee — 5000 | 
15 


Nach der vorgenommenen Durchſchnittsberechnung. 


Wegen der bevorſtehenden Pflaſterung der Giraffen: 
ſtrecke von der Pauluskirche bis zum Waſſerthore 
nach dem dießfälligen Koſtenuberſchlage. 

Sind ſyſtemifirte Auslagen. 


Nach dem Durchſchnittsberechnung der letzten 5 Jahre. 

Dieſer Antrag gründet ſich auf die im Vermögensinventar 
vom Jahre ausgewieſeneu Paſibkapitalien. 

Wird keine Kapitalsanlegung erfolgen. 

Wird keine Zuruͤckzahlung geſchehen. 

Siehe die Anmerkung bei der Empfangsrubrik Nr. 20. 

Auf neu erhaltene Vorſchüſſe iſt für das Jahr 1825 zeuge der 

Empfangsrubrik N. 19 nichts präliminirt worden, und 
die älteren ſind im Rechnungsabſchluße und Inventar 
vom J. 1824 unter den Paſſibruͤckſtänden begriffen. 


Dürften keine geleiſtet werden. 


— 


Uebertragg 


Auf zurückbezahlten Kauzionen. 
= Mängelsbergütunn gag 


e verfchiedene Auslagen: 


6775 1654884 5 


Summa der Ausgeben. 
Hierzu die nach dem Rechnungsabſchluße vom 
Jahre verbliebenen Paffivrüdftände von 0 51 
Zuſammen — Lech ss — 5727 411851025 
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für das Jahr 


Urſachen der Vermehrung und Vermin— | 
derung, und fonftige Anmerkungen. | 


In W. P. in C. m. in W. W. 
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up weiß 


über die Beſoldungen, Beſtallungen, Löhnungen, Penſionen, 
und Proviſionen bei der Stadt $ nach dem 
Rechnungsabſchluße für und dem Praͤliminarſyſteme 


für 


1. 


Soft, Giro. 


2. 


| Benennung der Dienſtesſtellen 


J. Beſol dungen. 
Buͤrgermeiſter, Anton Rotter 


Syndikus, Dominik Gillitſch . 
iter Magiſtratsrath, Ignatz Demel (5 ZE: 
Set Zuck 
Sekretär und Protokolliſt, Joſeph Mück 


2ter detto 


Expeditor und Regiſtrator, Eduard Gärtner 
| iter Ranzlift, Franz Bm 
2ter detto Johann Körner. 
Forſtaufſeher, Joſeph Dieringer . 
Stadtphyſikus, Wilhelm Powotng. 
Stadtwundarzt, Georg Stuppan . - 
Hebamme, Thereſia Meixner . 
Gefangenwärter, Anton Ritter. 


Rathsdiener, Karl Schwarz. 
[Gerichtsdiener, Peter Preis. 


Summa. 


5. 


Rach dem Rechnungs 
abſchluſſe fur 
betrug die kurren⸗ 
te Schuldigkeit. 


be⸗ 


in C. M. 

fl. kr. 
5 | 700 — 
` 600 — 
N 50 je 
5 50 — 
k 300 |— 
8 bes — 
. 250 E 
e 200 — 
x 200 |— 
h 140 |— 
` 80 — 
| 60 — 
150 — 
E 


N 


in W. W. 


fl. 


Bir. 


An 8 


Uiber Beſoldungen, Beſtallungen. Loͤhnungen, Penfionen und pr 
abſchluſſe vom Jahr 


J. 


Fuͤr das Jahr 
wird angetragen. 


in E. M. 


fl. 


und 


in W. „W. 
— elle m 


Ire 


Hat freye Wohnung im Nathhauſe 
dann jährlich 4 Klafter hartes || Eben fo wie im Jahre 1824, 
und 4 Kl. weiches Brennholz 
Hat freye Wohnung, dann jährl. 3Kl. detto detto 
hartes und 5 Kl. weiches Holz. 


Mit hoher Regierungs⸗ Verordnung v. 
— CR — ees | 25. Okt. 1824 3. 22760 ift die Beſol⸗ 
f dung des Sekretärs und Erpeditors 

J 


b. 1. Nob. 1824 angefangen vonsoofl. 
auf opp, C. M. erhoͤhet worden. 


— SE? Za, "TT weg 


— ` wem 


Genießt jährlich 6 Kl hartes Holz, 
4 Metzen Weitzen, 8 M. Korn || Eben fo wie im Jahre 1824. 
und 3 Eentner Heu. 


— — mm ` ` e 


* 
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U 
Haben beide freye Wohnung. Eben ſo wie im Jahre 1824. 
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II. Beſtallungen. 


Freymann, Wenzel Guth e | 
Thorwächter, Paul Zöhrer . 8 e 
Nöhrenmeiſter, Anton Plecha . 
Kaminfeger, Philipp Baumann . 


Summa 


III. Lödhnungen. 


Forſtknecht, Johann Berg. 

Zwei Markrichter . $ 

Nachtwächter, Julius Berha 4 
detto Franz Puff 


Summa 


IV. Penſionen. 


Syndykus Wittwe, Joſepha Engelmann 
Kanzelliſten Wittwe, Johanna Dollak 

Sekretär, Edmund Streß e . 
Rathsdiener, Michael Wild. ä e 


Summa 


V. Proviſionen. 


Nachtwächter, mit tägl. 8 kr., Wenzel Woch 
Gerichtsdieners Waiſe, tägl. 9 kt., Anna 


Summa 


e pg e e 


— 102 25 


133 


100 — 


135 20 
100 — 


166 40 — 
85 200 — 
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Holz und 4 Metzen Korn. Eben ſo wie im Jahr 1824. vom 18. Auguſt 1824, Zahl 29412 iſt 
die Anſtellung zweier Markrichter mit 
jährlichen 50 fl. E. M. für jeden bewil⸗ 
liget worden. 


J. Jeder bezieht jährlich 4 Metzen Eben fe wie im Jahre 1824. 
Weizen und 4 Metzen Korn. 


(II) 
SER 
1114 
1111 


Bezieht jährlich 2 Klaſter hartes Mit hoher Regierungs⸗Verordnung 
| 


Der für das Jahr 1825 geringer prä⸗ 
iminirte Betrag ergiebt ſich durch den 
Abfall eines Tages von der im Jahre 
1824 nach 366 Tagen präliminirten 

Ptopiſtonsſumme. 


Il 
14 


weiß 


vifionen bei der Stadt nach dem Rechnungs⸗ 
dem Präliminarſyſteme fuͤr das Jahr 
5. 6. 5 


- 


Deputate und fonftige Genuͤſſe Urſachen der Veraͤnderungen 


und 
ſonſtige Anmerkungen. 


Im Jahre | Im Jahre 
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Formular E. 


B. 1 Ka 


ber Stadt für das Jahr 


(Zur Sig B. Seite 19.) 10) 


Konven⸗ 


f Wiener 
zions⸗ 2 
Münze Wahrung 
Ss HS 
Mit Schluß der Rechnung vom Aae beſtand das reine Ak⸗ 
tibvermogen in PT] — . d R . 15607225 6517919 


Nach eh Viet zeiget no eine Vermö ? ensderme a 
rung H 9 e d d | 885410 288729 


| 
1 


Summe ber jenfeitigen gleich.. 156958 6 68066 48 


Konben⸗ 


f Wiener 
zions⸗ 9 
Münze Währung 
TR ls 
Rach dem Praliminarſpſteme für das * beträgt das reine 
Aktivermogen € . ® a e A l . 156958 oi 68066 40 
Nach beiderfeitiger Bregenz ron Dë eine Verm di "Me 
derung von o — le — — 


Summa der jenſeingen gleich.. 5696806 = 
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Schließlich muß noch bemerket werden, daß die 
ſämmtlichen Rechnungsſtücke jederzeit in triplo zu ders 
faſſen, von dem Magiſtrate und Bürgerausſchuße zu 
unierfertigen, und zu gleicher Zeit mit den zu legenden 
Stadt oder Marktkaſſe oder den ſogenannten Kammer- 
amtsrechnungen aus welchen dieſelben verfaßt wurden, 
und mit welchen fie genau übereinſtimmen müſſen bin⸗ 
nen ſechs Wochen nach Verlauf eines jeden Verwal⸗ 
tungsjahres dem k. k. Kreisamte zur Einbeförderung 
an die Landesſtelle zu überreichen ſind. 


— 


5. 


Belehrung fuͤr die Steuerbezirksobrigkeiten 
zur Evidenzhaltung des proviſoriſchen 
Steuerkataſters. 


Durch die endliche Erledigung der im Wege der Se, 
klamazionen in dem Grundſteuer-Probiſorium vorges 
nommenen Nachbeſſerungen, wird es möglich, das ganze 
Kataſter eheſtens abzufchließen, und es bis zur Einfuͤh— 
rung des ſtabilen Kataſters in feinen Grundlagen fir 
zu erhalten. — 

Mit dieſem Abſchluſſe tritt der Zeitpunkt ein, wo 
auf jene Aenderungen vorgedacht werden muß, die ſich 
im Laufe der Zeit fortwährend ergeben, und von wel— 
chen, ſo wie ſie eintreten, Notiz zu nehmen iſt, weil 
ſonſt die Adminiſtrazion des Kataſters in Verwirrung 
käme, die eben fo viele Nachtheile für die Finanz⸗Ver⸗ 
waltung, als für die einzelnen Steuerpflichtigen zur 
Folge hatte. 

Die geſetzlichen Beſtimmungen, durch welche dieſen 
Aenderungen vorgedacht wird, werden in dem Syſteme 
der Grundſteuer unter der Benennung: »der Evidenz— 
haltung des Steuer-Kataſters« begriffen, und fie zer» 
fällt nach den Hauptabtheilungen der Grundſteuer im 
ausgedehnten Verſtande, in die Evidenzhaltung: 


a) der eigentlichen Grundſteuer, 

b) der Gebäudeſteuer, und 

c) der Urbarial⸗ und Zehendſteuer. — 

ad a und b.) Die Evidenzhaltung der eigentlichen 

Grundſteuer und der Gebäude-Klaffenfteuer liegt 
den Steuerbezirksobrigkeiten ob, welche diefelbe 
in Folge der hohen Hofkanzleydekrete vom 12. 
Auguſt und 8. Dezember 1824 Zahlen 1464 — 

. 381. und 3515—4999. nach den in der anlie⸗ 
genden Belehrung vorgezeichneten Beſtimmun⸗ 
gen zu führen haben. — 


Diefe Belehrung wird den k. Kreisämtern mit dem 
Auftrage zugefertigt: 

reng, Damit, unter Kückbehalt der uͤberzähligen 
Exemplare zum Amtsgebrauche, ſämtliche Steuerbezirks⸗ 
obrigkeiten mit der Weiſung zu betheilen, alle vor dem 
Eintritte des Verwaltungs-Jahres 1825 vorkommen⸗ 
den, zur Ebidenzhaltung geeigneten Veränderungen, in 
der vorgezeichneten Art aufzunehmen, und zu behandeln; 


ztens. Für die genaue Beobachtung des vorgezeich⸗ 
neten Verfahrens unausgeſetzt Sorge zu tragen, 
3tens. die darin in dem öten Abſchnitte angeord- 
neten jährlichen Ausweiſe der Evidenzhaltungs⸗Reſul⸗ 
tate genau zu verfaſſen, und mit den einzelnen Einga— 
ben der St. B. Obrigkeiten belegt, ſammt den allfälli⸗ 
gen Bemerkungen in dem feſtgeſetzten Termine hieher 
einzuſenden. 
ad c)' Was die Evidenzhaltung der Urbarial» und 
Zehentſteuer betrifft, ſo wird es zwar möglich, nach 
den zu Stande gebrachten Faſſionen der Urbarial— 
und Zehentbezüge, dieſelben in Evidenz zu halten: 
da aber dieſer Evidenzhaltung in ſo lange in Be— 
ziehung auf Zu- und Abſchreibungen keine Folge 
gegeben werden kann, als dieſe Bezüge ein felbft« 
ſtändiges Objekt der Beſteuerung bilden, fo muß 
bis zur eintretenden allgemeinen Negulirung die— 
ſes Abgaben Zweiges, die von dieſem Objekte ent 
fallende Steuer ſortan von demjenigen entrichtet 
werden, der in der Faſſion als der dazu Berech— 
tigte erſcheint. 


Verordnung der Grundſteuer-Provinzial-Kommiſſion 
vom 29 ten Jänner 1825 Zahl 26105. N 
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Ad Poſtzahl 5. 
Belehrung 


fuͤr die 
Steuerbezirksobrigkeiten zur Evidenzhaltung 
des proviſoriſchen Steuer-Kataſters. 


Erſter Abſchnitt. 
Von der Evidenzhaltung im Allgemeinen. 
9 


Unter der Evidenzhaltung des Kataſters wird die Auf« 
nahme und Berückſichtigung der im Laufe der Zeit ſich 
fortwährend ergebenden Veränderungen im Objekte 


der Beſteuerung und in der Perſon des Beſitzers Det: 
ſtanden. 


WE 
Mr 


2 


R S. — 0 
Sie hat zum Zwecke, die Entrichtung der Steuern 
nach den von Zeit zu Zeit vorkommenden Aenderungen 
zu ordnen, und in einzelnen Fällen nach den vorgezeich— 
neten geſetzlichen Beſtimmungen die Steuerabſchreibung 

zu veranlaſſen. e 

+ Ss 
Die Evidenzhaltung liegt den Steuerbezirksobrig— 
keiten für den Umfang ihres Steuerbezirkes ob, und 
zerfällt nach den Hauprabtheilungen der ihnen zur Eins 
hebung zugewieſenen Grundſteuer im ausgedehnten Ver— 
ftande: in die Evidenzhaltung der eigentlichen Grumds 
ſteuer, und in die Evidenzhaltung der Gebaudeſteuer. 


Zweiter Abſchnitt. 
Evidenzhaltung der eigentlichen Grundſteuer. 


Bei der eigentlichen Grundſteuer kommen Aende⸗ 
rungen: 
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I. im Objekte derſelbe, 
II. in der Perſon des Befigers vor. 


§. 5. 


L Die Aenderung im Objekte treten ein. 


a) Wenn daſſelbe ganz zu Grunde geht, wenn es 
durch Erderſchütterungen odet Waſſerſtrome ber⸗ 
nichtet wird, und aufhört nutzbringend zu ſeyn. 

b) Wenn das Objekt außer kulturfähigen Stand kommt; 
nämlich: Grundſtücke verſandet, verſchlämmt, mit 
Steinen überzogen, ſohin in dieſem Zuſtande kei— 
nes Ertrages fähig werden. 

c) Wenn Grundſtücke aus einer Eultur- Gattung. in 
eine andere gebracht, z. B. aus Aecker Gärten, 
aus Garten Aecker, Wieſen aus Aeckern oder aus 
Waldungen u. dgl. gemacht werden. 

d) Bei Aenderungen der geſetzlichen Eigenſchaft der 
Grundſtücke, bei der Umſtaltung von Dominikal⸗ 
in Ruſtikal- oder freye Grundſtücke, und umgekehrt. 

e) Wenn ganz neue Objekte entſtehen. Durch den 
veränderten Lauf von Flüffen kommen produktive 
Oberflächen zum Vorſcheine, die als Flußbeete kein 
Objekt des Kataſters waren. Anſpülungen bringen 
fruchtbares Erdreich auf Flächen, die vorher unbe- 
nusbar waren. 

§. 6 


In den unter a) und p) bemerkten Fällen, wenn 
das Objekt ganz zu Grunde geht, oder wenn es außer 
kulturfähigen Stand kömmt, wird die Steuer von dem 
Verwaltungsjahre angefangen, welches auf jenes, folgt, 
in welchem das Grundſtück zu Grunde gegangen iſt, 
gänzlich abgeſchrieben. Werden aber außer kutturfähi— 
gen Stand gefeste Grundſtuͤcke in der Folge wieder in 
Eultur gebracht, fo tritt mit deeſem Zeitpunkte auch 
wieder die Steuerverbindlichkeit ein. Die wirkliche 
Zahlung der Steuer wird aber erſt dann gefordert, 
wenn die Reihe der Jahre um iſt, die zur Aufmunte⸗ 


rung der Eultur oder Gründe als fteuerfreue Jahre nach 
den beſtehenden poſttiven Verordnungen beſtimmt ſind. 

Die zu c) und d) erwähnten Aenderungen der Cul⸗ 
tur⸗Gattung und der geſetzlichen Eigenſchaft der Grund— 
ſtuͤcke werden bei der Beſteuerung während der Dauer 
des proviſoriſchen Kataſters nicht berückſichtiget, und 
find daher auch kein Gegenſtand der Evidenzhaltung. 

Ss. 8. 

In dem unter e) angedeuteten Falle der Aende⸗ 
rung durch das Entſtehen ganz neuer Objekte muß uns 
terſchieden werden, ob daſſelbe ſogleich fruchtbringend 
iſt, oder ob es nur durch die Verwendung eines be— 
ſonderen Cultur⸗Aufwandes kann fruchtbringend gemacht 
werden. 

Im erſten Falle wird es ſogleich in die Beſteuerung 
gezogen, im zweiten Falle aber wird die Steuerzahlung 
erſt dann gefordert, wenn der geſetzliche Termin der 
Steuerfreiheit um iſt. 

II. Aenderungen in der Perſon des Beſitzers finden Statt: 
a) Wenn ganze Beſitzkörper, ganze Bauerngüter oder 

Höfe von einem Beſitzer an einen anderen über— 

tragen werden; 

b) wenn eine oder mehrere ganze Parzellen von ihrem 
dermaligen Beſitzer an einen anderen gelangen; 
c) wenn von einer Parzelle nur ein Theil an einen 

andern Beſttzer übergeht. 
§. 10. 

Da die Perſon des Befigers auf die Steuerſchuldig— 
keit des Objektes keinen Einfluß nimmt; fo findet zwar 
bei dieſen Aenderungen keine Aenderung in der Steuer— 
bemeſſung Statt; fie find aber für die Einhebung der 
Steuer von dem höchſten Intereſſe, und müſſen da> 
her nach den im dritten Abſchnitte folgenden Beftim« 
mungen fortwährend in der genaueſten Evidenz gehal⸗ 
ten werden. 
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Dritter Abſchnitt. 


Aufnahme der Veraͤnderungen im Grundſteuer⸗ 
Kataſter. 


Su 
Jede Aenderung in dem Objekte oder in der Per— 
ſon des Beſitzers muß von dem Steuerpflichtigen bei der 
Steuerbezirksobrigkeit längſtens bei dem Einteitte der 
auf die Aenderung zunächſt folgenden Zahlungsrate ans» 
gemeldet werden. 
§. 12. 


Die Richtigkeit der Angaben der Steuerpflichtigen 
muß in den $. 6 und 8 bemerkten Fällen der Aende— 
rung im Objekte auf die nämliche Art unterſucht und 
nachgewieſen werden, welche fuͤr Elementar-Unfälle 
vorgeſchrieben iſt. In den $. 9 bemerkten Fällen der 
Aenderung in der Perſon des Beſitzers hingegen muß 
die Angabe der Beſitzveränderung immer durch den Be— 
figertraft aus dem Grundbuche oder der Landtafel er, 
wieſen werden; wo aber keine geordneten Grundbücher 
beſtehen, iſt die Veränderung entweder durch ein hier— 
über beſtehendes legales Dokument, oder durch das pers 
ſönliche Erſcheinen des austretenden und des eintreten» 
den Beſitzers und deren Beſtätigung der vor ſich gegan— 
genen Aenderung zu erweiſen. 

N 15. 

Zur Controlle der Anmeldung der Aenderungen 
und der Nichtigkeit der don den Steuerpflichtigen ge— 
machten Angaben hat ſich die Steuerbezirksobrigkeit mit 
allen Grundobrigkeiten, die in ihrem Bezirkr Unter— 
thanen haben, in das Einvernehmen zu ſetzen, und 
ſich periodiſch die Auszüge der vorgekommenen Beſttz⸗ 
veränderungen zu verſchaffen. 

+ 14. 

Die Steuerdezirksobrigkeit führt für jede Gren, 
ergemeinde ein nach dem beiliegenden Formular A A. 
eingerichtetes Evibenzhaltungs » Regifter. 


— Kegg 


Ge Ze 
Wird eine Aenderung angemeldet, ( die Sigg, 
keit derſelben nachgewieſen, und ut fie nach den $. 6, 
8 und 9, ertheilten Beſtimmungen zur Beruͤckſichti— 
gung geeignet, fo wird in den $. 6 und 9, bemerk— 
ten Fallen die togographiſche Zahl des betreſſenden 
Grundſtückes in der Grundertrags-Matrikel der Gemem— 
de nachgeſchlagen, und daſſelbe mit ſeinem bisherigen 
Anfage in das Evidenzhaltungs-Negiſter übertragen, 
der Nahme des Eigenthümers in der Ertrags-Matrikel 
mit rother Dinte unterſtrichen, und in der Anmerkung 
die Poſtenzahl, unter welcher dieſe Uebertragung in dem 
Regiſter vorkommt, auf folgende Art geſetzt: Siehe E. 

RN. Poſt Nro. 
16. 


Betrifft die Aenderung einen der im 5. 6 bemerk- 
ten Fälle der Steuerabſchreibung, ſo wird die Aende— 
rung in dem Evidenzhaltungs » Negifter mit Beifügung 
des Zeitpunktes, in welchem dieſelbe Statt hatte, an— 
gedeutet, die darauf folgenden Rubriken »Anſatz nach 
der eingetretenen Aenderung“ durchpunktirt, 
und endlich in der Rubrik »Abfall« dieſer ausgewie— 
ſen, mit der Steuereinhebung und Löſchung des Grund— 
ſtückes in dem Grundertragsbogen des bisherigen Be— 
figers aber in fo lange inne gehalten, bis die völlige 
Abſchreibung nach den unten im ſechſten Abſchnitte fol— 
genden Beſtimmungen geſchehen kann. 


S. „ry. 

Tritt dagegen nach dem A 8. ein Zuwachs ein, 
oder kömmt ein durch längere Zeit außer kulturfähigen 
Stand gekommenes Grundſtück wieder in die Cultur; 
fo werden die erſten Rubriken des Evidenzhaltungs-Res 
giſters »bisheriger Anſatz in der Ertrags⸗ 
Matrikel,“ da das Grundſtück keinen ſolchen hatte, 
durchpunktirt, die eingetretene Aendetung und ihr Zeit: 
punkt angedeutet, dem Grundſtücke eine neue topogra— 
phiſche Numer gegeben, und ſowohl die Rubriken »An⸗ 


— 27 — 


ſatz nach der eingetretenen Aenderung 
als »Zuwachs« mit Berückſichtigung der Cultur, Gat⸗ 
tung ausgewieſen. 

Solche Grundſtücke ſind übrigens ſogleich in die 
Grundertrags » Matrifel mit einer neuen, nach der letzten 
Numer derfelben fortlaufenden Zahl, und mit dieſer Zahl 
auch in den individuellen Grundertragsbogen ihres Be— 
ſitzers einzutragen, und in der Rubrik »Anmerkun ge 
der Grundertrags- Matrikel und des individuellen Bo— 
gens mit Berufung auf die Poſtenzahl des Evidenzhal— 
tungs⸗Regiſters der Zeitpunkt auszuſetzen, in welchem 
ein ſolches Grundſtück nach den beſtehenden geſetzlichen Be— 
ft mmungen in die Steuerzahlungs verpflichtung kömmt. 
Dabei verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wenn der Be— 
ſitzer, dem ein ſolches Grundſtuͤck zuwächſt, noch nicht 
in der Grundertrags-Matrikel erſcheint, für denſelben 
ein eigener individueller Bogen verlegt werden müſſe. 


§. 18. 


Bei Veränderungen in der Perſon des Beſttzers, 
bei welchen ganze Beſitzungen an einen anderen Beſttzer 
gelangen, werden zwar alle zu denſelben gehörige topo— 
graphiſche Numern, jedoch ohne die $. 15 vorgeſchrie— 
bene Vereinzelung in das Evidenzhaltungs-Regiſter 
übertragen; die ganze Aenderung erhält in demſelben 
nur eine Poſtenzahl, die topographiſchen Numern, wels 
che das ganze übertragene Beſitzthum konſtituiren, wer— 
den neben einander aufgeführt, wie es das Beiſpiel im 
Formulare zeigt, der neue Beſitzer wird in die dazu in 
der »Anſatz nach der eingetretenen Aende— 
rung« beſtimmten Nubrik aufgeführt, die Beziehung 
auf die vorſtehenden topographiſchen Numern angeſetzt, 
und die Rubriken »Abfall« und „Zuwachs“ durch— 
punktirt. Zugleich wird dem neuen Beſitzer ein neuer 
individueller Grundertragsbogen mit Beziehung auf die 
Poſtenzahl des Evidenzhaltungs-RNegiſters ausgefertigt, 
und der Grundertragsbogen des alten Beſitzers vernich— 
tet. In der Grundertrags⸗ Matrikel hingegen muß bei 
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jeder einzelnen topographiſchen Nummer eines ſolchen 
Beſitzthumes die Beziehung auf das Evidenzhaltungss 
Regiſter angeſetzt werden. 

§. 19. 

Bei Beſttzberänderungen, wo nur einzelne Parzels 
len bon einem Beſttzer an einen anderen gelangen, wird 
hinſichtlich der Uebertragung aus der Grundertrags-Ma— 
trifel in das Evidenzhaltungs-Regiſter nach den Beſtim⸗ 
mungen des d. 15 vorgegangen, und das Grundſtück, 
bei welchem die Aenderung eingetreten iſt, durch alle 
Rubriken in das Regiſter übertragen; zugleich aber die 
abgetretene Parzelle in dem Grundertragsbogen des 
alten Beſitzers gelöſcht, und die Poſtenzahl des Evi— 
denzhaltungs » Regifters beigefügt ` dagegen aber dem 
Grundertragsbogen des neuen Beſitzers unter gleicher 
Beifügung der Poſtenzahl eingeſchaltet. 

Beſitzt derſelbe noch keinen Grundertragsbogen aus 
dieſer Steuergemeinde, ſo wird ihm für dieſe Parzelle 
ein beſonderer Bogen unter den gleichen Beſtimmungen 


ausgefertiget. 
Hen ach — 


Bei Theilungen von Parzellen geſchieht die Unter— 
theilung nach dem für die faktiſche Berichtigung bei Ein— 
führung des Grundfteuer, Proviforiums vorgezeichneten 
Normen, und wird gleichfalls durch Buchſtaben in der 
Rubrik »GrundzertheilungsLitt.« erſichtlich ge— 
macht. Die Uebertragung aus der Grundertrags⸗-Ma— 
trikel in das Evidenzhaltungs-Regiſter und in die ins 
dividuellen Grundertragsbogen der Theilnehmer aber 
geſchieht nach den in den vorſtehenden (. ertheilten 
Beſtimmungen. 

21. 

Fällt mit einer bereits in das Ebidenzhaltungs- 
Regiſter übertragenen Beſitzung oder topographiſchen 
Numer eine neue Aenderung vor; fo wird fie in dem 
ſelben, wie bei ber erſten Aenderung, in eine neue 
Doftenzahl übertragen; die alte mit rother Dinte unters 
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ſtrichen, und in der Rubrik »Anmerkung« der dp, 
löſchten Poſt die neue Zahl, in der gleichen Rubrik der 
neuen Poſt aber die gelöſchte Zahl eingetragen. 

Zugleich wird die neue Poſtenzahl in der Grunders 
trags⸗ Matrikel bei allen topographiſchen Rumern, auf 
welche ſie Bezug hat, in der Anmerkung beigeſetzt, und 
die dort von der früheren Uebertragung angefetzte ältere 
Zahl mit rother Dinte unterſtrichen. 


Vierter Abſchnitt. 
Evidenzhaltung der Gebaͤude⸗Claſſenſteuer. 


e 2 
Auch bei der Gebäude-⸗Claſſenſteuer fallen die Zen, 
“derungen entweder 
I. in dem Objekte, oder 
II. in der Perſon des Beſttzers bor. 
ne, 

In dem Objekte treten Aenderungen ein: 

a) wenn das Gebäude ganz, oder zum Theile zu 

Grunde geht; 

bp) wenn neue Gebäude errichtet, oder 
c) ſchon beſtehende erweitert werden. 
24. 

In dem unter a) bemerkten Falle verſchwindet das 
ſteuerbare Objekt ganz oder zum Theile; es muß daher 
auch die auf demſelben angelegte Steuer ganz oder zum 
Theile, und in ſo lange abgeſchrieben werden, bis das 
Gebäude nach ſeiner allenfälligen Wiedererbauung und 
nach Ablauf der geſetzlich zugeſtandenen Baufreijahre in 
die Steuerzahlungsberbindlichkeit wieder eintritt. 

Se" Së, 

In den unter b) und c) angedeuteten Fällen ver⸗ 
mehrt ſich das Objekt der Häufer » Elaffenfteuer. 

Die entſtandene Vermehrung kann aber gleichfalls 
erſt nach Ablauf der geſetzlichen Baufreijahre in die 
Verſteuerung gezogen werden. 


en 


§. 26. 

II. Aenderungen in der Perſon des Beſitzers finden 
Statt: 

a) wenn ein Gebäude von einem Beſitzer auf einen 

anderen, oder 6 

b) wenn es von einem ſteuerpflichtigen Beſitzer in das 
öffentliche Eigenthum zu öffentlichen Zwecken übers 
geht. 

§. 27. 

Die Evidenzhaltung der erſten dieſer Aenderunge ! 
iſt für die Einbringlichkeit der Steuer von höchſtem Ja— 
tereſſe; die der zweite aber zur Abſchreibung des Steu⸗ 
erbetrages, in fo lange das Gebäude in dem Beſitze des 
Staates bleibt, wichtig. 


Sünfter Abſchnitt. 
Aufnahme der Veraͤnderungen im Gebaͤude— 
Claſſenſteuer⸗Kataſter 


§. 28. 

Die Aenderungen in dem Objekte der Gebäudes 
Claſſenſteuer ſind, ſo wie jene in dem der eigentlichen 
Grundſteuer, bei der Steuerbezirksobrigkeit anzumels 
den, welche zur Beſtätigung ihrer Richtigkeit und zu 
ihrer Controlle nach den A. 12 und 15 angedeuteten Be- 
ſtimmungen zu verfahren hat. 

§. 29. 

Die Steuerbezirksobrigkeit hält für dieſe Sen, 
derungen ein eigenes Evidenzhaltungs-Negiſter des 
beſtehenden Verzeichniſſes der Häuſer jeder Steuer» 

B. gemeinde nach dem beiliegenden Formulare B. 
§. 30. 

Die angemeldete und richtig befundene Verände- 
rungen wird in der Art aufgenommen, daß das Ge- 
bäude aus dem Verzeichniſſe der Häuſer mit ſeinem 
bisherigen Anſatze in das Evidenzhaltungs⸗Negiſter über, 


tragen, der Name des Eigenthümers in dem Verzeich⸗ 
niſſe mit rother Dinte unterſtrichen, und in der Rubrik 
»Anmerkung« des Verzeichniffes die Poſtenzahl ae, 

ſetzt wird, unter welcher es in dem Regiſter erſcheint. 
3. B. Sieh H. E. N. Poſt Nr. 


N 

Begründet die vorgefallene Aenderung eine gänzli— 
che oder theilweiſe Nachſicht an der Gebäudeſteuer; ſo 
wird die eingetretene Aenderung mit Beifügung des 
Zeitpunktes angedeutet, die darauf folgende Nubrik: 
»Anſatz nach der eingetretenen Aende⸗ 
rung aber in dem Falle, als die Steuer ganz abge— 
ſchrieben werden ſoll, durchpunktirt; wenn dieſe Ab— 
ſchreibung aber nur theilweiſe geſchieht, d. h. das Haus 
in Folge der Statt gehabten Aenderung nur eine ges 
ringere Claſſe zu ſetzen kömmt, hiernach ausgefüllt, der 
Abfall ausgewieſen, die Löſchung oder Verminderung 
der in dem Steuerbüchel des Beſitzers eingetragenen 
Claſſenſteuer oder Abſchreibung des entfallenden Betra— 
ges, ſo wie die Einhebung deſſelben aber, bis zur be— 
willigten endlichen Abſchreibung von der hierzu berufe— 
nen Behörde, einſtweilen verſchoben. 

Wird ein Gebäude, welches ganz oder theil— 
weiſe aus der urſprünglichen Verſteuerung gebracht wor— 
den iſt, wieder aufgebaut, oder erhalt es die vorige, 
oder eine noch größere Ausdehnung wieder; ſo wird dieſe 
Wiederherſtellung als eine neue Aenderung nach den 
in den folgenden A8. enthaltenen Beſtimmungen bes 
handelt. 

§. 3% 

Tritt durch ein neuerbautes Haus ein Zuwachs ein, 
fo werden in dem Evidenzhaltungs-Regiſter die Rubri— 
ken »bisheriger Anſatz« durchpunktirt, in der 
Rubrik »eingetretene Aenderung« der neue 
Bau und der Zeitpunkt ſeiner Vollendung angedeutet, 
und hiernach die folgenden Rubriken nach dem wirkli— 
chen Befunde ausgefüllt, endlich der Zuwachs, die Ans 
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zahl der ſteuerfreien Jahre, und das Jahr, in welchem 
das Haus in die Beſteuerung tritt, nachgewieſen. Zu: 
gleich wird ein ſolches Gebäude unter der fortlauſenden 
Numer in das Verzeichniß der Häuſer eingetragen. 


DE 


Bei Vergrößerung der Gebäude wird der bisherige 
Anſatz aus dem Haäuſerverzeichniſſe aufgenommen, die 
eingetretene Aenderung und der Zeitpunkt ihrer Aën 
lendung angedeutet, im Uebrigen aber bei Ausfüllung 
der folgenden Rubriken nach den obigen Beſtimmungen 
mit dem Unterſchiede vorgegangen, daß in dem Falle, 
wo das Gebäude nur vergrößert wird, in dem Verzeich— 
niſſe für die Vergrößerung nicht eine neue Numer, fon‘ 
dern nur unter der alten ein Untertheilungsbuchſtabe 
eröffnet wird, unter welchem die Vergrößerung erſcheint. 


S. 54. 


Die Veränderungen in der Perfon des Vefisers, 
in fo fern fie zwiſchen Privat- Perſonen Statt finden, 
haben lediglich die Folge, daß der neue Haus eſitzer in 
dem »Anfage nach der eingetretenen Aen⸗ 


derung erſcheint. 
Geht aber das Gebäude in das Eigenthum des 


Staates oder zu ſolchen öffentlichen Zwecken über, durch 
welche die Steuerfreiheit begründet iſt; ſo wird dieſes 
in der Rubrikly eingetretene Aenderung« an 
gedeutet, und hiernach der Abfall ausgewieſen. 


§. 35. 


Jede mit einem bereits in dem Evidenzhaltungs- 
Kegifter erſcheinenden Gebäude vorfallende weitere Zen, 
derung wird unter einer neuen Poſtenzahl erſichtlich ge⸗ 
macht, und dabei nach den A 21. ertheilten Beſtim⸗ 
mungen vorgegangen. 
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Sechſter Abſchnitt. 
Einſendung der Evidenzhaltungs-Reſultate. 
S. 56. 


Die Aenderungen, welche nach den obigen Beſtim— 
mungen einen Abfall oder Zuwachs an der Grund» oder 
Gebäude » Elaffenfteuer zur Folge haben, müffen fechs 
Wochen vor dem Ablaufe jedes Verwaltungsjahres aus 
dem Evidenzhaltungs-Regiſter der betreffenden Steuer— 
gemeinde ausgezogen, und von der Steuerbezirksobrig- 
keit in einem eigenen Ausweiſe dem vorgeſetzten Kreis- 
amte in dem oben feſtgeſetzten Termine bei Vermei— 
dung eines Pönfalles von 10 fl. M. M. vorgelegt werden. 


SO 


Der nach dem beiliegenden Formulare C. zu 
verfaſſende Ausweis der Evidenzhaltungs » Nefultate "`" 
der Grundſteuer enthält: die Poſten⸗Nr. und den 
Namen der Steuergemeinde, die Poſtenzahl, 
unter welcher die Aenderung in dem Evidenzhal— 
tungs » Negifter erſcheinet, die topographiſche Nr. 
und die übrige Qualifikazion des Grundſtückes, die 
eingetretene Aenderung und ihren Zeitpunkt, und 
endlich bei dem Abfalle den Betrag, welcher fuͤr 
das Jahr, in welchem die Aenderung in dem Kata— 
ſter berückſichtiget wird, abzuſchreiben kömmt. 

§. 38. 

Der Ausweis der Evidenzhaltungs-Reſultate 
der Gebäude. Elafjenfteuer wird nach dem anliegen» 
den Formulare D. verfaßt, und in demſelben gleich⸗D 
falls jede einzelne, Abfall oder Zuwachs begründen⸗ 
de Poſt des Evidenzhaltungs-Regiſters aufgenom- 
men und durchgeführt. 

+ 9. 

Die Steuerbezirksobrigkeiten, bei welchen keine 
Veränderungen, die einen Abſall oder Zuwachs an der 
Steuer zur Folge haben, vorgekommen ſind, haben die 

Prov. Geſetzſ. v. Galizien 1825. E 


pe ege Game, 


negative Anzeige in dem $. 36 feftgefegten Termine zu 
erſtatten. 
§. 40. 


Das Kreisamt verfaßt aus den eingelangten Zug, 
weiſen der Steuerbezirksobrigkeiten die Hauptausweiſe 
über die Ebidenzhaltungs-Reſultate abgeſondert für die 
Grundſteuer und die Gebäude⸗Claffenſteuer für den gan» 
zen Kreis, und begleitet beide mit den einzelnen Gin: 
gaben der Steuerbezirksobrigkeiten belegt, und mit fei, 
nen allfälligen Bemerkungen längſtens binnen dierzehn 
Tagen an die Provinzial-Commiſſion, welche dieſelben 
richtig ſtellt, und hiernach die Steuer -Nepartizion für 
das eintretende Verwaltungsjahr errichtet. 

S- 516 

Die nach den Grundſätzen der Evidenzhaltung des 
probiſoriſchen Kataſters entfallenden oder zuwachſenden 
Gteuerbeträge haben nur individuellen Einfluß auf die 
einzelnen, im Falle der Veränderung befindlichen Con- 
tribuenten, keineswegs aber auf die Repartizion der Por 
ſtulat⸗ Summe im Ganzen; es werden ſohin die Ab» 
fälle eben fo wenig auf das Eoncrerum repartirt, als 
die Zuwächſe eine Veränderung im Concreto zur Folge 
haben; ſondern die erſteren werden von den Finanzen 
als Einbuße getragen, und die letzteren kommen ihnen 
als Ueberſchuͤſſe der Poſtulat⸗ Summe zu Gute. 


Keen. 

Nachdem die Ausweiſe der Ebidenzhaltungs⸗Re⸗ 
ſultate von der Provinzial ⸗Commiſſion geprüft, und 
nach den Beſtimmungen des vorausgegangenen Para- 
graphes bei der Nepartizion berückſichtiget worden find, 
gelangen fie von derſelben an die Behörde, welche die 
Ausſchreibung der Steuer bekannt gibt, und durch dieſe 
mittelſt des Kreisamtes an die Steuerbezirksobrigkeit. 
Die Steuerbezirksobrigkeit hat hiernach die individuellen 
Ab» und Zuſchreibungen zu veranlaſſen, und die be⸗ 
richtigten Steuerbeträge ſowohl in dem individuellen 


$ 
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Grundertragsbogen, als auch in dem Steuerbuͤchel vor⸗ 
zumerken. 
. 45. 

Die Aenderungen, welche nach den Grundfägen 
der Evidenzhaltung des Kataſters eine Aenderung in der 
Steuer zur Folge haben, werden immer erſt im näch— 
Den darauf folgenden Verwaltungsjahre bei der Aus— 
maß berückſichtigt; im Laufe des Jahres findet in dies 
fer Beziehung, jedoch unbeſchadet der Beſtimmung bet 
Elementar- Unfällen, keine Aenderung im Kataſter 


Statt. 
S. 44. 

Die Steuerbezirksobrigkeiten ſind nicht berechtigt, 
für die Aufnahme einer Veränderung, fuͤr die dadurch 
nothwendig gewordene Ausfertigung eines neuen Grund» 
ertragsbogens, oder für die Abſchreidung des Steuerbe— 
trages eine Gebühr von den Steuerpflichtigen zu ver— 
langen; fondern fie müffen ſämmtliche Koften der Evi 
denzhaltung aus den ihnen für die Einhebung der 
Grund.» und Gebäudeſteuer bewilligten 2 Perzenten be, 
ſtreiten. d 


Siebenter Abſchnitt. 
Controlle der Evidenzhaltung. 


S. 45. 


Die Controlle der Evidenzhaltung liegt dem Kreis⸗ 
amte ob, welches ſich bei Gelegenheit der Kreis- und an⸗ 
deren amtlichen Bereiſungen, oder in beſonderen Fäl⸗ 
len durch eine eigens abzufendende Kommiſſion die 
Ueberzeugung verſchaffen wird, ob die Evidenzhaltungs⸗ 
Regiſter, der vorſtehenden Belehrung gemäß, geführt 


werden. 
K 45. 


Bei Entdeckung von Nachläſſigkeit, Saumſeligkeit 
im Eintragen der zur Kenntniß der Steuerbezirksobrig⸗ 
E 2 


keit gelangten Veränderungen oder abſichtlichen Unrich⸗ 
tigkeiten, wird gegen den ſchuldtragenden ſteuerbezirks— 
obrigkeitlichen Beamten nach dem 9. 52 der Inſtruk⸗ 
zion für die Kreisämter zur Ausführung des Grund— 
fteuer e Proviforiums vorgegangen werden. 


Formulare A. zu §. 14. 


Steuergemeinde Neudorf Kreis 
Steuerbezirk Grünau 


Ebidenzhaltungs⸗Regiſter 
Grundertrags-Matrikel der Steuergemeinde Neudorf, 
| we ` ch e | 


zuſammen geſetzt iſt aus folgenden Ortſchaften: 


1. Neudorf, 
2. Steinberg. 
3. Altheim. 


dru 


—1EIHGELR: 


(Zur Sig. C. Seite 56.) Ai 


Bisheriger Anfag in der Ertrags- Matrikel. 
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Veiſpiel zu 9. 16. 


5 4 Altheim Acker [400 2 40024 Abgeriſſen durch den Eisgang der 
Joſeph Donau am 10. Februar. 


Beiſpiel zu h. 17. 
sl ne D Un „ . . Allmähliche Anſpuͤlung der Donau. 


Die ganze Beſitzung deſteht Beiſpiel zu 5. 18. 
Abel aus den topygraphiſchen Nu⸗ 
180 Neudorf mern 24, 33, 86, 104, 219, [[ Verkauf an den nebenſtehenden 
Georg] 538, 539, 619,624, 3974, Beſitzer am 21. März 182 
976, 1001. 8 


| Beifpielzuf. 19. 


Diller 
All 718] » » 2 Steinderg Gärten || 860] 2618, 22] Schenkung am 4. Julius 182 
Joſeph 


| 


| Beiſpiel zu J. 20. 
Egger E. 
5||ı002| ». Steinberg Acker 4200 6130|... 54 Durch Erbſchaft am 10. Julius 
Joſeph | 182 


| | | | | Beiſpiel zu s, 21. 
67180 280 Steinberg. Diller Gaͤrten „860 280 22 Verkauf am 10. Auguſt 182. 
| Anton | 
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Anſatz nach der eingetretenen Aenderung. 
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Formulare B. ue 29. 


beggen 


Steuergemeinde N. N. Kreis 
Steuerbezirk N. 


Ebidenzhaltungs-⸗Regiſter 
ders 
Verzeichniß aller Häuſer der Steuergemeinde 
| N. 


welche zuſammen geſetzt iſt aus folgenden Ortſchaften 


Der Ortſchaften 


Na me 


Poſten⸗Nro. 


© 
DÉI 
S 
2 
2 
= 
der 


Hauseigenthuͤmer 


niſſe Ze Haͤuſer. 


Wohnbe⸗ Baur 
ſtandtheile art Jährliche 
einfache 
Hausſteuer 
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Bisheriger Anſatz des Gebäudes in dem Verzeich⸗ 


Eingetre⸗ 
tene 
Aende⸗ 
rung 


Daher 
Abfall Zuwachs 


welcher ein 
an der jaͤhrli⸗ ttitt Anmerkung. 


IF Anſaß des Gebäudes nach der eingekreke⸗ 
nen Aenderungen. 
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ſtandtheile 
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Formulare C. zu §. 37. 


Kreis: Steuerbezirk 


Ausweis 
Evidenzhaltungs⸗Neſultate der Grundſteuer 
| des Steuerbezirkes R. N. 
fuͤr das Jahr 182 


Der Steuergemeinde Des Grundſtuͤckes 


Voftens Jährliche Eingetre⸗ 
Pos Zahl des] Topo- Grund, Kulturs⸗ Flächenma 
ſten Name Gptteni grapbt: gzerthei⸗ 9 Haan, tene 
hal⸗ ſſche Nr. lungs- Gattung 
Zahl. tungs- Lit. Aenderung 


Regi⸗ 
ſters. 


An der jährlichen Steuergebuͤhr 


Abfall Zuwachs 
für für 
das eintretende Jahr 82 [das eintretende Jahr 182 


Anmerkung. 
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Be: 
Kë 


Das Militär darf bei theatraliſchen Vor— 
ſtellungen nur in ſo ferne verwendet 
werden, als es nicht zu Taͤnzen ges 
braucht wird, und in europaͤiſchen Ar⸗ 
mee-Uniformen und Monturen erſcheint. 


Mittels Kabinetsſchreibens vom sten Dezember b. J. 
haben allerhöchſt Seine Majeſtät dem k. k. Hofkrtegs⸗ 
rath zu erinnern geruhet, daß wenn Allerhöchſt Die. 
felben zwar, wie es bisher geſchehen iſt; geffatten, daß 
die Militär⸗Mannſchaft zur Aushülfe bei theatraliſchen 
Vorſtellungen verwendet werde, dennoch nicht zuzu⸗ 
geben ſey, daß ſolche in Uniformen und Montour, wie 
dieſe im Allerhöchſtderſelben, und andern europäiſchen 
Armeen eingeführt ſind, erſcheinen, noch weniger aber, daß 
die Soldaten auf demTheater zu Tänzen verwendet wer— 
den, es wäre daun, daß ſolche ganz verkleidet, und 
ohne Gewähre und Ruͤſtungen erſcheinen. 

Dieſe vom k. k. General » Militär - Kommando hie- 
her mitgerbeilte allerhoͤchſte Entſchließung wird den k. 
Kreisämtern zur Wiſſenſchaft, und weitern Verfügung 
bekannt gemacht. 

Gubernial⸗Dekret vom 18ten Sänner 1825. Gub. Zahl 
271. 


Ze 
Hebammen ſollen mittels der Ortsobrigkeit 
zur Einholung des Unterrichts uͤber die 
Noth⸗Taufe bei dem betreffenden Seel— 
ſorger verhalten werden. 


Schon unter dem 28ten Oktober 1817 Zahl 36832. 
wurde bon dieſer Landesſtelle angeordnet, daß die hebam⸗ 
men bon den Seelſorgern über die Noth⸗Taufe zu ums 
terrichten ſind, und ihnen nur danu die Befugniß zur 


Ausübung der Hebammenkunſt zu ertheilen ift, wenn 
fie ſich über dieſen erhaltenen Unterricht mit einem Zeg, 
niß des betreffenden Seelſorgers ausgewieſen haben. 
Da aber bemerkt wird, daß die MWehmütter die⸗ 
ſen Unterricht einzuhohlen unterlaſſen, ſo wird den k. 
Kreisämtern dieſe Weiſung in Erinnerung gebracht, und 
es find die Hebammen im Kreife mittels der Ortsobrig⸗ 
keit zur Einhohlung dieſes Unterrichts bei dem betref— 
fenden Seelſorger unter ſtrenger Ahndung zu verhal— 
ten, worauf auch der Kreisphyſikus zu ſehen hat. 
Gubernial-Verordnung vom 25ten Jänner 1825. Gub. 
Zabl 4156. 


8 


Vorſchrift zur Bemeſſung der Pfarrverlei⸗ 
hungstaxen. 


Mit hohem Hofkammerdekrete vom 28ten Dezember 
v. J. Zahl 48611. wurde, zur Erzielung eines gleich⸗ 
förmigen Benehmens bei Bemeſſung der Pfarr- Verlei— 
hungstaxen folgendes bedeutet. 

1.) Die Erträgniſſe geiſtlicher Pfründen find zum 
Behufe der Taxberechnung jederzeit in Conv. Münze 
auszuweiſen, dergeſtalt, daß die urſprünglich in Papier⸗ 
geld vorkommeuden Einnahmspoſten nach dem Kursver- 
hpältniſſe 250— 100 auf Conb Münze reduzirt werden 
müffen. Nur die in dieſer letzten Valuta ſich darſtellende 
Summe der reinen Einkünfte giebt der Maaßſtab für 
die Verleihungstaxe. 

2.) Wenn das jährliche reine Erträgniß der Pfarre 
nicht 500 fl. M. M. erreicht, fo iſt keine Verleihungs⸗ 
taxe, fondern nur die Expedizionstaxe mit 3 fl. vorzu⸗ 
ſchreiben. 

5.) Beträgt das reine Einkommen dem auf die 
unter 1. angedeutete Art ausgemittelten Ziffer nach 
500 fl. oder mehr, jedoch nicht 600 fl. M. M. ſo ſind 10 
Prozent deſſelben als Verleihungstaxe abzunehmen. 

4.) In Fällen, wo die Pfarrpfründe einen Ertrag 


von jährlich 600 fl. M. M. oder mehr abwirft, kommt 
die 25. perzentige Verleihungstaxe zu entrichten. 

5.) Verſteht es ſich von felbſt, daß die akatholiſche 
Geiſtlichkeit der katholiſchen gleich gehalten ſey, und fo, 
nach auch die Paſtoren, nach dem Unterſchiede: ob ihre 
reine Jahrseintünfte a) unter 500 fl. zurückbleiben; 
b) ſich auf 500 fl. oder höher bis exclusive 600 fl. 
belaufen; c) 600 fl. M. M. oder mehr betragen? ad a) 
nur die Erpeditstare; ad b) die 10 perzentige, und 
ad c) die 25 perzentige Verleihungstaxe zu bezahlen 
haben. 

e Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und 
Nachachtung verſtändigt werden. 
Gubernial-Verordnung vom siten Jänner 1825. Gub. 
Zahl 2284. 


9. 

Der Nachlaß eines in Verrechnung ftehen- 
den Staatsbeamten darf nur mit vor— 
laufiger Bewilligung der Kammeralbe— 
hoͤrde ausgefolgt werden. 


In Gemäßheit einem an das k. k. Appellazionsgericht 
gelangten Beſchluße des k. k. oberſten Gerichtshofes bom 
sten Dezember 1824, Zahl 7704. wird angeordnet, 
daß künftig der Nachlaß eines gegen den Staatsſchatz in 
Verrechnung geſtandenen Beamten außer dem Exekuzions⸗ 
wege, auch nicht jure crediti Jemanden einzuantwor⸗ 
ten ſey, ohne vorläufig die Zuſtimmung der Kamme⸗ 
ralbehörde, die es betrifft, beigebracht zu haben. 


Wornach alle Verlaſſenſchafts⸗Abhandlungbehor⸗ 
den ſich genau zu denehmen haben. 


Quberniaf - Kundmachung vom 27ten Jaͤnner 1825. Gub. 
Zahl 3636. 
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Maßregeln zur Verhütung der Ungluͤcksfalle 
beim Abfeuern der Poller, Geſchuͤtz und 
übrigen Gattungen von Feuergewehren. 


E, find zur höchſten Kenntniß die Nachrichten von Uns» 
gluͤcksfällen gekommen, welche ſich beim Abfeuern von 
Pollern in feſtlichen Angelegenheiten ereignet haben. 


Den ?. Kreisämtern wird daher zu Folge a. h. 
Kabinetsſchreibens v. Zıten Dezember v. J. und des 
hiernach der Landesſtelle zugekommenen h. Hofkanzley⸗ 
dekrets vom 6ten Jänner 1725 Zahl 878 — 60 aufge⸗ 
tragen, darüber zu wachen, und das Erforderliche zu 
verfügen, daß nur ſolche Poller, Geſchuͤtz von was im⸗ 
mer für einer Gattung der Feuergewehr gebraucht wer— 
den, die man ohne Gefahr laden oder abfeuern könne, 
daß zur Ladung und Abfeuerung aller Gattungen don 
Feuergewehren und Pöllern ꝛc. ꝛc. bloß ſolche Individuen 
verwendet werden, welche der dießfälligen Manipulazion 
ganz kundig find, und daß dabei alle nur mögliche Vor— 
ſicht beobachtet werde, um weder das Eigenthum noch 
das Leben eines Menſchen der Gefahr irgend einer Ver— 
letzung oder Beſchädigung auszuſetzen, welche Anordnung 
und deren Handhabung um fo nothwendiger iſt, als 
ſich öfters Unglücke dabei ergeben. 


Gubernial ⸗ Dekret vom 27ten Jänner 1828. Gub. 
Zahl 3572. 


WER me 


11. 

Theilbare ſtaͤndiſche, Aerarial- und Dome⸗ 
ſtikal⸗Obligazionen dürfen zum Behuf 
der hievon zu entrichtenden Erbſteuer 
nur bis zu dem Betrag von 25 fl. um⸗ 
und auseinander geſchrieben werden, die 
unter 25 fl. entfallenden Erbſteuerbetraͤge 
ſind nach dem Kurſe zu berichtigen. 


E. iſt wahrgenommen worden, daß ſich bei Abnahme 
der Erbſteuer von theilbaren Obligazionen in den Pros 
vinzen, ſowohl in Hinſicht auf die Entrichtung der Erb» 
ſteuer ſelbſt, vorzüglich aber in Betreff der Summen 
verſchiedenartig benommen werde, wodurch die fernere 
Untheilbarkeit folcher Obligazionen bedingt wird. 

Um nun dießfalls ein gleichmäſſiges Verfahren eintre— 
ten zu laſſen, wird demnach die Weiſung ertheilt, daß inZu⸗ 
kunft, ſtändiſche, Aerarial- und Domeſtikal Obligazio⸗ 
nen, die zu Folge der beſtehenden Grundfäge theilbar 
ſind; zum Behufe der hievon zu entrichtenden Erbſteuer 
nur bis zu dem Betrage von 25 fl. um, und auseinan⸗ 
der geſchrieben werden dürfen, die unter 25 fl. von 
dergleichen Obligazionen entfallenden Erbſteuerbeträge 
aber, nach dem Kurſe zu berichtigen ſeyn, wo die Schuls 
digkeit der Erbſteuer Entrichtung eintritt. 

Durch dieſe Anordnung hat es demnach von dem 
h. Hofkanzleydekrete dd. ı6ten März 1816 kundgemacht 
durch die Gub. Verordnung v. 19. April 1816. 3. 15245 
abzukommen, mittelſt deſſen beſtimmt wurde, daß die 
von Obligazionen zu berichtigende Erbſteuer bei Beträgen 
unter 25 fl. boor in W. WB zu erlegen ſey. 

Wovon die k. Kreisaͤmter zu Folge h. Hofkammer⸗ 
dekrers vom iten Dezember 1624 Zahl 46375 - 5429. 
zu dem Ende in Kenntniß geſetzt wird, um die unter, 
ſtehenden Magiſträte und Dominien hievon zu verſtän⸗ 
digen. 

Gubernial „Verordnung vom 28ten Jänner 1825. Gub. 
Zahl 832. 


— 42 — 


12. 


Nachtraͤgliche Beſtimmungen in Abſicht auf 
Straſſen-Erhaltung — rückfichtlich der 
Schneeausſchauflung und Verbreitung 
des Deckſtoffes auf der Straſſe. 


Die h Hofkanzley hat mit dem Dekrete vom Zoten 
v. M. Zahl 38370 die zur Sicherung der Straſſen— 
Erforderniß am igten Oktober v. J. Zahl 59113. gp: 
troffenen Einleitungen genehmigt. 

Im Nachhange zu dieſer hierortigen Verordnung 
wird den Kreisämtern noch Folgendes bedeutet: 

tens. Jede Gemeinde iſt verpflichtet im Innern 
der Ortſchaft, fo weit ihre Häuſer reichen, die Schnee» 
Ausſchauflung zur Frey Erhaltung der Verbindung je⸗ 
desmal ſogleich unentgeltlich zu bewirken, da dieſe Maß 
regel einen Theil der Orts -Polizey bildet, und es in 
dieſer Beziehung ganz gleichgültig iſt, ob der abzuräu⸗ 
mende Weg chausseemäßig hergeſtellt ward oder nicht. 

greng, Außer dem Umfange oer Ortſchaften iſt es 
Pflicht der Straſſen⸗Einräumer die Schnee » Ausfchaus 
felung zu vollziehen, ſo weit ihre Kräfte zureichen. 

ztens. Für den Fall jedoch, wenn die verwehte 
Strecke außer dem Umfange der Ortſchaft ſo ausgedehnt 
wäre, daß der Einräumer nicht im Stande iſt, die 
freye Konnnunikazion herzuſtellen, find die der Straſſe 
nächſt gelegenen Gemeinden gehalten, auf die jedesma— 
lige Aufforderung des Straſſenkommiſſärs oder Wegs 
meiſters die zur augenblicklichen Hinwegräumung des 
Schnees erforderlichen Hilfs⸗Arbeiten ſogleich zu ſtellen. 

Dem Straſſenbaukommiſſariate, in deſſen Bezirke 
Dë ein ſolches außerordentliches Erforderniß ergab, liegt 
für den Fall, als die Gemeinden eine Vergütung für 
die geleiſtete Aushilfe anſprechen ſollten, ob, jedesmal 
längſtens binnen 48 Stunden, nachdem dieſe Arbeit 
vollzogen wurde, dem Kreisamte darüber die Anzeige 
zu erſtatten. Die Kreisämter werden im Grunde dieſer 
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Anzeigen ſchleunigſt ſowohl über die Nothwendigkeit 
einer ſolchen Beihilfe als auch über die Zahl der ver⸗ 
wendeten Arbeiten die Erhehung gelegenheitlich pflegen. 

Da die h. Hofkanzley über die Frage ob für ähn- 
liche Leiſtungen eine Vergütung zu erfolgen ſey, noch 
nicht definitiv abſprach, fo kann zwar dieſelbe im Allge⸗ 
meinen noch nicht zugefichert werden. Jedoch iſt jeder 
ähnliche Erhebungsakt gutächtlich hieher einzubefördern, 
wo man ſich ſodann vorbehält, die eintretenden Ber» 
hältniſſe gehörig zu würdigen. 

Die Kreisämter haben die an, und in der Nähe 
der Straſſe liegenden Dominien und Gemeinden von 
der ihren obliegenden Verpflichtung zu derftändigen, und 
darüber zu wachen, daß den Straſſenbeamten immer 
ſogleich die nöthige Hilfe geleiſtet werde. 

Sollte ſich dagegen bei der Erhebung zeigen, daß 
das Bedürſniß dieſer außerordentlichen Maßregel nicht 
vorhanden war, fo darf der Antrag zur ſtrengen Ahn— 
dung dieſes Unſuges nicht unterlaſſen werden. 

Ateng, »Da die Verbreitung des Dedftoffes auf der 
Straſſe einen wichtigen Theil der den Straſſen⸗Einräu⸗ 
mern obliegenden Verpflichtung fo weit ihre Kräfte zu⸗ 
langen, ausmacht, ſo iſt den Verhandlungsprotokollen 
der bis itzt noch nicht abgehaltenen Verſteigerungen fols 
gende Bedingungen nachträglich einzuſchalten: 

Der Straſſenfond behält ſich vor, zur Verbreitung 
des Oeckſtoffes auf der Straſſe die Straffen Einräumer, 
und die allenfalls vorhandenen Frohnreſte zu verwen⸗ 
den Die Materialmenge, auf welche hier die Verſtei⸗ 
gerung gehalten wird, iſt demnach, für dieſe Gattung 
Arbeit, als das Höchſte zu betrachten, zu dem der Un⸗ 
ternehmer verpflichtet ift. Dagegen kann derfelbe gegen 
den Straſſenſond keinen Anſpruch ſtellen, wenn die Ver⸗ 
breitung einer geringeren Menge Oeckſtoffes in dieſem 
Baujahre von ihm gefordert werden follte. « 

Es verſteht ſich, daß dieſe Bedingung auch in den 
Kontrakt übertragen werden muß. 

Gub. Dekret vom 28. Jänner 1825. Gub. Zahl 3622. 
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15. 
Herabſetzung des Ausgangs-Zolles für die 
Branntweingattungen, ſowohl in der 


Ausfuhr nach dem Auslande, als nach 
den Provinzen des Koͤnigreichs Ungarn. 


€ 

Die k. k. allgemeine Hofkammer, hat im Einverftänd- 
niſſe mit der k. k vereinten Hofkanzley zur Beförderung 
der Ausfuhr des Branntweins beſchloſſen, den Ausgangs— 
zoll für die unter der Poſt-Nro. 12. des mit dem 
Kreisſchreiben vom aten Oktober 1818 Zahl 51319. bes 
kannt gemachten Bolltariffes genannten Artikel: Brand— 
wein, Brandweingeiſt und Franzbrandwein, fo wie auch 
Lager» Brandwein und ausgebranntes Brandweinlager 
von achtzehn Kreutzer auf ſieben Kreutzer 
vom Wiener Sporko⸗- Zentner ſowohl in der Ausfuhr 
nach dem Auslande, als nach den Provinzen des Kö— 
nigreichs Ungarn berabzuſetzen. 

Eben diefer Betrag iſt von den genannten Gegen» 
ſtänden bei der Ausfuhr aus Ungarn nach den deutſchen 
Provinzen, am Eſſito⸗Dreyßigſt zu entrichten; bei der 
Einſuhr nach den letztern aber die Hälfte des gegen das 
Ausland beſtehenden Eingangszolles am öſterreichiſchen 
Eonfumo. Zoll, fo wie bisher einzuheben. Der unga— 
riſche Conſumo-Dreyßigſt bei der Einfuhr der gedach— 
ten Artikel, aus den deutſchen Provinzen endlich, iſt 
noch ſortan nach der erſten Rubrik, des Tariffs vom 
Jahre 1795 zu berechnen und abzunehmen. 

Dieſes wird im Grunde vom 18ten Jänner l. F. 
Zahl 1585 — 1 mit dem Beiſatze bekannt gemacht, daß 
die Wirkſamkeit dieſes neuen Zolles vom Tage der öffent» 
lichen Kundmachung dieſes Kreisſchreibens eintrete. 


Gubernial⸗Kundmachung vom Zo, Jänner 1825. Gub. 
Zahl 5227. 
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14. 


Dominien und unregulirte Magiſtrate wer⸗ 
den zur genauen Beobachtung der Stem— 
pelvorſchriften angewieſen. 


In Folge der Normalweiſung vom ızten Juny 1824 
Gub. Zahl 52409. iſt die Stempelgefällsverwaltung ers 
mächtiget, Unterſuchungen bei Dominien und unregu⸗ 
lirten Magiſträten, durch einen höheren Gefällsdeamten 
in Gegenwart eines Appellazionsraths und eines Kreide 
kommiſſärs, ſelbſt ohne vorläufige Anzeige, (Denun- 
tiation) vorzunehmen. 

Von dieſer Normalwelſung haben die k. Kreisämter 
ſogleich alle Dominien und unregulirte Magiſträte im 
gehörigen Wege mit dem Beifuͤgen in Kenntniß zu 
fegen, daß es der Gefällsverwaltung gewiß nicht um die 
Bemeſſung vieler und großer Stempelſtrafen, fondern 
nur um eine genaue Befolgung der Vorſchriften des a. 
h Stempelpatents zu thun ep, und daß daher die Do. 
minien, und unregulirte Magiſträte hiedon darum in 
Kenntniß gefetzet werden, damit dieſelben bei dem Sr 
vorſtehen dieſer Reviſionen, die Stempelvorfchriften von 
nun an deſto genauer beobachten. 


Gubernial⸗ Verordnung vom z2ten Hornung 1825. Gub. 
Zahl 5518. ung 1 


1. 


Aufhebung des Militaͤrquartier-Beitrages, 
dann Uibertragung der Bequartirungs⸗ 
und aller aus dieſem Fond beſtrittenen 
Auslagen auf das Militär. 

Vermöͤge hohen Hofkanzleydekres vom 2ıten Jänner 

1825 Zahl 2040 haben Seine Majeſtät die befondere 

Militärquartier- Beiträge, welche zur innern Ausglei⸗ 

chung eingehoben werden, vom Militärfahre 1825 an, 
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aufzuheben, und zu befehlen geruhet: daß der zur Be⸗ 
friedigung der Quartiersträger erforderliche Auſwand, 
vom Militär = Aerar beſtritten werben muͤſſe. 

Das Gubernium wurde daher zur Verfügung an⸗ 
gewieſen: » daß die für das Militärjahr 1825, bereits 
angeordnete Einzahlung des beſondern Militärquartier— 
Beitrags ſogleich eingeſtellt, und in ſo fern auf dieſen 
für das laufende Militärjahr bereits Zahlungen geleiſtet 
worden ſeyen, dieſe ſeiner Zeit, und nach den darüber 
nachträglich erfolgenden Beſtimmungen, den betrref— 
fenden Kontribuenten, dei der Schuldigkeit an Grund— 
und Gebäudeſteuer für das Jahr 1825 zu Guten ge- 
rechnet werden. 

»Dieſemnach ſey bis auf weitere Anordnung, die 
Verwaltung des Landes in der bisherigen Anordnung 
fortzuführen, und werden zur ungehinderten Fortſetzung 
derſelben, die erforderlichen präliminarmäſſigen Mittel 
demnächſt zugewieſen werben, « 

„Jedenfalls fen aber itzt ſchon mit Genauigkeit dar⸗ 
auf hinzuwirken, daß die, die früheren Verwaltungs⸗ 
jahre betreffenden Auslagen, welche im Militärj 1825. lie 
quidirt und angewieſen wurden, genau ausgeſchieden 
werden, damit bei Uebertragung der Quartiersausla⸗ 
gen an das Militär ⸗Nerar, die Verwendung des für 
das Jahr 1825 Eingefloſſenen, genau ausgewieſen wer⸗ 
den können. 

» Uebrigens ſey mit Nachdruck auf die Einbrin« 
gung der Nückſtände für die früheren Jahre zu dringen, 
die darauf eingehenden Beträge, beſonders zu konſigni⸗ 
ren, und ein vollſtändiger Ausweis dieſer Kückſtände 
vorzulegen. « 8 

Dieſes wird, in Erwartung der zugeſicherten nähe⸗ 
rer Beſtimmungen, zur vorläufigen Wiſſenſchaft und 
Nachachtung mit dem Beifatze bekannt gemacht: daß, 
indem man der Provinzial » Staats « Buchhaltung auf 
trägt: die, die früheren Verwaltungsjahre betreffenden 
Auslagen, welche im Militärjähre 1825 liquidirt, und 
angewieſen werden, nicht nur hinſichtlich der Militär⸗ 


quartierzinſe, ſondern auch hinſichtlich aller den Mili⸗ 
tärquartierbeitragsfond ſiſtemmaͤſſig treffenden Auslagen, 
als Militär, Streuftrobvergittungen, Militär-Stallbe⸗ 
leuchtungs⸗ und Stallrequiſitenauslagen, Reparaturen 
der Aerarial-Militärquartiere, und Kontrakzionsſtallun— 
gen, ſonſtige Baulichkeitskoſten dieſer Kaıhegorie, Reiſe— 
auslagen und dergleichen zu dem abgeſehenen Ende in 
Evidenz zu ſtellen, die Kreiskaſſen den Auftrag erhiel— 
ten alle vorerwähnten Rüdftände bis Ende Oktober 1824 
auf der Stelle den Kreisämtern zur ungeſäumten Zei, 
treibung auszuweiſen, zugleich aber auch ein nach Jah⸗ 
ren verfaßtes ſummariſches Pare dieſes Ausweiſes zur 
Einſendung nach Hof, bis zum 2oten d. M. ſicher on, 
her einzubefördern. 

Gubernial -Defret vom Aten Februar 1825. Gub. Zahl 


6223. 


16. 


Von den von Erzbiſchoͤfen oder Biſchoͤfen 
anzunehmenden Wappen muß der Ent⸗ 
wurf vorläufig der Hofkanzley vorge— 
legt werden. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom 15ten v. M. Zahl 
89. wurde anher bedeutet, daß um bei den Wappen 
der Erzbiſchöſe und Biſchöfe eine den heraldiſchen Grund⸗ 
regeln angemeſſene Gleichheit, welche dermahl nicht be» 
obachtet wird, für die Hinkunft einzuführen; ſo oft fich 
der Fall ergiebt, daß ein neuer Erzbiſchof oder Biſchoſ, 
das Wappen, welches er führen will, zur Genehmigung 
anher vorgelegt werden ſolle, oder dieſes von Seite eines 
ſchon beſtehenden Erzbiſchofes oder Biſchoſes geſchieht, 
immer vorläufig der Entwurf deſſelben zur weiteren Vers 
fügung der Hofkanzley unterlegt werden. 

Wovon die Ordinariate zur Wiſſenſchaft und Dar⸗ 
nachachtung hiemit in die Kenntniß geſetzt werden. 


Gubernial-Dekret vom 5. Februar 1825. Gub. Z. 5026. 
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27% 
Beſtimmung wegen Einhebung der Stand⸗ 
und Marktgelder in den Landſtaͤdten. 


Die n in den Landſtädten zur Einhebung des Gefälls 
der Markt⸗ und Stand Gelder eingeführten Tariffen 
zerfallen hinſtchtlich der Zahlungsverbindlichkeit in 5 Ab» 
theilungen. 

rtens. In die Gebühren, welche an Jahrmärkten, 
und 

ztens. in jene welche an Wochenmärkten, zu ent⸗ 
richten kommen. 

Bei jeder dieſer Abtheilungen ift ſodann noch ins— 
beſondere beſtimmt, ob die Gebühr für die Dauer der 
ganzen Marktzeit, oder täglich, das heißt: 
jeden Tag, fo lang e der Markt dauert, zu entrich— 
ten ſey. 

Die Ste Abtheilung betrift und weiſet die Stand⸗ 
gelder aus, welche jährlich entrichtet werden. 

Dann kömmt darinn die Befreyung von der Ent⸗ 
richtung der Markt⸗ und Standgelder von allen Zog, 
ren und Feilſchaften vor, welche auf dem Kücken her— 
beigetragen, und auf freyer Erde oder aus der Hand Vers 
kauft werden. 

Hieraus ergiebt ſich, daß die nach den Tariffſätzen 

ad 1. und 2., ausgewieſenen Marktgäſte nur an 
Jahr- und Wochen märkten zu erſcheinen, 
und das Rarktgeld auch nur an dieſen Ta 
gen zu entrichten haben, — daß aber die Bauersleute 
mit Viktualien die nichts zu zahlen haben — ihre Feil⸗ 
ſchaften die ganze Woche hindurch ausbiethen dürſen. 

Da hervorgekommen iſt, daß in einigen Städten, 
die Gewohnheit eingeſchlichen ſey, die Marktgelder ohne 
dieſe Unterſcheidung die ganze Woche hindurch tag täg⸗ 
lich einzuheben, fo haben die k. Kreisämter dieſen Un, 
fug, ſo weit er dortkeiſes beſtehet, ſogleich abzuſtellen, 
und zur Hintanhaltung einer weiteren Schmälerung des 


Erwerbs der einheimiſchen Gewerbsleute die geeignete 
Vorkehrung zu treffen, daß die mit Markt⸗ und Stand⸗ 
geldern belegten Waaren an keinen andern, als den zu 
Jahr- und Wochenmaͤrkten beſtimmten Tagen in die 
Stadt zur öffentlichen Feilbiethung gebracht werden, 
weshalb auch falls in einer oder der anderen Stadt die 
Wochenmärkte nicht gehörig regulirt wären, wegen dieß⸗ 
falliger Regulirung ohne Verzug das Amt zu handeln iſt. 
Gubernial-Verordnung vom Arten Februar 1825. Gub. 
Zahl 2553. 


18. 
Wie ſich bei gerichtlichen Vergleichen ruͤck— 
ſichtlich des Stempels und deren Ferti- 
gung zu benehmen ſey: 


Zu Folge des unterm 27ten Auguſt v. J. Zahl 48550 
bekannt gegebenen hohen Hofkammerdekretes vom gten 
Juny v. J. Zahl 5091 — 372 muͤſſen alle gerichtlichen 
Vergleiche ohne Ruͤckſicht auf ihre Form mit dem Stem⸗ 
pel von 15 kr. verſehen werden. 

Um jedem Zweifel in der Anwendung dieſer auf 
dem A. 22. Litt. Q. des a. h. Stempelpatents beruhen⸗ 
den Vorſchriſt zu begegnen, und ein gleichſörmiges Be- 
nehmen der Gerichtsbehörden zu erzielen, hat die hohe 
Hofkammer im Einverſtändniſſe mit der k. k. oberſten 
Juſtizſtelle verordnet: 

ıtens. Jeder bei Gericht geſchloſſene Vergleich er 
möge über eine mündlich angebrachte Klage, oder über 
ein ſchriftliches Geſuch zu Stande gekommen ſeyn, ſoll 
nach geſchehener Aufnahme in das Gerichtsprotokoll auf 
zwei (entweder vom Gerichte, oder wo ein förmliches 
Taxamt beſteht, von demſelben vorzuſchießenden, oder 
von den Partheyen mitgebrachten) Stempelbogen a 15 
Kreutzer ausgefertigt werden, wovon das eine Exemplar 
der Kläger und das andere der Geklagte zu erhalten hat. 

ztens. Wenn nach Umſtänden, oder auf Berlan« 
gen der Mitintereſſenten die Ausfertigung mehrerer Ver— 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. D 
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aleichs⸗Exemplarien nothwendig ift, fo hat auch diefe 

für jede Parthey auf einem 15 kr. Stempel zu ge— 

ſchehen 

ztens. Im Falle eine ſchriftliche Eingabe vorliegt, 
iſt der den Vergleich enthaltende 15 kr. Stempelbogen 
derſelben anzuheften; wobei es "o von ſelbſt verſteht, 
daß die in Anſehung des Stempelindorſirens überhaupt 
gebot henen Vorſichten zu beobachten ſeyn werden. 

tens. Jedes Exemplar der auf ſolche Art ausge⸗ 
fertigten Vergleiche muß von dem Gerichtsſekretär, oder 
wo keine Setretäre angeſtellt find, von dem Gerichts— 
verwalter eigenhändig unterſchrieben werden. 

Hievon werden die k. k. Kreisamter, in Gemäß— 
heit des hohen Hofkammerdekrets vom 2gten Dezember 
v. J. Zahl 49151. zur Wiſſenſchaft und weitern Be— 
kanntmachung an die Dominien und Magiſtrate ber, 
ſtändigt. 

Gubernial-Verordnung vom azten Feb. 1825 Gub. 
Zahl 1718. 
19. 

Beſtimmung der Grundſaͤtze, wie ſich bei 
Verhandlungen über Waſſerbauten, wel— 
che in der Konkurenz mehrerer Intereſ⸗ 
ſenten auszufuͤhren ſind, zu benehmen 


ſey. 


Mi hohem Hofkanzleydekrete vom ı5ten v M. Zahl 
989. ſind die mit a. h. Entſchlieſſung vom aten Jän⸗ 
ner d. J. feſtgeſetzten Direktiven in Betreff der, bei Bors 
nahme von Waſſerbaulichkeiten, dann wegen Ausmitts 
lung und Repartirung der aus dieſem Anlaſſe entſprin— 
genden Baukoſten zu beobachtenden Modalitäten herab» 
gelangt, und werden den k. Kreisämtern in der beilie— 
genden Abſchrift zur Wiſſenſchaft bekannt gemacht. 
. Dekret vom 14ten Februar 1825. Gub. Zahl 
7590. 
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Hofkanzleydekret dd. 15. Jaͤnner 1825 Dot: 
Zahl 989—55. 


Bei den bisherigen Verhandlungen über Waſſerbauten, 
welche in der Konkurrenz mehrerer Intereſſenten auszu— 
führen waren, hat man ſchon öfters in dem Verfahren 
der Behörden mehrere weſentliche Gebrechen, vorzüg— 
lich in einer dreifachen Beziehung wahrgenommen: 
tens. Daß Bauten ohne zureichende Vorerörterung 
ihrer Nützlichkeit begonnen werden, welche doch nicht 
nur in Anſehung des Zweckes, ſondern auch in Anfehung 
des lohnenden Verhältniſſes der dazu erforderlichen Mits 
tel eher ganz außer Zweifel geſetzt werden ſollte, und 
wobei ſich dann öfters erſt im Laufe der unvermeidli— 
chen Fortſetzung ſchon weit gediehener Bauten das Miß⸗ 
verhältniß des Koſtenaufwandes immer deutlicher darſtellt. 


2tens. Daß die Koſtenvertheilung nicht nach dem 
wahren in einzelnen Fällen ſehr verſchiedenen Groſſen— 
verhältniſſe, in welchem der für einzelne Intereſſenten 
bezielte Vortheil unter ſich ſteht, ſondern nach einer 
ſchon in den bisherigen Verordnungen nicht unbedingt 
vorgeſchriebenen gleichen dreitheiligen Konkurrenz ge— 
ſchieht, welche ſür einzelne Fälle ſehr unpaſſend und 
unbillig wird, und ſowohl dem Staatsſchatze als der 
ſtändiſchen Kaſſe im Ganzen nur eine ungebührliche 
zu große Laſt verurſacht. 

ztens. Daß der hiernach die Anrainer treffende 
Koſtenantheil denſelben beim wirklichenAnfange des Baues 
auferlegt wird, ohne daß in Abſicht auf deſſen Eins 
bringlichkeit die nöthigen Vorerörterungen über die nä⸗ 
here Modalität der Bereitwilligkeit und Fähigkeit der 
Anrainer zu Beiträgen gehörig gepflogen worden ſind, 
die Uneinbringlichkeit ſich dann zu ſpät erſt offenbaret, 
und entweder Stockungen des Baues, und dadurch per, 
größerte Koſten, oder ungebührliche größere Leiſtungen 
der öffentlichen Fonde zur Folge hat. 
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Dieſe Gebrechen rühren theils von einem Mangel 
an zureichenden, theils von einer unrichtigen Deutung 
und Anwendung der ſchon beſtebenden Vorſchriften her, 
und machen daher neue und genauere geſetzliche Beſtim⸗ 
mungen hierüber nothwendig. 

Um den nachtheiligen Folgen, welche aus jenen Gre, 
brechen entſtehen, für die Zukunft ſicherer vorzubeugen, 
werden in Folge einer a. h. Entſchließung vom Aten 
Jänner d. J. nun allen Länderſtellen, mit Ausnahme 
der lombardifch » venetianifchen folgende Grundſätze zur 
Richtſchnur ihres Benehmens dei Waſſerbauangelegen— 
heiten vorgezeichnet: 

tens. Die erſte Vorbedingung zur Unternehmung 
eines Waſſerbaues ſo wie auch jedes anderen Baues 
überhaupt iſt die erwieſene Nuͤtzlichkeit deſſelben. Es 
genügt aber hiebei noch keineswegs die wenn auch noch 
fo entſchiedene, jedoch bloße abſolute Nützlichkeit in Bes 
ziehung auf den Zweck, nämlich die bezielte Abwendung 
gewiſſer fonft eintretender Uibel oder die Erlangung ge— 
wiſſer dadurch erreichbarer Vortheile und daß daher der 
Bau für feine Beſtimmung fo zweckmäſſig und wirth⸗ 
ſchaftlich als möglich eingerichtet werde. Es muß nicht 
minder auch die reiative Nützlichkeit des Baues, näm- 
lich: das lohnende Verhältniß, in welchem der bezielte 
Nutzen zu den erforderlichen Koſten ſteht, vollkommen 
dargethan werden. Hierauf find daher die erſten ſchon 
dem Beſchluße eines Baues nothwendig vorhergehenden 
Vorerörterungen zu richten. Es muffen ſonach vor Als 
lem die Vortheile und Koſten genau erwogen werden, 
und in ſo ferne hier über Hoffnungen und Beſorgniße 
doch immer einige Ungewißheit ſchwebt, ſo muß um 
ſich gegen Taͤuſchungen und boreilige Bauunternehmun— 
gen noch mehr ſicher zu ſtellen, ſich bei der Ziehung 
der Bilanz zwiſchen beiden an jenen Betrag gehalten 
werden, welcher bei den Vortheilen als der geringſte 
und bei den Koſten als der höchſte mit einiger Zuver- 
ſicht angenommen werden kann. Wenn gleich die Ent⸗ 
ſcheidung dieſer erſten Vorfrage, ob ein Bau in der 
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angetragenen Art wirklich nützlich [und daher zu unter, 
nehmen iſt, blos dem Ausſpruche der Behörden vorbe- 
halten bleibt, welcher ſich dabei vorzuͤglich auf das Ur⸗ 
theil von Kunftverftandigen ſtützen muß, fo find dennoch 
die Anrainer auch zu dieſen erſten Vorerörterungen 
ſchon beizuziehen, und über die in Verhandlug gekom— 
menen Bauanträge zu vernehmen, um dabei auch ihre 
aus ber genaueſten Lokalkenntniß und langjähriger Er- 
ſahrung geſchöpften Anſichten zu benützen, und Einwen⸗ 
dungen gegen die Zweckmäſſigkeit, die Wirthſchaftlich- 
keit oder ſelbſt gegen die relative Nützlichkeit des ange— 
tragenen Baues im Ganzen ſicherer zu begegnen, wel— 
ches fie ſonſt zu ſpät erſt nach deſſen wirklicher Ausfüh- 
rung erheben konnten. 

2ztens. Die Koſten eines für entſchieden nüglich er, 
kannten und daher beſchloſſenen Waſſerbaues haben je— 
nen zur Laſt zu fallen, welchen Ge zum Vortheile ge— 
reichen, und müſſen daher da, wo ſie verſchiedenartige 
Vortheile beziehen, unter die verſchiedenen Intereſſen— 
ten nach dem Berhältniffe der Größe des Nutzens, der 
einzelnen derſelben vertheilt werden. 

In dieſer Abftcht muß auch der Grad des Nutzens 
für Einzelne dabei befangenene öffentliche und Privat» 
zwecke fo genau als möglich erörtert werden, um boat: 
aus ſchon die erſte Hauptabtheilung der Koſten und die 
Beſtimmung des allgemeinen Beitragsverhältniſſes zwi⸗ 
ſchen einzelnen dabei intereſſirten öffentlichen Fonden und 
den Anramern richtig abzuleiten, und wohl begründete 
Vorſchläge hierüber der Entſcheidung der Hofbehörden 
zu unterziehen 

Die weitere Untertheilung des die Anrainer im 
Ganzen treſſenden Beitrags aber hat nach dem Flächen 
inhalte, dem Werthe und der mehr oder weniger ge⸗ 
fähtlichen Lage der einzelnen Grnndſtücke des mit Waſ⸗ 
ſerſchaden bedrohten Umkreiſes zu geſchehen, und darf 
nie auch auf außerhalb gelegene Grundſtücke, aber muß 
innerhalb deſſelben nebſt den unmittelbaren Grundbe— 
figern auch auf Grund und Zehendobrigkeiten nach dem 
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Verhältniſſe ihres Nutzantheils an dem Grunderträgniße 
ausgedehnt werden. 

Auch über den hiernach auszumittelnden Maßſtab 
der Koſtenvertheilung müffen die in die Konkurrenz zu 
ziehenden Privaten wegen ihrer allenfällig dagegen zu 
machenden gegründeten Einſprüche ſchon bei Zeiten vers 
nommen werden. Dieſes hat in Anſehung des allge— 
meinen Beitragsverhältniſſes zwiſchen Privaten und öf— 
fentlichen Fonden noch vor der erſten Vorlegung des 
ämtlichen Vorſchlages darüber an die höhere Behörde, 
in Anſehung der Untertheilung unter die einzelnen An 
rainer aber vor der Berechnung der individuellen Res 
partizion zu geſchehen. 

ztens Bei dem Umſtande, daß die durch einen 
Waſſerbau bezielten Vortheile meiſtens erſt in einer 
längeren Reihe von Jahren wirklich eintreffen und fühls 
bar werden, die zum Baue erforderlichen Koſten aber 
dagegen ſogleich und in einer kurzen Friſt herbeigeſchaft 
werden müſſen, tritt hier leicht der Fall ein, daß der 
für einzelne Anrainer nach einem im Allgemeinen noch 
ſo billigen Vertheilungsmaßſtabe entfallende Konkurrenz— 
betrag, doch bon ihnen ohne eine wirkliche Härte zwangs— 
weiſe nicht gleich auf einmal, fondern nur nach und 
nach in kleinere Beträge und mehrjährige Friſten abge» 
theilt eingefordert werden kann. Beſonders iſt dieſer 
Fall bei ſolchen Anrainern zu beſorgen, von welchen der 
größte Theil ihres Grundbeſitzthums ſich gerade in dem 
bedroheten Umkreiſe und zu dem in einer gefährlicheren 
Lage befindet, und welche ſonſt auch kein zureichenbe— 
res Privatvermögen bejigen, um außer ihren orbentli= 
chen Laſten noch eine ſolche außerordentliche Auflage ſo— 
gleich abzutragen. Um daher weder die Privatbilligkeit 
zu verletzen, noch einen angefangenen Bau nachmaligen 
Stockungen oder die öffentlichen Fonde-Ueberbürdungen 
auszuſetzen, wird es daher nothwendig, ſowohl bei der 
wirklichen Auflage der Konkurrenzbeträge als bei dem 
wirklichen Anfange des Baues mit beſonderer Vorſicht 
zu Werke zu gehen. 
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In der erſten Beziehung darf man ſich mit bloßen 
Mittheilungen über die Bauanträge und den zu wählen. 
den Vertheilungsmaßſtab an die Anrainer, ſo wie mit 
bloß allgemeinen und unbeſtimmten Erklärungen der 
letzteren, daß fie zu den Koſten ebenfalls beitragen wol— 
len, keineswegs beginnen, ſondern es muß ihnen auch 
noch der nach dem feſtgeſetzten Maßſtab berechnete und 
auf jeden Cinzelnen entfallende Betrag bekannt ge— 
macht, und in Anſehung der Leiſtung deſſelben ihre 
Willfährigkeit und Beitragsfähigkeit näher erörtert wer» 
den, bevor zur wirklichen Auflage und Eintreibung je— 
ner Betrage geſchritten wird. 

In der zweiten Beziehung aber iſt es nicht genug, 
daß die Nützlichkeit des angetragenen Baues ganz ent— 
ſchieden, der Vertheilungsmaßſtab feſtgeſtellt, der die 
öffentlichen Fonde betreffende Beitrag verwilliget und die 
Art der Einbringung des Beitrags der Anrainer voll— 
kommen erörtert iſt; ſondern es muß auch in Anſehung 
der nickt ſogleich, ſondern nur in einer längeren Reihe 
von Jahren einbringlichen Konkurrenzbeträge die erfors 
derliche Vorſchußleiſtung aus einem öffentlichen Fonde 
vollkommen ſichergeſtellt ſeyn, bevor zur wirklichen Aus— 
führung des Baues geſchritten werden darf. 

In dieſer letzteren Beziehung ſind insbeſondere zwei 
Fälle wohl zu unterſcheiden: 

a) Wenn bei einem auf derſchiedenartige öffentliche 
und Pribatvortheile gerichteten Waſſerbaue die 
erſten ſo bedeutend erſcheinen, daß ſie für ſich allein 
ſchon die Geſammtkoſten des Baues vollkommen 
lohnen, und deſſen Veſtreitung aus öſſentlichen Zone 
den rechtfertigen würden, fo kann die wirkliche 
Ausführung des Baues, beſonders wenn dieſer zu 
dem noch dringend iſt, ohne weiters begonnen rte 
den, wenn auch die Voterörterung über die Bei— 
träge der Anrainer noch nicht beendigt wäre, in⸗ 
dem, wenn auch aus dieſem in der Folge noch 
die Nothwendigkeit hervorgehen ſollte, weiter hin. 
aus gerückte Zahlungsfriſten zuzugeſtehen, es hier 
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doch in keinem Falle einem Anſtande unterliegt, 
hierauf den Vorſchuß auf die öffentlichen Fonde zu 
übernehmen. 

b) Wenn aber ein Waſſerbau ganz oder größtentheils 
nur auf den Pribatvortheil der Anrainer gerichtet 
iſt, und die dabei zugleich befangenen öffentlichen 
Intereſſen nicht fo bedeutend find, um für ſich al» 
lein ſchon die Koſten des ganzen Baues oder auch 
nur eine ſolche Mehrauslage über den, ihnen zu— 
gewieſenen Beitragsantheil zu rechtfertigen, als 
ihnen die einſtweilige Uibernahme auch der nicht 
gleich einbringlichen Konkurrenzbeträge der Antais 
ner verurfachen würde, fo bleibt es den Behörden 
zwar immerhin vorbehalten, im Falle ſie die bal⸗ 
dige Ausführung des Baues für ſehr wichtig und 
wünſchenswerth erkennen, höheren Orts die Vor— 
ſchußleiſtung aus einem hierzu beſonders geeignet 
ſcheinenden öffentlichen Fonde in Anſpruch zu neh⸗ 
men. Allein ſo lange die höhere Bewilligung nicht 
erfolgt iſt, muß mit dem wirklichen Anfange des 
Baues immer noch inne gehalten werden. 


Hiernach hat ſich nun die Landesſtelle unter ſtren⸗ 
ger Verantwortung für die Zukunft fowohl ſelbſt zu 
achten, als auch die Unterbehörden die es betrifft, bie, 
zu anzuweiſen. 


20. 


Vorfchrift in Anſehung der minderen Repa⸗ 
raturen an Kirchen, geiſtlichen Wohn- 
und Wirthſchaftsgebaͤuden. 


Um die Kreis» Ingenieurs in den Stand zu fegen, die 
ihnen übertragenen wichtigeren Bauoperate in der ges 
hörigen Zeit zu bearbeiten, und hieran durch Aufnah— 
me und Entwerfung kleinerer Reparaturen an geiſtlichen 
Gebäuden nicht gehindert zu werden, zugleich aber den 
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Kirchenpatronen die bei letzteren auflaufenden Keife- und 
Zehrungskoſten zu erfparen, die bei einem von der 
Kreisſtadt etwas entfernteren Bauorte zuweilen die Hälfte 
der baaren Auslagen ausmachen, hat man im Nach⸗ 
hange der hierortigen Anordnung vom 1 ıten April 1806 
Zahl 6919 anzuordnen befunden, daß derlei Reparatu— 
ren und kleinere Baulichkeiten, zu welchen die Verfaf« 
fung von eigenen Plänen nicht erforderlich iſt, von den 
betreffenden Dominien und Patronen auch ohne beſon— 
derer Einwirkung des Kreis- Ingenieurs vorzunehmen 
ſeyen, wenn von dem Patronats-Dominium mit dem 
konkurenzpflichtigen Partheyen über die Herſtellungsart 
ein gütliches Uibereinkommen getroffen wird. Hierüber 
iſt jedoch ſtets dem k. Kreisamt die vorläufige Anzeige 
zu erftatten, welches über derlei Anträge das Gutachten 
des Kreis » Ingenieurs abverlangen, und hiernach Dies 
ſelben begnehmigen oder berichtigen wird. 

Wenn der Kreis-Ingenieur auf eine Lokalerhebung 
antragen ſollte, ſo wird es dem Ermeſſen des Herren 
Amtsvorſtehers überlaſſen, in wie fern derſelbe dieſe für 
wirklich unvermeidlich nothwendig oder entbehrlich zur 
Vermeidung der fo läſtigenKommiſſionskoſten erachtet. 

Findet jedoch dieſes gütliche Uebereinkommen nicht 
Statt, oder wird gegen den gemachten Entwurf von 
den konkurrenzpflichtigen Partheyen bei dem k. Kreis, 
amte Beſchwerde geſührt, ſo muß nach den beſtehenden 
geiſtlichen Bauvorſchriften und insbeſondere nach jener 
vom 25ten Juny 1815 Zahl 24077. das Amt gehan⸗ 
delt werden. 

Von dieſer Verfügung werden unter einem ſämmt⸗ 
liche Konſiſtorien mit dem Auftrage in Kenntniß geſetzt, 
dem geſammten Kuratklerus die Weiſung zu ertheilen, 
die Nothwendigkeit der bei ihren Kirchen⸗-Wohn⸗ und 
Wirthſchaftsgebäuden ſich ergebenden Baulichkeiten im⸗ 
mer in Zeiten dem Kirchenpatron und nöthigen Falles 
dem k. Kreisamte anzuzeigen, welches entweder eine 
kommiſſionelle Verhandlung einleiten, oder das Patro— 
nats⸗Dominium zur dießfalligen Amtshandlung unter 


H KT 


Beftimmung eines angemeſſenen Termines nach Maß⸗ 
gabe der minderen oder größeren Dringlichkeit beauf— 
tragen, und den Kuraten hievon verſtändigen wird. 
Wenn ſodann nicht zur Ausführung der nothwendigen Her— 
ſtellung geſchritten werden ſollte; hat der Pfarrer bier, 
über dem k. Kreisamte die weitere Anzeige zu erſtatten, 
welches hiernach das Amt zu handeln hat Dieſes hat 
auch der Seelſolger bei der nächſten jährlichen Dekanats— 
biſitazion anzugeben. 

Von dieſer Verfügung ſind ſämmtliche Dominien 
und auch die Kreis» Ingenieure verſtändiget worden. 

1 vom 15ten Februar 1825. Gub. Zahl. 
1690. 

N 21% 
Von oͤſterreichiſchen Unterthanen jüdifcher 

Religion wird von Seite der preuſiſchen 

Regierung fernerhin kein Geleitzoll mehr 


erhoben. 


Nach einer von dem Herrn Miniſter des Innern am 
21ten v. M. Zahl 2129. bekannt gemachten Eröffnung 
der geheimen Hof- und Staatskanzley wird die Fönigl. 
preußiſche Regierung fernerhin von den kaiſerlich » öjter- 
reiſchen Unterthanen jüdiſcher Neligion keinen Geleitzoll 
erheben laſſen. 
Dieſe zur Erleichterung des gegenſeitigen Verkehrs 
erwirkte Beſtimmung wird hiemit kund gemacht. 
Präſidial-Verordnung von 19ten Februar 1825. Präf. 
Zahl 1080. 
f 22. 

Mit keinem Bürgerrechte verſehenen Ge⸗ 
werbs- und Handelsleute ſind, in Faͤl⸗ 
len, wo die Urkunde nach der perſoͤn— 
lichen Eigenſchaften geſtempelt werden 
muß, als Buͤrger zu betrachten. 


Zu Folge hohen Hofkammerdekrets vom 26. v. M. 3. 


2478—182 iſt jeder wirkliche Gewerds⸗ und Handels: 
mann, welcher in der Stadt, wo er fein Gewerbe oder 
Handlung ausübt, nicht das Bürgerrecht beſitzt, in Fal⸗ 
len, wo die Urkunde nach der perfönlichen Eingenſchaſt 
geſtempelt werden muß, als Bürger derſelben zu be— 
trachten. 


Welches hiermit zur allgemeinen Nachachtung bes 
kannt gemacht wird 


Gubernial-Kundmachung vom 23ten Hornung 1825. Gub. 
Zahl 901. 


23. 
Keinem Zoͤgling der Neuſtaͤdter Militaͤr⸗ 
Akademie wird mehr ein Urlaub fuͤr die 
Zeit der akademiſchen Ferien bewilliget. 


Laut Eröffnung des k. k. Hofkriegsraths vom 14ten v. 

M. haben Se. kaiſ. Hoheit der durchlauchtigſte Erzher⸗ 

zog Johann als General» Direktor der Neuſtädter Mili— 

tär = Akademie beſchloſſen, von nun an keinem Zög— 

linge, der gedachten Akademie mehr einen Urlaub fuͤr 

die akademiſchen Ferien zu bewilligen. 
©ubernial = Verordnung vom alten Feb. 1825. Gub. 

Zahl 6352. 


24. 


Eheaufgebothe follen immer von der Kan⸗ 
zel verkuͤndet werden. Die Trauung 
kann zwar am Tage des dritten Aufge— 
boths vorgenommen werden, jedoch muß 
zwiſchen beiden Handlungen ein ange— 
meſſener Zeitraum uͤbrig bleiben. 

Man iſt in die Kenntniß geſetzt worden, daß bei meh⸗ 


reren Pfarreyen die sten Verkuündigungen unmittelbar 
vor der Trauung und gewöhnlich nur vor dem Altare 


— E geg 
geſchehen. Da bei dieſem Vorgange der Zweck der Ser, 
kündigung dem 5. 70. des B. G. B. zu wider nicht 
erreicht werden kann, indem zwiſchen der Verkündigung 
und der Trauung faſt gar keine Zeit erübriger , in wel» 
cher dem Seelſorger das etwa wahrgenommene Ehehin— 
derniß angezeigt werden könnte; bei der Verkuͤndigung 
vor einem Altare aber der Seelforger don allen in der 
Kirche anweſenden Gläubigen nicht ſo vollkommen als 
von der Kanzel vernommen werden kann, ſo wird den 
Konſiſtorien aufgetragen, hiernach der unterſtehenden 
Kuratgeiſtlichkeit die nöthigen Weiſungen zu ertheilen, 
damit die Aufgebothe immer von der Kanzel verkuͤndet, 
und die Trauung zwar am nämlichen Tage an Wels 
chem das ste Aufgeboth geſchah, vorgenommen werden 
könne, jedoch zwiſchen beiden Handlungen immer ein 
angemeſſener Zeitraum bleiben müffe. 

Da ferner demerkt worden, daß, wenn derlei Hoch— 
zeiten an Sonn» oder Feyertagen Statt finden, ein be— 
deutender Theil des Volkes von der Beiwohnung des 
nachmittägigen Gottesdienſtes abgezogen werde, ſo iſt 
den Seelſorgern aufzutragen, durch wirkſame Belehrun— 
gen die Abſtellung dieſes Mißbrauches zu bewirken. 

Gubernial-Dekret vom 25ten Hornung 1825. Gub. 
Zahl 9446. 


25. 


Zur Erlangung der Auswanderungsbewilli— 
gung muß die Aufnahmsurkunde der 
fremden Regierung beigebracht werden. 


In Folge höchſten Hofkanzleydekrete vom zten Februar 
1817 Zahl 2428. und zten Februar 1825 Zahl 3248. 
wird demſelben zur Nachachtung bedeutet: daß jeder 
Auswanderungswerber eine Aufnahmsurkunde jener Se, 
gierung, wohin derſelbe auszuwandeen gedeuket, vor— 
laufig beizubringen habe, damit man die Uleberzeugung 
erlange, daß dem Auswanderer aus Mangel einer ſol⸗ 
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chen Urkunde vor der fremden Regierung nicht etwa die 
Niederlkaſſung alldort verſagt, oder derſelbe wieder zu, 
rüdgemiefen werde, und vielleicht in einem verarmten 
Zuſtande wiederkehre. ! 

Hiernach iſt jedes künftig vorkommende Geſuch um 
Bewilligung zur Auswanderung zu behandeln, und nur 
in jenen Fällen, wo die Sicherheit der Aufnahme, und 
einer zureichenden Subſiſtenz im Auslande, guf eine 
andere Art nachgewieſen werden kann, von der Abforde⸗ 
rung der Aufnahmsurkunden abzugehen. 

Gubernial? Verordnung vom 26. Hornung 1828. Gub. 

Zahl 9885. d / b A 
d un 


26. ir | 
Erneuerung der Vorſchrift, vermoͤg welcher 
mit der Luſtſeuche behaftete Urlauber an 
das naͤchſte Militaͤrſpital abzugeben ſind: 


a ungeachtet der den k. Kreisämtern zur Kundma⸗ 
chung an die Dominien und Ortsobrigkeiten vom ırten 
Hornung und 27ten May 1817. Zahl 5875 und 2575 
bekannt gemachten im Einverſtändniß mit dem k. k. Mi⸗ 
litär-General⸗Kommando getroffenen Einleitungen, das 
mit die Urlauber ſowohl bei den betreffenden Werbbe— 
zirkskommanden, als auch bei den Dominien, in deren 
Bezirk ſie ſich als ſolche aufhalten, in Abſicht auf ihre 
Geſundheit unterſuchet, und wenn ſie beſonders mit der 
Luſtſeuche befallen gefunden wurden, in das nächſte 
Militär» Spital zur Heilung abgeſendet werden, ben» 
noch es ſich noch immer häufig ereignet, daß ſolche 
Urlauber dieſes Uibel auf dem flachen Lande verbreiten, 
ſo haben die k. Kreisämter den Dominien und Orts⸗ 
obrigkeiten dieſe Anordnungen in das Gedächtniß zurück⸗ 
zuruffen, und felben die Gefahr, welche aus der Un⸗ 
terlaffung einer feigen Anordnung für ihre Unterthanen 
und Inſaſſen entſpringt, an das Herz zu legen. 

Gubernial - Dekret vom 27ten Februar 1825. Gub. 

Zahl 10329. Bi 
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27. 

Den ü in das Ausland kg kreignden Gren 
den und Handwerkspurſchen ſollen die 
für die Ruͤckreiſe vidirten Paäffe - Kund- 
ſchaften u. d. g. zuruͤckgeſtellt werden. 


Vermöge Eröffnung der k. k. ob der enſiſchen Si 
rung nom 2pten Jänner d. J. Zahl 1669 ſind dortlan⸗ 
des viele im Auslande geborne Handwerkspurſche be⸗ 
tretten werden, welche nur mit öſterreichiſchen Kund⸗ 
ſchaften verſehen waren, und welche auf Befragen, 
warum fie keinen Paß ihrer ausländiſchen Domizills-Be— 
hörde vorzuweiſen haben? einſtimmig angaben, daß ihnen 
die Päße von öſterreichiſchen Behörden aus dem Grunde 
abgenommen wurden, weil ſie zur Wanderſchaft im Inn⸗ 
lande nicht taugen. 

Nun iſt zwar mit der Cirkular⸗Verordnung vom 
22ten Jänner 1818 Zahl 2761 das Herumreiſen der 
Handwerkspurſchen mit bloſſen Kundfchaſten allerdings 
beſtimmt unterſagt; jedoch keineswegs angeordnet wor⸗ 
den, denſelben letztern für immer abzunehmen, und 
ſolche oder ihre früheren Zäite aus dem Auslaud Zu» 
ruͤckzubehalten. 

Zur Vorbeugung der aus Dieter Behandlung nts 
ſtehenden Inkonvenienzen fur die Handwerkspurſchen in 
Anſehung der Nachweiſung ihrer legalen Heimathsrechte 
und zur Herſtellung des Beweiſes über die Umſtände: 
daß ein Individuum im Auslande ſey, findet man den 
k. Kreisämtern mit Bezug auf die mit der Präſidial⸗ 
Verordnung vom gten April 1801 Zahl 675 mitgetheilte 
a. h. Vorſchrift für die Behandlung der reiſenden Frem⸗ 
den vom 25ten May 1801. aufzutragen, die Einleitung 
zu treffen, daß nach Anordnung des J. 8., den in das 
Ausland zurückreiſenden Fremden, und Handwerkspur— 
ſchen, den für den allenfälligen abgenommener Paß 
ausgehändigten gedruckten Schein, oder die mittlerwei— 
lige Geleits⸗Urkunde wieder zuruͤckzunehmen, und ihnen 
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dafuͤr den für die Kückreiſe bidirten Paß, Kundſchaft u. 
d gl. zurückzuſtellen. 

Bei dieſer Gelegenheit wird den k. Kreisämtern zu⸗ 
gleich die genaue Befolgung der hierortigen Verordnung 
von zien Dezember 1823 Zahl 54185. in Betref der 
Uebernahme der Vagabunden bon Seite der k. bayriſchen 
Regierung gebracht, nachdem ſich, durch den Eingangs 
erwähnten Irrthum, in der Anwendung derſelben meh— 
rere unangenehme Anſtände ergeben habe. 

Gubernial-Dekret vom bien März 1825. Gub. Zahl 
10179. 
28. 


Kontrahenten der Straſſenbaumaterialienzu⸗ 
fuhr find von Entrichtung der Mauth— 
gebuͤhr befreiet. 


eber die Anfrage ob bei dem Umſtande, daß mit 
ıten November 1824 die Straſſenroboth in Galizien 
aufgehört habe, und die Zufuhr der Straſſen und Brü— 
ckenbaumaterialien ſeit jenem Zeitpunkte verpachtet wor⸗ 
den ſey, die Kontrahenten dieſer Zufuhr Weg- und 
Brückenmauth frey zu behandeln ſeyn? iſt mit hohem 
Hofkammerdekret vom igten v. M. Zahl 557 bedeutet 
worden: daß nach dem klaren Sinne der mit dem Kreis— 
ſchreiben vom ı5ten Juny 1821 bekannt gemachten 
Wegmauthdirektiven $ 4 Lit. p alle Fuhren, welche 
die zur Erhaltung oder zum Baue der Straſſen erfor⸗ 
derlichen Materialien liefern, gegen Legitimazion mit, 
telſt ordentlicher Zertifikate der Straſſenbau-Direkzion 
von der Entrichtung der Weg- und Bruckenmauth be— 
freyt ſeyn mithin auch die Kontrahenten der Straffen- 
baumaterialienzufuhr, der Entrichtung der Mauthge- 
bühr unter gehöriger Beachtung der angeordneten Vor⸗ 
ſichtsmaaßregeln nicht unterliegen. 

Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft und un⸗ 
geſäumten Kundmachung in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial = Verordnung vom böten März 1825. Gub. 

Zahl 11116. 


29. 
In dem von einem delegirten Gerichte ge⸗ 
ſchoͤpften Urtheile iſt zugleich die Dele— 
gazion und dasjenige Gericht anzuzei— 
gen, welchem die Entſcheidung im or— 
dentlichen Wege zugekommen waͤre. 


Dein aus den Eivil-Urtheilen alle Umſtände ent⸗ 
nommen werden können, die in Bezug auf vorausge— 
gangene und nachfolgende Verhandlungen von Erheblich 
keit ſind, wurde mit hohem Dekret der k. k. oberſten 
Juſtizſtelle vom ı5ten Jänner 1825 Zahl 142 berordnet, 
in den von einem delegirten Gerichte geſchöpften Urthei— 
len nicht nur das Dekret der Delegazion, und die Be— 
hörde, von welcher es erfloß, ſondern auch dasjenige 
Gericht ausdrücklich anzuzeigen, welchem die Entſchei⸗ 
dung im ordentlichen Wege zugekommen wäre. 

Welches in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 29, 
Jänner 1825 Zahl 3554 zur allgemeinen Kenntniß ge» 
bracht wird. 

Gubernial-Kundmachung vom gten März 1825. Gub. 

Zahl 7464. 


30. 


Ackersjuden ſind nicht bloß auf den Acker— 
bau beſchraͤnkt, ſie duͤrfen nebſtbei auch 
den Juden erlaubte Beſchaͤftigungen trei= 
ben, verlieren jedoch hiebei die den 
Ackersjuden zugeſtandene Judenſteuer— 
Befreyung. 

Die hochlöbliche k. k. Hofkanzley geruhte zu bemerken, 

daß der im hierortigen Bericht ad 2690. aufgeſtellte 

Satz, als müſſe ein auf einem Dominikalgrund ange⸗ 

ſiedelten Jude ſich bloß mit dem Ackerbau beſchäftigen, 

weder in den beftehenden Vorſchriften gegründet, noch 
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in anderen Fällen angewendet, fondern bloß als Grund. 
ſatz angenommen worden iſt, daß Ackersjuden mit er. 
laubten Nebenbeſchäftigungen zwar geduldet werden, daß 
fie. aber in dieſem Falle auf die den juͤdiſchen Ackersleu⸗ 
ten zuſtehenden Steuer» Befreyung keinen Anſpruch ha⸗ 
ben ſollen. 


Gubernial-Verordnung vom gten März 1825. Gub. 
Zahl 13103. 


. 


Abſtellung des Unfugs, daß Militär Exe⸗ 
quenten fuͤr die Exequentengebuͤhren Par⸗ 
theyen pfaͤnden. 


Laut Hofkanzleydekrets vom 25ten Jänner d J. Zahl 
5595 haben Seine Majeftät über einen zur a. h. Kennt⸗ 
niß gelangten ſpeziellen Fall, daß von der zur Ein⸗ 
bringung rückſtändiger Steuerbeträge eingelegten Exe⸗ 
kuzionsmannſchaſt den Steuer » Reftanten Habſeligkei⸗ 
ten abgenommen, und für die ihr gebührende Zahlung 
eigenmächtig pfändungen vorgenommen wurden, ohne 
daß gegen dieſen Unfug eine Vorkehrung getroffen ward 
— zu befehlen geruht, daß dieſe Unfuͤge abgeſtellt, und 
diejenigen Behörden, welche fie gegen ihre Pflicht ge⸗ 
ſchehen ließen, dafür gehörig angeſehen werden ſollen. 

Es wurden bereits unterm ısten Hornung 1798 
3.4518 den Kreisämtern verordnet darauf aufmerkſam zu 
ſeyn, daß die Militärexequenten wegen rückſtändiger Exe⸗ 
kuzionsgebühren den Parteyen keine Pfänder nehmen. 

Dieſer nunmehr von Seiner Majeſtät verſchärfte 
Verbot, welchen man zugleich dem k. k. General-Ri« 
litär⸗ Kommando zur weiteren Verfügung an das Mili⸗ 
tär bekannt giebt, wird daher dem Kreisamte mit dem 
Auftrage in Erinnerung gebracht — bievon alle Orts⸗ 
obrigkeiten mit dem Beiſatze in die Kenntniß zu ſetzen, 
daß ſte unter ſonſtigen ſtrengen Verantwortung jeden 
vorkommenden Fall: wo ſich die auf Exekuzion abgeſen⸗ 

Prov. Geſetzl. von Galizien 1825. E 
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dete Militärmannſchaft einen ſolchen Unfug beigeben 
laſſen ſollte — auf der Stelle dem Kreisamte anzuzei⸗ 
gen haben, deſſen Pflicht es dann ſeyn wird, bei dem 
betreffenden Kommando auf Rückſtellung des Pfändes 
und auf Beſtrafung des Uebertreters zu dringen. 


Eben ſo iſt auch diejenige Obrigkeit, welche einen 
ſolchen Unfug wiſſentlich dulden, oder gar veranlaſſen 
ſollte — fobald ſich das Kreisamt, ſey es über eine 
Klage der Parthey, oder auf was immer für einem 
Wege — die Ueberzeugung hievon verſchafft haben wird, 
ſtrenge zu ahnden. 

n ıdten März 1825. Gub. Zahl 

9. 


32. 
Maßregeln wegen Eruirung der abweſenden 
Reſervemaͤnner. 


Was das k. k. General⸗Kommando in Hinſicht der 
Eruirung der abweſenden Referve - Männer an ſämmt⸗ 
liche Werbbezirks⸗Kommanden erlaſſen hat, wird dem 
.J. Kreisamte in beiliegender Abſchrift mit dem Zeche, 
ten mitgetheilt, bei Ausführung dieſer Einleitungen 
thätigſt mitzuwirken, und die unterſtehenden Dominien 
und Magiſtrate zur genauen Befolgung der, hinſichtlich 
der Fremden und Paßloſen beſtehenden Anordnungen, 
fo wie auch zur Vorſtellung bei der jahrlichen Konſkrip⸗ 
zions⸗Nevifton der hiezu nach dem Syſteme verpflich⸗ 
teten Einwohner jedes Ortes zu verhalten, weil nur 
hiedurch allein das beabſichtigte Reſultat der getroffenen 
Einleitung erwartet werden kann. 


Gubernial⸗ Verordnung vom 16ten März; 1825. Gub. 
Zahl 11867. 
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Verordnung des General - Kommando an 
e 
manden. 


Aus dem Anlaſſe des dem hohen k. k. Hofkriegsrathe 
unter ıgten November v. J R. 10890. mittels eines 
Total» Summariums eingefendeten Ausweiſes des Werb— 
bezirks-Kommando über den Stand der Reſerve vom 
Jahre 1818 bis inclusive 1824 und der Do wäh⸗ 
rend dieſes Zeitraums gezeigten bedeuienden Anzahl, 
der unbewußt wohin gekommenen, mithin entwichenen 
Reſerve- Männer, hat die belebte hohe Hofftelle nach ges 
pflogenem Einvernehmen mit der k. k. Hofkanzley mit 
Reſkript v. 26. Jänner 1825 H. 282. die Vermuthung 
geäußert, daß vielleicht nicht alle dieſe Leute im Aus⸗ 
lande ſich befinden, ſondern hie und da unter fremden 
Namen in Galizien ſeldſt verborgen ſeyn dürften, und 
daher befohlen, deren ſorgfältige Nachforſchung und Aus- 
findigmachung durch die hierländigen Werbbezirks⸗Nevi⸗ 
ſoriate gehörig einzuleiten. 

Da es nicht zu bezweifeln iſt, daß die ſtrenge be⸗ 
reits vorlängft im Geſetze gegründete Nichtduldung paß⸗ 
loſer Fremden, ſo wie die vorſchriftsmäßige Vorſtellung 
aller in einem Orte befindlichen Individuen bei der 
jährlichen Konſkripzions⸗Neviſion, verbunden mit der 
genauen Prüfung der in den Händen aller vorkommen⸗ 
den Fremden vorgefunden werdenden Zeugniſſe Wander⸗ 
und Aufenthaltspäffe oder Konſenfe im kuͤrzeſten Wege 
zum Ziele führen, und alle vermeintlich ausgewander⸗ 
ten. jedoch noch hierlandes verborgenen Reſerve-Männer 
zuverläſſig in Vorſchein bringen werde, fo wird das 
hierländige k. Gubernium, unter Einem erneuert ange⸗ 
gangen, die politiſchen Behörden zur ſtrengen Einhal⸗ 
tung der dießfalls beſtehenden Vorſchriften, und borzügs 
lich zur genauen Vollzugleiſtung das unterm 16ten No⸗ 
dembet 1615 Zahl 47602 an fämmtliche k. Kreisämter 
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erlaſſenen Dekrets ernſtlich derhalten zu machen, das 
Werbbezirks⸗Kommando aber wird zugleich angewieſen, 
ſowohl den Werbbezirksreviſor, als auch alle konſkribi— 
renden Offiziere unter eigener Verantwortung ernſtlich 
zu verhalten, daß dieſelben, dei den jährlichen Konſkrip⸗ 
zions⸗Rebiſton. 

a) Alle ohne Paß betretenen fremden Individuen in 
ein beſonderes Verzeichniß, in welchen nebſt dem 
Namen und angeblichen Razionale als Geburts- 
land, Ort, Alter, Stand und Beſchäftigung auch 
ihre Qualifikazion und das Haus Nro. Ort und 
Herrſchaft ihres gegenwärtigen Aufenthaltes, dann 
Namen und Karakter des Unterſtandgebers, endlich 
die Auskunft, ob und wo ſelbe noch Eltern haben, 
und wie lang fie vom Haufe entfernt feyn, enthal— 
ten ſeyn muß, aufnehmen, und 

b) die Reife-, Wander» oder Aufenthaltspäſſe oder 
Konfenfe der vorkommenden Fremden genau unter⸗ 
ſuchen, ob ſie wirklich von der Obrigkeit der Ei— 
genthümer und auf das wahre mit der Ausfage 
übereinſtimmende Nazionale ausgeſtellt jmd; wo⸗ 
bei dieſelben zugleich aufmerkſam zu machen ſind, 
daß Dienft- oder Sittenzeugniſſe eben ſo wenig wie 
eine Kundſchaft ein legaler obrigkeitlicher Konſens 
zum Aufenthalte in einem fremden, von der Be— 
hörde nicht benannten Orte Ten, und fremd herrſchaft⸗ 
liche Unterthanen oder Familien, nur nach Beibrin« 
gung eines von der vorigen Obrigkeit ausgeſtellten 
Entlaͤßſcheines zur Anfäffigwerdung in einem ans 
deren Orte zugelaſſen werden ſollen. 

c) Alle vorgeſunden werdenden zweifelhaften Doku— 
mente, von deren Eigenthümer mit der Zufiche« 
rung abnehmen, daß dieſelben dieſe andere Päſſe 
binnen 6 oder 8 Wochen wieder zuruͤck erhalten 
werden, wo ſodann dieſe Dokumente nach been— 
digter Konſkribirung der betreffenden Sekzion mit 
tels eines namentlichen Verzeichniſſes, in welchem 
Debt dem Ramen und Geburtsorte der Eigenthuͤ⸗ 
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mer auch die Namen des Orts und Hausnumern 
ihres gegenwärtigen Aufenthaltsortes angeſetzt wer⸗ 
den müffen, den Werbbezirks⸗Kommanden ſchleu⸗ 
nigſt zuzuſenden kommen, welches ſolche nach dr: 
nommener Abſchrift des Verzeichniſſes ohne den dp: 
ringſten Aufenthalt dem betreffenden k. Kreisamte 
zur Prüfung der Legalität und weiteren Verfügung 
zuzuſtellen hat. Ferners 

d) die Verzeichniſſe über die ohne! Paß betretten 
werdenden Individuen, wie folhe unter Litt. A. 
vorgeſchrieben ſind, und 

e) auch die Verzeichniſſe über alle vorkommenden 
fremden herrſchaftlichen Familien, welche ohne Bei⸗ 
bringung einer obrigkeitlichen Bewilligung zur An⸗ 
ſäſſigwerdung zugelaſſen worden find, wie es be⸗ 
reits mit dem unterm Aten Dezember 1822. R. 
10919. allgemein bekannt gegebenen hofkriegsraͤth⸗ 
lichen Reſkripte vom 2ten November 1822. K. 
3710. befohlen wurde, ebenfalls auf; der Stelle 
dem Werbbezirks⸗-Kommando einſenden, welches 
dieſelben nicht nur dem betreffenden Kreisainte zur 
vorſchriftsmäſſigen Amtshandlung, und hinſichtlich 
der unter e) bemerkten Familien zur Erwirkung der 
Entlaßſcheine von ihren Geburts- Dominien zuzu⸗ 
ſtellen, ſondern ſolche auch dem gemeinſchaftlichen 
Konzertazions Protokolle über die Konſkripzions⸗ 
Gebrechen bei dem darauf Bezug nehmenden Pas 
ragraphe⸗Beilagen zu machen, und anbei den Be⸗ 
dacht zu nehmen hat, daß die Anzahl dieſer In⸗ 
dividuen und Familien an Ehriften und Juden in 
dem erwähnten Konzertazions⸗ Protokolle ſumma⸗ 
riſch aufgeführt, und mit der vorigen Jahrs zur 
Sprache gebrachten Anzahl gehörig verglichen 
werde — welcher dem Werbbezirks „ Kommando 
überhaupt für die Zukunft bei allen Gebrechen die 

in dem Konzertaziong » Protokolle nicht ſpezifiſch 
aufgeführt, ſondern mittelſt namentlichen dem be⸗ 
treffenden Kreisamte zugeſtellten Verzeichniſſe be⸗ 


fi 
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kannt gegeben werden, als Richtſchnur zu die⸗ 
nen hat. 

Da die k. Kreisämter durch dieſe Einleitung in die 
vollſtändige Kenntniß aller fremden oder paßloſen 
Individuen gelangen, fo kann auch aus denen 
hierüber gepflogenen Amtshandlungen mit Recht 
ein entſprechendes Reſultat erwartet werden, nur 
hat das Werbbezirks⸗ Kommando die gehörige 
Sorge zu tragen, daß die mit Ende Juli v. J. 
in Folge hierortiger Verordnung vom 26ten April 
1824. RA. 5746. an die Konſkripzions-Direkzion 
als abweſend unbewußt wo, ausgewieſene Referde⸗ 
Männer, ſalls ſolche dem k Kreisamte noch nicht 
ſämmtlich bekannt gemacht worden wären, ſo— 
gleich namentlich zur vorgeſchriebenen Ediktal⸗Ei⸗ 
tazion dahin angezeigt, künftighin aber alle neu 
borfommenden unbefugten Abſentirungen der Re⸗ 
ſerbe⸗ Männer von Fall zu Fall, mittelſt eines 
namentlichen Verzeichniſſes nach den unter Nr. 1. 
beiliegenden Formulare demſelben bekannt gemacht, 
und zugleich um die Mittheilung der Reſultate 
der dießfälligen Verhandlungen erſuchet werde. 
Um jedoch auch hierorts von dem Reſultate die 
unbefugt abweſenden Reſerve-Männer gepflogenen 
Verhandlungen die möglichſt erſchöpfende Kennt» 
niß zu erlangen, hat das Werbbezirkskommando 
mit Ende eines jeden Militär-⸗Jahrs über die Res 
ferve - Männer einen ſummariſchen Ausweis nach 
dem beiliegenden Formulare 2. zu verfaſſen und 
zur weiteren Gebrauchnahme längſtens bis letzten 
November jeden Jahres directe an die hierlän⸗ 
dige Konſeripzions⸗Direkzion einzuſenden. Wels 
ches dem W. B. Kommando in Verfolg der bier, 
ortigen Verordnungen vom 19. Dezember 1821. 
und 22. Auguſt 1821, R. 12554 und 7907. zur 
genaueſten Darnachachtung und weiteren Verfü⸗ 
gung hiemit bekannt gegeben wird. 


Formulare Pro. 1. - 


Regiments » Werbbezirks R. N. 
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Ueber nachbenannte aus dem obbezogenen Werbbezirke und Kreis ohne obrigkeitlicher Bewilligung ſich abſentirten Reſerve-Maͤnner. 
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Formulare Nro. 2. 


ad Nro. N. N. 
Ausweis. 


Ueber die ſeit dem Jahre 1818, bis zum letzten Oktober 1825. ohne obrigkeitlicher Bewilligung unbewußt balls ſich ie 
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Empfangsbeſtaͤttigungen des Schreibens un⸗ 
kuͤndiger Empfaͤnger muͤſſen von zwei 
Zeugen gefertiget werden. 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein in Verrechnung 
geſtandener Kreisamtsbeamter die Empfangsbeſtättigun⸗ 
gen der in der Rechnung angefuͤhrten Perzipienten, ohne 
ihren Vorwiſſen und Zuſtimmung, theils ſelbſt beiſetzte, 
theils durch andere Individuen beiſetzen ließ. 


Zur Vermeidung aller ähnlichen Unzukömmlichkei⸗ 
ten, haben die k. Kreisämter ſämmtlichen untergeordne⸗ 
ten Beamten die Vorſchrift des 5. 185. der allgemei⸗ 
nen Gerichtsordnung in Erinnerung zu bringen, nach 
welcher alle Quittungen über Empfänge jeder Art, in 
den Fallen, wo die Ausſteller derſelben nicht fähig 
ſind, jene zu unterſchreiben, von zweien Zeugen, wo 
von einer den Vor- und Zunahmen des Ausſtellers zu 
unterſchreiben hat, gefertiget, und von dem Ausſteller 
diefe Unterfertigung, mit Beiruͤckung eines Handzei⸗ 
chens beſtättiget werden muß. 


In Zukunft darf durchaus keine Empfangsbeſtätti⸗ 
gung von des Schreibens unkündigen Perſonen beige- 
bracht werden, die nicht in dieſer geſetzlich vorgeſchrie⸗ 
benen Art ausgefertigt worden iſt. Alle Rechnungen 
ohne Unterſchied, die mit einigen gegen dieſe Vorſchrift, 
ausgefertigten Empfangsbeſtättigungen belegt find, bo, 
den die k. Kreisämter den Rechnungslegern ohne wei⸗ 
tern zurückzuſtellen. 


Gubernial⸗ Dekret vom 25. Mär) 1825. Gub. Z. 15564. 


Kothabkrukung auf SL durch größere Ort— 
ſchaften fuͤhrenden Komerzialſtraſſe, Rei⸗ 
nigung der Straſſengraͤben, und Ver⸗ 
fuͤhrung des Unraths; von wem ſelbe zu 
bewirken. 


Die Kothabkrukung, welche in dem Umfange gröffe 
rer Ortſchaften auf den Komerzialſtraſſen nothwendig 
iſt, wurde bisher mit Hilfe der Straſſenfrohnen bewirkt. 

Nach der Aufhebung der Letzteren tritt die Noth⸗ 
wendigkeit ein, dieſe Verrichtung auf ihre weſentliche 
Beſtimmung zurückzuführen. 

Dieſelbe fließt nämlich nicht ſo ſehr aus dem Er⸗ 
forderniſſe der Straffen » Anftalt, als vielmehr aus den 
Verpſtichtungen der Ortspolizey, welcher die Neinhal— 
tung der öffentlichen Plätze und Wege obliegt, und der 
es gleichgiltig ſeyn muß, ob die Straſſe, die gereinigt 
wird, kunſtmäßig gebaut ſey, oder blos landartig er⸗ 
halten werde. 

Aus dieſem Grunde muß dieſe Arbeit, im Innern 
der bemerkten größeren Ortſchaften, ſoweit die Häuſer 
reichen, von denjenigen beſorgt werden, welche in den⸗ 
ſelben überhaupt zur Handhabung der Ortspolizey ins⸗ 
beſondere aber zur Auſſicht über die öffentlichen Plätze 
und Ortswege verpflichtet ſind Unterthänige Gemeinde 
haben dabei in demſelben Maaße, als fie zur Erhal⸗ 
tung der Ortswege und ähnlichen Polizey-Anſtalten 
nach den beſtehenden Vorſchriften überhaupt beizutra— 
gen gehalten ſind, mitzuwirken. 

In Ortſchaften, welche die Gerichtsbarkeit, und 
insbeſondere die Ortspolizep ſelbſtſtändig ausüben, muß 
der Aufwand auf die Kothabkrukung unter die Komu⸗ 
nal» Auslagen eingereiht, und vereint mit denſelben 
bedeckt werden, daher eine beſondere Umlegung auf 
die einzelne Gemeindglieder aus dieſem Anlaſſe nicht 
Statt zu finden hat. 
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Da ubrigens die Verrichtung der Kothabkrukung 
von dem Aerarium in fo fern angeſprochen wird, als 
dieſelbe in dem Erforderniſſe der Ortspolizey liegt, ſo 
iſt dieſelbe bei den Ortſchaften, wo diefe Rückſicht nicht 
eintritt, und, insbeſondere in der Regel in Dörfern, 
nicht zu fordern. Sollte an einzelnen Stellen ſolcher 
geringeren Ortſchaften zur Straſſen⸗ Erhaltung die Hin⸗ 
wegräumung des Kothes nothwendig ſeyn, ſo wird es 
nicht wohl einem Anſtande unterliegen, dieſelbe durch 
die Einräumer ohne fremde Beihilfe verrichten zu laſſen, 
zumal da mehrere Einräumer eines Kommiſſariates von 
der Stelle, wo ein größerer Kraftaufwand nothwendig 
iſt, vereinigt werden können. 

Endlich verſteht es ſich, daß unter die Kothabkru⸗ 
kung in dem Innern großeren Ortſchaften nicht blos die 
Reinigung der Straſſenbahn, ſondern auch der, chen, 
falls in Polizey-Rückſichten rein zu haltenden Straſſen⸗ 
graben und die Verführung des Unrathes begriffen fey. 

Hiernach darf eine beſondere Auslage auf die Koth⸗ 
abkrukung aus dem Straſſenfonde durchaus nicht Statt 
finden, und es wird ſich auch der Voranſchlag für die 
Gräbenreinigung weſentlich vermindern. 

Die gegenwärtigen Beſtimmungen haben in ſolange 
in Kraft zu bleiben, als die hohe Hoſbehörde, welcher 
dieſer Gegenſtand unter Einem vorgetragen wird, nicht 
etwas Anders verfügt. 

Das Kreisamt hat ſogleich im Einvernehmen mit 
den Straſſenbaukommiſſarſaten die Ortſchaften zu be, 
ſtimmen, im Umfange deren die Ortspolizey die Koth— 
abkrukung fordert, und die Einleitung zu treffen, daß 
diefe Verrichtung gehörig vollzogen, übrigens aber da» 
bei die obige Vorſchrift beobachtet werde. 

Die Verſteigerungen, welche über die Kothabkru— 
kung ohne vorläufige hierortige Weiſung eigenmächtig 
abgehalten wurden, konnen nicht genehmigt werden. 


Ge ee vom zaten März 1825. Gub. Zahl 
297707 


55. 


Verfügungen gegen das Herumwandern der 
Zigeuner. 


Ju verſchiedenen Gegenden des Landes, werden ſeit 
einiger Zeit, Zigeuner, theils in einzelnen Familen, 
theils in ganzen Banden herumwandern bemerkt. Faſt 
immer iſt der Bezirk, in welchen ſie ihren Zug oder Auf⸗ 
enthalt nehmen, durch Feueranlegung Diebſtähle aller 
Gattung ſelbſt durch Räubereyen bezeichnet, nicht felten 
benehmen ſie ſich aber an den Orte ihres temporären 
Aufenthalts ruhig, während einzelne Mitglieder Streife⸗ 
reyen in entfernte Gegenden vornehmen, auf Schleich» 
und Rebenwegen ſtets in größter Eile zurückkehren, und 
ſonach die Entdeckung begangener Diebftähle beinahe 
unmöglich machen. 


Nur der gänzlichen Vernachläſſigung der beſtehen⸗— 
den Vorſchriften iſt es deizumeſſen, daß dieſes gemein⸗ 
ſchädliche Uebel, auf eine ſo auffallende Art über Hand 
nehmen konnte; und die früheren fo wohl thätigen Ein⸗ 
leitungen, nach welchen ſchon vor 40 Jahren die Anftied- 
lung der Zigeuner ſelbſt mit bedeutenden Koſten zu Stan⸗ 
de gebracht wurde, vereitelt wurden. 

Um nun ſowohl das Einſchleichen der Zigeu⸗ 
ner, als das Umherirren derſelben, mit ergiebi⸗ 
gen Maaßregeln hindanzuhalten, wird den k. Kreisäm⸗ 
tern mit Rüdficht auf die über dieſen Gegenſtand te 
floſſenen höchſten Anordnungen folgende Weiſung er— 
theilt. 
tens. Das k. k Generak⸗ Militär- Kommando 
und die Zollgefällen Adminiſtrazion werden unter einem 
angegangen, zur Verhütung des Einſchleichens der Zi⸗ 
geuner den Gränzkordons⸗Poſten und den ſowohl gegen 
das Ausland als auch gegen Ungarn und Siebenbürgen 
aufgeſtellten Zollämter die Weiſung zu ertheilen, damit 
allen Zigeunern ohne Unterſchied, der Eintritt aus frem⸗ 


den Staaten verwehrt, und felbe von den dießfeitigen 
Gränzen mit Nachdruck abgehalten werden. 

Greng, Sämmtliche Ortsobrigkeiten, und Ortsge⸗ 
richte find verpflichtet, jeden in ihrem Gebiete vorkom⸗ 
menden Zigeuner — mit oder ohne Familie — anzu⸗ 
halten, ſelbe, falls fie nicht mit ordentlichen Paſſen 
verfehen wären, zur weiteren Verhandlung ans Kreis. 
amt zu ſtellen. Insbeſondere haben die Dominien, welche 
entweder unmittelbar an der Gränze, oder doch in der 
Nähe gelegen find, ihre volle Aufmerkfamkeit auf Der, 
ley Zigeuner zu richten, weil es leicht geſchehen kann: 
daß letztere mit Umgehung der Zoll- und Militär⸗Po⸗ 
ſten ſich auf Nebenwegen ins Land ſchleichen dürſten, wel⸗ 
cher in allen Wegen begegnet werden muß. 

stens. Auch die aus Ungarn, Siebenbürgen oder 
anderen öſterreichiſchen Provinzen nach Galizien Ber, 
einkommenden Zigeuner falls fie dennoch über die Grän⸗ 
zen dringen ſollten, ſind, ſie mögen mit oder ohne 
allen im Kreiſe betretten werden; ſtäts an das Kreis» 
amt zu ſenden; welches mit der Rückſicht gegen ſelbe 
das Amt zu handeln hat; daß diejenigen Zigeuner, 
welche weder nach ihren Geburts⸗ noch früheren Auf⸗ 
enthaltsorte einem giltigen Anſpruch auf das hierländige 
Domizil haben; auch keineswegs zu dulden, ſondern im 
kürzeſten Wege zurückzuſchieben ſeyen; die Angaben 
über ihren hierländigen Geburts- und Aufenthaltsort 
ſind auf das ſtrengſte zu prüfen, und nach Umſtänden 
das weitere zu verfuͤgen. 

tens. Alle unbefugt in dieſes Land getrettene, 
oder aufgegriffene Zigeuner find bei ihrer Abſchieb ung 
auf das nachdrücklichſte zu warnen, daß ſie unter ſtren⸗ 
ger Ahndung ſich nicht mehr auf den hierländigen Gre 
dieth betretten laſſen dürfen, indem ſelbe im Wieder« 
Erſcheinungsfalle, nach der Strenge des $. 82. des G. 
B. über ſchwere Polizey⸗ Uebertretungen behandelt wer, 
den würden; was ſonach auch zu geſchehen hat. 

Den früheren Verfuͤgungen zu Folge, ſind eine 
nicht unbedeutende Zahl Zigeuner im Lande, theils als 
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Grundwirthe, theils als Häusler und Innleute onge, 
ſtedelt worden, und theils beſchäftigen ſich einzelne Fa⸗ 
milien mit Gewerben auf dem flachen Lande. 

Nach den gemachten Erfahrungen find es vorzuͤg— 
lich dieſe, welche ihre Wirthſchaften und Aufenthalt ver« 
laſſen, im einzeln oder zufällig gebildeten Banden, ihren 
Hang zum unbeſchränkten Herumziehen ungehindert 
nachleben, und auf die Eingangs bezeichnete Art nicht 
nur die öffentliche Sicherheit auffallend gefährden, Ton, 
dern auch durch die von den Weibern betriebene Wahr— 
ſagerey, durch Verleitung mancher Unterthanen zur 
Verhehlung geſtohlene Sachen, höchſt nachtheilig auf 
die Moralität der Unterthanen und anderen Einwohnern 
werden. 

Um nun dieſen eben ſo unbefugten als in allen 
Beziehungen unzuläſſigen Herumtreiben der Zigeuner» 
Schranken zu ſetzen, haben: 

stens. ſammtliche Dominien, die in ihren Seat, 
ken wohnhaften Zigeuner Familien einer vorzüglichen 
Aufſicht zu unterziehen, ſelbe bei der jährlichen Kon= 
ſkripzion, in der genaueſten Evidenz, und ſich fortan in 
der Kenntniß ihrer Beſchäftigung, Nahrungsekwerbe, 
und des Aufenthalts zu erhalten. Es iſt denſelben jede 
Entfernung aus den Dominikalbezirken ohne vorläufige 
Anmeldung bei der Obrigkeit zu unterſagen, und die 
dagegen handlenden, nach der Borſchrift des Unter⸗ 
thanspatents zu ahnden; jene aber, welche ſich bereits 
wiederhohlt heimliche Selten erlaubt haben, welche öfter 
Beſuche von fremden Zigeunern erbalten ſollten, welche 
entweder ſelbſt als ihre nahen Anverwandte, im ſtraf⸗ 
gerichtlicher Verhandlung ftanden, oder etwa noch (e: 
hen, find unter die fpezjelle Aufſicht der Ortsrichter, 
oder ſonſt vertrauungswuͤrdigen Unterthanen zu ſtellen; 
und insbeſondere darüber wachen zu laſſen, ob bei ihnen 
nicht verdächtige Sachen oder ſonſtige Umſtände wahr⸗ 
genommen, welche auf einen Zuſammenhang mit Dieb» 
ſtählen udgl hindeuten. Nach dem Ergebniß der Unter⸗ 
nehmungen haben die Dominien, entweder ſelbſt das 


oh 
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Amt zu handeln, oder dem Kreisamt die Anzeige zu 
erſtatten. a 

6tens. Zu jeder weitern Seite im Kreiſe — wozu 
jedoch der gewohnte Beſuch der Wochen und Jahrmärkte 
ober der nächſten Städte und Märkte nicht gezählt wird 
— hat der Zigeuner das Certifikat bei der Obrigkeit, zu 
jeder Seit auſſer den Kreis aber den Paß beim Kreis— 
amt anzuſuchen. 

Dieſe Certifikate und Päſſe kommen ſtets nur nach 
vollkommener Ueberzeugung von der Nothwendigkeit 
einer ſolchen Neiſe ertheilt, und es müſſen in ſelbe alle 
Mitreiſenden, aufgeführt, fo wie der Seitert — die 
Dauerzeit nach den gehörig zu beſchränkenden Termin 
nebſt der genauen Reife » Route aufgeführt; und die 
letztern möglichſt genau überwacht werden. 

Jenen Zigeunern welche ſich fchon widerholt, beim, 
liche Entfernungen haben zu Schulden kommen laſſen, 
oder ſonſt verdächtig gemacht haben, ſind ohne eviden— 
ter Nothwendigkeit keine Reiſebewilligungen zu ertheilen. 

Die Dominien bleiben für die Richtigkeit der dieß 
fälligen Angaben verantwortlich. 

Es kann bei dieſem Anlaß nicht unbemerkt belaſſen 
werden; daß bereits wiederholt Zigeuner angehalten 
werden, welche mit Paſſen galiziſcher Kreisämter zu 
Reiſen auf 4 bis 6 Monate in Galizien um ihre 
Geſchäfte (ohne nähere Beſtimmung) zu beſor— 
gen, um ſich Verdienſt zu ſuchen u. d. g. verſehen 
waren, wodurch ſie mit einer oft zahlreichen Familie 
vorſchriftswidrig zum unbeſchränkten Herumziehen be— 
rechtigt wurden. 

Eine Unzukömmlichkeit, welche künftig durchaus 
vermieden werden muß. 

ztens. Da bieten Weiſungen ungeachtet, einzelne 
Zigeuner ſich der angeordneten Aufſicht entziehen, oder 
wohl gar in Banden vereinigen konnten, um herum 
zu vagiren, fo find die Obrigkeiten anzuweiſen, derlei 
herumziehende Zigeuner ſtets anzuhalten, und wo ſie 
ſich mit keinen vorfchriftsgewiſſen Dokumente gusmeifen 


konnte, oder wenn ſolche veraltet, oder der Route nicht 
anpaſſend wären, an das Kreisamt abzuſenden. 

stens. Es wird hiemit nach den Inhalt des Kreis⸗ 
ſchreiben vom 26ten September 1785. ausdrücklich un⸗ 
terſagt, den aus dem Ausland eintrettenden oder ſonſt 
herumvagirenden Sigeunern, ohne einen vorſchriftsmäßi⸗ 
gen Ausweis, einzeln eder in gröſſerer Zahl irgend den 
Aufenthalt zu geſtatten, und werden die Obrigkeiten 
nach jener Vorſchrift mit 1 Duk. pr. Kopf, — andere 
Partheyen aber welche dieſe Anordnung übertretten, mit 
angemeſſenen Geld, oder Leibesſtrafen geahndet werden. 

gtens. Sollte das Erſcheinen gröſſerer Zigeuner— 
banden oder der Aufenthalt derſelben in abſeitigen Ge— 
genden das Anhalten derſelben, einzelnen Obrigkeiten 
unmöglich machen, ſo haben dieſelben nicht nur ſogleich 
mittels reitenden Bothen dem Kreisamt, ſondern auch 
den nächſten Militär - Kommanden die Anzeige zu ma— 
chen, und auch die angränzenden Dominien zur Mits 
wirkung bei der Aufſicht und Verfolgung derley Ban— 
den aufzufordern und in jeden Fall dafuͤr zu ſorgen, 
damit die Richtung welche ſolche Banden nehmen, bes 
obachtet und dadurch die Habhaftwerdung derſelben et, 
leichtert werde. Das Kreisamt ſelbſt hat in einem Tat, 
chen Falle allſogleich einen hiezu vollkommen geeigneten 
Beamten abzuſenden, und ihm die erforderliche Militär⸗ 
Aſſiſtenz beizugeben, fo wie die nächſten Kreisämter zur 
Mitwirkung aufzufordern, damit derley Banden entwe— 
der im ganzen oder wenigſtens einzelne Glieder aufge» 
hoben und zerſtreut werden, was nur durch ununtere 
brochene gehörig berechnete Ver olgung derſelben geſche⸗ 
hen kann. 

rotens. Die, auf welche Art immer an das Kreis— 
amt gelangenden Zigeuner find ſtets über ihren Geburts. 
Aufenthaltsort und Erwerbsort zu vernehmen; und ihnen 
hiebei die Ausſage der getreuen Wahrheit mit dem Sei: 
ſatz zur Pflicht zu machen, daß ſie ſich die nachtheiligen 
Folgen des Gegentheils nur ſelbſt zuzuſchreiben haben 
werden. Nach dem Erfolg dieſer Vernehmung ſind 
derley Zigeuner entweder einzeln, oder wenn eine gröſ⸗ 


fere Anzahl beiſammen ift, in einzelne Parthien; ſtets 
unter der entſprechenden im Schub Patente vorgeſchrie⸗ 
benen Begleitung, bei bedenklichen oder gefährlichen In. 
dividuen unter der Aufſicht eines Kreisdragoners in der 
Art ihrer Beſtimmung abzuſenden; und den betreffen⸗ 
den Kreisamt das Erhebungsptotokoll mit Bekanntma⸗ 
chung der demerkenswerthen Umſtände unmittelbar zu⸗ 
zuſenden. 

Bei derley Abſchiebungen iſt befonders Sorge zu 
tragen, damit die Abzuſchiebenden nicht entweichen, für 
ihre Verpflegung geſorgt, und ſelbe nicht hart oder 
gar unmenſchlich behandelt, oder bei theilweiſen Abſen⸗ 
dungen, zuſammen gehörende Familien getrennt werden. 

ııtend. Diejenigen Zigeuner, welche bisher eine 
Wirthſchaft, Häuslergrund oder ein Gewerbe und einen 
beſtimmten Aufenthalt hatten, find bei ihrer Nuͤckkehr 
mit Nüdficht auf die ihnen zur Laſt fallende Uebertret⸗ 
tung der beſtehenden Vorſchriften, oder der ihnen er⸗ 
theilten beſonderen Weiſungen, zu ahnden, und unter 
Androhung ſtrengerer Strafen zum ferneren ſtabilen 
Aufenthalt und Fortbetriebe ihrer Wirthſchaften zu Der, 
halten. 

Jene welche keinen beſtimmten Wohn. und Ge. 
burtsort zu haben, oder zu wiſſen vorgeben, ſind, und 
zwar die hiezu geeigneten Individuen männlichen Ge⸗ 
ſchlechts einderſtändlich mit dem betreffenden Werbbe⸗ 
ziefsfommando zum Militär zu ſtellen, die einzel⸗ 
nen derley Weibsperſonen in den Städten oder an. 
deren Orten in Dienſte zu unterbringen, Fami⸗ 
lien aber zur ordentlichen Niederlaſſung und e, 
trieb eines Gewerbes anzuhalten. Bei der ſehr Pe 
deutenden Anzahl von verlaſſenen unterthänigen Wirth⸗ 
ſchaften und oben Gruͤnde, welche ſich noch in Galizien 
befördern, kann eine ſolche Unterbringung keinen bes 
deutenden Anſtänden unterliegen, beſonders wenn das 
Kreisamt ſchon vorläuſig im geeigneten Wege, daher mit 
Vermeidung aller abſchiebenden Aufforderungen hiezu 
die Einleitung treffen wird. 
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Das Kreisamt hat hiebei die Nuͤckſicht zu nehmen; 
daß nach der demfelben am ı7ten November 1785 Zahl 
28964. bekannt gemachten a. h. Entſchlieſſung, die Zi, 
geuner ſelbſt mit Zwang zur Anſiedelung und Arbeit 
verhalten werden follen. 

12tens. So wie nun die Obrigkeiten hiernach dieſe 
Zigeuner mit den erforderlichen Mitteln zur Arbeit und 
einen ordentlichen Leben zu verhalten; und beſonders 
bei den an ihren Gebiets oder Aufenthaltsort zurückge— 
ſchobenen, die erforderliche Aufſicht einzuleiten haben, 
damit fie nicht abermal entweichen; und damit ſie ſich 
durch Feldarbeit oder ihr Gewerb ihren Lebensunterhalt 
erwerben, ſo iſt denſelben auch zu erinnern, daß ſie 
gegen ſolche Zigeuner, welche ſich bisher d Ai und 
fleißig benommen haben, und keinen Anlaß zur Unzu— 
friedenheit, oder Bedenken gegeben haben, mit aller 
Schonung und Milde verfahren, und alles vermeiden 
ſollen, damit die gegen die Zigeuner im allgemeinen 
nothwendig gewordenen Maaßregeln denſelben nicht lä— 
ſtig oder gar drückend werden; fo wie die den Obrigkei— 
ten angeordnete Aufſicht und Ueberwachung derſelben, 
ſelbſt bei bedenklichen Individuen nie in einen läſtigen 
Zwang oder Härte ausarten darf. 

Bei einer zweckmäſſigen Vollziehung dieſer Weiſun⸗ 
gen darf man eine baldige Beſeitigung der bisher durch 
das regelloſe Herumwandern dieſer Menfchen » Race ent— 
ſtandenen Uebel mit allen Rechte erwarten, und es iſt 
weder den Einftreuungen der Dominien, welche ihre 
Nachläſſigkeit in Erſtattung der Anzeigen über das Gre 
ſcheinen der Zigeuner mit den Beforgniſſen vor der Nache 
derſelben entſchuldigen wollen, noch den Ausflüchten 
der Zigeuner, die das Verlaſſen der ihnen zugewieſenen 
Anſiedlungsorte, und ihre Arbeitsſcheue mit den in ihrer 
Natur liegenden Hang zum Hereinwandern, und zum 
Nomadenleben beſchönigen wollen, irgend eine Rückſicht 
oder Folge zu geben. 

Gubernial⸗Verordnung vom 22ten März 1825. Gub. 

Zahl 25956. 
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36. 


Erlaͤuterung des unterm 6ten Auguſt 1822 
Zahl 42296 wegen Mauthbefreyung der 
Bewohner jener Orte, wo ein Mauth- 
U beſteht, erfloſſenen Kreisſchrei⸗ 
ens. 


Nachträglich zu dem Kreisſchreiben vom Gren Auguſt 
1822 Zahl 42296. mit welchem die von Seiner Ma— 
jeſtät genehmigten näheren Beſtimmungen in Anſehung 
der in der Wegmauthdirektiben vom Jahre 1821 9. 4. 
Litt. O. ausgedrückten Mauthbeſreyungen der Bewoh— 
ner jener Ortſchaften, wo ein Wegmauthſchranken aufs 
geſtellt iſt, bekannt gemacht wurden, wird zu Folge. 
hohen Hofkanzleydekrets vom 10. Februar l. J. bekannt 
gemacht, daß die in diefem Kreisſchreiben angeführten 
näheren Beſtimmungen nur in Anſehung der in den 
Wegmauthdirektiven vom Jahre 1821 b. 4. Litt. O 
unter den Zahlen 1, 2 und 3, ausgedrückten Mauths 
befreyungen zu gelten haben. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 2bten März 1825. Gub. 
Zahl 11112. 


37. 


Die für die Einhebung der Erwerbſteuen 
bemeſſene / perzentige Renumerazio⸗ 
wird auch von der abgefuͤhrten Erwerbr 
ſteuer juͤdiſcher Gewerbsleute bewilliget. 


Im Nachhange zu der Verordnung vom roten Auguſt 

1824 Zahl 44170. wird den k. Kreisämtern zur Vers 

ſtändigung der Ortsobrigkeiten bedeutet, daß die ver— 

möge des 6ten Punktes der Verordnung vom loten 

März 1815 Zahl 5561. bewilligte halbperzentige Ne— 

munerazion auch von der abgeführten Erwerbſteuer der 
Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. 
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juͤdiſchen Gewerbsleute werde verabfolget werden, und 
hierüber das Nöthige unter Einem an ſämmtliche Kreis, 
kaſſen verfüget werde. 


Gubernial-Verordnung vom 2bten März 1825. Gub. 
Zahl 15045. 


37. 
Vereinigung des Klagenfurter Kreiſes mit 
dem Villacher. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchließung 
vom 24. Jänner l. J. anzuordnen geruhet, daß die 
Vereinigung, des Klagenfurter Kreiſes mit dem Villa— 
cher, ſohin deſſen Zutheilung zu dem Laybacher⸗Gou— 
vernements» Gebiethe und die Zuweiſung des ganzen 
Landes Kärnthen zu Illprien, im Laufe des Jahres vor 
ſich zu gehen habe. 

Dieſe Entſchließung wird in Folge hohen Hofkanz— 
leydekrets vom 12. d. M. Zahl 8179. mit dem Bei- 
fage zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß der Zeit— 
punkt, mit welchem dieſe Vereinigung in Wirkſamkeit 
zu treten hat, auf den ıten May l. J. ſeſtgeſetzt wor⸗ 
den ſey. 

Gubernial-Kundmachung vom 28. März 1825. Gub. 
Zahl 16735. ) 
59. . 


Vereheligungen und Sterbfaͤlle der Penſio⸗ 
niſten ſollen die Pfarrer und Seelſor— 
ger ſogleich anzeigen. 


Ungeachtet erſt unterm 27ten November 1818 Zahl 
60207, allgemein anbefohlen wurde, daß die Pfarrer, 
und Seelſorger die Vereheligung, oder den Sterbefall 
einer mit einem Penſion⸗Probiſion⸗Erziehungsbeitrage, 
oder Gnadengabe betheilten Parthey ſogleich anzeigen 
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ſollen, fo haben ſich doch neuerlich Fälle ergeben, wo 
dieſer Normalvorſchrift nicht nachgekommen wurde. 
Man findet daher den k. Kreisämtern aufzutragen, 
ſämmtliche Seelſorger zur genaueſten Befolgung dieſer 
Vorſchrift unter ihrer eigenen Dafürhaftung mit dem 
Beiſatze anzuweifen, daß hierunter, wie es ſich von 
ſelbſt verſteht, auch Militär» Penſtoniſten verſtanden 
werden. 
e SE = Defret vom 2gten Mär; 1825. Gub. Zahl 
17282. 


40. 
Herabſetzung der Bruͤckenmauth bei Mana- 
ſterzyska von der aten in die ite Klaſſe. 


Da in der Lange der über den Bach Koropiec bet 
Manaſterzyska gebauten Brücke eine Aenderung Gerant: 
laßt worden iſt, fo wird die für dieſelbe mit dem Kreis“ 
ſchreiben vom 7ten März 1823 Zahl 11370. beſtimmte 
Mauthgebühr der ꝛten Klaſſe nach den Beſtimmungen 
des Kreisſchreibens vom ı5ten Juny 1821 Zahl 51269. 
auf die Gebühr der ren Klaſſe herabgeſetzt, und dieſe 
Anordnung mit dem Beifage zur allgemeinen Kennt— 
niß gebracht, daß dieſelbe mit dem 1ten May d. J. 
in Wirkſamkeit zu tretten habe. 
Gubernial-Kundmachung vom Soten März 1825 Gub. 
Zahl 16484. 


Ale 
Einführung der Eil= Poftfahrt und Ver⸗ 
ee der Briefpoſtbefoͤrderung mit 
elber. 


Se. Majeſtät haben in Erwägung der Gemeinnützig⸗ 

keit der Eilpoſtfahrten, und um dem Wunſche des Du. 

blikums für deren Vermehrung zu entſprechen, aller⸗ 

gnädigſt anzuordnen geruhet, daß die 7 
8 2 


derung fo viel möglich mit Ir pid&oftfahrt in Verbin, 
dung gebracht werde, um letztere auf Straſſen, wo fie 
ſchon beſteht, zu vermehren, auf Straſſen aber wo ſie 
noch nicht beſteht, allmählig einzuführen, und dadurch 
die e poſt ſchneller und mit größerer Sicherheit zu 
befördern. 

Diefes wird mit dem Beiſatze bekannt gemacht, 
daß die dießfälligen Einrichtungen immer vorläufig durch 
die Zeitungen werden angekündigt werden. 

Uebrigens wird Jedem, der ſich der Eilpoſt be— 
dient, empfohlen, ſich an dasjenige, was in dem opt. 
lichen Vormerkſcheine für die Fahrt borgeſchrieben iſt, 
genau zu halten, und D vor Mißbrauch und Beein- 
trächtigung dieſer Poſtanſtalt durch Mitnahme von 
Briefen oder Paketen unter Addreſſe an andere Perſo— 
nen unter den darin enthaltenen Beſtimmungen ſorg— 
fältig zu hüten. 

Gubernial-Kundmachung vom Aten April 1825. Gub. 

Zahl 17795. 


42. 
Vorſchriften gegen das Agenziren der Be— 


amten, und zur Hindanhaltung der 
Winkelſchreibereyen. | 


Aus Anlaß eines ſich ereigneten Falles, daß ein in 
wirklichen landesfürſtlichen Dienſten ſtehender Beamte, 
ſich mit Privatagenzien, Rebendienſten, dann Arbeiten 
für Private und Unterthanen befaßt hat, werden den 
. k. Kreisämtern anliegend die von der hohen Get, 
kanzley anhet mitgetheilten dießfalls beſtehenden älte— 
ren Vorſchriſten, durch welche dieſes Agenziren der Be— 
amten allgemein unterſagt, abſchriftlich zur Wiſſenſchaft 
und Bekanntmachung an das unterſtehende Perfonale, 
zugeſtellt wird, und wird zugleich verordnet, die für 
die verſchiedenen Dienſtkathegorien allda vorhandenen 
Eidesformeln genau durchzugehen, und im Falle das 
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Verboth des Privamgenzirens und der Nebendienſte, 
in denfelben nicht enthalten ſeyn ſollte, ſolches in ſelbe 
mit den Worten: 

» nicht minder auch in keine Privatagenzie oder 

Nebendienſte einlaffen « 

aufzunehmen, damit die landesfürſtlichen Beamten auch 
durch die Heiligkeit des Dienſteides davon abgehalten 
werden. e 
Da übrigens den Militärindibiduen, und nament⸗ 
lich den Unteroffizieren laut hohen Hofkanzleydekrets vom 
27ten Februar 1786, welches den k. Kreisämtern lit 
hierortiger Verordnung vom naten März 1786 Zahl 
7150. bekannt gemacht wurde, das Bittſchriftenverfaſ⸗ 
fen für Unterthanen unterſagt iſt, fo wird den k. Kreis- 
ämtern in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom Zten e, 
bruar l. J. Zahl 4025 — 223. zur Hindanhaltung der 
Winkelſchreiber, die ſich das Verfaſſen von Btttſchriften 
zum Geſchäfte machen, folgendes bedeutet: 

Da in Galizien keine eigene Agenten beſtehen, zur 
Vertrettung der Partheyen dei den politiſchen Behör⸗ 
den, ſo kann zwar keinem Privaten verwehret werden, 
für andere Privaten, und folglich auch für Untertha⸗ 
nen Bitiſchriften zu ſchreiben, und dafür eine feiner 
Mühe angemeſſene Belohnung zu verlangen, und die“ 
Sorgfalt der Staatsverwaltung für die Klaſſen der Un⸗ 
terthanen, kann ſich nur darauf beſchränken. 

1.) Dieſer Klaſſe andere Wege zu eröffnen, auf 
welchen fie ihren Zweck ohne Beihilfe von Schriftver⸗ 
faffung erreichen kann. 

2) Im Falle, wo die Unterthanen gleichwohl von 
den ihnen dargebothenen Mitteln keinen Gebrauch mas 
chen, doch dem Uebermaße des Aufwandes auf Be— 
Kei fo viel möglich Schranken zu fegen, 
un 

5.) die Verleitung der Unterthanen zu grundloſen 
Beſchwerdfuͤhrungen hindanzuhalten. 

Für alle dieſe drei Zwecke ift bereits geſorgt. 

In der erſten Beziehung iſt den Unterthanen durch 


Sec": A 


das Patent am ıten September 1781 nicht nur geſtat⸗ 
tet, ihre Beſchwerden bei ihren Obrigkeiten, bei den 
Kreisamtern und bei den Unterthansadvokaten münds» 
lich anzubringen, fondern es iſt auch das k. Kreisamt 
mit hierortiger Verordnung vom aten Oktober 1784. 
3. 23528 aufgefordert worden, ihnen dieſes bei jeder 
Gelegenheit in Erinnerung zu bringen, und ihnen hiezu 
die Hand zu biethen. An ſolchen Gelegenheiten kann 
es keinem Kreisamte fehlen, diejenigen welche; die Faſ⸗ 
ſungskraft des Unterthans am empfänglichſten ſeyn 
duͤrfte, ſind 

a) wenn eine fo unverſtändliche oder verworrene Klag- 
ſchrift vorkömmt, daß der klagführende Unterthan 
erſt vernommen werden muß, worüber er eigent— 
lich Klage führe, und was ſein Begehren ſey? wo— 
bei ihm bedeutet werden kann, und ſoll, daß ſeine 
zum Protokoll gegebene Ausſage eigentlich die Klage 
vorſtelle, und daß die Klagſchrift unnütz, und das 
was er dafür bezahlt habe? eine ganz überflüßige 
Ausgabe ſey. 

b) Wenn einzelne Kläger oder Gemeindbevollmäch⸗ 
tigte mit Berechnungen von Prozeßköſten auftret— 
ten, worunter die Ausgaben für Klagſchriften die 
wichtigſte Poſt ausmachen, und deren Erſtattung 
ſie von der Obrigkeit fordern; dergleichen Forde— 
rungen find nicht etwa an den Civilrichter zu Weis 
ſen, von dem ſie unfehlbar wieder an die politiſche 
Behörde zurückgewieſen werden müßte, ſondern es 
ift dem Kläger zugleich zu bedeuten, daß die Grund⸗ 
herrſchaft wenn ſie auch ſachfällig befunden werden 
ſollte; doch niemals zum Erfatze der Auslagen auf 
Klagſchriften würde verhalten werden können, da 
das Patent vom ıten September 1781 den Unter- 
thanen die mündliche Anbringung ihrer Beſchwer⸗ 
den und Beruffungen verſtatte, und es alſo nicht 
die Schuld der Grundherrſchaft, ſondern der Side 
ger ſelbſt ſeyn, wenn fie von der Wohlthat des 
Geſetzes keinen Gebrauch gemacht haben. Die 


übrigen Prozeßköͤſten hingegen find, wenn die 

Grundherrſchaft ſachfällig befunden wird, in die 
“Verhandlung zu nehmen, und nach Erwägung 

der Erforderniß, welche das Kreisamt leichter als 

der Civilrichter zu beurtheilen vermag, zu mäi 

ſigen. ö 

Zur Erreichung des zweiten Zweckes liegt ſchon in 
dem am ızten Juny 1786 erfloſſenen Verbothe der 
Geldſammlungen ein ſehr wirkſammes Mittel, da es 
das eigene Intereſſe der Dominien mit ſich bringt, die 
Kreisämter zeitig genug von der im Werke begriffenen 
Uebertretung des Verbothes in die Kenntniß zu ſetzen, 
ſo ſollte man eben keine großen Schwierigkeiten bei der 
Aufrechthaltung deſſelben vermuthen. 

Bei gehöriger Wachſamkeit über die Aufrechthaltung 
des Geldfammlungsverbothes, müſſen die unnützen 
Auslagen aus Klagführungen überhaupt und auf Sitt, 
ſchriften insbeſondere, in fo fern fie ganze Gemeinden 
betreffen, von felbſt wegfallen. 

Aber auch bei einzelnen Unterthanen werden ſich 
diefe Ausgaben ſehr vermindern, wenn die Unterthanen 
nicht nur in jenen Fallen wo in den Klagſchriften Aus- 
fälle gegen öffentliche Behörden vorkommen, ſondern 
auch bei den oden ad a) und b) angedeuteten Gele- 
genheiten nur die Verfaſſer ihrer Klagſchriften befragt 
werden, da fie dann am geneigteſten feyn dürften, 
dieſelben nabmhaft zu machen, und wo dann jenen 
Schriftverfaſſer die durch verworrene Klagſchriften oder 
durch unnütze Wiederholungen derſelben Klagen, oder 
durch andere falfche Schritte, es ſey nur aus Unwiſ— 
fenheit oder aus Gewinnſucht der Unterthanen offenbar 
ganz zweckloſe Ausgaben verurfachen, das Verfaſſen von 
Bittſchriften für Unterthanen unter einer angemeſſenen 
Arreſtſtrafe unterſagt wird. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß den 
Schriſtverfaſſern zur Einbringung der ihnen von den Un, 
terthanen angeblich oder wirklich verſprochenen Bezah⸗ 
lung keine Aſſiſtenz zu geben iſt. 


Fauͤr den dritten 2weck endlich wurde ſchon durch 
den $. 71. des Strafgeſetzes über ſchwere Polizeyüber⸗ 
trettungen vorgeſehen. 


Hiernach haben ſich die k. Kreisämter bei vorkom⸗ 
menden Fällen genau zu benehmen. 


Gubernial⸗ Dekret vom Sten April 1825. Gu, 
Zahl 10090. 


J. 
Ad Prot. Cammerale Nro. 74. 


detto 19. Junii 2756. 
Normale 


Nachdem ſehr mißfällig vorgekommen, daß einige in 
Ihro kaiſ. kön. Majeſtät wirklichen Dienſten und Ju⸗ 
rament ſich befindende Offizianten und Bediente unter- 
fangen, ein und andern Partheyen als Agenten zu die— 
nen, derſelben Angelegenheit nicht nur zu ſolizitiren, 
ſondern auch für ſelbe die betreffende Erpediziones zu 
erheben, und die Gelder einzukaſſiren. 


Derley ſträfliche Anmaſſung aber Ihro k. k. Majeſtät 
allerhöchſt erſchöpften Reſoluzion der allergnädigſt er— 
theilten Inſtrukzionen, und den abgelegten Jurament 
der Offizianten ſchnurgrad zuwider ſeyen. 


Als haben Allerhöchſt Ihro Tat königl. Majeſtät 
wiederholt und ernſtgemeſſen zu reſolviren geruhet, daß 
wann einer von Dero in wirklichen Dienſt und Pflicht 
ſtehenden Dffiziant und Bedienter wegen einer Agentie 
betretten werden ſollte, dieſer ipso facto kaſſirt ſeyn 
ſolle. . 
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Pro, 342. Wien den 25ten Julius 1772. 


Da Ihro Majeftät allergnädigſt zu verordnen ge, 
ruhet haben, daß in Folge des allſchon beſtehenden Ber: 
bots allen landesfuͤrſtlichen Beamten das Agenziren bei 
ſcharfer Ahndung, und unter Strafe der Caſſation neuers 
dings unterſaget werden ſolle, ſo hat die Regierung hier— 
wegen nicht nur bei ihr das Nöthige zu veranlaſſen, fon» 
dern auch von dieſer allerhöchſten Anordnung dem nie— 
deröſterreichiſchen Landrechte zu ſeinem gleichmäſſigen 
Nachverhalt Nachricht zu. geben. 

LL e h m 
Nro. 277 Wien den 21. Hornung 1799. 


5 An ſämmtliche Länderſtellen und Appellazionsge⸗ 
richte. 

Aus Anlaß der von den ob der ennſiſchen Ständen 
dem letzt verftorbenen dortigen Regierungs- und Dot, 
rathe Baron Pockſtein für die Bearbeitung der ſtändi— 
ſchen Beſchwerdſchrift zugeſagten und bewilligten Res 
munerazion haben Seine Majeſtät auch zu entſchlieſſen 
geruhet: Es feve unanſtändig, unſchicklich, und ſelbſt 
der guten Ordnung entgegen, daß ein in unmittelbaren 
landesfürſtlichen Dienſten ſtehende Rath und Beamter, 
der die landesfürſtlichen Befehle aufrecht zu erhalten 
hat, ſich zur Ausarbeitungen bei den Ständen, oder 
von wem immer gebrauchen laſſe, indem ſelbe dann 
oft in dem Falle ſind, über derley Gegenſtände mit 
ihrer Beurtheilung eingehen zu muͤſſen, wobei fie ihrer 
Pflicht gemäß ganz unbefangen, und unpartheyiſch bau, 
deln, auch nie dieſerwegen ausgeſetzt ſeyn ſollen, von 
einer Berathſchlagung oder ihrer eigentlichen Amtsber— 
richtung ausgeſchloſſen werden zu muͤſſen. Durch genaue 
Beobachtung dieſer Vorſchrift wird auch zugleich den 
mit derley Arbeiten gewöhnlich verbundenen Remune⸗ 
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razionen, deren Annahme den Beamten ohnehin in Te 
dem Falle verbothen ift, und nun neuerdings unterfa« 
get wird, um ſo ſicherer vorgebeugt werden können. 

Der Regierung, Landeshauptmannſchaft, dem Gu— 
bernium, Appellazionsgericht, wird diefer höchſte Bes 
fehl zur eigenen Nachachtung und Verſtändigung der 
unterſtehenden landesfürſtlichen Behörden und Indivi⸗ 
duen hiemit erinnert. 


45. Un 
Erneuerung des Verboths der Priavatagen⸗ 
zien für Beamte insbeſondere bei Fis— 
kalaͤmtern. 


Das Verboth der Privat» Agenzien für k. k. Beamten, 
ift in dem älteſten Vorſchriften, namentlich in dem (Gre 
ſetze vom ıgten Juny 1756 enthalten, und feither bei 
verſchiedenen Gelegenheiten erneuert worden, wenn es 
gleich nicht ausdrücklich in die hierorts bekannten Gi: 
desformeln eingeſchaltet iſt. 
Was insbeſondere die Fiskalämter betrifft, fo ent« 
hält der 55. f. der allgemeinen Inſtrukzion von 1785 
für alle fisfalämtlichen Individuen, und der ı46te 5. 
der galiziſchen Inſtrukzion vom 1801 für die Fiskalad— 
junkten, das Verbot der Einwendung in Privatgeſchäfte, 
und der Vertretung bon Partheyen in nicht zum Fis— 
kalamte gehörigen Angelegenheiten. 
Gubernial-Verordnung vom böten April 1825. Gub. 
Zahl 17788. 


44. 
Gieichſtellung des Holzausfuhrszolls auf 
der Elbe mit den von den uͤbrigen Graͤnz⸗ 
punkten diesfalls gefetzten Zollſatz. 


aut hohen Hofkanzlepdelretis vom a6ten Februar d. 
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J. Zahl 4791. haben Seine Majeftät mittels allerhöch⸗ 
ſten Entſchließung, vom 27ten Dezember 1824 die 
Gleichſtellung, des Holzausfuhrszolls auf der Elbe, mit 
den von den übrigen Gränzpunkten dießfalls gefegten 
Zollſatze anzuordnen, zugleich aber den Länderſtellen zur 
Pflicht zu machen geruht, daß ſowohl die beſtehenden 
allgemeinen Forſtgeſetze als die beſondern Vorſchriften 
hinſichtlich der Defenſtonswaldungen, oder anderer ge: 
ſetzlichen Widmungen (wo erſtere oder letztere beſtehen) 
genau beobachtet werden. 
Wovon die Kreisämter zur genauen Darnachach— 
tung verſtändiget werden. 
Gubernial⸗Verordnung vom aaten April 1825. Bub. 
Zahl 11575. 


45. 


Erneuerung der Vorſchriften wegen Ein⸗ 
bringung der Deſerteurs und Beſtrafung 
der Deſerteursverhehler. 


Aus Anlaß eines neuerlich vorgekommenen Falles, daß 
einige Deferteure durch längere Zeit bei einem Domi. 
nium unter den Augen der Dorftichter und Dominikal⸗ 
beamten Aufenthalt fanden, ohne an das nächſte Mit. 
tär-Kommando abgegeben, oder auch nur der jährli⸗ 
chen Konſkripzions⸗Reviſion vorgeſtellt worden zu ſeyn, 
findet man ſich bewogen, den Kreisämtern die zur Hind⸗ 
anhaltung der fo ſehr über Hand nehmenden Defer. 
teurs⸗Verhehlung ſeit dem Jahre 1775 ergangenen, 
und vielfältig erneuerten Vorſchriſten und insbeſondere 
die Kreisſchreiben vom 27ten Hornung 1808 3. 8226. 
und vom Gren März 1811 3. 3896. mit Hinweiſung 
auf die 9199 und 200. des Strafgeſetbuches, dann 
die in dieſer Beziehung mit den hierortigen Berordnun— 
gen Dom Sten Hornung 1816 3. 3862. und vom ten 
Junp 1816 3. 27157. erfloſſenen Weiſungen mit dem 
Beiſatze in das Gedachtniß zurückzuführen. 


a) Den Militärbehörden bei den Unterſuchungen bor⸗ 
kommender Fälle jederzeit und unverzüglich hülf—⸗ 
reiche Hand zu leiſten, und gegen die der Deſer— 
zions⸗Verhehlung Beſchuldigten (mögen die k. k. 
Kreisämter auf was immer für eine Art zur Kennt 
niß eines ſolchen Vergehens gelangen) unter Mit- 
wirkung der betreffenden Militarbehoͤrden unver— 
ſchieblich um längſtens binnen 8 Tagen die Vorun— 
terſuchung vorzunehmen, und nach Befund den Er- 
hebungsakt dem kompetenten Kriminalgerichte zur 
weiteren Amtshandlung abzutretten. 

b) Für den Fall, als die Unterſuchung mit dem Bes 
ſchuldigten wegen wirklich gegründeter Urſachen 
nicht auf der Stelle vorgenommen werden könnte, 
iſt hievon ſogleich dem betreffenden Militär-Kom— 
mando die Anzeige zu machen, damit daſſelbe dem 
Deſerteur — welcher jederzeit, und auf der Stelle 
in ſtrenge Verwahrung zu nehmen ift, in der Ab— 
ſicht der mit dem Beſchuldigten vorzunehmenden 
Confrontation nicht etwa zum Nachtheile der Ge— 
rechtigkeispflege, des Dienſtes und oft fogar des 
Aerars an dem Orte feiner Ergreifung oder Ue— 
bergabe durch lange geit zwecklos zurückhalten, fon» 
dern zur gerichtlichen Unterſuchung und Aburtheilung 
an ſeine kompetente Gerichtsbehörde abſchicken könne. 
Nebſtbei werden die k. Kreisämter in einem ſolchen 
Falle über die Urſache der nicht gepflogenen Erhe— 
bung der Deſerteurs⸗Verhehlung anher die Anzeige 
zu erftatten haben, damit die angebliche Verheh— 
lung wenigſtens gleich nach erfolgter gerichtlicher 
Aburtheilung des Deferteurs durch Mittheilung der 
betreffenden Deſerzions-Verhandlungsakten unter— 
ſucht werden könne. 

Für die genaue Befolgung dieſer Anordnung wer: 
den die Herrn Kreisamtsvorſteher verantwortlich blei— 
ben, auch haben die k. k. Kreisämter ſelbe ſämmtlichen 
Unterbehörden mit dem Beifügen bekannt zu machen, 
daß auch die Militärbehörden und nsbeſondere die Werb— 


bezirks-Kommanden zur entſprechenden Mitwirkung von 
Seite des k. k. General» Militär » Kommando angewieſen 


werden. 
Gubernial-Dekret vom adten April 1825. Gub. Zahl 
15518. 


46. 


Entſchaͤdigung der Kuratgeiſtlichkeit, deren 
Congrua durch die Einfuͤhrung „des 
Grundſteuer-Proviſoriums geſchmaͤlert 
wurden. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom dten März 
1825 Zahl 552. wegen Schadloshaltung der Kuratgeiſt— 
lichkeit, deren Congrua durch die Einführung des Grund— 
ſteuer-Proviſoriums geſchmaͤllert wurde, folgendes vera 
ordnet: 

Durch Einführung des Grundſteuer-Probiſoriums 
ſoll der Kuratklerus in der bisherigen üblichen Congrua 
nicht geſchmällert werden. Der Kuratpfründner, wel— 
cher daher N 

ıteng. vor der Einführung des Grunbſteuer-Pro— 
viſoriums aus Mangel eines Ueberſchußes an der Eon» 
grua keine Steuer gezahlt hat, hat auch nach der Ein— 
führung deffelben keine zu entrichten. 

2tens. Jener, welcher vor der Einführung des 
Grundſteuer-Proviſoriums mehr an der Steuer gezahlt 
hat, als er nach der Einführung des Grundfteuer-Pro- 
viforiums an Steuer zu entrichten hat, hat bieten nun— 
mehr geringer entfallenden Steuerbetrag zu bezahlen. 

stens. Drrjenige, welcher nach der Einführung 
des Grundſteuer-Proviſoriums an der Steuer mehr zu 
zahlen hatte, als er vor der Einführung des Grund— 
ſteuer-Propiforiums zu berichtigen hatte, iſt verbunden 
dieſer Mehrbetrag nur in foweit zu bezahlen, als da, 
durch die dermal geſetzlich beſtehende Eongrua nicht Ger. 
legt wird. 

4tens. Der Beweis, daß in dieſem Aten Falle eine 
Verletzung eintrete, und in welchem Grade ſie eintrete, 


liegt bem Pfründner ob. Dieſer Beweis darf jedoch 
nicht durch eine neue Faſſion gefuͤhrt werden, ſondern 
die letzte über den Ertrag der Pfründe vorhandene le— 
gale Aufnahme dient zum Anhaltspunkte, damit wird 
die vor der Einführung des Grundſteuer-Proviſoriums 
und die nach der Einführung des Prodiforiums ange⸗ 
legten Steuer verglichen, und zeigt ſich aus dieſem Ver— 
gleiche, daß die nunmehr höher entſallende Steuer das 
früher verbliebene Einkommen in dem Grade ſchmälert, 
daß dieſe Schmälerung in die Eongrua greift, fo wird 
der Betrag der zur Aufrechthaltung der Congrua fehlt, 
aus dem Religionsfonde erſetzt. 

stens. Der Curatgeiſtliche, welcher ſich in dem 
ad 3. bemerkten Falle defindet, hat fein Geſuch um 
einen Zuſchuß zur Steuer aus dem Religionsfonde bei 
dem Kreisamte zu überreichen, welches ſolches hierorts 
vorlegen wird. 

6tens. Die Kreisämter find befugt bei Ueherrei⸗ 
chung ſolcher Geſuche, die Exekuzion in Anſehung jenes 
Betrages, welcher als Erſatz aus dem Neligionsfonde 
angeſprochen wird, ſo lange zu ſuſpendiren, bis dieſe 
Beträge angewieſen ſind, oder die Unſtatthaftigkeit der 
dießfälligen Anſprüche erwieſen iſt. 

tens. Dagegen find die Kreisämter verpflichtet, die 
rückſtändigen und kurrenten Steuerbeträge der Curat— 
geiſtlichen, welche ſich in dem zu 2. bemerkten Falle 
befinden, fo wie derjenigen in dem zu 3. feſtgeſetzten 
Falle, ſo weit die Congrua nicht verletzt wird, mit allem 
Ernſte hereinzubringen, und dabei nöthigen Falls auch 
die Exekuzionsmittel anzuwenden. 

stens. In Anſehung jener eigentlichen Grund— 
ſteuerbeträge, mit welchen Curatgeiſtliche betheilt ſind, 
die wegen Mangel der Congrua vor der Einführung des 
Grundſteuerproviſoriums keine Steuer zu entrichten bat, 
ten, haben die Steuerbezirksobrigkeiten den individuellen 
Ausweis dieſer Beträge den Kreisämtern, und dieſe 
die bezirksweiſen Ausweiſe hierorts vorzulegen. 


Hievon verſtändiget man ſämmtliche Konſiſtorien, 
die Kuratgeiſtlichkeit zu belehren, daß diejenigen, welche 
nach ſolchen zur Steuerzahlung verpflichtet ſind, dieſer 
Verbindlichkeit ungeſäumt nachkommen; diejenigen aber, 
welche nach dem Inhalte derſelben, Anſprüche auf einen 
Zuſchuß aus dem Religionsionde ſtellen zu dürfen glau« 
ben, ihre Geſuche längſtens binnen 6 Wochen mit der 
gehörigen Nachweiſung den k. Kreisämtern zu uͤberrei— 
chen haben. 

Die k. Kreisaͤmter werden ſelbe hierorts vorlegen. 

Gubernial-Verordnung vom Aten April 1825 Gub. 
Zahl 17286. 


47. 

Geiſtliche Krankeninſtitute mit Einſchluß 
der barmherzigen Schweſter ſollen zu 
einem jährlichen Ausweis über die Ge: 
bahrung mit den Stiftungsgenuͤſſen ver— 
halten werden. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom 17. März l. J. 3. 
8225 - 807. wurde bedeutet, daß die geiſtlichen Kran« 
keninſtitute mit Einfluß der barmherzigen Schweſter, 
wenn auch nicht zu einer dokumentirten Rechnungsle⸗ 
gung über ihre ſämmtlichen Zuflüſſe, doch allerdings zu 
einem jährlichen Ausweiſe über die Gebahrung mit den 
Stiftungsgenüſſen zu verhalten ſeyen. 

Hievon werden die k. Kreisämter zur Verſtändi— 
gung der im Kreiſe befindlichen Konvente mit dem Auf— 
trage in die Kenntnis geſetzt, dieſe Konvente zur Vor— 
legung eines jährlichen Ausweiſes über die Gebahrung 
mit den Stiftungsgenüſſen vom Iten November 1824 
zu verhalten, und dieſen künftig nach dem Schluße des 
Militärjahrs im November jedes Jahr anher einzube⸗ 
gleiten. 

Gubernial Dekret vom adten April 2825. Gub. 
Zahl 19084. 
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48. 


Grundſaͤtze, wie ſich bei Auslichtungen der 
Waldungen an der Straſſe zu beneh— 
men ſey. — 


Ez iſt hierorts die Frage vorgekommen, wie ſich bei 
den Auslichtungen der Waldungen an der Straſſe zu bes 
nehmen ſey, und in wie ferne dem Straſſenſonde die 
Bewirkung derſelben obliege. 

Die Waldauslichtung kann entweder aus Polizey— 
rüdfichten, oder zur Trockenlegung und beſſeren Erhal— 
tung der Straſſe verfuͤgt werden. 

In dem erſtern Falle gehört dieſelbe in die Reihe 
der allgemeinen Sicherheits Maßregeln, und muß von 
der Obrigkeit, welcher die Wachſamkeit über die öffent» 
liche Sicherheit und die Erhaltung der dießfälligen Ans 
ſtalten überhaupt obliegt, beſorgt werden. 

Da es in dieſer Beziehung gleichgültig iſt, ob die 
Straſſe gebaut oder blos landartig hergeſtellt ſey, ſo 
kann wegen des gefälligen, und untergeordneten Vor— 
theiles, den die beſſere Erhaltung der Straſſe dadurch 
erlangen dürfte, nie aus dem Straſſenfonde zu leiften» 
den Beitrag nicht Statt finden. 

Wo dagegen Polizey-RNückſichten die Waldauslich., 
tung nicht erheiſchen ſollten, und dieſelbe blos als 
Maaßregel zur beſſeren Pflege der Straſſen eingeleitet 
wird, tritt der Fall ein, daß man wegen einer oöͤffent— 
lichen Anſtalt dem Privateigenthümer eine Beſchränkung 
auferlegt, daher im Geiſte des d. 565. A. b. G. B. dem 
Eigenthümer eine angemeſſene Schadloshaltung von 
dem genannten Fonde geleiſtet werden muß. In jedem 
ſolchen Falle iſt die Erhebung mit Zuziehung des Ei— 
genthümers von dem Kreisamte zu pflegen, und zu ers 
örtern, ob die Maßregel in der That nothwendig Ten, 
und für den Zuſtand der Straſſe einen überwiegenden 
Vortheil verſpreche, ob, und in welchem Maße das 
Einkommen durch die Verſetzung des Waldbodens an 


der Straſſe in eine andere Kultursgattung geſchmälert 
werde, oder welche andere Nachtheile daraus für den 
Eigenthümer hervorgehen, wornach ſodann die von 
Seite des Waſſerfondes allenfalls gebührende Vergütung 
durch zwei Oekonomieverſtändige auszumitteln ſeyn wird. 


Die k. k. Kreisämter haben nicht blos von Amts. 
wegen daruͤber zu wachen, damit diejenigen Waldaus⸗ 
hauungen, welche Polizeyruͤckſichten ſordern, vollzogen, 
und gehörig erhalten werden, ſondern auch über das Ein⸗ 
ſchreiten der Straſſenbaukommiſſariate, jedesmal in 
Ueberlegung zu nehmen, ob nicht die öffentliche Sicher— 
heit dieſelbe nothwendig mache, und nur, wenn dieſes 
nicht der Fall wäre, der Eigenthuͤmer hingegen dieſelbe 
freiwillig zu bewirken verweigert, die Erörterung wegen 
Beſtimmung einer Leiſtung aus dem Straſſenfonde zu 
pflegen. 

Silenen vom ıdten April 1825. Gub. Zahl 
16092, 


49. 


Wie bei chemiſchen Unterſuchungen von beige⸗ 
brachten Giften fuͤrzugehen. 


Den k. k. Kreisamtern wird in Folge hoher Anordnung 
zur Darnachachtung und Verſtändigung ſämmtlicher 
Obrigkeiten und Dominien, fo wie des ſämmtlichen 
Sanitätsperſonals und der Apotheker im Kreiſe bebe, 
tet, daß von nun an chemiſche Unterſuchungen von bet, 
gebrachten Giſten, die nicht im Ort der That vorge— 
nommen werden muͤſſen, mit Beiziehung eines Apo— 
thekers, und in einer Apotheke von der delegirten Un⸗ 
terſuchungskommiſfion vorgenommen werden ſollen. 

Uibrigens berſteht es ſich von ſelbſt, daß die Uns 
terſuchung eben ſo gemeinſam und mit Führung eines 
Protokolls über den Fürgang in der Unterſuchung und 
Reſultat derſelden geſchehen muß, wie es das Kreis⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. 6 
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ſchreiben vom 16ten Juny 1815 Babl 21256 bei dem 
gerichtlichen Leichenbeſchaue vorſchreibt. 
Gubernial-Verordnung vom 17 ten April 1825. Gub. 
Zahl 19191. 
50. 


Einführung einer neuen Gottesdienſtord— 
nung. 


Da in Folge allerhöchſter Entſchließung Seiner Ma» 
jeſtät nach dem unter dem 23ten v. M. herabgelangıen 
hohen Hofkanzleydekret eine neue von Seiner Majeſtät 
ſankzionirte Gottesdienſtordnung des Eheſtens eins 
geführt werden ſoll, fo wird ſämmtlichen Konſiſtorien des 
lateiniſchen Ritus aufgetragen, die k. Kreisämter unter 
Mittheilung eines Abdruckes oder einer Abſchrift dieſer 
Gottesdienſtordnung von dem Tage der feyerlichen Gin, 
fuͤhrung zur eigenen Nachachtung und Anweifung der 
Magiſträte und Ortsobrigkeiten in Kenntniß zu ſetzen, 
worüber dieſelben dann zu dieſem Zwecke das Röthige 
zu beranlaffen haben werden. 

Wagen eee vom 22ten April 1825. Gub. Zahl 

18827. 


DA 


Vertrag wegen erneuerter Aufhebung des 
Heimfalls⸗Rechtes und Einfuͤhrung der 
Vermoͤgens-Freyzuͤgigkeit zwiſchen den 
den kaiſerlich Oeſterreichiſchen und den 
koͤniglich Sardiniſchen Staaten. 


Seine Majeſtät der Kaiſer don Oeſterreich und Seine 
Majeſtät der Konig von Sardinien, in der Abſicht die 
wohlthätigen Wirkungen des zwiſchen beiden Höfen am 
2ıten Auguſt 765, rüͤckſichtlich der Aufhebung des 
Heimfalls⸗- Rechtes geſchloſſenen Vertrages auf jene Pro⸗ 
vinzen und Länder auszudehnen, welche ſeither der 


Oeſterreichiſchen und Sardiniſchen Monarchie einverleibe 
worden ſind, und in der Abſicht ferner, dem zwiſchen 
den beiderſeitigen Staaten gluͤcklich beſtehenden engen 
Freundſchaſtsverhaltniſſe gemäß, ihrer reſpektiven Unter, 
thanen die Vortheile eines freyen Abzuges des Vermö⸗ 
gens, der Erb⸗ und Verlaſſenſchaften aus einem Staate 
in den anderen zu gewähren, haben Bevollmächtigte 
ernannt, um dasjenige ſeſtzuſetzen, was auf die Aus- 
führung diefer wohlwollenden Zwecke Bezug hat, und 
zwar: 

Seine Majeſtät der Kaiſer von Oeſterreich den Herrn 
Clemens Wenzel Lothar Fürſten von Metternich-Winne⸗ 
burg, Fürſten zu Ochſenhauſen, Herzog von Portella 
c. ꝛc., Ritter des goldenen Vließes, Großkreuz des 
königl. Ungariſchen St Stephans-Ordens, des Eivil- 
Ehrenkreuzes und des Ordens des heiligen Johann von 
Jeruſalem, Ritter des hohen Ordens der Annunciade, 
Großkreuz und Nitter mehrerer anderer Orden, Kanzler 
des militäriſchen Marien-Thereſien-Ordens, Seiner 
Majeſtät des Kaiſers von Oeſterreich wirklichen Kämme⸗ 
rer und geheimen Rath, Staats- und Conferenz⸗Mi⸗ 
niſter und geheimen Haus⸗Hof⸗ und Staatskanzler; 

Und Seine Majeftät der König von Sardinien den 
Herrn Carl Franz Grafen von Pralorme, Großkreuz des 
geiſtlichen und militäriſchen Ordens der heiligen Maus 
ritius und Lazarus, Ritter des Ordens der eiſernen 
Krone und des Nuſſiſchen St. Annen-Ordens erſter 
Claſſe, Ihren außerordentlichen Geſandten und bevoll— 
mächtigten Miniſter bei Seiner Kaiſerlich⸗Königlich⸗Apo⸗ 
ſtoliſchen Majeſtät; 

Welche Bevollmächtigte über folgende Artikel übers 
eingekommen ſind: 


IJ. Artikel. 


Der am Zıten Auguſt 1765 zu Wien geſchloſſene 
und unterfertigte Vertrag wegen Aufhebung des Heim⸗ 
falls⸗ Rechtes zwifchen den Oeſterreichiſchen und Sardi⸗ 
niſchen Staaten wird, mit den Be Bufägen 
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und näheren Beſtimmungen, ausdrüdlich beſtätiget, 
und ſoll für alle Königreiche, Provinzen und Länder, 
aus welchen gegenwärtig beide Monarchien beſtehen, volle 
Kraft haben. 

II. Artikel. 


Außer der hierdurch in Gemäßheit der Geſetze und 
Anordnungen, welche in beiden Monarchien und in den 
verſchiedenen dazu gehörigen Königreiche und Provinzen 
in Anſehung der Erbſchaften beſtehen, zu Gunſten der 
beiderſeitigen Unterthanen ſeſtgeſetzten Erbfähigkeit, ſoll 
in Zukunf zwiſchen den Staaten Seiner Majeſtät des 
Kaiſers von Oeſterreich und den Staaten Seiner Maje— 
ſtät des Königs von Sardinien eine vollkommene Frey— 
zügigkeit des Vermögens, der Erb- und Verlaſſenſchaf⸗ 
ten aus einem Staate in den anderen dergeſtalt Statt 
finden: daß kein Abſchoßgeld oder irgend eine andere 
Abgabe, die in einem oder den anderen Staate bei Ver— 
mögens⸗Exportazionen üblich wäre, eingefordert wer⸗ 
den könne, in fo fern dieſe Abgaden und Auflagen in 
die landesfürſtlichen Kaſſen gefloſſen find. 

III. Artikel. 


Die Aufhebung der vorerwähnten Abgaben begreift 
indeß weder die Emigrazionstaxe, welche mit den Aus, 
wanderungsgeſetzen in zu genauer Verbindung ſteht, 
noch die Steuern, welche von Erb- und Verlaſſenſchaf— 
ten erhoben werden, und welche auch die eigenen Un— 
terthanen bei Antritt einer Erbſchaft, wenn dabei von 
einer Auswanderung oder Vermögens⸗Exportazion auch 
keine Frage wäre, zu entrichten verbunden find. Da— 
ber ſich die beiden hohen kontrahirenden Mächte aus— 
drücklich das Recht vorbehalten, hinſichtlich der Emi⸗ 
grazions⸗Taxe und der Erbſteuer dasjenige feſtzufetzen, 
was ihnen angemeſſen ſcheinen wird. 

W. titel 

Da die Freyzügigkeit ihrer Natur zufolge nur auf 

das Vermögen, nicht aber auf Perſonen anwendbar iſt; 


fo ändert gegenwärtiger Vertrag Nichts an den Geſetzen 
und Verordnungen, welche jedem Unterthane unter 
Konfiskazions⸗ oder anderer Strafe die Verpflichtung 
auferlegen, vor der Anſäſſigmachung in fremden Lan 
den die Auswanderungsbewilligung ſeiner Regierung 
nachzuſuchen. 

V. Artikel!. 

Als Folge eben dieſes Grundſatzes wird feſtgeſetzt, 
daß, ungeachtet der auf dieſe Art eingeführten Freyzuͤ⸗ 
gigkeit des Vermögens, die Erhebung der Militär» 
Pflichtigkeits-Redimirungs⸗Taxe dennoch in allen Fäl⸗ 
len Statt finden könne, wo die Auswanderungsbewilli⸗ 
gung einem Individuum ertheilet wird, das nach ſeinen 
Perſonal⸗Verhältniſſen der Militär- Pflichtigkeit unter» 
liegt, und das Alter, wo dieſe Verpflichtung aufhört, 
noch nicht überſchritten hätte, 

VI. Artikel. 

In Anſehung jener Individuen, welche bereits bor 
Abſchließung des gegenwärtigen Vertrages, ohne Der: 
läufig die landesfürſtliche Bewilligung erhalten zu haben, 
ausgewandert find, ſoll die Konfiskazions⸗Strafe nur in 
jenem Falle anwendbar ſeyn, wenn ein ſolches Indivi⸗ 
duum ſich mit voller Kenntniß der gegen die Auswan⸗ 
derung beſtehenden Geſetze im Auslande anſäſſig gemacht, 
und im Falle es bernachläſſiget hätte, der obrigkeitlichen 
Einberufung Folge zu leiſten. 


VII. Artikel 


Es iſt ferner verſtanden, daß vorgedachte Beſtim⸗ 
mungen auf die Zoll⸗ und Mauth⸗ Verordnungen, wel⸗ 
che dermahl in den beiderſeitigen Staaten in Kraft ſte— 
hen, oder in Zukunft eingeführt werden dürften, kei⸗ 
nerley Einfluß haben ſollen. 


VIII. artikel. e 


Obgleich vermöge des gegenwärtigen Vertrages alle 
Abgaben und Taxen, welche bisher im Falle einer Ver⸗ 
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mögens⸗Exportazion an die landesfuͤrſtlichen Kaſſen 
entrichtet werden mußten, aufzuhören haben, ſo ſoll 
doch jenen Provinzial-Ständen und Corporazionen, 
die bei Erbſchafts⸗Exportazionen zur Erhebung einer 
Abgabe berechtiget wären, die Ausübung dieſes Nech— 
tes vorbehalten ſeyn. 


I Ane 


Der gegenwärtige Vertrag ſoll ratifizirt, die Wal, 
fikazion aber zu Wien in Zeit von vier Wochen, oder 
wo möglich noch früher, ausgewechſelt werden. 

Er ſoll von beiden Seiten vom Tage der Natiflka— 
zions Auswechſelung in volle Kraft und Gültigkeit 
treten. 

Urkund deſſen haben die deiderfeitigen Bevollmäch⸗ 
tigten denſelben unterzeichnet und ihre Siegel beigedrüdt. 

So geſchehen zu Wien den ıgten November 1824. 


(L. S.) Fürſt von Metternich. 
(L S.) Graf von Pralorme. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom 23ten April 1825. Gub. 
Zahl 18688. 


52. 


Beſtimmung wie die Apotheken ruͤckſichtlich 
der Erwerbſteuer zu behandeln ſind. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom 17ten März l. J 3. 
8212. iſt über die, aus Anlaß eines beſonderen Falles 
vorgekommene Anfrage, ob die Apotheker bei Bemeſ— 
fung der Erwerbſteuer als Handels» oder Gewerbsleute 
zu behandeln ſeyen, anher bedeutet worden: daß es 
den Grundſätzen des Erwerbſteuerſyſtems vollkommen 
entſpreche, Gewerbe, deren Umfang und Erträgnißfaͤhig⸗ 
keit nicht minder ausgedehnt iſt, als jene der Hand— 
lungen und Fabriken den höher klaſſiſtzirten Unterneh— 
mungen von bedeutender Gattung gleich zu halten, und 
dieſelbe auch einer höheren Steuerklaſſe zu unterziehen. 
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Hiernach ſey ſich daher ruͤckſichtlich der Apotheker, 
welche unbezweifelt, zu den ausgezeichnetſten, und den 
meiſten Gewinn bringenden Gewerbsunternehmungen 
gehören, zu benehmen. 

Die k. Kreisämter haben dieſe höchſte Entſcheidung 
den detreffenden Ortsobrigkeiten zur genauen Richtſchnur 
ſogleich bekannt zu machen, und die diepfälligen neuer» 
lichen Steueranträge für das Site Trienium 1828, 1826, 
und 827 ohne den geringſten Verzug hieher vorzulegen. 

Gubernial⸗Verordnung vom 25ten April 1825. Gub. 

Zahl 18566. 
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55. 


Gewerbsleuten und Handwerkern wird an 
Sonn- und Feyertaͤgen zu arbeiten vor— 
bothen. 


E. ift zur allerhöchſter Kenntniß Seiner Majeſtät ges 
langt, daß mehrere Gewerbsleute und Handwerker die 
Sonn- und Feyertage nicht heiligen ſondern ihre Arbeit 
fortfetzen, da a. h. dieſelben die hierwegen beſtehenden 
Vorſchriften genau beobachtet wiſſen wollen, ſo wird den 
k. Kreisamtern aufgetragen, ſämmtlichen im Kreiſe be, 
findlichen Magiſtraten und Ortsobrigkeiten die a. h. 
Vorſchrift vom loten November 773 vorzüglich in 
Erinnerung zu dringen, und die Weiſung zu ertheilen, 
über die Befolgung dieſer a h. Anordnung zu wachen, 
und die dawider handelnden Handwerker und Gewerbs— 
leute nach den beſtehenden Geſetzen zu beſtrafen, damit 
die dießfalls beſtehenden höchſten Vorſchriften genau bes 
obachtet werden. 

n Dekret vom 26ten April 1825. Gub. Babı. 


54. 


Czernowizer Spezereyhaͤndlern wird der 
Ausſchank der in oͤſterreichiſchen Staa⸗ 
ten erzeugten Weine gegen Entrichtung 
der entfallenden Gebuͤhren geſtattet. 
Dieſe Beguͤnſtigung erſtreckt ſich aber 
nicht auf Liqueurs, Roſoglio und 
Brandwein. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom 7ten April 
J. J. Zahl 10152. die hierortige an das k. Kreisamt 
unterm 28ten Oktober 18 15 Zahl 39562. erlaſſene Ver⸗ 
fügung hinſichtlich des Czernowizer Spezereyhändlern 
unterſagten Weinausſchankes dahin abzuändern befun— 
den, daß denſelben der Ausſchank der in den öſterrei— 
chiſchen Staaten mit Einfluß Hungarns und Sieben⸗ 
bürgens erzeugten Weine gegen dem zu bemilligen ſey, 
daß fie darum ordentlich anzuſuchen, und die dafür ent⸗ 
fallenden Gebühren zu entrichten haben. Wornach da— 
her der Ausſchank der gewohnlichen Moldauer Weine 
von dieſer Bewilligung ausgeſchloſſen bleibt. 

Uebrigens iſt mit dem obbezogenem hohen Dekret 
bedeutet worden, daß dieſe Begünſtigung ſich auf Roſo⸗ 
glio, Liqueurs und Brandwein nicht zu erſtrecken habe. 

Das k. Kreisamt hat daher ſowohl die Ezernowizer 
Schänker⸗Innung als auch die Gewuͤrzhändler davon 
verſtändigen zu laſſen, und ſich in vorkommenden Fällen 
darnach zu benehmen. Da übrigens aus den hier rüd- 
folgenden Beilagen des Berichts vom 2oten Jänner l. 
J. Zahl 15115 hervorgeht, daß ſich mehere Ezernowizer 
Spezereyhändler und insbeſondere hierunter Juden den 
Kleinverkauf verſchiedener Rofogliogattungen und unter 
dieſen Vorwand ſelbſt jene des gemeinen Brandweins 
angemaßt haben; ſo hat das k. Kreisamt wegen Abſtel⸗ 
lung dieſes Unfugs um ſo mehr das Amt mit allem 
Nachdruck zu handeln, als denjenigen Juden, welche 
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nicht in die Klaſſe der alten defugten Schänker gehören, 
der Roſoglio⸗Schank als ein bloßer verkappter Schank 
in keinem Falle bewilligt werden darf. 
Gubernial = Verordnung vom Zoten April 1825. Gub. 
Zahl 21610. 


=, 


Beſtimmung in wie ferne obrigkeitliche Heu⸗ 
rathslizenzen für Unterthanen, dann In⸗ 
terzeſſtonen (Erklaͤrungen der obrigkeitli⸗ 
chen Aufnahme) von Stempel befreyt 
ſind. 


Ueber eine höchſten Orts vorgekommene Frage a) ob 
unter den ſtempelfrey erklärten Meldzetteln auch jene 
Heurathslizenzen zu verſtehen ſeyen, welche von der 
Perſonal⸗Herrſchaft den Unterthanen bei ihrer Verehe— 
ligung zu dem Behuſe ausgefertiget werden, um bei 
dem betreffenden Pfarrer das Aufgedoth und die Trau- 
ung zu erwirken? b) ob bei der erklärten Stempelfrey⸗ 
heit der Entlaßſchein nicht auch die Interzeſſion als der 
ıte Theil des Entlaſſungs⸗Dekrets auf die Stempelbe— 
freyung Anſpruch hätten? wurde mit k. k. Hofkammer 
Entſchließung vom 51ten März I. J. Zahl 11994. ent⸗ 
ſchieden: 

ad a) Wenn die Ausfertigung der obrigkeitlichen 
Heurathslizenzen auf das im Patente wegen Aufhebung 
der Leibeigenfchaft oder auf das Werbbezirksſoſtem ſich 
gründe, fo unterliege die ſtempelfreye Behandlung der> 
ſelben keinem Anſtande, weil ſie eigentlich als jene von 
den Herrſchaften den Unterthanen bei Vereheligungen 
ertheilte Meldzettel zu betrachten ſind, wie das Patent 
vom sten Oktober 1802 f. 9. Lit. aa. von der Stem⸗ 
pelpflicht loszählt. In Saiten aber wo, wie z. B. dei 
Minderjährigen die Nachweiſung der Vereheligungs⸗De⸗ 
willigung durch andere zunächſt den eigenen Vortheil 
der Partheyen bezielende geſetzliche Nückſichten gebothen 


iſt, muͤſſen derley Heurathslizenzen mit dem für die 
perſönliche Eigenſchaſt desjenigen, zu deſſen Gunſten 
die Ausſtellung erfolgt, oorgeſchriebenen Stempel per: 
ſehen ſeye. 

ad b) Da die Entlaſſung eines Unterthans von 
einer Herrſchaſt zur andern immer erſt dann eefolgen 
könne, wenn er von der letztern die Interzeſſion (die 
Erklärung der obrigkeitlichen Aufnahme) beigebracht 
hat, ſo gelten fuͤr die Stempelfreyheit dieſer Interzeſſion 
dieſelben Gründe , wie für jene der obrigkeitlichen Ent» 
laßſcheine, mit welchen fie auf derſelben geſetzlichen Ver⸗ 
anlaſſung brauchen. Es würde daher der Ste Abſatz des 
Hofdekrets vom roten Februar 1805 Nro. 8517 — 550. 
mittelſt welchem die Interzeſſionen der Stempelklaſſe mit 
oft zugewiefen find, aufgehoben. 

Wovon dieſelben in Folge hohen Hofkanzleydekrets 
vom kiten April l. J. Zahl 10925. im Nachhange der 
dadurch erläuterten hierortigen Weiſung vom 17. Jän⸗ 
ner 1825 Zahl 71982. zur Verſtändigung der unterſte⸗ 
henden Obrigkeiten in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial-Dekret vom 7ten May 1825. Gub. Zahl 


22171. 
56. 


Die Beimiſchung der Fiſchkoͤrner (Coculs⸗ 
koͤrner) und deren Verkauf mit Lorber⸗ 
beeren und engliſchen oder Neugewuͤrz 
wird verboten. 


Sc Denyfow Tarnopoler Kreiſes hat ſich der traurige Fall 
ereignet: daß eilf Perſonen durch unvorſichtige Beimiſchung 
der ſogenanntenFiſchkörner, Kokulskörner) Menispermunt 
coculus unter die bei einem Krämmer eingekauften Lor— 
berbeere zum Küchengebrauche bergiftet wurden, und- 
zwei an den Folgen dieſer Vergiftung geſtorben ſind. 
Da nun dieſe wirklich giftigen Körner, deren freyer 
Verkauf nach dem Kreisſchreiben vom ııten Jänner 


1820. Zahl 58796. verboten iſt, den Lorberbeeren und 
ſogenannten engliſchen oder Neugewürz im Ankaufe 
beigemiſcht, und von unkündigen unvorſichtigen Verkäu⸗— 
fern wieder hindangegeben werden können, ſo iſt allen 
Ortsobrigkeiten aufzutragen, ſammtliche Kaufleute und 
Krämmer auf die gefährlich und für fie ſelbſt fo verant- 
wortliche Beimiſchung, dei dem Ankaufe der Lorber— 
beeren und des engliſchen Gewuͤrzes aufmerkſam zu ma— 
chen, damit fie ſelbe genau unterſuchen, und im Falle 
einer ſolchen Beimiſchung dieſe angekaufte Lebensge— 
fährliche Waare vertilgen. Da aber gewöhnlich aus 
Lemberg und bei größeren Städten auch Spezereywaa— 
ren an Kaufleute und Krämmer in den kleinern Städten 
verkaufet werden, fo iſt dieſe Unterſuchung in der Kreis- 
ftadt durch den Kreisphyſikus allſogleich bei ſämmtlichen 
Gewürzkrämern, wie auch in jedem Orte, wo ſich ein 
Sanitats⸗Individuum befindet, unter obrigkeitlicher Aſſiſ— 
ſtenz vorzunehmen, damit dieſe ſo vermiſcht gefundene 
Waare alſogleich vertilget, oder wenn der Eigenthümer 
dagegen Einſpruch machet, unter doppelten Siegel bie, 
her einbefördert wurde Zugleich find ſämmtliche Kauf« 
leute erneuert zur genaueſten Befolgung des angeführ— 
ten Kreisſchreibens unter Androhung der darin feſtge⸗ 
ſetzen Strafen anzuhalten. 


Oubernial= Verordnung vom ot e 
Zahl 25782. d oten Map 1825. Gub 


57. 

Trauungs- und Sterbfaͤlle der Militaͤrpen⸗ 
ſioniſten ſollen die Pfarrer ſogleich den 
Kreisaͤmtern anzeigen. 

Sammtlichen Konſiſtorien aller ritus wird unter einem 

verordnet, mit Nachdruck dahin zu wirken, damit die 

vorfallenden Trauungs- und Sterbe- Fälle von Militär- 


penfioniften durch die betreffenden Pfarren ſogleich dem 
k. Kreisamte berichtet werden. 
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Den k. Kreisämtern hingegen wird aufgetragen, die 
an dieſelben gelangenden dießfälligen Anzeigen under« 
züglich den betreffenden Werbbezirkskommanden bekannt 
zu machen. 

Gubernial - Verordnung vom roten May 1825. Gub. 

Zahl 23835. 


58. 


Invaliden, ſoll von Ortsobrigkeiten keine 
Heurathsbewilligung eigenmaͤchtig er⸗ 
theilt, die vorgeſchoſſenen Patental-Ge⸗ 
halte in gehoͤriger Zeit erhoben, und das 
erfolgte Ableben eines jeden Invaliden, 
angezeigt werden. 


aut hohen Hofkanzleydekrets vom zoten April 1. J. 
Zahl 12091-1002. hat die Militär» Verwaltung bes 
merkt, daß ſeit einiger Zeit, mehreren außer den Ins 
validenhäußern lebenden Patental» und Reſervazions⸗ 
Invaliden die Heurathsbewilligung von den Dominien 
und Magiſträten eigenmächtig ertheilt, ferner, duß dem 
Patental-Invaliden, die ſich auf ſolche Bewilligungen 
verehelichten, fortan die Invaliden-Löhnung ausgefolgt, 
und daß endlich der Ruͤckerſatz auch der ordnungsmäſſig 
von den Dominien und Magiſträten vorgeſchoſſenen Pas 
tentalgehalte nicht in rechter Zeit erhoben worden ſey. 

Dieß hatte zur Folge, daß die betreffenden Inva— 
liden zum Theil ohne ihr Verſchulden als Emanſoren 
behandelt worden ſind, zum Theil aber auch bei den 
Inbalidenhäuſern gar nicht in Abgang gebracht wurden: 

Obſchon jede Patental- und Reſervazions-Urkunde 
die Strafbeſtimmung wegen der ohne Vorwiſſen und Be— 
willigung des General» Kommando erfolgten Vereheli— 
gung ſowohl, als auch wegen unterlaſſener Behebung 
des Patentalgehaltes ausdrücklich beigefügt iſt, ſo kann 
doch die Außerachtlaſſung der hierüberbeſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, nicht ſoviel den Invaliden felbit, in ſoweit fie 
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des Leſens und Schreibens unkündig find, ſondern 
hauptſächlich nur den Dominien und Magiſtraten, wel⸗ 
che ſich der Eigenmächtigkeit oder des Aufſchubes in der 
Erhebung der vorgeſchoſſenen Beträge ſchuldig machen, 
zur Laſt gelegt werden. 

Die Kreisämter haben daher die Dominien und 
Magiſträte zur pünktlichen Erfüllung der dießfalls befte- 
henden Verordnungen wiederholt anzuweiſen, und ihnen 
zugleich zu bedeuten, daß fie den Nüderfag des vorge⸗ 
ſchoſſenen Patentalgehaltes für alle Vierteljahre erheben, 
vorzüglich aber von dem von Zeit zu Zeit erfolgenden 
Ableben der Invaliden jedesmal das General- Komman— 
do mittels des Kreisamts und dieſer Landesſtelle in Kennt» 
niß ſetzen ſollen. 

Gubernial-Dekret vom 14. May 1825. Gub. Z. 26254. 


59. 

Der beſondern Gefluͤgelzins fuͤr den Genuß 
herrſchaftlicher Huͤtweiden wird nur dort 
als ungebuͤyrlich abgeſtellt, wo vorhin 
der Genuß unentgeldlich beſtand. 


us dem Eirkular bom 17ten Jänner 1784 Gub. Zahl 
567. geht hervor, daß bei der Erlaſſung deſſelben die 
Abſicht keineswegs dahin gegangen war, den Genuß der 
herrſchaftlichen Hutweiden für die Unterthanen onbe, 
dingt für unentgeldlich zu erklären, ſondern nur die 
Entziehung dieſes Genußes, und die Auferlegung eines 
Entgeltes dort, wo ihn vorhin die Unterthanen unent— 
geldlich hatten zu verbiethen. 

Die im $. 67. des Patentes vom 16ten Juny 1785 
enthaltene Aufhebung des beſonderen Geflügelzinſes für 
den Genuß der herrſchaftlichen Hutweiden kann daher 
auch nur in dem Sinne des Eirkulars vom 15. Jänner 
1784 d. i. dahin verſtanden werden, daß ein ſolcher 
Zins (ſo wie überhaupt jedes andere Entgelt) dort als 
ungebührlich abzuſtellen ſey, wo vorhin der Genuß uns 
entgeldlich beſtand. 
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Wovon die k. k. Kreisämter zu Folge hohen Det, 
kanzleydekrets vom zıten April d. J. 3. 11716. zur 
Wiſſenſchaft und Nachachtung bei vorkommenden Fällen, 
in die Kenntniß geſetzt werden. 

Gubernial⸗ SS EEN vom 17ten May 1825. Gub. 

Zahl 25261. 


60. 


Aufhebung des Einfuhrs-Verbothes des 
baumwollenen weißen Mule- Garnes 
bis Nro 50, und Beibelaſſung deſſelben 
bis einſchluͤßig Nro. 30. 


Seine k. k. Majeſtät haben laut hohen Hofkammer— 
dekrets vom 28ten April d. J. aus allergnädigſter Ion, 
desväterlicher Fürſorge für das beſſere Gedeihen der eins 
heimiſchen Baumwoll⸗Fabrikazion mit allerhöchfter Ente 
ſchließung vom sıten April d. J. zu genehmigen gerur 
het, daß das in Anſehung des baumwollenen weißen Mus 
le-Garnes (Mule⸗Twiſt), worunter auch das ſogenannte 
Medio⸗Twiſt und das weißtuͤrkiſche Garn gehört, bisher 
beftandene Einfuhrs = Verboth bis Nro 50 in der Art 
aufgehoben werde, daß es in derzukunft nur mehr für dieſe 
Garne bis einfchluͤßig Nr. 50 zu gelten habe, und daß alſo in 
der Folge geſtattet ſeyn ſolle, die erſtgenannten Garne von 
Nro. 31 angefangen, und darüber, gegen den ſchon 
beſtehenden Zoll von dreißig Gulden für den Wiener 
Centner Netto einzuführen. 

Alle übrigen in Anſehung der Verzollung der Baum» 
wollgarne gegenwärtig beſtehenden Tariffsſätze und ſon⸗ 
ſtigen Vorſchriften bleiben in voller Kraft. 

Die Wirkſamkeit diefer allerhöchſten Anordnung hat 
mit dem Tage der öffentlichen Kundmachung zu be, 
ginnen. 


Gubernial-Kundmachung vom ıgten May 1825. Gub. 
Zahl 25269. 


61. 


Beſetzung verlaffener Bauerngruͤnde und 
Theilung zu großer Anſaͤſſigkeiten. 


Im Nachhange zu dem hierortigen Erlaſſe vom 18ten 
Marz l. J. Zahl 2242 wird den k. Kreisämtern in Folge 
hohen Hofkanzleydekrets vom sten May l. J. 3. 15141. 
bemerkt, daß die Haupturfachen wegen welchen, die ſchon 
bei der Revindikazion Galiziens vorgefundene beträcht» 
liche Anzahl unbeſetzter Bauerngründe ſich noch nicht be, 
deutend vermindert hat, darin zu ſuchen ſeyn dürften. 
a) daß die Beſitzer kleiner Anſäſſigkeiten deren Frohn⸗ 
dienſte ſchon zur Zeit der Revindikazion nicht ber 
drei Tage in der Woche betragen haben, durch die 
allgemeinen Verbote nicht merklich erleichtert wor» 

den ſind, und 


b) daß es in einigen, und beſonders in den minder 
bevölkerten öſtlichen Kreiſen ſehr ausgedehnte Bau⸗ 
erngründe giebt, die wegen der Beſchränktheit des 
Viehſtandes nicht gehörig bewirthſchaftet werden 
können. 


Darunter verdient vorzüglich die letztere Urſache 
die Aufmerkſamkeit der Landesſtelle, weil derſelben 
die Macht eingeräumt iſt, die Theilung allzu⸗ 
großer Anſäſſigkeiten mit der gehörigen Vorſicht, daß 
dergleichen Theilungen von den Dominien nicht zu einer 
Erhöhung der Urbarial» Präſtazionen benützt werden, 
zuzulaſſen, und weil die Dominien auch zur vorſchuß⸗ 
weiſen Unterſtützung der Unterthanen, welche leer ſte— 
hende Bauerngründe übernehmen wollen, verhalten 
werden können. 

Es wird demnach den k. Kreisämtern verordnet, 
den Kreiskommiſſären zur Pflicht zu machen, daß ſie 
dei Gelegenheit anderer Unterſuchungen, die fie bei eis 
nem Dominio vornehmen, auch die Erkundigung ein⸗ 
ziehen, ob alle Kuſtikalgründe, und Anſäſſigkeiten mit 


eigenen Wirthen befegt find, und daß ſie, wenn dieſes 
nicht der Fall wäre, die Fragen: 

Wer die verlaſſenen Gründe benützt, verſteuert, 
und die Gemeindlaſten davon trägt? dann ob, und wer 
ſich um dieſelben deworben hade? oder unter welchen 
Bedingungen auf Bewerber zu rechnen wäre? nicht nur 
den Dominien, ſondern auch den Gemeindvorſtänden, 
und den älteften Wirthen aus den Gemeinden vorzüg⸗ 
lich denjenigen, die zwei oder mehrere erwachſene Söhne 
zu Hauſe haben, ſtellen ſollen. Man hat nämlich aus 
verſchiedenen Verhandlungen entnommen, daß mehrere 
Kreisämter ſich darauf beſchränken, den Dominien die 
baldige Beſetzung ſolcher Gründe aufzutragen, was ſelten 
von einigem Erfolge ſeyn dürfte, weil den Dominien 
immer die Entſchuldigung offen bleibt, daß ſich keine 
tauglichen Bewerber dazu gefunden haben: Wenn aber 
kommiſſionell erhoben iſt, daß ſich Individuen finden, 
welche allenfalls mit Beihülfe einer vorſchußweiſen Un, 
terſtützung von Seiten des Dominiums zur Uebernahme 
eines unbeſetzten Ruſtikalgrundes geneigt, und hierzu 
nach der Beſtättigung des Gemeindvorftandes auch ger 
eignet ſind, ſo kann in der Amtshandlung wegen der 
Beſetzung eines ſolchen Grundes mit deſto mehr Be— 
ſtimmtheit und Nachdruck vorgegangen werden, und die 
dießfällige Anordnung wird bei gehöriger Wachſamkeit 
über deren Befolgung, dann auch gewiß zum Vollzuge 
kommen. 

Eben ſo werden die k. Kreisämter durch dergleichen 
Erhebungen in den Stand geſetzt werden, auf die Theis 
lung zu großer Anſäſſigkeiten bei der Landesſtelle die gg: 
hörig begründeten Anträge zu machen. 

Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß, wo un⸗ 
beſetzte Nuſtikalgründe gefunden, und in Rückſicht der 
darauf haftenden Steuern und Gemeindelaſten, Unre— 
gelmäſſigkeiten wahrgenommen werden, dießfalls auch 
wegen der Entſchädigung der Gemeinden für das Ver— 
gangene das Amt gehandelt werden muß, die erwähn⸗ 
ten Unterſuchungen aber wie geſagt ſtets blos gelegen⸗ 
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heitlich vorzunehmen ſind, um weder andere wichtige 
Geſchäfte dadurch zu verzögern, noch Veranlaſſung zu 
eigenen Reiſeköſten und Aufrechnungen zu geben. 
BEER vom 2bten May 1825. Gub. Zahl 
28424. 


62. 


Juden, welche ein Privilegium erlangen, ſind 
nicht befugt zum Betrieb deſſelben ſich 
außer ihrem Wohnorte aufzuhalten. 


it hohem Hofkanzleydekrete vom 29ten April d. J. 
Zahl 12722. wurde folgendes bedeutet: 

Diejenigen Iſtaeliten, welche durch Verleihung oder 
ſpätere Erwerbung in dem ganzen oder theilweiſen Beſitz 
eines Privilegiums gelangen, oder welche bei der Aus- 
übung der Privilegien eines dritten wie immer beſchäf⸗ 
tiget werden wollen, haben nach dem a. h. Privile⸗ 
gienpatente vom 8ten Dezember 1820 und nach der 
zur Ausführung des Patents erlaſſenen Inſtrukzion kei⸗ 
nen geſetzlichen Anſpruch auf einen zeitlichen Aufenthalt, 
außer ihrem deſtimmten Wohnorte für die Dauer der in 
Frage ſtehenden Privilegien, und es werde einvernehm— 
lich mit der k. k. allgemeinen Hofkammer in dem Sri, 
vilegienſyſteme keine Veranlaſſung gefunden, wodurch 
eine Aenderung in der Judenverfaſſung gerechtfertiget 
erſcheinen dürfte. 

In ſo ferne daher Geſuche eingebracht werden, wo⸗ 
durch der zeitliche Aufenthalt von Sfraeliten aus dem 
Titel von Privilegien begründet werden will, iſt ſich 
genau nach den wegen der Iſraeliten beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften zu benehmen. 

Es bleibt Übrigens der Landesſtelle unbenommen, 
ausnahmsweiſe für Israeliten auf die Bewilligung eines 
längeren Aufenthalts bei der Hofſtelle einzuſchreiten, 
wenn nachgewieſen werden könnte, daß dieſer Aufenthalt 
zum Betriebe von Privilegien auf neue wirklich nützlich 
befundenen Unternehmungen nothwendig erſcheint, und 

rop, Geſetzſ. von Galizien 1825. 
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daß außer dem der Beſtand oder die Fortdauer ſolcher⸗ 
Unternehmungen weſentlich gefährdet ſeyn würden. 
Wovon die k. Kreisämter zur Wiſſenſchaft verſtän⸗ 
digt werden. 
Gubernial= Verordnung vom 29ten May 1825. Gub. 
Zahl 29186, 


65. 


Die Verfertigung und der Verkauf der Kam- 
merherren-Schluͤſſel werden verboten. 


Du nach der beſtehenden Vorſchrift die k. k. Kämme⸗ 
rer den Schlüffel aus den Händen des jeweiligen k. k. 
Oberſt⸗Kämmerers erhalten; auch der Verluſt eines 
Kammerherren-Schlüſſels dei demſelben angezeigt, nnd 
der Erſatz dafür bei ihm angeſucht, ſo wie nach dem 
Abſterben eines k. k. Kämmerers der Schlüſſel an das 
Oberſtkämmerer-Amt abgeliefert werden muß; fo iſt zur 
Vermeidung aller Mißbräuche für zweckmäßig befunden 
worden, ſowohl die Verfertigung als den Verkauf von 
Kammerherren »- Schlüffeln mit dem Bedeuten zu ver— 
biethen, daß nur derjenige Handwerker ſolche Arbeiten 
vornehmen dürfe, bei welchem von den k. k. Kammer— 
fourieren nach dem dazu erhaltenen Modelle eine Be— 
ſtellung gemacht werden würde. 

Welches Verboth in Folge Dekrets der höchſten 
Hofkanzley vom ı3ten d. M. Zahl 14510. zur genauen 
Nachachtung hiemit kund gemacht wird. 

Gubernial⸗Kundmachung vom Zoten May 1825. Gub. 

Zahl 29882. 


64. 
Kreiseintheilung, neue, des illyriſchen Kuͤ⸗ 
ſtenlandes. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchlieſſung vom 15ten April laufenden Jahrs anzuordnen 
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geruhet, das illyriſche Küſtenland habe künſtig, außer 
dem Kommerzial-Gebiethe der Stadt Trieſt, nur aus 
zwei Kreiſen, dem Gorzer und dem Iſtrianer, zu bes 
ſtehen, und das Iſtrianer Kreisamt feinen Sitz in Mit— 
terburg zu nehmen. 

Welche allerhöchſte Verfügung in Folge Dekrets 
der höchſten Hofkanzley vom 2gten April laufenden Jahrs 
Zahl 12824. mit dem Beiſatze kund gemacht wird, daß 
dieſe neue Kreiseintheilung mit ıten Auguſt laufenden 
Jahrs in Wirkſamkeit treten werde. 

Gubernial-Kundmachung vom Zoten May 1825. Gub. 

gahl 29882. 


65. 


Vereinigung der Illyriſchen mit der Stey⸗ 
riſch-Kaͤrntneriſchen Zollgefaͤllen Admi⸗ 
niſtrazion. 


Die allerhöchſt angeordnete Vereinigung der Illyriſchen 
mit der Steyriſch⸗Kärntneriſchen Zollgefällen-Admini⸗ 
ſtrazion in Grätz wird am ten Auguft 1825 in Aus⸗ 
führung gebracht, und es werden von dieſem Zeitpunkte 
an, alle Zoll-⸗Adminiſtrazions⸗Geſchäfte des Laibacher 
und Trieſtiner Gouvernements- Bezirks bei der verei— 
nigten Adminiſtrazion in Grätz verhandelt werden, und 
nur rückſichtlich der Aufforderungsklagen in Zollkontra⸗ 
band ⸗ Streitigkeiten es bei der bisherigen Beobachtung 
verbleiben, gemäß welcher die nozionirten und im Lai⸗ 
bacher Gouvernements ⸗Bezirke domizilirenden Partheyen 
ihre Auſſorderungsklage gegen das Fiskalamt zu Laibach 
bei dem dortigen Stadt- und Landrechte jene des kü⸗ 
ſtenländiſchen Gouvernements » Bezirks aber, gegen das 
Fiskalamt zu Trieſt bei dem Trieſter Stadt, und Landrechte 
Binnen der gefegmäffig beftimmtengrift einzureichen haben. 

Die Kreisämter haben in Folge des herabgelangten 
hohen Hofkammerdekrets vom loten May 1825 Sahl 
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15448. die allgemeine Kundmachung diefer Beſtimmun⸗ 
gen zu beranlaſſen. 


Gubernial-Dekret vom Sten ung 1825. Gub. Zahl 
29111. 


66. 


Amtshandlung der obrigkeitlichen Wirth— 
ſchaftsaͤmter in Erledigungen der Streit— 
ſachen außer der gerichtlichen Aufnah— 
me eines letzen Willens, und der ge⸗ 
richtlichen Todeserklaͤrung eines Abwe— 
ſenden. 


Ueber die Frage: ob und für weldyeFälle die obrigkeitlichen 
Wirthſchaftsämter außer der gerichtlichen Aufnahme ei— 
nes letzten Willens und der gerichtlichen Todeserflärung 
eines Abweſenden von den Amtshandlungen, welche 
das allgemeine B. G. B. einem Gerichte zuweiſet, nach 
der auf dem Lande beſtehenden Juſtizverfaſſung auszu- 
ſchließen feyen? wurde mit Dekret der k. k. Oberſten 
Juſtizſtelle vom 24ten März l. J. Zahl 1690 - 110 bes 
deutet. Es erübrige bei der beſtehenden Juſtizverfaſſung 
nichts anders, als den Dominien zu überlaſſen, unter 
der ihnen ohnehin obliegenden Haftung dafür zu ſorgen, 
daß die Erledigung der Streitſachen durch eine zum 
Civil Richteramte berechtigte Gerichtsperſon oder den 
delegirten Magiſtrat bewirket, und eben ſo, wo es ſich 
um gerichtliche Aufnahme eines letzten Willens han— 
delt, oder die gerichtliche Todeserklärung eines Abwe— 
ſenden zum Behuf einer Verlaſſenſchaftsabhandlung an⸗ 
geſucht wird, die . 589 und 277. des allgemeinen 
B. G B. beobachtet werden, daß hingegen die übris 
gen Geſchäfte außer Streitſachen, die nach dem Hofde— 
krete vom 21. Auguſt 1788. Zahl 879. der J. G. S. 
von dem Wirthſchaftsamte behandelt werden können, 
und in Anſehung welcher das Wirthſchaftsamt die Ge⸗ 


richtsbehörde zu vertreten hat, an welche das allgemei⸗ 
ne B. G. B. ſolche Geſchäfte verweiſet, durch einen 
Beamten erledigt werden, der die Fähigkeit beſitzt, die 
darüber in dem allgemeinen B. G. SS enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften in Anwendung zu bringen, da das obrigkeitli— 
che Amt jedes Dominius, ohne Unterſchied durch welche 
Organe daſſelbe ſeine Gerichtsbarkeit in, oder außer 
Streitſachen ausüben läßt, als das einzige Ortsgericht 
zu betrachten iſt, an welches ſowohl die Partheien als 
das Obergericht ſich zu halten hahen. 
Welche höchſte Vorſchrift zur Nachachtung kund ge⸗ 
macht wird. - 
Bubernial = Kundmachung vom ꝛ0ten Juny 1825. Gub, 


Zahl 25914. 

. 67. 
Wie ſich in Abſicht auf die bei den Unter⸗ 

nehmern der Straſſenerforderniſſe ruͤck⸗ 
ſtaͤndigen Leiſtungen zu benehmen ſey. 
Um das Verfahren, das in Hinſicht der rückſtändigen 
Straſſenerforderniſſe und ihrer Ausweiſung zu beobach— 
ten iſt, auf gleichmäſſige Grundſätze zurückzuführen, hat 
Jr man die in der Beilage enthaltene Anordnungen an 
die Straſſenbau⸗Direkzion erlaſſen. 
Die k. Kreisämter haben 

tens. über die gehörige Beobachtung zu wachen, 

wenn ſich Unregelmäßigkeiten ergeben ſollten, dieſe zu 
rügen, und wenn dieſelben erheblich find, hieher anzu⸗ 
zeigen. 

tens. Ueber die einlangenden Ausweiſe jedesmahl 
ohne Verzug das Erforderliche zu verfügen, jedoch da⸗ 
bei ſich immer den Wortlaut des Vertrages gegenwär⸗ 
tig zu halten, und die zu treffenden Einleitungen im 
Einklange mit dem Letztern nach dem Erforderniſſe der 
Straſſenanſtalt einzurichten. 

Steng, Von der denſelben eingeräumten Befugniß 
zum Erweitern der Friſten nur mäßig mit Vorſicht und 
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mit genauer Erwägung der Jahrszeit, dann des Zu⸗ 
ſtandes der Straſſen Gebrauch zu machen. Insbeſon⸗ 
dere ſind zu den im Herbſte fälligen Leiſtungen nur aus 
ganz beſonderen Nückſſchten und ſehr beſchränkte Zu⸗ 
friſtungen zu ertheilen, da die in dieſer Jahreszeit ges 
wöhnlich auf der Straſſe zunehmende Näffe einen Zut, 
ſchub in der Zufuhr und Verbreitung des Deditoffes nicht 
geſtattet. Auf keinen Fall darſ aber den Unternehmern 
Nachſicht zugeſtanden werden, wenn das Straſſenbau— 
kommiſſariat erklärt, daß das Bedürfniß der Straſſe die 
ſtrenge Erfüllung des Vertrages erheiſcht. 

Atens. In die zur längſten Erweiterung dem Kreis« 
amte eingeräumte Befugniß von 30 Tagen ſind die 
dem Kommiſſariate zur Ausmweifäng zugeſtandenen 8 
Tage nicht einzurechnen. 

stens. Die Wahl der Zwangsmaßregeln die gegen 
den Unternehmer zu ergreifen ſind, muß ſich nach den 
jedesmahligen Verhältnißen richten. 

In den meiſten Fällen, wo es ſich nicht um ſehr ge» 
ringe Gegenſtände handelt, oder wo die Unternehmer 
nicht unterthänige Gemeinden find, wird es dem Zwecke 
am nächſten zuſagen, wenn neben der unmittelbar gee 
gen den Unternehmer gerichteten Exekuzion zur Gewin⸗ 
nung der Zeit auf feine Gefahr die Verſteigerung aus⸗ 
geſchrieben wird. 

Erfolgt in der Zwiſchenzeit die Erfüllung des Ver⸗ 
trages als Wirkung der unmittelbaren Exekuzions⸗Maß⸗ 
regel, fo kann es immer von der Verſteigerung ab⸗ 
kommen. 

Die letztere iſt auch immer vorzukehren, wenn das 
Kreisamt nach Verlauf eines Monats nach dem ber— 
tragsmäſſigen Termine eine noch ausgedehntere Friſt 
hierorts antragen zu können glaubt. 

6tens. Bei den Verſteigerungen auf Gefahr der 
Unternehmer iſt die hierortge Beſtättigung nur für den 
Fall, wenn der Mehrboth über die dedungene Gebühr, 
und der durch die unzweckmäßige Herſtellung des Ge— 
genſtandes der Unternehmung verurſachte Schade durch 


die erlegte Kauzion nicht gedeckt ſeyn ſollte, vorzube⸗ 
halten. 
Gubernial⸗Verordnung vom 14ten Zuny 1825. Gub. 
Zahl 28259. 


U 


* 
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Es iſt zur hierortigen Kenntniß gelangt, daß 
die Straſſenbaukommiſſariate in der Aus⸗ 
weiſung der bei den Unternehmern der 
Straſſenerforderniſſe ruͤckſtaͤndig gebliebe⸗ 
nen Leiſtungen, und in den an die Kreis— 
amter gerichteten Eingaben um Anwen— 
dung der Zwangsmittel ſich nicht auf 
die dem Zwecke entſprechende Art beneh⸗ 
men, indem ſie Arbeiten als ruͤckſtaͤndig 
angeben, die nach dem Vertrage noch 
nicht faͤllig ſind, die erforderlichen Auf⸗ 
klaͤrungen uͤber den Sachverhalt beizufuͤ⸗ 
gen unterlaſſen, und die Maßregeln nicht 
angeben, die das Beduͤrfniß der Straſſe 
erheiſcht. 

Un dieſen Unregelmäßigkelten Schranken zu fegen, wird. 

folgendes feſtgeſetzt: 
tens. Die dei den Unternehmern der Straſſen⸗ 

erforderniſſe rückſtndig gebliebenen Leiſtungen find den 

k. Kreisämtern von den Straſſenbaukommiſſariaten in 

der unter . beiliegenden Form auszuweiſen. ek 

um vollſtändige Gleichförmigkeit zu erzielen, und 
die Geſchäftsberhandlung möglichſt zu erleichtern, find 
die erforderlichen Ausweiſe mit Ausnahme der äußeren 

Aufſchriften in Druck zu legen, und die Kommiſſariate 

hiemit zu betheilen. 
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2tend. Die einzelnen Abtheilungen dieſes Aus⸗ 
weifes |müffen genau ausgefüllt werden. Insbeſondere 
iſt der Gegenſtand und der Umfang der Unternehmung 
in Uebereinſtimmung mit dem Vertrage anzuſetzen und 
ſich von den Letztern keine willkührliche Abweichung zu 
erlauben. 

ztens. In den Vertragsdedingungen wurden bei, 
nahe bei allen Arbeit und Materialerforderniſſen die 
Leiſtung nach beſtimmten Abtheilungen in ausdrücklich 
feſtgeſetzten Friſten bedungen, und ausgeſprochen, bis 
zu welchem Zeitpunkte die Hälfte, ein Oritttheil u. ſ. f. 
der ganzen Vertragspflicht zu erfüllen fen. 

Zur Erhaltung der Ordnung und zur Erzielung 
einer entſprechenden Pflege der Straſſen iſt es unerläß⸗ 
lich, dieſe Friſten pünktlich zu überwachen und in der 
Einförderung der gebührenden Leiſtung ſich die vertrags⸗ 
mäſſigen Abtheilungen ſtets gegenwärtig zu halten. Dieſe 
Sorgfalt bildet eine der weſentlichſten Pflichten der Grat, 
ſenbaukommiſſariate. die für jede ihnen in dieſer Bezie⸗ 
hung zur Laſt fallende Vernachläſſigung und ihre nach⸗ 
theiligen Folgen verantwortlich ſind. 

tens. Längſtens binnen 8 Tagen nach 
Verlauf dieſer vertragmäſſigen Friſten und wenn Gefahr 
am Verzuge haftet, ſogleich mit dem Ablaufe des Ter⸗ 
mins, ſind die Kommiſſariate gehalten, den rückſtändig ge⸗ 
bliebenen Theil der Leiſtung dem Kreisamte auszuwei— 
fen, und um die Einleitung der erforderlichen Maßre⸗ 
geln einzuſchreiten. 

stens. Zu dieſem Ende muß in den Ausweis 
nicht bloß die ganze kontraktmäßige Gebühr, ſondern 
auch in die dazu vorgeſehenen Nubriken der Theil der 
Schuldigkeit, der nach dem Vertrage fällig ward, und 
der Zeitpunkt wenn dieſes Statt fand, erſichtlich gemacht 
werden. Als Rüdftend iſt in der hiezu beſtimmten Ab⸗ 
theilung nicht der Neft, welcher von der vertragsmäſſi⸗ 
gen ganzen Unternehmung noch zu leiſten iſt, ſondern 
nur derjenige Theil, welcher an der bis zum Tage der 
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Ausweiſung fälllg gewordenen Schuldigkeit unerfüllt 
blieb. i y f 

6tens. Das Kommiſſariat darf den Unternehmern 
aus eigenem Anſehen keine längene Zuwartung als acht 
Tage von der vertragsmäſſigen Fallfriſt an gerechnet, 
geſtatten. 

Sollte daſſelbe eine weitere Ausdehnung zuläſſig 
finden, und den Unternehmer darum bitten, fo iſt bie, 
ſes dem Kreisamte anzuzeigen, und bei dem letztern 
der beftimmte Antrag, welcher Zeitraum zugeſtanden 
werden könne, zuſtellen. nid H 

Es verſteht ſich, daß dabei ſchlechterdings Feine an⸗ 
dere Rückſicht als auf dasjenige, was das Bedürfniß der 
Straſſe erfordert, als entſcheidend betrachtet werden darf. 
Die Kreisämter find, ermächtigt, eine Erſtreckung von 
höchſtens 30 Tapen zu bewilligen. Alle ausgedehntere 
Zufriſtungen behält man ſich vor, dieſelben müſ⸗ 
fen: jedesmal durch das Kreisamt hierorts, angeſucht 
werden. 
tens. In der letzten Abtheilung des dem Kreis⸗ 
amte vorzulegenden Rüdftandsausweifes hat das Som, 
miſſariat, wie auch die Aufſchrift lehrt, immer den be, 
ſtimmten Vorſchlag zu ſtellen, welche Einleitungen noth— 
wendig ſeyen, und dabey aufzuklären, in welchem Zu— 
ſtande ſich die Straſſe oder das herzuſtellende Bauobjekt 
befinde. Deßwegen bedarf es auch bei der Vorlegung 
des Rückſtandsausweiſes an das Kreisamt keiner befon- 
deren Einbefoͤrderung ſondern es genügt, wenn bloß auf 
der Rückſeite die Aufſchrift an das Kreisamt, und der 
Inhalt angeſetzt wird. Alles übrige, muß in dem Aus» 
weiſe ſelbſt erfchöpfend dargeſtellt erſcheinen. 

tens. Sollte dem Kommiſſariate vierzehn Tage 
nach der Ueberreichung des Rückſtandsausweiſes die Er» 
ledigung von Seite des Kreisamtes nicht zukommen, ſo 
iſt das Einſchreiten bei demſelben zu erneuern, und 
wenn wider Vermuthen auch das wiederhollte Einſchrei— 
ten 8 Tage hiedurch ohne Erfolg bleibe, mittels der 
Direkzion hierorts um Abhilfe zu bitten. Es braucht 


nicht bemerkt zu werden, daß bei dringenden Gegen. 
ſtänden, nicht bis zum Ablaufe dieſer Friſten zuzuwar⸗ 
ten, ſondern nach der Beſchaffenheit der obwaltenden 
Verhältniſſe auch früher bei dem Kreisamte und mittels 
der Direkzion hierorts um die Beſchleunigung der Ver⸗ 
handlung einzuſchreiten iſt. 

otens. In den Fällen, wo Arbeiten auf jedesmalige 
Aufforderung des Kommiſſariats bedungen ſind, muß 
der Beweis über die vollzogene Aufforderung durch die 
ſchriftliche Beftätigung des Unternehmers oder die Obrig⸗ 
keit, an welche die Aufforderung geſchah, bekräftigt 
werden. 

Die Direkzion hat hiernach die Kommiſſariate zur 
genauen Rachachtung anzuweiſen, dieſelben mit dem 
erfordeelichen Druckpapiere zu betheilen, und ſowohl bei 
den Bereifungen als auch in den übrigen vorkommenden 
Verhandlungen über die pünktliche Vollziehung dieſer 
Anordnungen feſte Hand zu halten, Abweichungen von 
denſelben hingegen an den Schuldtragenden ſtrenge zu 
ahnden. 
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68. 


Erneuerung des Verboths des Viehweidens 
an oͤffentlichen Straſſen. 


Das Vieh, welches in den Dörfern gehalten wird, 
pflegt wegen Mangel an Aufſicht durch das Weiden an 
der Straſſe, und in den Straſſengräben dieſelbe inner 
der Ortſchaften beträchtlich zu beſchädigen. 

Da durch das gedruckte Kreisſchreiben vom 5ten 
Steptember 1787 das Weiden des Viehes an den Grat, 
fen die der Staat erhält, unterſagt iſt, fo haben die Kreis- 
ämter diefe Vorſchrift in allen an der Straſſe gelegenen 
Orten mit dem Beiſatze neuerdings kundmachen zu laſſen, 
daß für alle Beſchädigungen, die auf die gedachte Art 
an der Straſſe im Umfange der Ortſchaften verübt wer- 
den dürften, nicht blos die in der bezogenen Vorſchrift 
feſtgeſetzte Strafe verhängt, ſondern Falls der Eigen, 
thümer des Viehes nicht auszumitteln iſt, auch der Gr, 
ſatz des verurſachten Schadens gegen diejenigen, denen 
die öffentliche Aufſicht, und die Handhabung der Orts— 
polizey obliegt, werde geſucht werden. 

Den Kreisämtern wird obliegen, bei vorkommen⸗ 
den ähnlichen Fällen hiernach das Amt zu handeln. 


Gubernial- Verordnung von 14ten Juny 1825, S 
Zahl 28765. en > 


69. 
Beſtimmungen in Anſehung der Verrech⸗ 


nung der Kircheneinkuͤnfte durch Spi- 
ritualien-Adminiſtratoren. 


Zur Erzielung einer Gleichförmigkeit in der Verrech— 
nung der Kircheneinkünfte durch Spiritualien-Admini⸗ 
ſtratoren findet man Folgendes feſtzuſetzen. 

(en, Jede ſolche Rechnung muß genau nach 
dem mit der Verordnung vom ꝛten Jänner 1807. Zahl 
47059. hinausgegebenen Formulare gelegt werden. 
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ztens. Jede Quittung, die dieſer Rechnung ange⸗ 
ſchloſſen wird, muß von dem Empfänger, eigenhändig 
unterſchrieben und klaſſenmäſſig geſtempelt ſeyn. 

Iſt der Empfänger des Schreibens unkündig, ſo 
muß derſelbe eine ſolche Quittung von zwei Zeugen uns 
terfertigen laſſen, wovon einer den Vor- und Zunamen 
des Ausſtellers zu unterfertigen, der Ausſteller dagegen 
ſeine Unterſchrift durch Beiſetzung ſeines Handzeichens 
zu beſtättigen hat. 

tens. Bei Verrechnung der Intereſſen von den 
Kirchenkapitalien muß in der Nechnuug der Schuldner 
und die Hypothek, dann die Zeitperiode, für welche die 
Intereſſenzahlung zu gelten hat, genau angegeben, der 
Ausdruck für das Jahr aber ganz vermieden werden, 
weil bei den verſchiedenen Jahresepochen, nach welchen 
die Kapitalsintereſſen fällig ſind, hiedurch die wirkliche 
Zahlungsepoche nicht gehörig beſtimmt wird. 

atens. Muß der Rechnung ein getreuer individu⸗ 
eller Auszug aus den Trauungs⸗ und Sterbbücher de 
geſchloſſen werden. 

Wenn in dem Verzeichniſſe der Verſtorbenen ſich 
Indibiduen befinden. Die Armuthshalber unentgeldlich 
beerdigt wurden, ſo muß der Beweis der Armuth durch 
Zeugniſſe bon der Ortsobrigkeit und dem Ortsvorſtande 
hergeſtellt werden. 

tens. Außer den kleinen Ausbeſſerungen der Kit» 
chenwäſche darf weder auf Reparaturen der Kirchenfa- 
chen noch auf neue Anſchaffungen etwas verrechnet 
werden. 

Wenn der Fall der Nothwendigkeit zu ſolchen Her⸗ 
ſtellungen eintritt, fo hat ſich der Spiritualien-Admi⸗ 
niſtrator durch den betreffenden Dechant wegen Bewir— 
kung ſolcher Herſtellungen an das * oder den 
Patron zu wenden. 

ötens. Dürften die Spiritualien - Adminiftratoren 
für die Bewirthung von Geiſtlichen bei Abläßen, und 
andern Feſten keine Beträge in Anrechnung bringen. 


„tens. Darf den Bothen zur Vertragung der Kur. 
renden fein höherer Lohn als jene Gebühr, die vom 
k. Kreisamt gezahlt wird, erfolgt und verrechnet werden. 

Der ausgelegte Betrag muß in einer beſondern 
Konſignazion, in welcher der Tag der Abſendung, der 
Ort wohin, der Name an wen die Kurrenden geſchickt 
wurden, die Meilenentfernung, der Name des Bothens 
erſichtlich zu machen iſt, aufgenommen, und dieſe der 
Rechnung beigelegt werden. 

stens. Außer einigen Büchern ordinäres Papier 
dürſen die Spiritualien-Adminiſtratoren kein anderes 
Schreibmateriale verrechnen. Wenn der Fall der Berle- 
gung neuer Kirchenbücher eintrit, ſo haben ſie deshalb 
ſich an den Dechant zu wenden, welcher bei ſeiner vor— 
geſetzten Behörde wegen Beiſchaffung derlei Buͤchern ein, 
zuſchreiten hat. 

gtens. Der verrechnete Wäſcherlohn muß durch den 
bon der Wäſcherinn beſtättigten Waſchzettel belegt, und 
in demſelben der für jedes einzelne Stück bezahlte Wä— 
ſcherlohn angeſetzt werden. 

lotens. In der Rechnung dürfen jene Beträge 
welche etwa das Kirchenperſonale oder andere Partheien 
baar zu empfangen, jedoch noch zu Guten haben, nicht 
als bezahlt in Aufrechnung gebracht, ſondern müſſen blos 
in einer der Kolonen als noch rückſtändig angegeben, und 
die Zeit, für welche fie eigentlich gehören, beſtimmt 
ausgedrückt werden. 

ııten. Dürfen die für Cooperatoren ausgeſchrie⸗ 
benen Erbſteuer-Aequivalenz-Beträge für die Zeit ihres 
wirklichen Beſtandes in Aufrechnung gebracht werden, 
indem die Cooperatoren dieſe Steuern aus eigenen Mit— 
teln zu bezahlen haben. 

12ztens. Iſt der betroffene Dechant verbunden, die 
vom Spiritualien-⸗Adminiſtrator gelegte Rechnung genau 
durchzugehen, ſich von der Richtigkeit der Ausgaben zu 
überzeugen, und wenn kein Anſtand obwaltet, dieſe 
Rechnung fo wie ihre Belege zu koramiſiren. 
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13tens. Die auf dieſe Art zu legende Rechnung 
hat Das k. Kreisamt der Landesſtelle einzuſenden, vor 
der Einſendung ſich aber zu überzeugen: ob die Beſtim⸗ 
mungen dieſer Verordnung genau erfüllt wurden, und 
der Rechnungsleger ſich nicht etwa eine unrichtige Ver⸗ 
rechnung erlaubt habe. 

Welches den Kreisämtern zur Darnachachtung und 
Verſtaͤndigung der Spiritualien-Adminiſtratoren bekannt 
gemacht wird. 

Gubernial⸗ Dekret vom 14ten Juny 1825. Gub. 

Zahl 30967. 


70. 

Dominien ſollen keinen Urlauber ohne in 
dem Urlaubspaß beigeſetzter Bewilligung 
der Ortsobrigkeit, in deren Bezirk er 
eigentlich beurlaubt worden, dulden. 


Nach Eröffnung des k. k. General⸗Militär⸗Kommando 
hat ſich bei der eingetretenen Beurlaubung mehrerer 
Mannſchaft auf 2 Jahre der Fall ergeben, daß mehrere 
dieſer Leute nicht in die von ihnen angezeigten Urlaubs— 
örter, ſondern in ganz andere, ja ſogar in andern Pro— 
vinzen ſich begaben, und von den Ortsobrigkeiten in 
diefen bon ihnen ſelbſt gewählten Aufenthalts ⸗Oertern, 
ohngeachtet doch die Marſchroute für jeden Urlauber auf 
dem Paße deutlich bis in ſein Urlaubort angeſetzt iſt, ges 
duldet werden. 

Da nun hiedurch dieEvidenzhaltung der Urlauber ſehr 
erfchwert wird, auch wohl ganz verloren gehen kann, 
weil die betreffenden Eivil» Behörden und Dominien, 
wohin die Leute eigentlich beurlaubt worden ſind, dem 
Regimente dei vorkommenden Nachfragen über ſelbe 
keine Auskunft geben können; ſo wird den k. k. Kreis⸗ 
ämtern mit Beziehung auf die hierortige Verordnung 
vom 10ten May 1825 Zahl 25893. aufgetragen, ſämmt⸗ 
liche Dominien anzuweiſen, daß fie derlei Urlauber in 


den von ihnen felbft gewählten Urlaubsörtern ohne ihrem 
Urlaubspaſſe von der Ortsobrigkeit beigerüdter Bewil⸗ 
ligung, in deren Bezirk ſie eigentlich beurlaubt wur⸗ 
den, keinesfalls dulden, ſondern fie verhalten, ſich zus 
vor in jenem Ort zu begeben, wohin ihr Urlaubspaß 
ausgeſtellt ift, um dieſelben dadurch zuzwingen, von bie, 
fer Ortsobrigkeit die Bewilligung einzuholen, wenn fie 
ihren Urlaubsort verändern wollen, wodurch nur allein 
die gehörige Evidenz der Urlauber erhalten werden kann, 
weil nemlich dieſe Obrigkeit, nur hindurch in die Lage 
geſetzt wird, über dieſelben nöthigen Falls ſogleich Aus⸗ 
kunft geben zu können. 

Gubernial-Verordnung vom ıdten Juny 1825. Gub. 

Zahl 24768. 


71. 

Erneuerung der SS. 9. 12. und 55. des Ta⸗ 

bakpatents wegen Verhinderung der 
Tabakſchwaͤrzungen. 


eber Anſuchen der k k. Tabakgefällen Adminiſtrazion 
wird den k. Kreisämtern aufgetragen, ſogleich die ge, 
ſchärfte Aufforderung im gehörigen Wege zu erlaſſen, 
daß die Güterbefiger, Obrigkeiten, Beamte, Richter, Mas 
giſtrate und Geſchworne in Gemäßheit der $. J. 9. 12. 
53. des Tabakpatents dom 22ten April 1784 verpflich⸗ 
tet ſeyen: 

tens. Den Tabakbeamten auf Anruffen allen ver 
langten Beiſtand zu leiſten, 

Steng, herumwandernde Tababsberkäufer, die ihnen 
bekannt wurden, unverzüglich für ſich ſelbſt anzuhalten, 
2 davon dem nächſten Tabakbeamten Nachricht zu 
geben; 

Steng, die in ihren Gemeinden ſich aufhaltenden, 
eg handelnden offenbaren Schwärger ſelbſt aufzuheben; 
indem 

‚tens. dieſelben im widrigen Falle zu Folge $. 33. 
nach Umſtänden, entweder als Schwärzer behandelt, oder 
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mit einer Geldſtrafe pr. 50 fl. C. M. belegt w erden 
würden. 

Uebrigens wird auch den k. Kreisämtern empfoh- 
len, jederzeit den Tabakbeamten den erforderlichen Bei⸗ 
ſtand vorſchriftmäſſig zu leiſten. 

Gubernal-Verordnung vom 16ten Juny 1825. Gub. 
30154. 


72. 
Behandlung der in Ungarn paßlos oder mit 
erloſchenen Paͤſſen betretenen galiziſchen 
Unterthanen. 


Zu Folge h. Hofkanzleydekrets vom gten May 1825 3. 
10782. iſt den k. Kreisämtern am gten Juny 1823 3. 
29250. die allerhöchſte Entſchlieſſung Seiner Majeſtät 
bekannt gemacht worden, daß die in Hungarn paßlos, 
oder mit erloſchenen Paäſſen betretenen Unterthanen der 
konſkribirten Provinzen an die Militär » Behörden Ober, 
geben, und von ſelben, falls fie zur wirklichen Affenti« 
rung nicht geeignet befunden werden, die Rückſendung 
in ihre Heimath bewirkt werden ſoll. 

Da Seine Majeſtät ferner anzuordnen geruhet has 
den, daß die Koſten ſolcher Rückſendung dem Militär 
ſtets zu vergüten ſeyen, fo iſt man nach der Weiſung 
der hohen Hofkanzley vom Aten Hornung l. J. Z. 38004. 
mit dem k. k. General» Commando über folgende derlei 
Rückſendungen, und die hiebei eintretenden Koften bes 
treffenden Beſtimmungen übereingekommen. 

tens. Wird jeder in Ungarn als paßlos angehal« 
tene Galizier hinſichtlich des Nazionales des Geburts— 
und letzteren Aufenthaltorts (bei jenen deren Paßdauer 
ausgegangen iſt, giebt erfterer ohnehin die nähere Be— 
ſtimmung) mit aller Genauigkeit, und beſonders in 
Abſicht auf Namen des Ortes, des Kreiſes und des Do» 
miniums mit der größten Verläßlichkeit konſtituirt wer⸗ 
den, weil wegen der Gleichheit und Aehnlichkeit der 
Namen ſonſt leicht Irrungen entſtehen könnten. Ins⸗ 
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beſondere wird ein folder Angehaltener über feine Get, 
hältniße, bisherigen Aufenthalt, Beſchäftigung und die 
Nähe der größern oder bekannteren Ortſchaften feiner Hei- 
math befragt werden, um wenn ſpätere Erhebungen 
nothwendig werden ſollten, in dieſen Daten die erfor⸗ 
derlichen Hilfsmittel zu erhalten. 

ztens. Werden derlei Vagabunden vom Militär bis 
an den angegebenen Ort ihrer Beſtimmung d. i. den 
Geburts- oder letzten Auſenthaltsort abgeliefert werden. 

ztens. Werden von Seite der Militär » Behörden 
denſelben, während des Transports an Verpflegung 
täglich nebſt einer Brodporzion Ar. E. M. gegen Ber⸗ 
rechnung a Conto der betreffenden politiſchen Behör— 
den erfolgt, für dieſelben der Schlafkreutzer, da wo der— 
ſelbe zu bezahlen iſt, auf dieſelbe Art berichtigt, an 
Montoursſtücken aber nur dasjenige verabreicht werden, 
was ſie mit Rückſicht auf die Witterung und die Jah⸗ 
reszeit zur Bedeckung und Zurücklangung in ihre Get, 
math unumgänglich benöthigen. 

atens. Der Erſatz der für die Transportirung der⸗ 
ley Vaganten vom Militär liquidirt werdenden Koften« 
beträge wird aus dem Vermögen des nach Hauſe Trans— 
portirten eingebracht, oder fo ferne er noch unter Däs 
terlicher Gewalt ſteht, von den Aeltern als jenen, de⸗ 
nen die Aufſicht auſ ihn übertragen iſt, oder auf deren 
Anſuchen er mit einem Paſſe betheilt wurde, geleiſtet 
werden. 

So fern die Koſten auf dieſe Weiſe nicht einge⸗ 
bracht werden könnten, geht die Verpflichtung ihres 
Erſabes auf die betreffende Obrigkeit, jedoch nur in 
jenen Fällen über, wenn fie den Zurücktransportirten 
entweder nach ausgelaufener Paßzeit, oder wegen fei« 
nes Nichterſcheinens bei der Konſkripzions⸗Reviſion, oder 
wegen feiner Flüchtung vor der Kekrutirung oder Land 
wehrſtellung nicht nach den beſtehenden Vorſchriften ein« 
beruffen hätte. 

Fiele der Obrigkeit in keiner dieſer Beziehung Etwas 
zur Laſt, worüber die Kreisämter zu ent⸗ 

Por. Geſetſ. von Galizien 1825. 
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ſcheiden haben, dann werden die Köſten vom 
Staatsſchatze getragen. 

stens. Da dieſe Vagabunden ohnehin mit ordent⸗ 
lichen Marſchrouten verſehen werden muͤſſen, in welche 
alle bemerkten weſentlichen Daten, genau und verläß⸗ 
lich aufzunehmen kommen; fo ift die Einleitung getrof⸗ 
fen worden, daß dasjenige, was derlei Vagabunden von 
jedem Transports-Kommandanten an Geld, Naturale, 
Schlafkreutzer oder Montour unmitterbar oder während 
des Marſches verabfolget wird, rubrikenweiſe und zwar 
unter Anführung des Zeitpunktes, für welchen der Vor⸗ 
ſchuß geleiſttt wurde, bei dem Brode mit Beiſetzung des 
jeweilig vorgeſchriebenen Reluizionspreiſes, bei den Mon» 
toursſtücken aber unter Beifügung des Anſchaffungspreiſes 
mit Regie-Koſten nach der letzten Montourstaxe auf 
den Marſchrouten erſichtlich gemacht, und von jedem 
Sransportsfommandanten die Summe des ſogeſtaltig 
geleiſteten Vorſchuſſes unter deſſen Ramensfertigung und 
Beiſetzung der Charge und des Regiments aufgeführt 
werde. 

btes. Jeder ſolche an feinen Beſtimmungsort ges 
langte wird dem Dominium, dem Mandatar oder Aus 
ftisiar, (niemahls aber dem Dorfsrichter oder den Ges 
meinden) nebſt der Marſchroute übergeben, welches 
eine beſondere, alle weſentlichen Daten der Marſchroute 
auch die Effekten oder Kleidungsſtücken umfaſſende Se, 
ſtättigung der Uebernahme auszufertigen, und der Trans⸗ 
port» Mannfıhaft zu übergeben hat. 

Ohne einer ſolchen Beſtättigung wird keine, wenn 
immer ſpäter in Anſpruch genommene Vergütung ge⸗ 
keiftet werden. 

tens. Die Dominien haben auf der Stelle im 
fürzeften Wege den Anſtand, ob der dahin Gebrachte 
auch wirklich als ein dort Geborner oder Domizilirender 
anzuſehen ſey, oder nicht? zu erheben, und hinſichtlich 
des einen oder des andern die Bemerkung auf der Ueber⸗ 
nahms⸗Urkunde beizufügen': falls ſie hinreichende Gründe 
zu haben glauben ſollten, daß Erſterer nicht zu ſelben 
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gehöre, ſo haben ſie denſelben zwar nichts deſtoweniger 
zu übernehmen, jedoch unfehlbar nach 24 Stunden 
mit Vorlegung der Marſchroute dem Kreisamte mit 
Darſtellung der Gründe welche die Verweigerung der 
Aufnahme rechtfertigen, die Anzeige zu erſtatten, wel⸗ 
ches ſonach einverſtändlich mit dem betreffenden Werb⸗ 
bezirkskommando die weitere Erhebung über das Go: 
zionale eines ſolchen Vaganten und wohin derſelbe ei⸗ 
gentlich gehöre, zu führen, und dießfalls nach den oben 
aufgeſtellten Grundſätzen in erſter Inſtanz abzuſpre⸗ 
chen hat. $ 

gtens. Die Rechnung über die Koften, welche ein 
derley gehörig und anſtandslos übernommener Trans, 
portirter verurſacht hat, werden ſtets zur Gewinnung 
der Zeit von den Werbbezirkskommanden den Kreisäm« 
tern unmittelbar mitgetheilt werden, welche nach Dot, 
läufiger ſchleuniger Erhebung, wenn die dießfälligen 
Koſten zur Laſt fallen, ſelbe der Landesſtelle vorzule⸗ 
gen haben. 

Wornach das Weitere erſolgen wird. 

Die k. k. Kreisämter werden hiernach zur genauen 
Rachachtung und Bekanntmachung an die unterſtehen⸗ 
den Dominien in die Kenntniß gefetzt. 


(Gei Ss Dekret. vom a7ten Gun 1825. Gub. Zahl 
25988. 


75. 
Errichtung neuer Weg- und Bruͤckenmaͤuthe 


R Limanowa, Neu= Sander und Gry⸗ 
ow. 


Mit hohem Hofkammerdekret vom Zıten May d. J. 
Zahl 21164, iſt die Errichtung der Weg- und Brücken. 
mauth in Limanowa und Neu⸗Sandec, dann der Brüs 
ckenmauth in Grybow angeordnet worden. 

Dem zu Folge wird 

a) in Limanowa die Wegmauth für 5 Meilen 
und die Brückenmauth nach der ären Klaſſe, 
2 
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b) in Neu- Sande ſe die Wegmauth für zwei 
Meilen, die Brückenmauth nach der sten Klaſſe, 
und 

c) in Grybow die Brückenmauth nach der Aen 
Klaffe vom ıten September d. J. angefangen nach 
den Grundſätzen des Kreisſchreibens vom 15. Juny 
1821 3. 51269. eingehoben werden. 

Gubernial-Kundmachung vom zıten Juny 1825 Gub. 

Zahl 34971. 


74. 


Befreyung der k. pohlniſchen Unterthanen 
von der Entrichtung des Abfahrtsgeldes 
in den k. k. oͤſterreichiſchen Staaten. 


In Folge hohen Hofkanzleydekrets vom Zten Juni l. 
J. Zahl 16457. wird im Rachhange des Kreisfchreibeng 
vom a4ten November 1824 3. 66945. allgemein kund 
gemacht, daß vermög der zwiſchen dem k. k. Geſandten 
am St. Petersburger Hofe, und dem kaiſ. ruſſiſchen 
Staatsſekretär für die auswärtigen Angelegenheiten, 
ausgewechſelten, miniſteriellen Erklärungen die Befreyung 
von der Entrichtung des landesfuͤrſtlichen Abfahrtsgeldes 
der beiderfeitigen Unterthanen auch auf das Königreich 
Pohlen ausgedehnt, und der Anfangstermin vom 16/1. 
April d. J. an, als dem Tage der Unterfertigung der 
oben erwähnten offiziellen Erklärungen mit dem Beifage 
beſtimmt feſtgeſetzt worden ſey, daß die Wirkung der 
Aufhebung des Abſahrtsgeldes zu Gunſten der beider— 
feitigen Unterthanen ſich nicht nur auf alle künftigen 
Falle, fondern auch auf jene erſtrecke, wo bis zum 4. 
April alten, oder 16. April neuen Styls 1825. als dem 
Tage der Unterfertigung der gedachten offiziellen wech⸗ 
ſelſeitigen Erklärungen die Abnahme des Abfahrtsgeldes 
noch nicht wirklich definitiv Platz gegriffen hat. 
Gubernial⸗- Kundmachung vom 21. Junp 1825. Gub. 
Zahl 54546. 


Dä, 

Aufhebung des juͤdiſchen Oſtermehlauf⸗ 
ſchlags, und Beſtimmung der Art, wie 
GA Juden mit Oſtermehl zu verfehen 
ind. 


Ueber einen von hieraus der hohen k. k. Hofkanzley er⸗ 
ftatteten Bericht in Rüdficht der bei einigen Judenge⸗ 
meinden eingeführten Arten der Verſehunglihrer Armen mit 
dem Oſtermehle iſt mit hohem Hofkanzleydekrete vom 16. 
L M. Zahl 18322— 1008. anher bedeutet worden: 
Nach dem A. 39. des Patents vom 7ten May 1789 
habe jede juͤdiſche Gemeinde fuͤr die Verpflegung ihrer 
Armen, eben ſo zu ſorgen, wie es bei den chriſtlichen 
Gemeinden üblich iſt. Dieſes könne alſo durch freywil⸗ 
lige Beiträge, oder durch einen in den Gemeind-Er⸗ 
fordernißausweis aufzunehmenden, und nach dem $. 22. 
deſſelben Patents zu repartirenden Betrag geſchehen. 
Die auf die eine oder die andere Art eingehenden 
Armen Unterſtützungs⸗ Beiträge, können zwar dazu ver⸗ 
wendet werden, die Armen entweder mit Geld zum An⸗ 
kauf des Oſtermehls oder mit dieſem in Natura zu de— 
theilen, aber die Einführung eines eigenen Aufſchlags 
auf das Oſtermehl, um durch deſſen Ertrag die Armen 
zu unterftugen, oder die Verleihung eines Monopols 
mit dieſem Artikel gegen dem, daß der Unternehmer 
eine gewiſſe Anzahl der Armen umſonſt, damit betheile, 
dürfe nicht nur wegen der Mißbräuche, welche mit dem 
vorgeblichen guten Zwecke bemäntelt werden können, 
ſondern ſchon deßwegen nicht zugegeben werden, weil 
alle Beiträge, welche einer Gemeinde von ihren Vor⸗ 
ſtehern auferlegt werden, der Behörde nummeriſch be» 
kannt fein ſollen, ehe fie von derfelben die Gene hmi⸗ 
gung erhalten, dieſes aber bei Verzehrungsaufſchlägen 
oder Monopolen ſchon niemahl der Fall ſein kann. 
Dieſe hohe Entſcheidung wird demnach den kön. 
Kreisämtern zur eigener Darnachachtung und Verſtän⸗ 
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digung der unterftehenden Judengemeinden mit dem 
Bedeuten bekannt gegeben, hiernach auch die betreffen⸗ 
den Ortsobrigkeiten anzuweiſen, ſtrenge darüber zu Mas 
chen, damit die Verſehung der armen Judengemeinden 
mit Oſtermehle in keiner andern Art, als in jener fer⸗ 
ner geſchehe, die mit dieſem hohen Hofdekrete vorge- 
zeichnet worden iſt, nemlich: entweder durch freywillige 
Beiteäge, oder durch einen in den Gemeinderforderniß- 
Aufſatz aufzunehmenden, geſetzmäßig zu repartirenden 
Betrag. In beiden Fällen wird aber von Seiten der 
Obrigkeiten und der Kreisämter darüber zu wachen feyn, 
daß über die Verwendung der in einer oder der andern 
Art eingehenden Beträge gehörig Rechnung gelegt, und 
jedem Unterſchleife oder Bevortheilung von Seite der 
mit Verwendung dieſer Gelder beauftragten Gemeind⸗ 
glieder ſobiel als möglich vorgebeugt werde. 


Gubernial-Verordnung vom 28ten Zuny 1825. Gub. 
Zahl 37208. 


. 
Erhebung der Elementarſchaͤden auf den vom 
Kreisorte entfernten Straſſenſtrecken. 


Welche Weiſung man der Straſſenbau-Direkzion über 
die Behandlung der Fälle ertheilt, wo die Drimglichkeit 
der Gefahr bei Elementarſchäden die zeitliche Dazwiſchen⸗ 
kunft des Kreisamtes unmöglich macht, werden biet, 
ben aus der Beilage entnehmen. 
Den k. Kreisämtern wird verordnet: 


ıtens. Den ohnehin bereits ertheilten Aufträgen 
gemäß die Amtshandlung über Elementarſchäden die 
auf der Straſſe Statt fanden, jedesmal ohne Aufſchub 
vorzunehmen, und nie durch Zögerung den Straſſenbau— 
Kommiſſariaten einen Vorwand zu Eigenmächtigkeiten 
zu gewähren. 

ztens. Die Magiſträte und Dominien anzumei« 
fen, daß fie in Fällen dringender Gefahr auf jedesmalige 


kd 
— 135 7 


Aufforderung der Straſſenbau⸗Kommiſſariate über das 
Elementar- Ereigniß den ämtlichen Befund aufnehmen, 
1 die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Hilfe 
leiſten. 
ztens. Die Erhebung der Fälle wo die Kommiſ⸗ 
fariate von dieſem Hilfsmittel Gebrauch machten, iſt 
mit berdoppelter Strenge zu pflegen, und dabei die 
Nothwendigkeit der ergriffenen Maßregeln, die Bet, 
mäſſigkeit derſelben, und die gebührende Vergütung ges 
nau zu erheben. 
Gubernial « Dekret vom Zoten Juny 1825. Gub. 
Zahl 55028. 


I» 


DN 901 L 
Gubernial - Verordnung an die Straſſen⸗ 
' bau: Divefzion, 


Die Beilagen des Berichtees vom 15. d. M. 3. 2968 
folgen mit dem Bedeuten zurück, daß der Antrag auf 
den mehr als drei Meilen von der Kreisſtadt entfern⸗ 
ten Straſſenſtrecken die nächſten Magiſträte und Domi⸗ 
nien zur Erhebung der Elementarſchäden, und zur Ans 
weiſung der erforderlichen Geldmittel zu ermächtigen, 
nicht Statt finden könne. 

Wenn die Kommiſſariate ihrer Pflicht gemäß jedes⸗ 
mal ſogleich die Anzeige an das k. Kreisamt erſtatten, 
und falls wider Erwarten von Seite des letztern eine 
Zögerung Statt finden ſollte, ſolche zur Abhilfe anzek⸗ 
gen, ſo kann ſich nicht wohl der Fall ergeben, daß die 
kreisämtliche Amtshandlung beſeitiget werden müßte. 
Für den Fall jedoch, wenn die Gefahr ſo dringend 
wäre, daß die Anzeige an das k. Kreisamt, und die 
Abſendung einer Kommiſſion nicht mehr in der erfor⸗ 
derlichen Zeit erfolgen könnte, liegt den Kommiſſaria— 
ten ob, zugleich mit der an das k. Kreisamt zu erſtal⸗ 
tenden Anzeige ſich genau nach der Vorſchrift vom 8. 
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April d. J. Zahl 11104. zu benehmen, daher den Ze, 
fund über das Elementarereigniß durch die Obrigkeit, 
auf deren Gebiethe daſſelbe ſich ereignete ämtlich auf⸗ 
nehmen zu laſſen, und bei derſelben, dann den näch⸗ 
ſten Obrigkeiten, die zur Abwendung der augenblickli⸗ 
chen Gefahr unumgänglich erforderliche Hülfe anzu⸗ 
ſprechen. 

Das Kommiſſariat wird ſich in ſolchen Fällen, die 
aber nur ſelten eintreten können, ſowohl bei der kreis— 
ämtlichen Kommiſſion als auch bei der durch die Straf» 
ſenbau⸗Oberbeamten zu pflegenden Bereifung über die 
Nothwendigkeit und Zweckmäſſigkeit der ergriffenen Maß⸗ 
regel genau auszuweiſen haben. 

Die Kreisämter werden unter einem angewiefen, 
ähnliche Erhebungen jedesmal ohne Verzug und mit 
Strenge zu pflegen, indem die Kommiſfariate für jeden 
Mißbrauch, den ſie ſich unter dem Vorwande von Ele— 
mentarſchäden erlauben wuͤrden, verantwortlich bleiben. 


77. 
Beſtimmung der Graͤnzlinie zwiſchen Aqua- 
vit und Schankbrandwein. 


In Erledigung der Berichte vom 27ten Hornung und 
2gten Oktober v. J. 3. 1005 und 26849. wird dem 
Magiſtrat unter Nückſchluß der Beilagen bedeutet: daß 
zu Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 16ten I. M. 3. 
17900 die Gränzlinie zwiſchen Aquabit und Schank⸗ 
brandwein mit 20 Grad des Beaume'ſchen Aerometers 
feſtgeſetzt worden ſey. 

Nach dieſer hohen Beſtimmung iſt die ſtäbtiſche 
Getränks Aufſchlags⸗Gefällen. Pachtung über ihre hier» 
wegen bereits Dom Jahre 1823 gemachten Einſchreiten 
zu boerſtändigen, und der Stadt⸗Magiſtrat hat ſich nach 
ſolchen bei Streitigkeiten über die Qualität des einge⸗ 
führten Srandweins in der Art zu benehmen! daß Ire 
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der die bemerkten 20 Grade überfteigende ſtaͤrkere Brand⸗ 
wein ſchon als Aquavit zu behandeln ſey. 

Zu dieſem Zwecke hat der Stadt - Magiftrat einen 
Beaume'ſchen Aerometer, und einen Reaumier'ſchen 
Thermometer bei den hierortigen Univerſttäts-Mecha⸗ 
nikus verfertigen, und beide bei einer eigenen Som, 
miſſion mit Zuziehung des, um ſeinen Beitritt anzu⸗ 
gehenden Profeſſors der Phyſik und der Apothekenvor⸗ 
ſteher genau prüfen zu laſſen, und beiden in dem Bu⸗ 
reau des betreffenden Magiſtrats-Nefferenten verſchloſſen 
aufzubewahren 

Da die Vornahme der Proben ſehr einfach iſt, und 
eine wenige mechaniſche Geſchicklichkeit erfordert, ſo iſt 
ein Markt» oder Grundrichter durch die Vorſteher der 
Apotheker hierin unterrichten zu laſſen, in zweifelhaf— 
ten Fällen, aber ein kündiges Apotheker Individuum 
beizuziehen. 

Die Getränks-Gefällen⸗Pachtung iſt anzuweiſen, 
einen Beaume'ſchen Aerometer ebenfalls zur obigen 
Probe beizubringen, damit felber gleichmäſſig richtig 
gefellt, und bei denſelben als Muſter⸗Meſſer, ſomit 
nicht zum gewöhnlichen Gebrauche aufbewahrt werde; 
um in ſtrittigen Fallen zur Richtſchnur zu dienen. 

Gubernial⸗ Verordnung vom Zoten Zuny 1825 Gub. 
Zahl 37208. 


78. 


Hinwegraͤumung der Sandwehen von der 
Straſſenbahn. 


Im Anſchluße erhalten die Kreisämter zur genauen 
.] Nachachtung eine Abſchrift der Weiſung, welche man 
unter einem über die Hinwegräumung der Sandwehen 
von der Straſſe an die Straſſenbau-Direkzion erläßt. 

Gubernial⸗ Dekret ıten July 1825. Gub. Zahl 56503, 
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Die Hinwegraͤumung der Sandwehen von 
der Straſſenbahn iſt in der Weſenheit 
der Schneeausſchaufelung aͤhnlich, blos 
mit dem Unterſchiede, daß dieſelbe in 
der Regel nicht ſo dringend Abhilfe er⸗ 
heiſcht, als die letztere, da die Verwe⸗ 
hung mit Sand nur allmaͤlig zu erfolgen 
pflegt, daher auch nach und nach beſei⸗ 
tigt, und die Fahrbahn bei gehoͤriger 
Aufſicht frey erhalten werden kann. 


J dieſer Betrachtung wird der Direkzion auf den Be— 
richt vom 16ten v. M. Zahl 5094. erwiedert: 

tens. In dem Umfange größerer Ortſchaften macht 
die Hinwegräumung der Sandwehen einen Theil der 
Straſſenſäuberung aus, und iſt nach der hierortigen 
Weiſung vom a2ten März d. J. Zahl 15775. zu bes 
handeln. 

ztens. Den Wegeinräumern liegt ob, ganz in 
derſelben Art, als fie das Waſſerablaſſen, das Geleiſe— 
einräumen u. d. g. zu beſorgen haben, auch ſo oſt das 
Erforderniß eintritt, den Sand, der die Befahrung 
der Straſſe außer dem Umfange größerer Ortſchaften 
hindert, hinwegzuräumen, und diefelbe frey zu erhalten. 

ztens. Sollte durch anhaltende Winde die Verwe— 
hung einen ſo hohen Grad erreicht haben, daß die Kräfte 
der Einräumer zu ihrer Beſeitigung nicht zureichen wuͤr— 
den, ſo iſt ſich wegen der Erlangung und Verwendung 
einer außerordentlichen Beihilfe genau nach der Vor— 
ſchrift vom dten April d. J. Zahl 11104. zu benehmen. 

Insbeſondere muß die Anzeige an das Kreisamt 
erſtattot, und von demſelben nicht bloß die Nothwendig⸗ 
keit der angeſprochenen Beihilfe und ihr Umfang, Ton, 
dern auch der Umſtand daß die Einräumer ihrer Pflicht 
vollkommen entſprachen, erörtert werden. 
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Ateng, Hiernach hat dieſelbe das Erforderliche 
rücküchtlich der Sandwehen auf der Kommerzlalſtraſſe 
vor Brody einzuleiten, und übrigens darauf zu ſehen, 
daß aus dieſem Anlaße keine ungebührliche Aufrechnung 
Statt finde. Auch iſt in Ueberlegung zu nehmen, ob 
nicht durch die Bepflanzung der angränzenden Grund⸗ 
ſtücke dieſem Uebelſtande dauernd abgeholfen werden 
könne. Man erwartet darüber binnen 6 Wochen die 
entſprechenden Anträge und die Anzeige, ob und welche 
Verſuche bereits in dieſer Beziehung gemacht wurden. 


79. 

Beſtimmung, ob im Falle, wenn ein zu 
einer Erbſchaft oder zu einem Vermaͤcht⸗ 
niſſe beruffener fuͤr ſeine Perſon erbſteuer⸗ 
pflichtiger Erbe oder Legatar auf ſeine 
Erbſchaft oder Legat, zu Gunſten eines 
für feine Perſon erbfteuerfreyen geſetzli⸗ 
chen Erben Verzicht leiſtet, dieſe ver⸗ 
lichtete Erbſchaft der Erbſteuer unter: 
iege. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom gten v. M. 
Zahl 10506 849. folgendes bedeutet: 

Es iſt die Frage vorgekommen, ob im Falle, wenn 
ein zu einer Erbſchaft, oder zu einem Vermächtniſſe 
Beruffener, füt ſeine Perſon erbſteuerpflichtiger Erbe 
oder Legatar auf ſeine Erbſchaft oder ſein Legat zu 
Gunſten eines, für feine Perſon erbſteuerfreyen geſetz— 
lichen Erben Verzicht leiſtet, dieſe verzichtete Erbſchaft 
der Erbſteuer unterliege? 

Bei der Beurtheilung diefer Frage kömmt es auf 
den Unterſchied an, ob die Verzichtleiſtung durch Zeſ— 
fion zu Gunſten eines dritten, oder durch eine unbe, 
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dingte Verzichtleiſtung des Erben und Legatars geſchieht. 
Im erſten Falle iſt der für feine Perſon erbſteuerfreye 
Verwandte, nicht der vom Erblaſſer oder dem Geſetze 
beruffene Erbe oder Legatar, er gelangt erſt durch 
Zeſſion des Erben zum Beſitze der Erbſchaft oder des 
Legates, der berufene Erbe hat von ſeinem Erbrechte 
bereits Gebrauch gemacht, die Erbſteuerforderung bleibt 
daher in ungeſchmälerter Kraft. 

Im zweiten Falle iſt der Erbſteuerfreye Verwandte 
eigentlich Erbe oder Legatar, und genießt die im aten 
d des Erbſteuerpatents ausgeſprochene Befreyung. 

Welches den k. Kreisämtern zur Wiſſenfchaſt und 
Nachachtung mitgetheilt wird. 

Gubernial-Verordnung vom sten July 1825. Gub. 
Zahl 36244. 


. 80. 

Die Vertauſchung unterthaͤniger gegen Do— 
minikalgruͤnde, kann nur in jenem Falle 
Statt finden, wenn der größere Theil 
der Gemeindglieder in dieſe Austau— 
ſchung willigt. 


Seine Majeſtät haben mit dem eigends fur Galizien 
erlaſſenen, und in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 
ıten Auguſt 1805 Zahl 15194— 760. dem k. Krisamt 
mit hierortiger Verordnung vom 22ten November 1805 
Zahl 48023, intimirten a. h. Entſchließung ausdrücklich 
zu befehlen geruhet, daß der Vertaufchung unterthä— 
niger gegen Dominikalgründe wider den Willen einiger 
Gemeindglieder, nur in jenem Falle Statt zu geben 
ſey, wenn der größere Theil in biet: Austauſchung mt, 
liget, hiemit hat die allerhöchſte Entſchließung vom 
Jahre 1787 die nähere Beſtimmung erhalten, und es 
kan folglich von einem Unterſchiede zwiſchen eingefauf- 
ten, und uneingekauften Gründen in Beziehung auf 
dergleichen Austauſchungen keine Rede ſeyn. 
8 vom Sten Julius 1625. Gub. Zahl 
7611. 
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81. 
Beſtimmungen in Abſicht auf die Verpfle⸗ 
gung der Tabakſchwaͤrzer. a 


In Gemäßheit des h. Hofkammerdekretes vom 28. Jänner 
1812 welches in Folge b. Hofkanzleydekreis vom 26 Nov. 
1812, am 28. Dezember 1812 G. 3. 46350. ſämmt⸗ 
lichen k. k. Kreisämtern bekannt gemacht wurde, dann 
zu Folge der h. Hofkammerdekrete vom 10. November 
1812 H. 3. 5004 f., vom 30. Dunn 1824 H. 3. 24629, 
und vom 15. Auguft 1824. H. 3. 31723. haben die 
Dominien und Magiſträte die Rechnungen über die Ser, 
pflegung der Tabakſchwärzer zu legen, dieſelben den 
Gefällsbeamten zur Einbegleitung an die Adminiſtrazion 
zu übergeben, von welcher dieſelben an die k. Provin« 
zial⸗Staatsbuchhaltung gelangen, und ſodann nach 
erfolgten buchhalteriſchen Richtigſtellung die liquiden 
Beträge von der Adminiſtrazion mittelſt des Gefällsbe⸗ 
amten den Dominien und Magiſträten bei dem betreffen 
den Tadakverleger angewieſen werden. 

Hieraus fließt, daß die Dominien und Magifträte 
die Verpflegskoſten vorzuſchüßen haben. 

Indeſſen hat die k. k. Tabak- und Stempelgefäls 
len⸗Adminiſtrazion, im Falle ein Magiſtrat die Unzu— 
länglichkeit des ſtädtiſchen Fondes mittelſt des k. k. Kreis⸗ 
amtes bei dem Gefällsbeamten nachweiſet, ſich zur 
Leiſtung von Vorſchüßen in der Art herbeigelaſſen, daß 
die buchhalteriſche Adjuſtirung der Atzungsrechnung nicht 
abgewartet, ſondern dem Magiſtrate gleich nach gelegter 
Rechnung mit Ende des Monats, im Nothfalle auch 
von 15 zu 15 Tagen, der Erſatz hiefür nämlich der 
hierin verrechnete Geldbetrag vom Geſällsbeamten bei 
dem Tabakverleger angewieſen werde. 

Hiedurch wird der auf einem von der k. k. Tabak, 
geſallen⸗Adminiſtrazion begangenen Verſehen berubende 
Ste Abſatz der hierortigen Verordnung vom 5. Dezem⸗ 
ber 1824 3. 64920. abgeändert. 
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Dies den Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und Ver⸗ 
ſtändigung der Dominien und Magiſträte. 
Gubernial-Verordnung vom 7ten July 1825. Gub. 
Zahl 37259. 


82. N 


Nur mit ordentlichen Reiſepaͤſſen verſehenen 
Individuen wird der Uebertritt nach 
Hungarn geſtattet. 


Da laut Eröffnung der k. hungariſchen Statthalterey 
ſich Fälle ereignen, daß hierländige Partheyen, ohne 
mit einem vorgeſchriebenen Paſſe verſehen, gegen bloße - 
Bolleten der Zoll- und Dreyßigſtämter nach Ungarn 
reiſen, ſo hat die k. k. Zollgefällen-Adminiſtrazion un⸗ 
term gten Juny d. J. 3. 4515. dem Zollgefällen In⸗ 
ſpektorate zu Homonau und Neu-⸗Sandec aufgetragen, 
die unterſtehenden Gränzzollämter anzuweiſen, ſtreng— 
ſtens darauf zu ſehen, daß nur den mit ordentlichen 
zur Reife nach Ungarn lautenden gäilen verſehenen In⸗ 
dividuen der Uedertritt nach Ungarn geftattet werde, 
jene aber welche damit nicht verſehen find, zurückgewieſen, 
und in keinem Falle mit zollämtlichen Bolleten allein 
zu ſolchen Reifen verfehen werden. 

Wovon die k. Kreisämter zur weiteren Verfügung 
verſtändigt werden. 

Gubernial-Verordnung vom Step Julp 1825. Gub. 
Zahl 35728. 


85. 
Gleichſtellung der Salzpreiſe für das ou: 
und Ausland. 
Seine k. k. Majeſtät haben mit allerh. Entſchließung 
dom 23ten v. M. die Gleichſtellung der Salzpreiſe in 


Galizien für das In» und Ausland zu genehmigen ger 
ruhet. 


— 143 — 


Es hat daher kuͤnftig der für das Inland beſte⸗ 
hende Verſchleißpreis des Sudfalzes don 3 fl. 18 kr. 
pr. Centner, oder von 4 fl. 38 kr. zu Schatzfaß auch 
für das zum Abſatze nach Rußland bei den Kokturen 
erkaufte Salz zu gelten. 

Welches mit dem Beiſatze zur allgemeinen Kennt» 
niß gebracht wird, daß diefe allerhöchſte Entſchließung 
mit ıten Auguſt l. J. in Wirkſamkeit tritt. f 

Präſidial⸗ Kundmachung vom gten July 1825. Präſ. 

Zahl 8102. 


84. 


Erneuerung der Vorſchriften wegen Vor— 
beugung der Feuersgefahr, Tilgung 
entſtandener Feuersbruͤnſte, und der 
Vorſichten nach den Braͤnden. 


Ungeoch tet man den Kreisämtern mit der hierortigen 
ausführlichen Verordnung vom 28. Dezember 1825 3. 
63189. alle jene Vorſchriften gegenwärtig gehalten hat, 
welche die Vorbeugung der Feuersgefahr, die Tilgung 
entſtandener Feuersbrünſte, und die Vorſichten nach 
den Bränden betreffen, fo hat man doch bei allen feit» 
her im Lande ſtatt gehabten größern Feuersbrünſten 
ſtets die Ueberzeugung erhalten, daß der gänzliche Man⸗ 
gel an allen vorgeſchriebenen Vorſichten und Anſtalten, 
die Urſache des Entſtehens und des Umſichgreifens der⸗ 
felben war. 

Man findet ſich daher veranlaßt jene Anordnung 
mit dem Beiſatz hiemit zu erneuern, daß daſſelbe in 
deren Gemäßheit allſogleich die Dominien und Magi« 
ſtrate zu deren genaueſten Befolgung wiederholt anzu⸗ 
weiſen, und felbſt darüber zu wachen habe, indem man 
daſſelde bei eintretenden Unglücksfällen für eine in die⸗ 
fer Kückſicht zur Laſt fallende Vernachläßigung ftrenge 
verantwortlich erklärt. 

Da man bei dieſen Anlaß wahrgenommen hat, daß 
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den Kreisamtern die bezohene Verordnung mangelhaft 
bekannt gemacht worden ſey, fo werden denſelben die 
ausgelaſſenen Punkte hier nachträglich beigefügt. 

9. Für die Befolgung der gegenwärtigen Anord⸗ 
nung werden nicht nur die Magiſträte und die Obrig⸗ 
keiten ſtrenge verantwortlich gemacht (G. 8. Rovember 
1792. 52728 und G. 19. Oktober 1804. 41298.) ſon⸗ 
dern auch die Kreisämter hiemit verpflichtet, durch die 
Kreiskommiſſäre, den Kreisingenieur, und die anderen 
in Geſchäften in den Kreis abgeſendeten Beamten auf 
die Erfüllung derſelben wachen zu laſſen, hierüber auch 
von erſteren periodiſche Anzeigen abzuverlangen, und 
nach Befund das Amt zu handeln. Den Kreisämtern 
kann die Nothwendigkeit in dieſer Abtheilung der offent, 
lichen Polizey unmittelbar eingreifend zu wirken, um 
fo minder entgehen, als es nicht der Mangel an Bora 
ſchriften und Anordnungen, ſondern die unterlaſſene 
Befolgung derſelben iſt, durch welche dieſes Uebel im 
Lande fortbeſtehet; und a. h. Se. Majeſtät den er⸗ 
wähnten Anlaß zum gerechten Mißfallen gegeben hat. 

10. Da weder in dem Patente vom 28ten July 
1786. noch in den bezohenen einzelnen Vorſchriften die 
db. des G. B. über ſchwere Polizeyübertretungen aus 
genommen — befondere Strafen als Sankzion auf die 
Uebertrettung derſelben feſtgeſetzt ſind, ſo bleibt es doch 
den Krrisämtern unbenommen, die eingetrettenen Aufs 
ſerachtlaſſungen der erſtern nach Maß der Umſtände der 
größern oder mindern Nachläßigkeit, und des entſtan⸗ 
denen Schadens, mit angemeſſenen Strafen zu ahnden. 
(G. 5. Hornung 1789. 2181.) 

Gubernial⸗ Verordnung vom arten July 1825. Gub. 

Zahl 32219. 

85 


Wie ſich bei Repartirung der gemeindweiſen 
Beitraͤgen zum Bau der Pfarrkirchen 
zu benehmen ſey. 


bit hohem Hofkanzleydekrete vom "Bien Juny 1815 
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Zahl 10052. iſt über den hierortigen Antrag aus Anlaß 
des lateiniſchen Kirchenbaues zu Bollehow Stryer Krei— 
ſes genehmigt worden, daß die den Gemeinden anre— 
partirten Beiträge zur Erbauung einer Pfarrkirche in 
fofern unter der Seelenanzahl der Gemeinden, landes« 
fürſtliche, Salinen und Privatbeamte, oder die Die- 
nerſchaft derſelben begriffen find, den Dominikal⸗Bei⸗ 
trägen, und zwar nicht nach den Inventarial⸗ ſondern 
nach den Lokalpreiſen zugeſchlagen werden. 
Vorgekommene Beſchwerden derlei konkurrenzpflich⸗ 
tigen Gemeinden unter deren Seelenanzahl beſagte Be⸗ 
amten und ihre Dienerſchaſt einbegriffen find, für pel, 
che die Gemeinden die in concreto nach der Seelen— 
zahl arepartirten Gemeindbeiträge an Zug und Sand» 
frohnen leiſten muͤſſen, veranlaſſen dieſe Landesſtelle, 
Eingangs bezohene hohe Schlußfaſſung zur allgemeis 
nen Kichtſchur in derlei vorkommenden Fällen bei allen 
kirchlichen und Pfarrlichen Baulichkeiten ſämmtlichen 
Kreisämtern und Konſtſtorien bekannt zu geben, und 
letztere anzuweiſen, daß fie zum Behuf der Handha— 
dung dieſer hohen Anordnung ſämmtlicher Kuratgeiſt— 
lichkeit aufzutragen haben, bei Ausfertigung der 
Ausweife über die eingepfarrten Ortſchaften und darin 
beſtehende Seelenanzahl für die Vertheilungsausweiſe 
der Bauköſten — jederzeit die in den Ortſchaften ihrer 
Pfarrſprengel beſtehenden landesfuͤrſtlichen und Privatbes 
amten, und deren Familien und Dienerſchaft nament- 
lich mit Angabe der ſie betreffenden Seelenanzahl am 
Schluße des Ausweiſes aufzuführen, und von der Tos 
talſumme der Seelenanzahl abzuſchlagen. 
Gubernial » Verordnung vom ııten July 1825. Gub. 
Zahl 40061. 


Prov. Geſetzſ. von Galizien 1805. K 


— 146 — 


86. 


Dienſttaxen der ſtaͤdtiſchen Beamten muͤſſen 
von den Magiſtraͤten an das General- 
taxamt auf einmal vorhinein abgefuͤhrt 
werden. 


Durch das mittelſt hierämlichen Erlaffes vom "Arten 
Februar 1795 Zahl 5795. kundgemachte hohe Hofde- 
kret vom 3ten Jänner 1795 3. 15. wurde angeordnet, 
daß die bei Anſtellungen oder Vorrückungen der ftädtis 
ſchen Beamten fuͤrgeſchriebenen Karenz» und Karafteurs« 
taren von der ſtädtiſchen Kaffe unmittelbar und auf 
einmahl zur Kreiskaſſe, und durch dieſe zum General— 
taxamte gegen dem abzuführen ſind, daß die ſtädtiſche 
Kaſſe den geleiſteten Vorſchuß den Beamten in den be— 
ſtimmten Friſten von der Beſoldung abzuziehen, und 
in Rechnung zu bringen habe, und daß der Stadtkaſſe 
der Anſpruch auf die Zurückſtellung des Betrages Dot, 
behalten werde, welcher bei unrechter Tarenausmaß , bei 
Abſterben, Beförderung und Dienſtverluſt, binnen einem 
Quartal oder einem Jahre dem Beamten ſelbſt zu State 
ten kommen dürfte. 

Da dieſe hohe Verfuͤgung nach der Anzeige des k. 
Generaltaxamtes von den hierländigen Magiſträten nicht 
gehörig beobachtet wird; ſo wird den k. Kreisämtern 
aufgetragen, die obberührte hohe Vorſchrift zur uner- 
läßlichen Befolgung und Darnachachtung den dortkreiſi⸗ 
gen Magiſträten mit dem Beiſatze in Erinnerung zu 
bringen, daß diefelben die unter dem Titel der Dienft- 
taren aus ihren Mitteln entrichtete Beträge als Vor, 
ſchuͤße gegen Erſatz von den betreffenden Beamten zu be— 
ausgaben, bei jeder monatlichen Beſoldungszahlung aber 
die entfallende Raten abzuziehen, und auf Berichtigung 
des geleiſteten Vorſchuſſes in Empfang zu nehmen 
haben. 

Ueberdieß haben die k. Kreisämter den benannten 
Magiſträten zu bedeuten, daß es von der am Schluße 
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der hierortigen Anordnung vom 26ten November 1823 
Zahl 67479. gemachten Bemerkung abzukommen habe, 
wornach die Stadtkaſſen die Dienfttaren der Magiſtrats- 
beamten erſt nach deren Einbringung, d. i. nach Ver⸗ 
ſtreichung von zwölf Monaten an die Kreiskaſſe für das 
Genaraltaxamt abzuführen haben. 


Gubernial⸗Dekret vom zöten July 1825. Gub. Zahl 
33371. 


87. 


Aufhebung der den Viehhandel zu Ollmuͤtz 
beſchraͤnkenden Vorſchriften. 


Seine Majeſtät haben mit der allerhöchſten Entſchlieſ⸗ 
ſung vom 25ten v. M. über die Erſchwerniſſe, welche 
dem Viehhandel durch die zu Ollmütz beſtehende Markt⸗ 
ak, verurſacht wurden, Folgendes zu beſtimmen 
geruht: 

tens. Alle den Viehhandel auf dem Dlimüser 
Markte ſelbſt beſchraͤnkenden Vorſchriften werden aufges 
hoben, und nur die zur Erhebung der Viehpreiſe be— 
ſtehende Anſtalt iſt in der Art beizubehalten, daß jeder 
Verkäufer bei dem Auftriebe die Zahl und Gattung 
des aufgetriebenen, fo. wie jeder Käufer die Zahl, Gate 
tung, das Gewicht und den preis des gekauften Viehes 
bei der Markikontrolle ordentlich anzeigen, und bevor dies 
ſes nicht in das Marktprotokoll eingetragen, und das 
verkaufte Vieh von dem Marktſchätzmeiſter in Anſehung 


des Gewichtes geſchätzt iſt, von dem Markte nicht ob, 
treiben ſoll. 


. ztene. Den Viehhändlern fol geſtattet ſeyn, auch 
auf dem Triebe von der galiziſchen Gränze dis Ollmütz 
einzelne oder mehrere Stücke zu verkaufen. 

ztens. Der Eigenthümer des am Markttage uns 
verkauft gebliebenen Viehes iſt künftig nicht mehr zur 
Anzeige verbunden, ob er das Vieh bis zum nächſten 
Marfttage in Ollmüß belaſſen, oder wohin er daſſelbe 

& 2 
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treiben wolle, ferner fol das Vieh zwar nur an Markt- 
tagen auf dem Marktplatze verkauft werden dürfen, in 
ſofern aber ein Beſitzer mit dem an einem Markttage 
nicht angebrachten Vieh bis zum nächſten Markttage 
zuzuwarten geſonnen iſt, und er unter dieſer Zeit Ge, 
legenheit fände, einen vortheilhaften Kauf abzuſchließen, 
ſoll ihm ſolches gegen dem geſtattet ſeyn, daß hiebei 
jene Förmlichkeiten beobachtet werden, welche fuͤr den 
Verkauf des auf dem Markte hindangegebenen Viehes 
vorgefchrieben find. 

atens. Die bisherige Bezeichnung des gekauften 
Viehes von Seite der Marktkontrolle hat als zwecklos 
zu unterbleiben. 

stens. Sind dem allerhöchſten Beſchluße ad 2. 
zur Folge auch ausländifche Vieheinkäufer auf dem Oll— 
mützer Markte zuzulaſſen. 

6. Die Marktaufſicht wird an den Ollmützer Magi— 
ſtrat übertragen. 

Die k. Kreisämter haben dieſe allerſtöchſte Beſtim⸗ 
mungen zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 

Präſidial⸗Verordnung vom 17ten July 1825. rat, 
Zahl 5423. 


88. 


Vorſchrift wegen Uebergabe der mit militaͤ⸗ 
riſchen Laufpaͤſſen entlaſſenen an die 
Polizeybehoͤrden. 


Aus Anlaß einer dem Herrn Präſidenten der Polizey⸗ 
hofſtelle von der k. k. vereinigten Hofkanzley zugekom⸗ 
menen Eröffnung, daß in Folge wiederholter Wahrneh— 
mungen, die öffentliche Sicherheit auf dem flachen 
Lande durch das unſtätte Herumvagiren der, mit militäri— 
ſchen Laufpäſſen entlaſſenen Individuen weſentlich ges 
fährdet werde, hat der Herr Präſtdent der Polizeyhof— 
ſtelle dem gleichzeitig geäußerten Wunſche der hohen 
Hoſkanzley gemäß, mit dem k. k. Hofkriegsrathe zur Bes 


feitigung jener Gebrechen die geeignete Ruͤckſprache gr, 
pflogen, welche das Neſultat herbeifuͤhrte, daß bereits 
ſämmtlichen Länder, und Generalkommanden die Weis 
ſung ertheilt wurde, alle mit Lauſpäſſen aus dem k. k. 
Militärdienſte, oder aus der Militärhaft nach ihrer 
Heimath gewieſenen Individuen, fie mögen k. k. Un 
terthanen oder Fremde ſeyn, an die nächſte politiſche 
oder Polizeybehörde abzugeben, damit deren Außerland— 
ſchaffung oder Abſendung in den Geburtsort unter Be— 
obachtung der zweckmäſſigſten Sicherheitmaßregeln bes 
werkſtelliget werde. 

Wovon die k Kreisämter mit der Weiſung verſtän— 
digt werden, derlei Leute, ſobald ſie ihnen von Seite 
der k. k. Militär - Behörden übergeben werden, ohne 
Weigerung zu übernehmen, ſohin für deren ſichere Ab- 
ſendung nach Maßgabe der Umſtände an den, in ihren 
Lauſpaß bezeichneten Geburtsort, wenn ſie Innländer 
ſind, oder über die Gränze, wenn ſie Ausländer ſind, 
gehörige Sorge zu tragen. 

Gubernial-Dekret vom 17. July 1825. Gub. Z. 38767. 


89. 
Elementarſchaden-Erhebungen muͤſſen un⸗ 
enttgellich vorgenommen werden. 


Aus Anlaß der in die Verhandlungen gekommenen 
Frage — wegen Vergütung der Koſten rückſichtlich der 
Amtshandlungen bei Erhebung der Feuer, Wetter und 
Waſſerſchäden zum Behufe der Steuernachläſſe, hat die 
hohe Hofkanzley einverſtändlich mit dem k. k Finanz⸗ 
Miniſterium und der k. k. Hofkammer als Grundſatz 
feſtzuſetzen befunden: daß die Erhebung bon derlei Ele 
mentarbeſchädigungen auf Nuſtikal - und Dominfal= 
Grundbefigungen eine offizioſe Amtshandlung ſey; daß 
daher den Kreiskommiſſären wie bei andern offizioſen 
Seiten nur die Aufrechnung der Vorſpannsauslagen zu 
geftatten ſey, und daß bloß ausnahmsweiſe, wenn im 
äyßerften Nothfalle mindere Kreisdeamte zu jen[Giuz e⸗ 
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schäfte verwendet werden muͤſſen, ſolchen ſodann nebſt 
der Vorſpann auch das ſyſtemmäßige Taggeld aus dem 


Kammeralſonde zu vergüten komme — wogegen die 
obrigkeitlichen Wirthſchafts- oder die Steuerbezirksde⸗ 
amten ohne Ausnahme gehalten ſind — die Elemen—⸗ 


tarſchaden » Erhebungen unentgeltlich vorzunehmen, und 
für Diäten» oder Reife» und Zehrungsauslagen — we⸗ 
der von den beſchaͤdigten Grundbeſitzern, noch aus Gr, 
meinde ſtädtiſchen, ſtändiſchen, oder Aerarial-Kaſſen 
eine Vergütung in Anſpruch zu nehmen. 
Dieſes wird in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 
25. p M. Zahl 2240. den Kreisämtern zur Darnach— 
achtung und weitern Verfügung hiemit bekannt gegeben. 
Gubernial-Verordnung vom agten July 1825, Gub. 
Zahl 40086. 


90. 
Zollbeſtimmung, neue, in Anſehung der Ha⸗ 
ſenbaͤlge, der Haſen- und Kaninchen⸗ 
Haare, des Flachſes und Hanfes fo 


wie der hieraus erzeugten Waaren und 
der Thierknochen. 


Nach Inhalt eines Hofkammerdekrets vom Dien July 
dieſes Jahres, Zahl 26908 —174. haben Se. Majeſtät 
mit allerhöchſter Entſchließung vom 15ten Zuny dieſes 
Jahres das bisher beſtandene Ausfuhrsverboth in An— 
ſehung der Haſenbälge, der Haſen⸗ und Kaninchenhaare, 
dann des ungehechelten Flachſes und Hanfes aufzuhe— 
ben, und hiefür, fo wie für mehrere, aus letzleren Stot, 
fen erzeugte Waaren, neue Zoll-Beſtimmungen zu ge— 
nehmigen geruhet Auch hat ſich die k. k. allgemeine 
Hofkammer, im Einverſtändniße mit der k. k vereinig⸗ 
ten Hofkanzley, beſtimmt gefunden, den Ausgangszoll 
für die Thierknochen herab zu ſetzen. 

Dieſem gemäß wird hiemit verordnet: 

itens. Vom Tage der öffentlichen Kundmachung 


(Zur Sig. K. Seite 151) 


f 


Dë 


f. 


ER. 
een Ge 1 


Verzollungs⸗ Des Bit. Auf 
8 Gegenſtaͤn de. Zoll. patents⸗ 
“ Beilagen 
E 
1 Flachs *) roher ungehechelter . } e - I Gent, Sport. 
Flachs nach Ungarn e d e ` e d 2 detto — 
| 
2 Flachs gehechelter . e ` . 0 x ` - detto 
Flachs nach Ungarn 8 . e e . d detto 
| 
5 Hanf *) roher ungehechelter . l d N 3 8 detto 
| Hanf nach Ungarn. 8 8 0 5 g . detto 
4) Hanf gehechelter R e a e e é detto 
| Hanf nach Ungarn . ; 0 d 4 H 8 detto 
5 Werg ohne Unterſchied . 5 ` N 5 8 d detto 
Werg nach Ungarn . . k . . . . detto 
6 Garn aus Hanf und ADS; chene wie NZ We⸗ 
bergarn . a „ Eentn. Netto. 
Garn nach Ungarn . S e 2 e 1 e , detto 
7 Garn halb und ganz gebleichtes ` a g e detto 
8 [ Garn gefärbtes e ` detto 
Garn wergenes ohne Unterſchied, gebleicht und ae 
0 wie auch Dochtgarn 0 9 R & de tto | 
Garn nach Ungarn.. 0 8 o detto 
100 Lothgarn *) flächſernes . . . . 1 Pfund Netto 
11 


Zwirn ) der feinften Art (Kanten oder Spitzen⸗Zwirn) 


Zwirn übriger aller Gattung ohne "DEE des We 
roher und gebleichter 


Zwirn dergleichen gefärbter 2 5 R Sub 


Ausfuhrs⸗ Lit⸗ der 
Boll || Patents» An W kun gen. 
| Beilagen 


“) Wenn im Gränzberkehre grüner Flachs und Hanf mit Wurzeln (eigentlich noch 
Flachs- und Hanfpflanzen) zur Einfuhr vorkommen, fo find von der 
Fu hre für jedes Stück Zugvieh 6 kr., und in der Ausfuhr dagegen 18 
Kreutzer abzunehmen. 


**) Unter Lothgarn wird hier nur dasjenige Garn verſtanden, welches fo fein iſt, 
daß hiervon ein Stück von vier Strähnen unter ein Loth wiegt, und der 
einzelne Straͤhn wenigſtens 59 Gebünde, jedes zu 19 Faͤden geſchweift, 
enthält. 


) Unter Kanten- oder Spitzenzwirn gehört nur derjenige, wobon 88 Gebuͤnde, 
und darüber, jedes zu 100 Fäden, folglich im Ganzen 8800 Fäden 
nicht mehr als ein Pfund wiegen. 


u“ 


Zoll patents⸗ 


R Verzollungs⸗ 
Droen aͤn de. 


maß 


Beilagen 


| 

| 

' 

an | 
—— N 1— Belt Bell | 


14 Leinwaaren, geſtrickte und gewirkte aller Gattungen i Pfund Netto 
150 Leinwaaren gewebte als Batift **) , R i - detto, 
160 Leinwaaren- Schleyer . . . . . - detto 


17] Leinwaaren, Bänder, Lanquetten, Zwirn-Galonen, ohne 
Unterschied mit SE 2 "de d der Rollen und 


Breichen . . detto 

1800 Leinwand feine = Berti 150 Sia al⸗ 
(er SP 4 d 8 detto 
Leiwand, SE ZE É detto 


191 774%) Alle übrige ungebleichte und gebleichte‘, glatte und 
geſtreifte, als? Bettleinwand, Strohſack- und Siegel 
leinwand, Sack⸗ Bett- und Zeltzwilich, Federrith, Gratl 
ohne Seide, und andere dergleichen Bettzeuge, W 


te Drilliche u. ſ. w. 1 ? . 9 derto 
Leinwand dergleichen ungariſche 0 E e detto 

200 Wachsleinwand aller Farben ohne Unterſchied Een detto 
210 Segeltücher, Schläuche und Feuerlöſchrinnen Der detto 
22 Gälſengarn, (Fliegengitter) und dergleichen Gaze . e detto 


25 Leinwaaren, gedrehte oder Seilerarbeiten, als: Seile, Stricke, 
Gurten, Bindfaden. ` d e 7 7 d ı Eentt Netto 


an Netze, Jäger⸗ und Fiſcher⸗Retze . detto 
25 Spitzen (Kanten) aller Art, ohne unterſchied des urſtoffes Vom Gulden 


261) Haderlumpen (Strazzen) wenn fie Ri als SE ge le 
braucht werden . 1 Cent. Nelto — 35 — [ A. 
Ha derlumpen nach Ungarn . a 2 detto — — — 
Anmerkung., 1) Reiſenden Handwerksgeſellen, und 
andern vorkommruden Parthryen 
der ärmeren Klaſſe iſt geſtattet, 
gemeine Leinwand in unbedeu— 
tender Menge von börbftens 20 
Pfunden gegen Entrichtung ei⸗ 
- nes Bolles von 11 kr. pr. Pfund 
hereinbringen zu dürfen. 
2) Die mit einer Beimiſchung von wol⸗ 
lenen oder ſeidenen Stoffen vor⸗ 
kommenden, leinenen Waaren 
find nach dem, zu alogge aler, 
höchſter Entſchließung vom 2ten 
September 1817 bekannt gemach⸗ 
ten Tariffe für Seiden⸗Baumwoll⸗ 
und Schaafwollwaaren in der 
Zollentrichtung zu behandeln: 


Litt, der 
Rn, Joao, A n m ß ungen. 

Beilagen 
Ter rb 


ren, mit Beimiſchung eines fremden Stoffes, und ift als eine ſolche auſſer 
Handel geſetzt. 
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| 


„l) Unter feinen Leinwanden und dergleichen Tiſchzeugen werden hier nur dies 
jenigen verſtanden, wovon 12 Weben (jedeſwenigſtens zu 50 Ellen) 20 Schocke 
(jedes zu 42 Ellen) und 16 Gedecke damaſtener Tiſchzeuge nicht mehr als 
100 Wiener Pfund oder noch weniger wiegen. 

*eer) Für die gröbſte Gattung ungebleichter Leinwand, das iſt: die ſogenannte 
Sackleinwand oder Rupfen, iſt in der Ausfuhr nach dem Auslande, dann 
nach Ungarn und Siedenbuͤrgen ein Ausgangszoll von 3 Kreugern für den 
Centner zu entrichten. 
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Haſenbälge nach Ungarn \ S 4 > a : detto — — — ` 

Hafen» und Kaninchen » Haare E b e 5 ı Pf. Sporko— 3| 2 

Hafen» und Kaninchen» Haare nach Ungarn e detto wd Led — 

Knochen (Beine) Thierknochen ge Art 1 Cent. Netto — sii A. 
detto ee 


Knochen nach Ungarn : - ` 
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J treten für die in dem beiliegenden Tariſſe enthal- 
tenen Gegenſtände die hierin ausgedruckten Ein und 
Ausgangszölle im Umfange der ganzen Monarchie gegen 
das Ausland in Wirkſamkeit. 

Steng, Dagegen werden die im Verkehre mit dem 
Auslande bisher beſtandenen Zollbeftimmungen 1 
tikel, und ſomit auch die Statt gehabte Erſchwerüng 
a Ausfuhr der ungebleichten Leinwanden auſſer Kraft 
geſetzt. 

ztens. Im Verkehre der deutſchen Provinzen mit 
Ungarn und Siebenbürgen kommen, in ſo fern in dem 
gegenwärtigen Tariffe keine eigenen Zölle ausgeſprochen 
ſind, die für diefen Verkehr beſtehenden allgemeinen 
Grundfäge, dann die nachgefolgten beſonderen Verord- 
nungen in Anwendung. 

Atens. Alle jene Artikel, deren Bollfäge unterſtri⸗ 
chen ſind, werden im Umfange des ganzen, innerhalb 
des Bollverbandes gelegenen Staatsgebiethes als außer 
Handel geſetzt erklärt, fo, daß deren Ein- und Aus⸗ 
fuhr nur gegen beſondere Bewilligung und gegen den 
hierüber zu löſenden Ein- und Nusfuhrs⸗ Paß, und 
Entrichtung der vorgeſchriebenen Gebühren geſchehen 
kann. 

Stens. Nur in Anſehung des Battiſtes, der bloß 
aus Leinfäden beſteht, wird, ſo wie bisher geſtattet, daß 
ſolcher zum eigenen angemeſſenen Privatgebrauche, ige— 
gen Bewilligung der Landesſtelle und Bezahlung des 
Zolles von Sechs Gulden pr. Pfund, ohne Paß einge⸗ 
führt weeden kann. 

Dieſe beſonderen Bewilligungen werden jedoch von 
der Landesſtelle den Privaten nur mittelſt eigener, ger 
hörig gefertigter, und mit dem Amtsſtegel zu verſehen⸗ 
der Beſcheide zu ertheilen, und von den Zollaͤmtern 
auch nur die in dieſer Form ausgeſtellten Bewilligun⸗ 
gen, womit die Waare bis zum Bezugsorte begleitet 
werden muß, zu reſpektiren ſeyn. 

Gubernial⸗Kundmachung vom aıten July 1825. Out, 

Zahl 420b 1. 
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91. 
Vermehrung der Briefpoſtkurſe zwiſchen 
Lemberg und Brody. 


Seine Majeſtät haben mit allerhöchſter Entſchließung 
vom zoten May d. J. zu genehmigen geruht, daß der 
bisherige wöchentlich dreimalige Briefpoſtenlauf zwiſchen 
Lemberg und Brody um zwei Briefpoſtkurſe in jeder 
Woche vermehrt werde, wornach die Brieſpoſt fünfmal 
in der Woche von Lemberg nach Brody abgehen, und 
eben ſo oft von da ankommen wird. 

Dieſe neue Beſtimmung wird in Gemäßheit des 
hohen Hofkammerdekrets vom ıöten May d. J. Zahl 
19741. mit dem Beifatze zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht, daß dieſelbe vom ıten Auguſt d. J. an, in Wirk⸗ 
ſamkeit zu treten habe. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 22ten July 1825. Gub. 
Zahl 89677. 


92. 
Inſtallazionsreverſe der Geiſtlichkeit ſind 
ſtrempelfrey. 


Man hat wahrgenommen, daß mehrere Pfarrer ihre 
Inſtallazionsreverſe auf einem Stempelbogen ausgefer⸗ 
tigt beigebracht haben. 

Nachdem jedoch die von der Geiſtlichkeit auszufer⸗ 
tigenden Inſtallazionsreperſe, nach dem Stempelpatente 
vom Jahre 1802, $. 9. Lit. f. ſtempelfrey find, fo has 
ben die Kreisämter fämmtliche in ihren Territorio be⸗ 
findlichen Oechante zur künftigen Benehmung hiernach 
zu belehren. 


Gubernial⸗Verordnung vom 22ten July 1825. Gub. 
Zahl 39782. 
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95. 

Ein verbothener Umgang zwiſchen verwand⸗ 
ten oder verſchwaͤgerten Perſonen kann 
nicht als ein giltiger Grund zur Erlan⸗ 
gung der Ehediſpens — vielmehr als 
ein vollgiltiger Grund zu deren Zuruͤck⸗ 
weiſung und Beſtrafung der Schuldigen 
angeſehen werden. 


Man hat mehrmalen wahrgenommen, daß verwandte 
verſchwägerte Perſonen, die ſich zu eheligen wünſchen, 
in den in dieſer Abſicht angebrachten Diſpensgeſuchen, 
als Grund der gegenwärtigen Verleihung anführen, daß 
zwiſchen den Bittſtellern bereits ein verbothener Umgang 
Statt gefunden habe. 

Die Vermuthung, daß dieſe oft unwahre Angabe, 
auf der irrigen Vorſtellung der Bittwerber beruhe, die 
ihnen beigebracht wird, daß nämlich ſolche Fehltritte, 
ein weſentuches Mittel zur Erreichung der angeſuchten 
Diſpens ſeyen, wurde durch einen neuerlichen Fall 
zur Gewißheit erhoben, indem nemlich ein derlei Dis 
ſpenswerber zur Begründung feines Geſuches angab, 
daß ſeine Braut von ihm geſchwängert wurde, bei nä⸗ 
herer Nachforſchung ſich jedoch dieſe Angabe nicht nur 
als unwahr bewährte, fondern jener Bittſteller freymü⸗ 
thig angab, daß er dieſe, wie er meinte, unſchädliche 
Bemäntlung blos deswegen gewagt habe, weil ihm meh» 
tere Menſchen, ja ſelbſt Geiſtliche gerathen hätten, fie 
hier in Anwendung zu bringen, weil er hiedurch am 
ſchnellſten und ſicherſten zu feinem Ziele kommen würde. 

Die Verbreitung dieſer irrigen Meinung unter dem 
Volke, wurde für die Sittlichkeit von den bedenklichſten 
Folgen ſeyn. 

Die Geſetzgebung wollte durch die Vereitelung aller 
Hoffnung zu einer künftigen Ehe, Blutsverwandte und 
verſchwägerte Perſonen gerade von ſolchen Ausſchweifun⸗ 


\ 
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gen berwahren, die ſonſt eine nur zu häufige Folge 
ihres täglichen vertrauten Umgangs ſeyn würden, und 
erklärten einen ähnlichen verbotenen Umgang zwiſchen 
Verwandten in dem Strafgeſetzbuche als eine beſonders 
ſtrafwürdige Handlung, und beſtimmte genau, wie ſelbe 
von der vorgeſetzten Behörde zu ahnden ſeyn. Der 
Zweck der Geſetzgebung wird demnach ganz verkannt, 
wenn einige erachten, ob derlei Ausſchweifungen von 
den Behörden je als ein giltiges Motiv einer anzufuchen— 
den Diſpens angeſehen würden: dieß wäre die verkehr⸗ 
teſte Maßregel um dasjenige gerade zu befördern 
was zu verhindern die Geſetze beabſichtigen. 
Die Konſiſtorien werden demnach aufgefordert, den 
unterſtehenden Klerus hiernach zu belehren, und ſelben 
anzuweiſen, nicht nur ſeiner Seits zur Beſtärkung die— 
fer irrigen und für die Sittlichkeit höchſt ſchädlichen 
Meinung durch ähnliche Rathſchläge in keinem Falle 
beizutragen, ſondern vielmehr auf eine zweckmäßige Be— 
richtigung der Reinungen des Volkes und deſſen Be— 
lehrung einzuwirken, daß Ausſchweifungen diefer Art, 
deren ſich Blutsverwandte oder verſchwägerte Perſonen 
ſchuldig machen ſollten, nicht nur in keinem Falle als 
ein giltiger Grund zur Bewilligung der anzuſuchenden 
Diſpenſen, ſondern vielmehr gegentheilig als ein vollgil— 
tiger Grund angeſehen werden würde, nicht nur derlei 
Diſpensgeſuche unnachſichtlich hindanzuweiſen, fondern 
auch noch überdieß die Schuldigen hiefür nach den Ge— 
ſetzen ſtrenge zu beſtrafen. 
Gubernial⸗ Verordnung vom 22ten July 1825. Gub. 
Zahl 41624. 


94. 
Mauthaͤmtliche Behandlung der in den ihnen 
zugetheilten Forſtbezirken reiſenden Kam— 
meral-Forſtbeamten. 


.] Im Anſchluße wird den Kreisämtern eine Abſchrift 
der, mit hohen Hofkammerdekret vom Gren Julius 1825 
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Zahl 25792. herabgelangten Verordnung über die Mauth⸗ 
amtliche Behandlung der, in den ihnen zugetheilten 
Forſtbezirken reiſenden Kammeral » Forſteamten zur 
Wiſſenſchaft mitgetheilt. 
Gubernial⸗ Verordnung von adten July 1825. Gub. 
Zahl 42757. 


Ak 


Verordnung an die k. k. Zollgefaͤllen⸗Admi⸗ 
niſtrazion vom 6ten July 1825. Zahl 
25792. 4 

Auf die mittelſt der Berichte vom sten Februar und 

vom gten July d. J. unter den Nrm. 876 und 4601 

geftellie Anftrage, wie die der Staatsgüterverwaltung 

untergeordneten Rammeral » Forftbeamten bei Bereifung 
der ihnen zugewieſenen Forſtbezirke in Mauthämtlicher 

Hinſicht zu behandeln ſeyn, wird der Adminiſtrazion zur 

eigenen Nachachtung und zur Belehrung der untergeord— 

neten Aemter folgendes bedeutet: 

Nach dem An Abſatze des kundgemachten Eirku⸗ 
lars vom Jahre 1821 unter d) und e) ſind im zuſam⸗ 
menhängenden eigentlichen Sinne genommen der 
Oberſt⸗ Hof» und Landjägermeiſter ſammt dem zu ihm 
gehörigen Gefolge, in allen landesfürſtlichen Forſt⸗ und 
Jagd⸗ Bezirken, dann die nicht in feinem Gefolge be, 
findlichen aber ihm untergeordneten Jagd- und Forſt⸗ 
Individuen jedoch nur in jenen Jagd⸗ und Forſtbezirken, 
in welchen jedes derſelben einzeln angeſtellt iſt, von 
Entrichtung der Weg- und Brückenmauth-Gebühren 
als befreyt anzuſehen. 

Da nun in dieſem von den Mauthbefreyungen han 
delnden Cirkularsabſatze von den der Staatsguͤter-Ver⸗ 
waltung untergeordneten Kammeral⸗Forſtbeamten keine 
ausdrückliche Erwähnung geſchieht, nach dem sten Ab⸗ 
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ſatze eben dieſes Eirkulars aber alle übrigen bis dahin 
beſtandenen, und im vierten Abſatze nicht ausdrücklich 
nahmhaft gemachten Mauthbefreyungen nicht mehr Statt 
finden dürfen, fo ergiebt Gë von ſelbſt, daß die Kam» 
meral⸗Forſtbeamten bei Bereifung der ihnen zugewie— 
ſenen Förſtbezirke, gleich den andern im Dienſte reifen» 
den Staatsbeamten, bei Betretung eines Mauthſchran⸗ 
kens die ſchuldige Mauthgebühr zu entrichten haben. 

Dagegen findet man es der Billigkeit angemeſſen 
daß dieſen Forſtbeamten die auf ſolche Art entrichteten 
Mauthgebühren, gegen deren ordentliche Rachweiſung 
wie dieſes ſchon bei den andern im Dienſte reiſenden 
Staatsbeamten beſteht, aus den Herrſchaftsrenten Pet, 
gütet werden. Zu dieſem Ende wird auch die Landes- 
ſtelle zur Verſtändigung der Staatgliterderwaltung Fin 
die Kenntniß geſetzt. 


- 95. 

Behandlung der venerifchen Kranken, und 
Erneuerung der Vorſchriften zur Vor— 
beugung der Luſtſeuche. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom ıgten July 1817. 
Zahl 16067. und vom Zıten May l. J. 3. 16244. 
wurden wegen Mangel an Civil Kranfenanftalten im 
Lande die Unterbringung armer mit der Luſtſeuche be— 
hafteten Kranken in den hierlandes befindlichen Mili« 
tärſpitälern und zwar in eigens dazu gewidmeten Zim⸗ 
mern, und mit gehöriger Abſonderung der Geſchlech— 
ter angeordnet: 

Die Kreisaͤmter werden daher von dieſer hohen 
Weiſung in die Kenntniß geſetzt, und dieſelben onge: 
mieten, daß in jenen Fallen wo die Entfernung des 
Orts, wo der Kranke vorgefunden wurde, von dem 
nächſten zu dieſer Aufnahme geeigneten 
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Militär⸗Spital nicht zu groß, oder wo das Sa⸗ 
nitäts⸗Civil⸗Individuum, welchem die Behandlung fol- 
cher Kranken übergeben, wird, zu weit entfernt wäre, 
oder wo bei einigen Kranken und weiter Entfernung des 
Sanitätsindipiduòums, oder andern Umſtänden: als we⸗ 
gen theuerer Verpflegung der Kranken und koſtſpieligen 
Unterkunft die Heilung durch ein Civil ⸗Sanitäts-Indi⸗ 
diduum zu koſtſpielig wäre, ſolche Kranke in ein nahes 
Militärſpital unter der nöthigen Vorſicht und Auſſicht 
ſchriftlich anzuweiſen und abzugeben ſind. 
Welche Militär⸗ Spitäler zu dieſer Auf⸗ 
nahme geeignet find, wird den Kreisämtern nachträg⸗ 
lich bekannt gemacht werden. Auch wird es zweckmäßig 
ſeyn, wenn ſelbes von Zeit zu Zeit nach Umſtänden 
durch das betreffende Militär⸗Kommando in der Kennts 
niß ſich erhalte, ob ſolche Kranken in eigens für 
ſelbe beſtimmte Zimmer, wo wie es ſich verſteht 
vorzüglich auf die Abſonderung der Geſchlechter 
fürgedacht werden muß, aufgenommen und behandelt 
werden können. ö 0 

Da die Heil» und Verpflegskoſten für ſolche Kranke 
gleichfalls mit 2ſs aus dem Staatsſchatz, und / von 
den Dominien getragen werden, fo. haben die Kreisäm⸗ 
ter zur Schonung derſelben ſtets die Art und Weiſe, 
wie ſolche Kranke ſowohl zweckmäßig als minder koſtſpie⸗ 
lig in ärztliche Behandlung zu nehmen find, gehörig 
zu bedenken. 8 a 

Uebrigens muß man den Kreisämtern, da die Luſt⸗ 
ſeuche hierlandes fe ſehr verbreitet iſt, alle jene Wei— 
ſungen, welche zur Beſchränkung deſſelben erfloſſen ſind, 
beſonders jene vom 9, und 50. May 180). 3. 18576 
und 20959. vom 16. April 1808 3. 15828, vom 18. 
Dezember 1872 3, 44132, vom 11. Hornung und 27. 
May 181) 3. 5875 und 25175. dann vom 14. No⸗ 
vember 1825 3. 58752, in Erinnerung bringen, auch 
ſind den Ortsobrigkeiten die ihnen hiebei zukommenden 
Pflichten, die Aufmerkſamkeit auf liederliche und un⸗ 
terſtandsloſe Veibsperſonen beſonders in den Brand⸗ 
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weinſchänken, dann in ſolchen Fällen, wo die Verbrei⸗ 
tung dieſes Uebels unter Bauernfamilien ſich verpflanzet 
hat, endlich die Aufſicht auf den Geſundheitsſtand der 
Beurlaubten, erneuert in Erinnerung zu bringen. 
Gubernial⸗ s vom 2bten July 1825. Gub. 
Zahl 356 


96. 

Mit Laufpaͤſſen entlaſſene, oder aus der Mi⸗ 
litaͤrhaft nach ihrer Heimath gewieſene 
Militaͤr⸗Individuen, muͤſſen an die naͤch⸗ 
ſte politiſche oder Polizeybehoͤrde zur 
weiteren Verfuͤgung abgegeben werden. 


Es hat ſich der Fall ergeben, daß ein Individuum, 
welches 55 Jahre im öſterreichiſchen Militär gedient 
hatte, und wegen Oeſerzion und Betrug zu achtjähri⸗ 
gen Schanzarbeit in Eiſen auf der böhmiſchen Feſtung 
Joſephſtadt berurtheilt geweſen war, in Folge hofkriegs⸗ 
rächlichen Reſkript hinſichtlich der noch übrigen Straf⸗ 
zeit begnädigt, und da daſſelbe während der Strafzeit zu 
Feldkriegsdienſten untauglich geworden war, zur Rückkehr 
nach ſeinem Geburtsorte Waſchbayern im Königreiche 
Wuͤrtemberg mittelſt Laufpaſſes entlaſſen wurde. 

Anſtatt in fein Vaterland ſich zu begeben, durch— 
zog dieſer Mann nach Ausweis der dem Paſſe beigefüg« 
ten Inſtradirungen vom 5ten Auguft vorigen, bis 22. 
April dieſes Jahrs Böhmen, Steyermark, Oeſterreich 
ob und unter der Ens in allen Richtungen. 

Um Unzukömmlichkeiten dieſer Art, wodurch die 
öffentliche Sicherheit wefentlich gefährdet wird, für die 
Zukunft zu beſeitigen, hat die k. k. vereinigte Hofkanz⸗ 
ley wegen der vorzukehrenden Abhülfe mit dem k. k. 
Hofkriegsrathe, und mit der k. k. Polizeyhofſtelle ſich 
ins Ein bernehmen geſetzt. 

Der k. k. Hofkriegsrath hat in dieſer Gemäßheit an 
ſämmtliche Länder und Militärkommanden die Weiſung 
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erlaſſen, ſolche aus dem k. k. Militärdienſte, oder aus 
dem Militärhafte nach ihrer Heimath gewieſene Indivi⸗ 
duen, ſte mögen k. k Unterthanen oder Fremde ſeyn, 
an die nächſte politiſche oder Polizeybehöͤrde zur weis 
teren Verſuͤgung abzugeben. 

ben ſo hat der Herr Präfident der Pollzeyhofſtelle 
fammtlichen Polizeybehörden den Auftrag ertheilt, fols 
che mit militäriſchen Laufpäſſen ihnen zukommenden 
Leute gehbrig zu übernehmen, und deren Außerland— 
ſchaffung oder Abſendun in dem Geburtsorte unter Be— 
obachtung der zweckmſſigſten Sicherheitsmaaßregeln zu 
bewerkſtelligen. , 

Den k. Kreisämter wird daher in Folge hohen 
Hofkanzleydekrets vom 25ten Juny d. J. 3. 19615 — 
294 J. aufgetragen, ſich nach dieſen den Militär- und 
Polizeybehörden ertheilten Weiſungen zu denehmen, zu- 
gleich wird denſelben als unabweichliche Norm vorge— 
ſchrieben, ſich in Abſicht auf die zu ertheilenden weitern 
Inſtradirungen bei ſolchen Individuen keine Abweichung 
von den in ihrenPäffen vorgezeichnete Beſtimmungsorte zu 
erlauben, ſondern dieſelben in der kürzeſten Richtung unmit— 
telbar dahin befördern zu machen, wobei denſelben übri« 
gens bemerket wird, daß die hohe Hofkanzley über die die 
naue Befolgung dieſer Anordnung zu wachen, und in 
jenen Fällen, wo nicht in Uebereinſtimmung damit ſich 
benommen werden ſollte, die gehörige Ahndung ein: 
treten zu laſſen anempfohlen hat. 

ubernial-Dekret vom roten Auguſt 1825. Gub. 
Zahl 43684. f OK 


97. | 
Ueberſetzung des Okopyer Kommerzial⸗ 
Graͤnzzollamtes nach Kozaczowka. 


Das bisher zu Okopy beſtandene k. k. Kommerzial⸗ 
Gränzzollamt, ift in das neue Amtsgebäude zu Koza⸗ 
czowka überſetzt worden, welches hiemit allgemein kund 
gemacht wird. 
Gubernial⸗Kundmachung vom Siten Auguſt 1825. Gub. 
Zahl 40112. 
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98. 

Kreisaͤmter duͤrfen keine Auflagen auf Ou: 
dengefaͤlle oder Befreyungen von ſelben 
außer jenen, die im Patente begruͤndet 
ſind, genehmigen. 


us Anlaß eines ſich ergebenen Falles wird den k Kreis. 
ämtern erinnert, durchaus keine Auflage auf das Ko⸗ 
ſcherfleiſch, oder Beſreyungen von dieſem, oder dem 
Lichterzündungs⸗Aufſchlage außer jenen, die in den 
dießfälligen Patenten gegründet find, die Genehmigung 
zu ertheilen, in dieſer Hinſicht die Kontrakte der Kelis 
gionsweiſern, Gemeindvorſteher u. ſ. w., genau zu 
durchgehen, und ſich denſelben in Duplo vorlegen zu 
laſſen, auch ſowohl das deim Amte verbleibende, als 
das der Gemeinde hinauszugebende Exemplare mit der 
Vidirung des Herrn Amtsvorſtehers zu verſehen. 

Gubernial-Verordnung vom 3 2ten Auguſt 1825. Gub. 

Zahl 47042. 


99. 

Ortsobrigkeiten ſollen über die Amtsexpedi⸗ 
zionen ordentliche Poſtjournale fuͤhren, 
und den Poſtſtazionen die Gebuͤhren 
fuͤr ſelbe mittelt der Litt. B. Scheine 
mit Ende jeden Quartals abzuquit- 
tiren. 


Vermöge der Poſtinſtrukzion dom 18ten Oktober 1822 
d. 4. haben die portoſreyen Behörden und Aemter den 
Poſtſtazionen die Aufgade und Abnahme der portofreyen 
Expedizionen am Schluße eines jeden Quartals mittelſt 
der Litt. B. Scheine zu beſtättigen. 

Wegen ungeſäumter Unterfertigung der erwähnten 
B. Scheine iſt den Kreisämtern in Folge hohen Hofkam⸗ 
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merdekrets vom 24. Hornung d. J. 3. 46955. bereits 
unterm 6. April 1825 3. 12841 die Weiſung ertheilt 
worden. 

Da aber nach einer Anzeige der k. Oberpoſtver⸗ 
waltung die Dominien und Ortsobrigkeiten dieſe B. 
Scheine Monate hindurch zu beſtättigen unterlaſſen, ſo 
wird den Kreisämtern aufgetragen, fämmtliche Domi⸗ 
nien und Magiſtrate zu verhalten, daß ſie über die 
Amtsexpedizionen ordentliche Poſtjournalien fuͤhren, und 
den Poſtſtazionen mit Ende des sten Monats eines je— 
den Quartals die Abquittirung über die Gebühren der 
portofreyen Amtsexpedizionen mittelſt der erwähnten B. 
Scheine pünktlich zu ſenden. 

Die Poſtſtazionen werden mittelſt der Oberpoſt— 
Verwaltung angewieſen, ſich bei einem eintretenden 
dießfälligen Zurückbleiben von Seite der Dominien oder 
Magiſtrate wegen Abhilfe an das Kreisamt zu wenden, 
welche ihnen jedesmal zu leiſten iſt. 


Gubernial-Verordnung vom 24ten Auguſt 1825. Gub. 
Zahl 4498. 


100. 


Errichtung von Pfarr- und Dekanatsbibli⸗ 
otheken. 


Mit bohem Hofkanzleydekret vom gten July l. J. 
iſt nachſtehende a. h. Entſchlieſſung Sr. Majeftät vom 
Iten July I. J. über die Errichtung von Pfarr- und 
Dekanatsbibliotheken herabgelangt: 


rtens. Zur Errichtung ſey es von Dekanal⸗, ſey 


es von Pfarr- Bibliotheken, ſoll kein Zwang, alſo auch 
kein Befehl eintreten. 


ztens. Die Biſchöfe find aufzufordern, daß ſie 
durch ihren ermunternden Rath, jedoch ohne Gebrauch 
ihres Anſehens, ſondern bloß mittelſt eines ganz frey⸗ 
willigen Uebereinkommens, Bibliotheken für Seelſorger 
zu kreiren trachten. 
Porv. Geſetzſ. von Galizien 1825. L 
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98. 

Kreisaͤmter duͤrfen keine Auflagen auf Ju⸗ 
dengefaͤlle oder Befreyungen von ſelben 
außer jenen, die im Patente begruͤndet 
ſind, genehmigen. 


us Anlaß eines ſich ergebenen Falles wird den k Kreis⸗ 
ämtern erinnert, durchaus keine Auflage auf das Ko⸗ 
ſcherfleiſch, oder Befreyungen von dieſem, oder dem 
Lichterzündungs⸗Aufſchlage außer jenen, die in den 
dießfälligen Patenten gegründet ſind, die Genehmigung 
zu ertheilen, in dieſer Hinſicht die Kontrakte der Reli— 
gionsweiſern, Gemeindvorſteher u. ſ. w., genau zu 
durchgehen, und ſich denſelben in Duplo vorlegen zu 
laſſen, auch ſowohl das deim Amte verbleibende, als 
das der Gemeinde hinauszugebende Exemplare mit der 
Vidirung des Herrn Amtsvorſtehers zu verſehen. 

Gubernial-Verordnung vom 3 äten Auguſt 1825. Gub. 

Zahl 47042. 


99. 

Ortsobrigkeiten ſollen über die Amtserpedi⸗ 
zionen ordentliche Poſtjournale führen, 
und den Poſtſtazionen die Gebühren 
fuͤr ſelbe mittelft ‚der Litt. B. Scheine 
mit Ende jeden Quartals abzuquit⸗ 
tiren. 


PM möge der Poſtinſtrukzion vom 18ten Oktober 1822 
d. 4. haben die portofreyen Behörden und Aemter den 
Poſtſtazionen die Aufgabe und Abnahme der portofreyen 
Expedizionen am Schluße eines jeden Quartals mittelſt 
der Litt. B. Scheine zu beſtättigen. 

Wegen ungeſäumter Unterfertigung der erwähnten 
B. Scheine iſt den Kreisämtern in Folge hohen Hofkam⸗ 
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merdekrets vom 24. Hornung d. J. 3. 46955. bereits 
unterm 6. April 1825 3. 12841 die Weiſung ertheilt 
worden. 

Da aber nach einer Anzeige der k. Oberpoſtver— 
waltung die Dominien und Ortsobrigkeiten dieſe B. 
Scheine Monate hindurch zu beſtättigen unterlaſſen, ſo 
wird den Kreisämtern aufgetragen, ſämmtliche Domis 
nien und Magiſtrate zu verhalten, daß fie über die 
Amtsexpedizionen ordentliche Poſtjournalien führen, und 
den Poſtſtazionen mit Ende des sten Monats eines je— 
den Quartals die Abquittirung über die Gebühren der 
portofreyen Amtsexpedizionen mittelſt der erwähnten B. 
Scheine pünktlich zu ſenden. 

Die Poſtſtazionen werden mittelſt der Oberpoſt— 
Verwaltung angewiefen, ſich bei einem eintretenden 
dießfälligen Zurückbleiben von Seite der Dominien oder 
Magiſtrate wegen Abhilfe an das Kreisamt zu wenden, 
welche ihnen jedesmal zu leiſten iſt. 

Gubernial-Verordnung vom alten Auguſt 1825. Gub. 

Zahl 44198. 


100. 


Errichtung von Pfarr- und Dekanatsbibli⸗ 
otheken. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom gten July I. J. 
iſt nachſtehende a. h. Entſchlieſſung Sr. Majeſtät vom 
Iten July I. J. über die Errichtung von Pfarr- und 
Dekanatsbibliotheken herabgelangt: 

tens. Zur Errichtung ſey es von Dekanal⸗, ſey 
es von Pfarr- Bibliotheken, ſoll kein Zwang, alſo auch 
kein Befehl eintreten. 

2ztens. Die Biſchöfe find aufzufordern, daß fie 
durch ihren ermunternden Rath, jedoch ohne Gebrauch 
ihres Anſehens, ſondern bloß mittelſt eines ganz frey⸗ 
willigen Uebereinkommens, Bibliotheken für Seelſorger 
zu kreiren trachten. 

Por. Geſetzſ. von Galizien 1825. 0 
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ztens. Ob es Pfarr» oder Dekanats⸗Bibliothe— 
ken, wo dieſe, wo jene ſeyn, ob beide neben einan⸗ 
der beſtehen ſollen, iſt dem klugen Ermeſſen der Ordi— 
narien mit Rückſicht auf die obwaltenden Umſtände zu 
überiaffen. Wo es bereits geſtiftete Pfarrbibliotheken 
giebt, können dieſe ohne den Willen der Stifter unge— 
bührlich zu verletzen, in Dekanats- Bibliotheken nicht 
umgeſchaffen werden. 

Im allgemeinen find die Vorzüge, welche Defanale 
vor Pfarr- Bibliotheken durch die Leichtigkeit mit Me» 
nigern Koſten eine reichere Bücherfammlung herbeizu⸗ 
ſchaffen, und dieſelbe, unter ordentlicher Aufſicht zu 
halten, bemerkbar, ſo wie darauf aufmerkſam zu ma— 
chen, daß auch Pfarr- Bibliotheken ganz wohl durch 
gegenſeitiges Mittheilen der Bücher zum Leſen, zum 
Nutzen des ganzen Dekanates verwendet werden können. 

atens. Zur Kreirung dieſer Vibliotheken ſoll kein 
öffentlicher, alſo auch nicht der Interkalarfond geiſtlich er 
Pfründen beitragen. 

5tens. In wie ferne dieſe Bibliotheken durch frey⸗ 
willige Beiträge gegruͤndet werden ſollen, können dieſe 
beſtehen in Büchern, welche per Donationem inter 
vivos aut morils causa dazu gewidmet werden; in 
Geldbeträgen zum Ankaufe der Bücher. 

Dieſe können ein für allemahl geſchenket, oder 
jährlich abgeführt, und in wie ferne fie per donatio- 
nem mortis causa gegeben werden, können ſie nach 
freyen Belieben beſtimmt werden. 

ötens. Das Einwirken öffentlicher Behörden auf 
die Wahl der Bücher, aus welchen dieſe Bibliothe— 
ken zu beſtehen haben, iſt theils negatib, theils poſttib. 

Negativ, in wie ferne in derleh Bücherſammlun⸗ 
gen in der Regel kein von der Staatszenſur verbothenes 
Werk aufgenommen werden ſoll. 

Ausnahmen kann es bei ſolchen gelehrten Werken 
geben, welche der Bibliothek geſchenkt werden wollen; 
welche im ganzen zwar vielleicht vom bedeutenden Wer⸗ 
the, jedoch wegen einzelnen anſtößigen Stellen nicht 


— 165 — 


zur Zulaſſung fuͤr das Publikum ohne Ausnahme geeig⸗ 
net, aber zur Lektüre für den Kuratklerus etwa doch 
für unbedenklich gefunden worden find. Für die An⸗ 
nahme ſolcher Bücher in Kuratbibliotheken iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der Zenſursbehörde einzuholen, und die Det 
gabe derſelben an dieſes oder jenes Individuum an eis 
ne ſpezielle Erlaubniß des Ordinariats zu beſchränken. 

Eine poſitive Einwirkung auf die Wahl der in diefe 
Bibliotheken anzuſchaffenden Bücher, ift nur den Or⸗ 
dinarien zuzugeſtehen, und ſie hat darin zu beſtehen, 
daß es den Ordinarien frey ſteht, katholiſche, und was 
ſich von ſelbſt verſteht, von der Zenſur genehmigte, fuͤr 
das Amt der Seelſorger im weiteſten Umfange, wozu 
auch die Pflichten derſelben für öffentlichen Unterricht, 
für Erziehung, für Behandlung der Armen und derglei— 
chen gehören, vorzüglich taugliche Bücher zur Anſchaf⸗ 
fung zu empfehlen: 

Geſchenke an Büchern für dieſe Bibliotheken ſind 
an keine andere Bedingung, als die, daß ſie dem Be⸗ 
rufe des Seelſorgers fuͤr katholiſche Religion, für Sitt⸗ 
lichkeit und Landesfürſten und Staat nicht widerſprechen 
und überhaupt nicht werthlos, alſo des Aufbewahrens; 
und des Plotzes, den ſie einnehmen, nicht unwürdig 
ſind zu binden, da überhaupt jede Wiſſenſchaft ſich für 
den Seelſorger ziemt, ihn ehrt, und ihm in manig⸗ 
ſaltiger Rückſicht nützlich ſeyn kann. 

ptens. Sobald derley Bibliotheken beſtehen, neh⸗ 
men fie die Eigenſchaft geſtifteter Inventare für Deka⸗ 
nate oder Pfarreyen an. 

Daraus ergiebt ſich die Anwendung von ſelbſt, wie 
fie zu behandeln find, damit fie erhalten und von Gris 
ten derer, welche das Eigenthum der Pfründen zu 
ſchützen berufen ſind, gehörig überwacht werden. 

Stens, Die Ordinariate find anzuweiſen, ſobald 
der Entwurf zur Organiſirung derley Bibliotheken zur 
Ausführung reif geworden iſt, denſelben der Landes» 
ſtelle zur Genehmigung vorzulegen, welche die Anzeige 
hierüber zu erſtatten hat. 

K 2 
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ztens. Ob es Pfarr» oder Dekanats , Bibliothe. 
fen, wo dieſe, wo jene ſeyn, ob beide neben einan— 
der beſtehen ſollen, iſt dem klugen Ermeſſen der Ordi— 
narien mit Rückſicht auf die obwaltenden Umſtände zu 
überioffen. Wo es bereits geſtiftete Pfarrbibliotheken 
giebt, können dieſe ohne den Willen der Stifter unge— 
bührlich zu verletzen, in Dekanats- Bibliotheken nicht 
umgeſchaffen werden. 

Im allgemeinen find die Vorzüge, welche Dekanal⸗ 
vor Pfarr- Bibliotheken durch die Leichtigkeit mit wer 
nigern Koften eine reichere Bücherſammlung herbeizu— 
ſchaffen, und dieſelbe, unter ordentlicher Aufſicht zu 
halten, bemerkbar, fo wie darauf aufmerkſam zu Nas 
chen, daß auch Pfarr- Bibliotheken ganz wohl durch 
gegenſeitiges Mittheilen der Bücher zum Leſen, zum 
Nutzen des ganzen Dekanates verwendet werden können. 

atens. Zur Kreirung dieſer Vibliotheken ſoll kein 
öffentlicher, alſo auch nicht der Interkalarfond geiſtlicher 
Pfründen beitragen. 

5lens. In wie ferne dieſe Bibliotheken durch fren, 
willige Beiträge gegründet werden ſollen, können dieſe 
beſtehen in Büchern, welche per Donationem inter 
vivos aut moris causa dazu gewidmet werden; in 
Geldbeträgen zum Ankaufe der Bucher. 

Dieſe können ein für allemahl geſchenket, oder 
jährlich abgeführt, und in wie ferne fie per donatio- 
nem mortis causa gegeben werden, können ſie nach 
freyen Belieben beſtimmt werden. 

Gteng, Das Einwirken öffentlicher Behörden auf 
die Wahl der Bücher, aus welchen dieſe Bibliothe— 
ken zu beſtehen haben, iſt theils negativ, theils poſitiv. 

Negatib, in wie ferne in derleh Bücherſammlun⸗ 
gen in der Regel kein von der Staatszenſur verbothenes 
Werk aufgenommen werden ſoll. 

Ausnahmen kann es bei ſolchen gelehrten Werken 
geben, welche der Bibliothek geſchenkt werden wollen; 
welche im ganzen zwar vielleicht vom bedeutenden Wer⸗ 
the, jedoch wegen einzelnen anſtößigen Stellen nicht 
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zur Zulaſſung für das Publikum ohne Ausnahme geeig⸗ 
net, aber zur Lektüre für den Kuratklerus etwa doch 
für unbedenklich gefunden worden find. Für die An⸗ 
nahme ſolcher Bücher in Kuratbibliotheken iſt die Ent⸗ 
ſcheidung der Zenſursbehörde einzuholen, und die Her— 
gabe derſelben an dieſes oder jenes Individuum an eis 
ne ſpezielle Erlaubniß des Ordinariats zu beſchränken. 

Eine pofitive Einwirkung auf die Wahl der in dieſe 
Bibliotheken anzuſchaffenden Bücher, iſt nur den Or— 
dinarien zuzugeſtehen, und ſie hat darin zu beſtehen, 
daß es den Ordinarien frey ſteht, katholiſche, und was 
ſich von ſelbſt verſteht, von der Zenſur genehmigte, für 
das Amt der Seelſorger im weiteſten Umfange, wozu 
auch die Pflichten derſelben für öffentlichen Unterricht, 
für Erziehung, fuͤr Behandlung der Armen und derglei— 
chen gehören, vorzüglich taugliche Bücher zur Anſchaf⸗ 
fung zu empfehlen: 

Geſchenke an Büchern für dieſe Bibliotheken find 
an keine andere Bedingung, als die, daß fie dem Be— 
rufe des Seelſorgers für katholiſche Religion, für Sitt⸗ 
lichkeit und Sandesfürften und Staat nicht widerſprechen 
und überhaupt nicht werthlos, alſo des Aufbewahrens; 
und des Platzes, den ſie einnehmen, nicht unwürdig 
find zu binden, da überhaupt jede Wiſſenſchaft ſich für 
den Geelforger ziemt, ihn ehrt, und ihm in manig« 
faltiger Rückſicht nützlich ſeyn kann. 

tens. Sobald derley Bibliotheken beſtehen, neh- 
men fie die Eigenſchaft geftifteter Inventare für Deka— 
nate oder Pfarreyen an. 

Daraus ergiebt ſich die Anwendung von ſelbſt, wie 
fie zu behandeln find, damit fie erhalten und von Gris 
ten derer, welche das Eigenthum der Pfründen zu 
ſchützen berufen find, gehörig überwacht werden. 

stens. Die Ordinariate find anzuweiſen, ſobald 
der Entwurf zur Organiſirung derley Bibliotheken zur 
Ausführung reif geworden iſt, denſelben der Landes. 
ſtelle zur Genehmigung vorzulegen, welche die Anzeige 
hierüber zu erftatıen hat. 

Ss 


Hiernach haben die Konfiftorien den gefammten 
Säcular⸗ und Regular-Clerus von dieſer a. h. Ent⸗ 
ſchließung in Kenntniß zu ſetzen, und die für dieſe 
heilſame Anſtalt von dem Elerus während jeden Zah 
res eingegangenen freywilligen Beiträge an Geld und 
Büchern mit dem Jahresſchluß anher anzuzeigen, um 
hierüber dem allerhöchſten Befehle gemäß der höchſten 
Behörde Bericht erſtatten zu koͤnnen. 

Gubernial-Dekret vom 14ten Auguſt 1825. Gub. Zahl 


45032. 
101. 


Behandlung derjenigen, die Dh einen un⸗ 
befugten Handel mit Medizinalwaaren 
zu Schulden kommen laſſen. 


Mit hohem Hofkanzleydekret vom 21. July 1325 3. 
22011. wurde verordnet, daß ſich hinſichtlich der Be⸗ 
handlung derjenigen, welche ſich einen unbefugten Han» 
del mit Medizinalwaaren zu Schulden kommen laſſen, 
nicht nach dem der Arzneytarordnung vorgedruckten Cir— 
kulare, ſondern lediglich nach den dießfälligen Beftims 
mungen des Strafgeſetzbuches II. Theils zu beneh— 
men Ten, 

Wovon die Kreisämter zur Darnachachtung mit dem 
Auftrag verſtändigt werden, dieſe Beſtimmung auch den 
untergeordneten Magiſträten und Ortsobrigkeiten bekannt 
zu machen. 

Gubernial-Verordnung vom adten Auguſt 1825. Gub. 
Zahl 47054. 


102. 


Zollbeſtimmung (neue) wegen Einfuhr der 
moldauer und wallachiſchen Weine, in 
die Bukowina. 


Die allgemeine Hofkammer hat laut Dekret vom Aten 
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I, M. Zahl 51664 für zweckmäßig erkannt, den Eins 
gangszoll für die moldauer und wallachiſchen 
Weine, deren Einfuhr gegenwärtg in die Bukowina, 
gegen Entrichtung einer Gebühr von Dreißig Kreutzern 
für den Zentner Sporko geſtattet iſt, dergeſtalt zu er— 
hoͤhen, daß vom Tage des Eintreffens der Eröffnung 
über dieſe Beſtimmung bei den Zollämtern, für die 
moldauer und wallachiſchen Weine, an der Gränze der 
Bukowina Ein Gulden für den Zentner Sporko an 
Konſummo⸗Gebühr eingehoben werden ſoll. 

Gubernial-Kundmachung vom 18ten Auguſt. 1825. Gub. 

Zahl 48054. 
103. 

Vorſchrift zur Hintanhaltung der Verzoͤge⸗ 
rungen in Erledigung oͤffentlicher Rech⸗ 
nungen und der Saumſeligkeit der Rech— 
nungsleger. 


Nach einer Eröffnung der h. Hofkammer vom löten 
July J. J. Zahl 27281 und der h. Hofkanzley vom 
voten July I. J. Zahl zoyo5—ıgı5. hat das h. (Bes 
Herat, Rechnungs » Direktorium folgendes; an ſämmtli⸗ 
che Buchhaltungen erlaſſen. 

»Da die Fälle noch immer häufig wiederkehren, 
wo die Erledigung der Nechnungen dadurch aufgehalten 
wird, daß die Partheyen, oft auch ſogar nach wieder— 
holten Betreibungen noch ſäumen die Erläuterungen 
zu erſtatten, fo wird nicht nur um mehrmalige Bes 
treibungen entbehrlich zu machen, ſondern auch jeden 
vermeidbaren Aufenthalte zu ſteuern, verordnet, nicht 
wie bisher erſt bei Ausfertigung der Supermängel zu 
geſchehen hätte, ſondern ſchon den auszufertigenden 
Mängeln ſte mögen was immer für eine Rechnung (mit 
bloßer zlusnahme der Nontaniſtiſchen) betreffen, von nun an 
am Schluße beizufe zen: „hierüber ift dieErläuter 
rung binnen einer Friſt von — Wochen 
vom Tage des Empfangs zu erſtatten, oder 
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nöthigen Falls eine weitere Friſt zu er⸗ 
wirken, weil wenn dieſes verſäumt wer⸗ 
den ſollte, die Erledigung vom Amtswe⸗ 
gen erfolgen wird. 

Die Friſten ſind den Entfernungen der Rechnungs» 
leger und ſonſtigen Umſtänden angemeſſen zu beſtim— 
men, nach Ablauf der beſtimmten Friſt mit Zugabe 
der Zeit, welche der Mängel ſowohl als der Erläutes 
rungen bedürfen, um an Ort und Stelle zu gelangen 
iſt, wenn keine Erläuterungen eingelangt wären, mit 
den Erledigungen ohne weiteren Aufenthalt nach Maß⸗ 
gabe der zugeſtellten Mängel vorzuſchreiten. Weiter iſt 
auch jeder Erledigung nach der ohnehin ſchon beſtehenden 
Vorſchrift beizuſetzen. 

Wenn jedoch der Rechnungsleger bei 
einer oder der andern Erſatzpoſten be 
ſchwert zu fein meint, iſt dagegen im We⸗ 
ge des Rechtes allein oder zugleich neben 
dem Wege der Gnade, binnen der geſetz⸗ 
mäßigen Friſt von 6 oder 12 Vochen, je 
nachdem der Rechnungsleger zur Zeit der 
Zuſtellung in der Provinz oder außer der⸗ 
ſelben ſich befindet, einzuſchreiten, weil 
nach Verlauf dieſer Friſt kein Rekurs mehr 
Statt findet, ſondern der Erſatz ſogleich 
zu le iſten iſt. 

Erläuterungen, die dermal noch über Mängel aus⸗ 
haften, welchen die im Eingange erwähnte Erneue— 
rung nicht beigeſetzt iſt, ſind für dieſesmal zwar noch 
zu betreiben, den Betreibungen aber neue Friſtbe— 
ſtimmungen in der angeführten Art beizu⸗ 
ſetzen. In Zukunft hingegen entfallen, hiernach alle 
Betreibungen ausſtändiger Erläuterungen von ſelbſt. 
Diefe Verfügung hat auf jene Aemter-Kaſſen und 
Partheyen⸗ Anwendung, welche laufende Rechnungen 
zu legen haben, ſollen die allenfälligen Friſt⸗ erſtreckun⸗ 
gen nicht nur auf das ſtrengſte Bedürniß beſchränket, 
ſondern auch die Buchhaltung, welcher die Rechnungs⸗ 


zenfur obliegt, jedesmal davon in Kenntniß gefegt 
werden. 

Dieß wird den Kreisämtern zur Wiſſenſchaſt und 
Verſtändigung der untergeordneten Magiſträte, dann 
eigenes Darnachachtung eröffnet. 

Gubernal⸗ Verordnung vom 24ten Auguſt 1625. Gub. 
3. 45544. 


104. 


Der Steindruck iſt dem Nachdrucke mit 
Lettern gleich zu halten, und dem ver⸗ 
vom Nachdrucke gleich zu behan— 
eln. 


Se. k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſter Entfchliefs 
fung dom 27ten Juny laufenden Jahres anzuordnen 
geruhet, daß der Steindruck dem Nachdrucke mit Let 
tern gleich zu halten, und gleich dem verbothenen 
Nachdrucke zu behandeln, dann die Amtshandlung über 
die Beſchwerden wegen des Nachdruckes der erſten polis 
tiſchen Inſtanz zuzuweiſen ſey. 

Welche allerhöchſte Verfuͤgung in Folge Hofkanz⸗ 
leydekrets vom aten July laufenden Jahres, 3. 20563. 
zur genauen Nachachtung dekannt gemacht wird. 

Gubernial⸗-Kundmachung vom 27ten Auguſt 1825 Gut: 
Zahl 47757. 


105. 


Zuſtaͤndigkeit gutsherrlicher Gerichte bei For⸗ 
derungen entweder einzelner Muͤndel 
und Pflegbefohlenen, oder einer gemein⸗ 
ſchaftlichen Waiſenkaſſe. 

Die hohe k. k. oberſte Juſtitzſtelle hat unter dem 8 


July 1825 Zahl 4085 250, folgende höchſte Verord- 
nung erlaſſen: 
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Zur näherer Beſtimmung der gutsherrlichen Ge⸗ 
richtsbarkeit für diejenigen Fälle, wo Forderungen ein⸗ 
zelner Mündel und Pflegebefohlenen oder einer gemein» 
ſchaftlichen Waiſenkaſſe gegen Unterthanen oder Gerichts» 
inſaſſen des obervormundſchaſtlichen Gerichtes einge— 
bracht werden ſollen, wird hiemit feſtgeſetzt: 

Wegen der Forderungen einzelner Muͤndel und 
Pflegebefohlenen kann von den Vormündern und Ku— 
ratoren derſelben bei dem obervormundſchaftlichen Ge— 
richte ſelbſt, in ſo ferne demſelben über den Beklagten 
die Jurisdikzion zuſteht, Klage angebracht werden. 

Die dieſer Gerichtsbarkeit unterworfenen Schuldner 
einer gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſa find bei dem nod, 
ſten unbefangenen Gerichte zu belangen. 

Welche höchſte Vorſchriſt hiemit zur Wiſſenſchaft 
und Darnachachtung allgemein kund gemacht wird. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom 27. Auguſt 1825. Gub. 
Zahl 48862. 


106. 


Arreſtanten⸗Transporte fuͤhrenden Kom⸗ 
miſſaͤren haben die Gemeinden die Vor— 
ſpann unentgeltlich zu leiſten. 


an hat öfters wahrgenommen, daß denjenigen In⸗ 
dividuen, welche Arreſtantentransporte begleitet haben 
die Vorſpann für die Hin- und Kückreiſe gegen Bes 
zahlung angewieſen wurde, welches gegen die beſtehen— 
den Vorſchriften iſt; den Kreisämtern wird daher mit 
Bezug auf die beſtehende Verordnung vom 25. May 
1806 Zahl 19222 bedeutet, daß die Gemeinden für 
die transportsführenden Kom miſſäre in der Hin- und 
Rückreiſe die Vorſpann unentgeldlich zu leiſten haben. 
Gubernial-Verordnung vom ꝛ2ten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 45105. 
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+ 107- D e D 

Wie Quittungen ganzer Gemeinden über die 

ihnen gebuͤhrenden Geldbetraͤge fuͤr 
Straſſenarbeiten auszuſtellen ſind. 


8 iſt zur hierortigen Kenntniß gelangt, daß von Ges 
meinden, die Straſſenerforderniſſe übernahmen, Quit⸗ 
tungen über die Auszahlung der gebührenden Verguͤ⸗ 
tung angenommen wurden, die von des Schreibens 
unkündigen Leuten bloß mit Beiſetzung des Kreuzzei— 
chens ohne Mitfertigung desjenigen, der die Namen 
ſchrieb, unterzeichnet waren, und daß auch in die Gr: 
mächtigung der unterſchriebenen Gemeindglieder zur 
Gelderhedung nicht gehörig eingegangen werde. 

Um in dieſer⸗ Beziehung Anſprüchen, und Vers 
wickelungen zu begegnen, wird den Kreisämtern verord— 
net, keiner im Ramen ganzer Gemeinden ausgeſtellten 
Quittung die Beſtättigung zu ertheilen, welche nicht 

ıtends. von den ausgewieſenen Bevollmächtigten 
der Gemeinde ausgeſtellt. 

ztens. Aus der Unterſchriſt des Namens derſelben 
und ihrem Handzeichen falls fie des Schreibens unkün— 
dig find, zu Folge A 185 G. O. mit jenen zweien 
Zeugen, und unter dieſen insbeſondere des Namensun— 
terfertigers, und 

stens. mit dem Gemeindſiegel verſehen ift. 

Diefe drei Erforderniße müßen genau beobachtet 
werden. Die Kreisämter haben zu dieſem Ende darauf 
zu ſehen, daß in den Vollmachten, welche die Vertre— 
ter der Gemeinden bei der Verſteigerung beibringen, 
ſtets die Befugniß Gelder zu erheben ausdrück⸗ 
lich aufgeführt erſcheine. Die Zahlungen werden ſodann an 
dieſe Bevollmächtigten zu leiſten ſeyn. Sollte die Ge⸗ 
meinde ſpäter zur Gelderhebung andere Bevollmächtigte 
beſtellen, ſo müßten ſie mit einer eigenen Vollmacht 
verſehen, ihre Namen dei dem Kreisamte angemerkt, 
die Vollmacht ſelbſt hingegen der erſten Quittung die 
von ihnen ausgeſtellt wird, beigeſchloſſen werden. 


Hiernach haben nicht nur die Kreisämter felbft ſich ge⸗ 
nau zu benehmen, ſondern auch die Gemeinden und 
Dbrigkeiten deutlich zu belehren. 

Gub. Verordnung vom ı3ten September 1825. Gub. 
Zahl 45866. 


108. 


Beſtimmung welche Gattung Bieres als ein- 
faches, und welche als Doppelbier zu 
betrachten ſey. 


In Fällen, wo über die Gattung eines Bieres, ob 
es nämlich einfaches oder Doppelbier fey? Zweifel ent— 
ſtehen, ift Dë zur Richiſchnur zu nehmen, daß eine 
Malzſchüttung von ſechszehn Garnez, auf ein Faß 
Bieres von 36 Garnez immer ein Doppelbier liefern. 
Dieſe Beſtimmung iſt auch in die Veeſteigerungs— 
protokolle des ſtädtiſchen Verzehrungsaufſchlags von Bier 
aufzunehmen. 
Gubernial-Verordnung vom 1öten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 49855. 


10g. 

Saͤuberung der Plaͤtze vor Poſt- und Wirths⸗ 

haͤuſern, und Pflafterung der An- und 
Abfahrten bei Gaſthaͤuſer. 


Mit dem hierortigen Dekrete vom gten Dezember 
1815 3 49230. wurde den Eigenthümern der Wirths— 
häuſer an der Kommerzialhauptſtraſſe von Biala nach 
Brody verordnet, binnen Jahresfriſt die an dieſer 
Straſſe gelegenen Einkehrhäuſer mit beſteinkagten oder 
weniaftens mit beſchotterten Auffahrtplätzen zu verſehen. 

Die Betrachtungen, welche die Landesſtelle zur Gr, 
laſſung dieſer Vorſchriften beſtimmten, find zu wichtig 
als daß die Außerachtlaſſung derſelben geſtattet, und 
ihre Wirkſamkeit bloß auf den gedachten Straſſenzug be⸗ 


ſchränkt gelaffen werden konnte. Es darf nemlich ge, 
der zur Erhaltung der Straſſe, noch aus Polizeyrück— 
ſichten geduldet werden, daß ſich die Wägen der Reis 
ſenden oder Frachtſahrer auf der Straſſe aufſtellen, das 
felbft verweilen, dadurch die freye Benützung der Straſſe 
ſtoren, die Fahrbahn beengen, und die Straſſe ſelbſt 
weſentlich benachtheiligen 

Man hat daher Folgendes anzuordnen beſchloſſen: 

itens. Iſt an der genannten Kommerzialhaupt⸗ 
ſtraſſe mit Strenge über die Vollziehung der bezogenen 
Verordnung vom Zären Dezember 1815 Zahl 49230. zu 
wachen, und den Eigenthümern von Wirthshäuſern, 
Gaſthöfen, und Einkehrhäuſern, welche ungeachtet des 
erhaltenen Auftrages, die Herſtellung geräumiger Aufs 
fahrtsplätze unterließen, dieſelbe neuerdings mit dem 
Beiſatze zu verordnen, daß ſolche längſtens binnen 6 
Monaten bewirkt ſeyn muß. 

2ztens. Wird die bemerkte Vorſchrift auf alle Straſ⸗ 
ſenzüge, die von dem Straſſenfonde unterhalten wer⸗ 
den, in der Art ausgedehnt, daß den Eigenthümern 
der Wirthshäuſer, Gaſthöfe und Einkehrhäuſer zur Der, 
ſtellung beſteinlagter oder wenigſtens beſchotterter ge⸗ 
räumiger Auffahrtsplätze an beiden Seiten des Wirths— 
hauſes die Friſt eines Jahres vorzuſetzen fey. 

ötens. Mit dieſem Auftrage iſt die unnachſichtlich 
in Vollzug zu ſetzende Drohung zu verbinden, daß 
wenn die in den beiden erſten Abfägen 
vorgezeichneten Friſten verſtreichen foll- 
ten, ohne daß dem erlaſſenen Auftrage 
Genüge geſchah, die Befugniß der Hal⸗ 
tung eines Einkehrhauſes oder Gafthofes 
fo lange werde gänzlich gefperrt werden, 
bis nicht die Auffahrtsplize gehörig bet 
geſtellt wurden. 

atens. Außerdem wird den Eigenthümern der Gin, 
kehrhäufer gleich itt obliegen, fo lange die Auffahrt. 
plätze nicht hergerichtet wurden, die Straſſe don dem 
Einkehrhauſe auf eigene Koſten vom Koth und Unrath 


zu reinigen. Die Länge der zu reinigenden Straſſen⸗ 
ſtrecke iſt nach der Breite der mit dem Einkehrhauſe 
verbundenen Realität, fo weit ſolche an der Straſſe liegt, 
zu demeſſen. 

tens. Iſt darauf zu ſehen, daß die Auffahrt⸗ 
plätze ſtets im gutem Stande erhalten, und gehörig 
gereinigt werden. Bei eintretenden Vernachläſſigungen 
ſind die Eigenthümer mit eingreifenden Zwangsmitteln 
zur erforderlichen Leiſtung zu verhalten. 

bötens. Das Füttern des Zugvpiehes auf der Straffe 
iſt allgemein zu verbiethen, und die Fuhren, bei wel» 
chen dieſes verfucht würde, find zur Entfernung von der 
Straſſe anzuhalten. Eben ſo datf auch die Aufſtellung 
derſelben, wenn die Fahrbahn dadurch verengt wird, 
nicht geſtattet werden. 

stend. Muß über die genaue Vollziehung der in 
den . 174 und 175. II. Theils des Strafgefetzbuches 
wegen Verſtellen der Straſſe enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen ſeſte Hand gehalten werden. 

gtens. Die Aufſicht über die Beobachtung der 
gegenwärtigen Vorſchrift liegt nicht blos den Straſſenbe— 
amten und Einräumern, ſondern vorzüglich auch den 
Obrigkeiten od. Die letzteren ſind dafür verantwortlich 
zu machen, und falls es ſich ergeben würde, daß ſie 
Meter Verpflichtung nicht entſprechen, die Wirthshaus— 
eigenthümer zur Unterhaltung der Auffahrtsplätze anzu— 
halten unterließen, den Fuhren das Füttern auf der 
Straſſe ausdrücklich oder ſtillſchweigend geftatteten, das 
bezogene Strafgeſetz nicht anwendeten u. d. g. ſtrenge 
zu ahnden. 

Die Kreisämter haben hiernach die allgemeine Be— 
kanntmachung zu erlaſſen, ſelbſt aber die Vollſtreckung 
mit Nachdruck zu überwachen, wozu die Reifen der 
Kreisbeamten die erforderlichen Wahrnehmungen liefern 
werden, daher auch dem letzteren aufzutragen iſt, jede 
Unregelmäßigkeit, die ſie in der Handhabung der Straſ— 
ſenpolizey bemerken, immer ſogleich dem Kreisamte ana 
zuzeigen. 
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Uibrigens verſteht es ſich von ſelbſt, daß alle fa, 
wohl in dem Strafgeſetzbuche II. Theils als auch in 
ſonſtigen allgemeinen Vorſchriften begründeten Anord— 
nungen bezüglich der Straſſenpolizey hiedurch nichts 
an ihrer Wirkſamkeit verlieren, fondern im Gegentheile 
nur feſter geſtellt werden ſollen. 

Gubernial-Verordnung vom 14ten Sept. 1825. Gub. 

Zahl 47395. 


110. 
Marktpreistabellen ſollen richtig und oer: 
laͤßlich gefuͤhrt werden. 


Bei dem wichtigen Gebrauche, der von den Marft- 
preistabellen in vielfacher Beziehung gemacht werden 
muß, kommt alles darauf an, daß dieſelben richtig und 
verläßlich geführt werden 

Die Kreisamter haben den Obrigkeiten und Magi⸗ 
ſtraten, welche die Marktpreiſe aufzuzeichnen, wiederholt 
die ſorgfältigſte Genauigkeit in der Führung dieſes Ge⸗ 
ſchäfts zur Pflicht zu machen, und darauf zu ſehen, 
daß daſſelbe gehörig vollzogen werde. 

Sollten die Kreisämter Unrichtigkeiten oder Un, 
terſchleife wahrnehmen, ſo ſind dieſelben unnachſichtlich 
an den Schuldtragenden zu ahnden. 

Gubernial-Verordnung vom ꝛ25ten Sept. 1825 Gub. 
Zahl 45759. 


111. 
Aufhebung der den Viehhandel auf dem ol⸗ 
muͤtzer Viehmarkte beſchraͤnkenden Vor⸗ 
ſchriften. 


n Beziehung auf die dermalen zu Olmütz beſtehende 
Viehmarktskontrolle haben in Folge herabgelangten Hol⸗ 
kanzley ⸗Präſidialdekrets Sr. Majeſtät mit allerhöchſter 
Entſchließung vom 25. Juny I. J. Nachſtehendes anzu⸗ 
ordnen geruhet: 
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a) Alle den Viehhandel auf dem Markte ſelbſt Be, 
ſchränkenden Vorſchriften werden aufgehoben, und 
nur die zur Erhebung der Viehpreiſe beſtehende 
Anſtalt iſt in der Art beizubehalten, daß jeder 
Verkäufer bei dem Auftriebe die Zahl und (Gar, 
tung des aufgetriebenen, fo wie jeder Käufer die 
Zahl und Gattung, das Gewicht, und den Preis 
des gekauften Viehes bei der Marktkontrolle or» 
dentlich anzeigen, und bevor dieſes nicht in das 
Markt- Protokoll eingetragen, und das verkaufte 
Vieh von dem Marktſchätzmeiſter in Anſehung des 
Gewichtes geſchätzt iſt, von dem Markte nicht ab» 
treiben ſoll. 

b) Den Viehhändlern iſt geſtattet, auch auf dem 
Triebe von der galiziſchen Gränze bis Olmütz ein⸗ 
zeln, oder mehrere Stücke zu verkaufen. 

c) Der Eigenthümer des am Markttage unberkauft 
gebliebenen Viehes iſt künftig nicht mehr zur An⸗ 
zeige verbunden, ob er das Vieh bis zum näch⸗ 
Den Markttage in Olmütz belaffen, oder wohin 
er daſſelbe treiben wolle. Ferner ſoll das Vieh 
zwar nur an Markttägen auf dem Marktplatze 
verkauft werden dürfen, in ſo fern aber ein Be— 
figer mit dem an einem Markttage nicht ange» 
brachten Vieh bis zum nächſten Markttage zuzu— 
warten geſonnen iſt, und er unter der Zeit Ges 
legenheit fände, einen vortheilhaften Kauf abzu⸗ 
ſchließen, ſoll ihm ſolches gegen dem geſtattet 
ſeyn, daß hierbei jene Förmlichkeiten beobachtet 
werden, welche fuͤr den Verkauf des auf dem 
Markte hintangegebenen Viehes vorgeſchrieben find. 

d) Die bisherige Bezeichnung des gekauften Viehes 
von Seite der Marktkontrolle hat zu unterbleiben. 

e) Sind dem allerhöchſten Beſchluße ad a. zu Folge 
auch ausländiſche Vieh⸗Einkäufer auf dem olmüt⸗ 
zer Markte zuzulaſſen. 

D Die Aufſtellung von Genialen für dieſen Vieh⸗ 
handel von Seite der Siaatsverwaltung findet 


- 175 — 


nicht Statt, aber es iſt jenen Partheyen welche 
es wünſchen, geſtattet, von der Marktaufſtcht Aus⸗ 
züge aus den Protokollen über die angemeldeten 
und geſchloſſenen Käufe und Verkäufe abzuver— 
langen. 
Gubernial-Kundmachung vom 25ten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 49094. 


112. 
Sdt der Diäten um ein Fuͤnf⸗ 
heil. 


Seine Majeſtät haben laut herabgelangten hohen Hof⸗ 
kammerdekrets vom 22ten Auguſt J. J. Zahl 52687 — 
3528. durch eine allerhöchſte Entſchlieſſung vom ıten 
Auguſt d. J. die Diätengebühren vom ıten November 
1825 um ein Fünftheil der gegenwärtigen Ausmaß in 
allen Klaſſen herabzuſetzen, jedoch das dermalige Sy« 
ſtem der ı2 Diätenklaſſen, das Sahlungsverhältniß in 
der Abſtuffung dieſer Klaſſen und die bisherige Klaſſiſi⸗ 
zirung ſämmtlicher Dienſteskathegorien vor der Hand 
beizubehalten befunden; durch dieſe allerhöchſte Schluß 
faſſung find alle von der Diätenbeſtimmung abhängie 
gen Gebühren, und fo fort auch die Zehrungsbeiträge 
für die 5 Klaſſen der zum Diätenbezuge nicht geeigne- 
ten mindern Beamten und Diener um ein Fünftel der 
gegenwartigen Ausmaß herabgeſetzt. 

Das dießfällige Schema der neuen Diäten und 
Zehrungsgelder⸗Ausmaß wird zur Kundmachung an 
die unterſtehenden Aemter und das Dienſtperſonale ans 
liegend beigeſchloſſen. 


Gubernial⸗Dekret vom 15ten Sept. 1825. Gub. Zahl 
54007. 


1. 


Aus weis. 


Der für die zwoͤlf Diaͤtenklaſſen (vermoͤg a. h. Entſchließung vom ıten 
Auguſt 1825, vom ıten November 1825 angefangen) beſtimmten 
Geldbetraͤge in Conv. Muͤnz. 


Sechs obere 
Klaſſen. 


20 fl. fl. 56kr. 1 5fl. 12kr. 1 2fl. 48 kr. 10fl. 24kr. 


VII VIII IX X XI 


Sechs untere 
Klaſſen 


6 fl. 24 kr. 4 fl. 48 kr. 3 fl. 12 kr. 2 fl. 24 kr. 
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Porv. Gefehf. von Galizien 1825. 


113. 
Rearbitrirung der Invaliden mittelft Revi⸗ 
dirungen. 


Mit hohem Hofkanzleydekrete vom rıten Auguſt d. 

J. 3. 24057 iſt eine nähere Weiſung herabgelangt, in 

welcher Art die zur Läuterung des Standes der hierlan— 

digen Militär-Invaliden gemeinſchaftlich mit den Werbs 
bezirken fürgeſchriebene Reviſion deſſelben, vorgenom⸗ 
men werden ſoll. 

a Den Kreisämtern wird eine Abſchrift dieſes Get, 
dekrets mit dem Auſtrage zugeſtellt, bei der mit 
hierortiger Verordnung vom Gren September d. J. 
3. 49158. eingeleiteten dießfälligen Revifion nach 
den hier vorgezeichneten Beſtimmungen fürzugeben. 

Gubernial-Verordnung vom ı6ten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 49779. 


1 
Hofdekret ddo. ııten Auguſt 1825 Hofzahl 
24057-1982. 


In den berfloſſenen Kriegsjahren und bis zum Jahre 
1817 ließ der Hofkriegsraih die außer den Invalidenhäuſern 
lebenden Militärinvaliden jährlich einmal rearbitriren. 
Dieſe Maßregel, welche damals mittelſt eigens dazu 
beſtimmten herumreiſenden Kommiſſionen in Vollzug 
geſetzt wurde, war jedoch mit zu nahmhaften Auslagen 
verbunden, und es ward daher nöthig, ſelbe einſtwei— 
len auf ſich beruhen zu laſſen. Da es jedoch dermalen 
nach der Verſicherung des Hofkriegsraths nöthig wird, 
auf dieſe Maßregel jedoch auf eine Art zurückzukom⸗ 
men, die dem Aerar durchaus keine Auslage verurfachen 
darf, fo wird dieſelbe in Zukunft mittelſt Rebidirungen 
Statt finden, entweder an Ort und Stelle, wo ſich 
die Invaliden aufhalten, und wo zugleich ſchon ein 


Militärſtazions⸗ Kommando, welches die Nevidirung bes 
wirken kann, vorhanden iſt, oder in den zunächſt dem 
Aufenthaltsorte liegenden Orte eines Militärſtazions⸗ 
Kommando, vor welchen der Invalide ſich mit ſeiner 
Urkunde perſönlich zur Revidirung zu ſtellen hat, und 
dazu eigens vorfordern zu laſſen iſt. 

Rachdem jedoch dieſe dermalen nothwendig ge— 
wordene Vorforderung nur durch die politiſchen Behör— 
den geſchehen kann, indem die außer den Invaliden 
häuſern lebenden Militärinvaliden der Eivil-Jurisdik⸗ 
zion unterſtehen, fo wird die Landesſtelle hiemit beauf— 
tragt, durch die Ortsbehörden der Provinz die ſämmt⸗ 
lichen in deren Bezirken lebenden Militär-Invaliden 
auffordern zu laſſen, daß ſie ſich perſönlich mit ihren 
Patental⸗ oder Reſervazions⸗ Urkunden vom uten Sep⸗ 
tember dis längſtens Ende Dezember d. J. an den zu 
ihrer Revidirung beſtimmten Plätzen, welche das Se, 
gimentskommando des Bezirks den Kreisbehörden na⸗ 
mentlich für dieſen Zweck bekannt zu geben angewieſen 
iſt, um ſo gewiſſer ſtellen ſollen, als ſie widrigens nach 
Verlauf des befagten Termins als Emansores behan- 
delt, ſomit aus dem Stande der Invaliden gänzlich in 
Abgang gebracht werden würden. 

Der Pflicht ſich dermalen perſönlich zur Revidirung 
zu ſtellen, werden nur diejenigen enthoben: 

a) welche in der Provinzial Verſorgung ſtehen, und 
dazu ausdrücklich lautende Refervazions-Urkunden 
beſitzen; 

b) welche das vote Lebensjahr erreicht haben; 

c) welche durch erlittene ſchwere Verwundungen oder 
andere ſchwere Krankheiten ſich perſönlich zu ſtellen 
verhindert ſind, und darüber legale ärztliche Zeug⸗ 
niſſe beibringen. ` 
Ueber alle dieſe von der Stellung Enthobene, 

müffen jedoch die Ortsobrigkeiten die Original⸗Paten⸗ 

tal» oder Reſervazionsurkunden und ad c) insbefon. 

dere noch die ärztlichen Zeugniſſe dem nächſten Militär⸗ 

Stazions⸗Kommondo um fo gewiſſer zu ſenden, als 
M 2 


— 180 — 


D 

widrigens auch derlei Leute aus Mangel einer Meldung 
nach Verlauf des erwähnten Termins als Ausgebliebene 
in Abgang gebracht werden müßten; worüber die Orts⸗ 
obrigkeiten insbeſondere zu belehren ſeyn werden. 


114. 


Handwerkern und ſonſtigen unbemittelten 
Perſonen wird der Graͤnzuͤbertritt in das 
franzoͤſiſche Gebieth nur gegen befon= 
gere Erlaubnißſcheine ihrer Regierung 
geſtattet. 


Nach einer an den Herrn Minifter des Innern ges 
langten Eröffnung der geheimen Haus- Hof und 
Staatskanzley hat der k franzöſiſche Geſandte am deut— 
ſchen Bundestage das Präſidium der Bundes-Verfamms 
lung von einer neuerlichen Verfügung der k. franzöſt— 
ſchen Regierung in die Kenntniß geſetzt, wornach allen 
nach Frankreich reiſenden Handwerkern, und ſonſtigen 
unbemittelten Perſonen der Gränzübertritt in das fran— 
zöſiſche Gebieth in Zukunft nur dann geftattet wird, 
wenn dieſelben außer ihren legalen Paſſen noch mit gie 
nem beſondern Erlaubnißſcheine ihrer betreffenden Re— 
gierung, der ausdrücklich auf die Reife nach Frankreich 
lautet, berſehen find. 

Hievon werden die Kreisämter in Folge Erlaſſes 
des Herrn Miniſters des Innern vom Aten v. M. 3. 
25545. zur Wiſſenſchaft und weitern Bekanntmachung 
mit dem Bedeuten in die Kenntniß geſetzt, daß die 
zeitlich nach Frankreich reiſenden Unterthanen Galiziens 
aus der Klaſſe der zu Fuß reiſenden Künſtler, Hand⸗ 
werksburſche, und ſonſt ſolcher Leute die ſich bloß mit 
Handarbeit ihre Rohrung verſchaffen, außer dem vor⸗ 
ſchrütmäſſigen Paſſe auch noch mit einem Zeugniſſe 
verſehen werden, welches nebſt der ausdrücklichen Be⸗ 
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willigung zur Reiſe nach Frankreich auch noch die Ver⸗ 
ſicherung zu enthalten hat, daß ihnen die ungehin⸗ 
derte Rudfehr in ihr Vaterland vorbehalten bleibe. 


Gubernial⸗ Verordnung vom 27ten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 51775. 


115. 


Doktoren der Chyrurgie koͤnnen als ſolche 
mit Ausnahme der Lehrkanzel keine An- 
ſtellung mit Gehalt erhalten, wenn fie 
nicht zugleich gepruͤfte und approbirte 
Geburtshelfer ſind. 


Se. k. k. Majeſtät haben laut hohen Studienhofkom⸗ 
miſſionsdekrets vom 25ten v. M. 3. 5629 mit aller⸗ 
höchſter Entſchlieſſung vom ten v. M. zu beſtimmen 
geruhet, daß Doktoren der Chyrurgie als ſolche, mit 
Ausnahme der Lehrkanzel keine Anſtellung mit Gehalt, 
gleichviel, ob dieſer aus dem Staatsſchatze, von Initis 
tuten, Gemeinden u. f. w. erfolgt wird, erhalten kön⸗ 
nen, wenn ſte nicht auch geprüfte und approbirte (Gre 
burtshelfer ſind. 

Welche allerhöchſte Entſchließung genaueſt zu be⸗ 
achten, und bekannt zu machen iſt. 


. Bubernial » Verordnung vom 17ten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 54511. 


116. 


Ausſchreibung der Erb-Perſonal⸗Klaſſen⸗ 
und Erwerbſteuer fuͤr das Jahr 1826. 


Seine k. k. Majeſtät haben mit allerhöchſtem Kabi⸗ 
netsſchreiben dom 25ten Auguſt l. J. zu verorbnen ge= 
ruhet: daß die Erbſteuer, die Klaſſenſteuer, die Perſo— 
nalſteuer und die Erwerbſteuer, fo wie dieſelben in dem 
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laufenden Jahre 1825 entrichtet worden ſind, auch 
für das künftige Jahr 1826, ausgeſchrieben werden. 
Dieſe allerhöchſte Entſchlieſſung wird in Folge ho» 
hen Hofkanzleydekrets vom 5. September l. J. Zahl 
27769 hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
Gubernial⸗Kundmachung vom zoten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 54498. 


117. 

Wie ſich wegen Ueberkommung unbeſchrie— 
bener Stempelboͤgen zu benehmen ſey, 
wenn Intereſſen⸗ Quittungen von mitt⸗ 
lerweile in die Verloſung gefallenen 
Obligazionen unbrauchbar geworden ſind. 


it hohem Hofkammerdekret vom 27ten Auguſt 
J. J. Zahl 51259 — 3241. folgendes verfügt worden. 

Bei der Beibringung von Intereffen Quittungen 
von Obligazionen, welche in der Smwifchenzeit in die Vers 
loſung gefallen find, können dieſe Quittungen unbrauch⸗ 
bar ſeyn, entweder: 

a) weil fie den Intereſſen Bezug im Papiergelde für 
einen längeren Zeitraum beſtättigen, als er wegen 
der inzwiſchen eingetretenen Verloſung flüffig ge» 
macht werden kann, oder 

p) weil fie ganz auf Papiergeld geſtellt find, wäh⸗ 
rend fie aus demſelben Grunde ſchon ganz auf 
Convenzions-Muͤnze lauten ſollen. 

In beiden Fällen kann die zur Ueberkommung uns 
beſchriebener Stempelbogen erforderliche Beſtättigung 
»es ſey eine andere klaſſenmäſſig geſtempelte Quittung 
über denſelben Betrag eingeledt werden« von der Li⸗ 
quidatur, die es betrift, auf der unbrauchbaren Auits 
tung nicht beigeſetzt werden. 

Das k. k. Gubernium erhält daher den Auftrag 
für ſolche Fälle die Lemberger Kreditskaſſe anzuweiſen, 
auf allen wegen Verloſung der Obligazionen bemängel⸗ 


— 
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ten Intereſſen⸗ Quittungen den Beiſatz zu machen, daß 
die Quittung wegen Verloſung der Obligazion unbrauch⸗ 
bar geworden ſey, wobei die Daten der Verloſung op, 
zugeben ſind, und zugleich zu bekräftigen iſt, daß eine 
klaſſenmäſſig geſtempelte Quittung fuͤr den richtigen In⸗ 
tereſſenbetrag eingelegt wurde. 

Dieß wird den k. Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und 
Darnachachtung eröffnet. 
Gubernial⸗-Verordnung vom 22ten Sept. 1825 Gub. 

Zahl 54229. 
118. 

Einfuͤhrung des allgemeinen Zollſyſtems ge⸗ 

gen die tuͤrkiſche Graͤnze. x 

e. k. k. Majeſtät haben mit allerſtöchſter Entſchlieſ⸗ 

fung dom 15ten Juny d. J. zu genehmigen geruhet, 
daß das allgemeine Zollſpſtem auch gegen die türkifche 
Gränze in jener Art eingeführt werde, wie es gegen 
die Gränzen anderer Nachbarſtaaten beſtehet; daß mit— 
hin alle in Hinſicht auf Zollſatz und Zollbehandlung 
zwiſchen türkiſchen und nicht tuͤrkiſchen Waaren, dann 
zwiſchen den türkiſchen und den k. k. Öfterreichifchen, 
dann den fremden Unterthanen bisher beſtandenen Uns 
terſcheibungen aufgehoben, und die türkiſchen Waaten 
und Unterthanen nach gleichen Grundfägen wie jene 
anderer Nazionen, dann wie die eigenen und fremden 
Unterthanen bei der Ein» und Ausfuhr belegt werden. 

Welches in Folge hohen Hofkanzleydekrets vom 
22ten Auguſt l. J. Zahl 25884 zur aligemeinen Kennt⸗ 
niß bekannt gemacht wird. 

Gubernial⸗ Kundmachung vom aäten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 51185. 


1-7 119. € R 
Wie fich bei Robothabolizionsvertraͤgen zu 
benehmen ſey. 
us Anlaß der höchſten Orts gemachten Wahrneh⸗ 


mung, daß der in den Robothabolizionsberträgen auf 
Staatsherrſchaften vorkommende Vorbehalt einiger 
Lohntäge, wofür nur die Zahlung beſtimmt die An» 
zahl der Tage hingegen unbeſtimmt gelaſſen ift, nicht 
nur bei den Erneuerungsverſuchen des Nadlower Sne 
bothabolizionsvertrags ſondern auch auf andere ſeit dem 
an Private gelangten Gütern, wo dergleichen Verträge 
beſtehen, Streitigkeiten erregen kann, welche durch die 
Beftfegung eines Maximums, und durch andere nähere 
Beſtimmungen hätten vermieden werden können und 
follen, werden die k. Kreisämter zu Folge des hohen 
Hofkanzleydekretis vom 15 v. M. Zahl 24674. dar⸗ 
auf mit dem Bedeuten aufmerkſam gemacht, daß bei 
der künftigen Erneuerung von Rodothabolizionsver⸗ 
trägen dieſer Fehler zu verbeſſern, und bei Vergleichen, 
fo wie bei Verträgen zwiſchen Obrigkeiten und Unter- 
thanen überhaupt die in dem A. 51. des Patents vom 
sten September 178 über das Verfahren in Unter⸗ 
thansſachen mit weiſer Vorſicht vorgeſchriebene Deuts 
lichkeit, und Beſtimmtheit genau zu beobachten iſt. 
Dieſe Weiſung ertheilt man unter einem ſowohl 
der Staatgüter⸗Adminiſtrazion, als auch der Some 
merprokuratur, damit fie bei den dießfälligen Ver⸗ 
handlungen, deren mehrere itzt eben im Zuge ſind, 
hinſichtlich der Feſtſetzung eines billigen Maximums von 
Lohntägen pflichtmäßig mitwirke. 
Gubernial⸗Verordnung vom 23ten Sept. 1825. Gub. 
Zahl 52701. 


120. 
Anmeldung und Liquidirung des Eigen— 
thumsrechtes gegen Konkursmaſſen. 


Ueber die Anmeldung und Liquidazion des Eigen⸗ 
thumsrechtes gegen Konkursmaſſen wird in Folge aller⸗ 
böchſter Entſchlieſſung vom 27. Julius 1825 mit Aufhe⸗ 
bung des Hofdekrets vom uten Deptembet 1788 Zei: 
gendes angeordnet: 
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Das Eigenthumsrecht iſt der Konkursordnung gemäß 
binnen der Ediktalfriſt mittelſt einer Anmeldungsklage 
auszuführen, und darin zugleich für den Fall, daß dem 
Kläger das Eigenthum nicht zuerkannt würde, die ihm 
unter dieſer Vorausſetzung etwa aus andern Rechtsgrün⸗— 
den zuſtehende Forderung anzugeben. 

Der Maſſevertreter ſoll ohne Vernehmung des Aus- 
ſchußes der Gläubiger, weder über dieſe Klage verhan⸗ 
deln, noch über die Anſprüche des Klägers eine Erkläs 
rung abgeben 

In dem Liquidazionsurtheile muß dem Kläger das 
Eigenthum ab» oder zuerkannt, und im erſten Falle 
zugleich über die allenfalls angemeldeten anderen Rechte 
entſchleden werden. 

In beiden Punkten dient das Erkenntniß bei wei⸗ 
teren gerichtlichen Verhandlungen, und der Klaffififa« 
zion zur Richtſchnur, und kann in der Folge auch, ſo 
viel das dem Kläger zugeftandene oder abgeſprochene 
Eigenthumsrecht betrift, durch Vorrechtsklagen nicht be⸗ 
ſtritten werden. 

Jedoch iſt dem Kläger das ihm von dem Gerichte 
zuerkannte Eigenthum vor Verlauf der Cdiktal⸗Anmel-⸗ 
dungsfriſt nicht zu verabfolgen, wenn er nicht bis zu 
diefer Zeit der Konkursmaſſe für den Fall Sicherheit Jet 
ſtet, daß etwa von einem Dritten Anſprüche auf den⸗ 
ſelben Gegenſtand angemeldet würden. 

Borſtehender Inhalt des höchſten Hofdekrets der k. 
k. oberſten Juſtizſtelle dom voten Auguſt 1825, Zahl 
5454/50 1 wird hiemit zur allgemeinen Wiſſenſchaft, 
und insbeſondere ſämmtlichen galiziſchen Juſtizbehörden 
zur Darnachachtung bekannt gemacht. 


Gubernial⸗Kundmachung vom 4. Oktober 1825. Gub. 
Zahl 55646. 
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121. WM 


In den Taufbuͤchern ſoll jederzeit der Na⸗ 
me der Hebamme, welche die Entbin— 
dung vornahm eingetragen, und unge— 
pruͤfte Hebammen nirgends geduldet wer— 
den, wo ſich eine geprüfte Wehmutter 
befindet. 


In Gemäßheit der durch hohes Hofkanzleydekret vom 
2zten July I. J. Zahl 20248 bekannt gemachten aller» 
höchſten Entſchließung vom 25ten Juny l. 3. iſt bei den 
Taufen jederzeit der Name der Hebamme, welche die 
Entbindung vornahm, in die Taufbücher einzuſchalten, 
und dem öffentlichen Sanitätsperſonale iſt die Einſicht 
der Taufbücher nicht nur zugeſtatten, ſondern auch dem⸗ 
ſelben zur Pflicht zu machen, ſich von Zeit zu Zeit 
aus dieſen Büchern die Ueberzeugung zu verſchaffen, 
ob unbefugte Hebammen (welche als ſolche nicht gehö— 
rig auf einer inländiſchen Lehranſtalt geprüft, und mit 
einem Diplom der Lehranſtalt verſehen find) bei Ge, 
burten gebraucht werden, und hiernach die borſchrift⸗ 
mäßige Anzeige zu erſtatten. 

Die Strafen folder unbefugten Hebammen haben 
das erſtemal in einer von Fall zu Fall mit Rückſicht 
auf die vorhandenen Umſtände zu beſtimmenden Geld— 
ſtrafe zu beſtehen, das zweite und die folgenden Male 
aber ift der A 98. des Strafgefetzbuches über ſchwere 
Polizeyübertretungen auch auf diefe unbefugte Hebam— 
men anzuwenden, und dieſelben hiernach mit Arreſt 
gleich jenen Geſetzübertretern zu beſtrafen, welche die 
Arzney⸗ oder Wundarzneykunſt, ohne hiezu berechtiget 
zu ſeyn ausüben. 

Mit weiters erfloffenen hohen Hofkanzleydekret vom 
ıten b. M Zahl 26724 wurde jedoch bedeutet, daß 
der Zweck dieſer allerhöchſten Entſchließung keineswegs 
iſt, um die Zulaſſung der unbefugten Hebammen un⸗ 
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bedingt unter allen Umſtänden zu verbieten, ſondern 
die Abſicht gehe nur dahin, die Uebertretung der längſt 
beſtehenden Vorſchrift, zu Folge welcher ungeprüfte He⸗ 
dammen nirgends geduldet werden ſollen, wo ſich eine 
geprüfte Wehmutter befindet, möglichſt zu verhindern, 
und felbe, wenn De wirklich eintritt, zu verpönen. 


Die Kreisämter haben daher bei vorkommenden 
Fällen mit Berückſichtigung der Umſtände, ob eine gp: 
prüfte Hebamme ſich im Orte befindet, ob auch im 
Bejahungsfalle felbe ihrem Berufe nachkommen könnte, 
oder entweder ſelbſt daran gehindert war, oder ob für 
die Bevoͤlkerung des Orts die nothwendige Anzahl von 
geprüften Hebammen ſich vonfindet, um alle Geburten 
gehörig zu vollbringen, und den Wöchnerinen beizuftes 
hen, das Amt zu handeln, und die Ortsobrigkeiten und 
Dominien ſo wie das öffentliche Sanitätsperſonale hie⸗ 
von in die Kenntniß zu ſetzen. 


Wegen Einſicht der Taufbücher durch das öffentli— 
che Sanitätsperſonale werden, unter Einem, ſämmtli⸗ 
che Ordinariate verſtändiget. 


Gubernial⸗ Verordnung vom Aten Okt. 1825. Gub. 
Zahl 56295. 


122. 


Die Entfernung zwiſchen Iſchel und Ebenſee 
wird auf eine und eine Viertel Poſtſta⸗ 
zion erhoͤht. 


Da den Erhebungen zu Folge, die Entfernung mt, 
ſchen Iſchel und Ebenſee das für 1 1/4 Poſt vorgeſchrie⸗ 
bene Ausmaaß enthält, fo wird vom ıten November 
d. J. angefangen, die Poſtſtrecke zwiſchen Iſchel und 
Ebenfee von einer einfachen auf eine und eine Viertel— 
Poſtſtazion ſowohl für Eſtaffeten, als für die mit Poſt⸗ 
pferden Reiſenden erhöht. 

Welches in Folge hohen Hofkammesdekrets vom 
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16. b. M. 3. 36279. zur allgemeinen Kenntniß ge⸗ 
bracht wird. ` 
Gubernial⸗Kundmachung vom Sten Oktober 1825. Gub. 
Zahl 57344. 


125. 
Erbſteuerbemeſſung von Vermaͤchtniſſen auf 
Meſſen, Hochaͤmter und Litaͤneyen. 


Die hohe Hofkanzley hat mit Dekret vom zgten Au— 
guſt l. J. 3. 25422. folgendes eröffnet. 

In dem $. 15 a des Erbſteuerpatents vom Jahre 
1810 wurden unter den erbländiſchen frommen Stif- 
tungen, denen die Befreyung von der Erbſteuer zu 
ftatten kommt, Vermöchtniſſe auf Meſſen, Hochämter, 
und Litaneyen aufgezählt, wenn der dazu vermachte 
Vetrag ein für allemal, oder an jährlichen Intereſſen 
für die Meſſe 1 fl, für ein Hochamt 3 fl., und für eine 
Litaney ı fl. nicht uͤberſteigt. 

Durch das Hofdekret vom 18ten May 182 1. Zahl 
22270 iſt zwar mit Berufung auf das Erbſteuerpatent 
irrigerweiſe erklärt worden, daß die Meßſtiftung in ſo 
fern fie den Betrag don ı fl. 30 kr. M. M. nicht uͤber⸗ 
ſteigen die Erbſteuerfreyheit zu genießen hat. Allein 
das Hofkanzleydekret vom Zoten Dezember 1824 Zahl 
58295. enthalt den Wiederruf dieſer Anordnung und 
die Weifung, daß ſich in diefer Beziehung einzig und 
allein an die Beſtimmungen des Erbfteuerpatents vom 
ı5ten Oktober 1820 zu halten, das iſt: dieſe Vermächt⸗ 
niſſe nur dann von der Erbſteuer frey zu laſſen ſeyen, 
wenn der Betrag auch in E. M. ı fl. nicht überſteigt. 

Der" 2 vom gten Oktober 1825. Gub. 
a 
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Fuhrkoſten aus Anlaß der Lokalkommiſſio⸗ 
nen in Unterthansbedruͤckungs = und 
Mißhandlungsangelegenheiten find nicht 
von Dominien zu erſetzen, ſondern aus 
dem Staatsſchatze zu verguͤten. 


Zu derlei Lokalkommiſſionen duͤrfen kei⸗ 
ne Kanzlepindividuen verwendet mer, 
den. 


Im Grunde des unterm raten April 1786 3. 9958. 
bekannt gegebenen h. Hofkanzleydekrets vom 28ten März 
deffelben Jahres 3. 612. vermög welchen den Dominien, 
die für veruͤbte Bedrückungen und Mißhandlungen durch 
die doppelten Erſätze und ſonſtigen Geldſtraſen ohnehin 
eine hinlängliche Ahndung erleiden, der Erſatz der Reife 
und Zehrungskoſten in keinem Falle auferlegt werden 
ſoll, wird den Kreisämtern zur Wiſſenſchaft und ge⸗ 
neuen Nachachtung bedeutet: daß die Dominien fünfs 
tighin die Fuhrkoſten aus Anlaß der Lokalkomiſſionen in 
Unterthansbedrückungs- und Miß handlungsſachen nicht 
mehr zu erfepen haben, ſondern daß ſolche den betref⸗ 
fenden Beamten aus dem Staatsſchatze zu vergüten ſind, 
worauf daſſelbe bei Fällung der Erkenntniße über Un⸗ 
terthansbedrückungs⸗ und Mißhandlungsklagen die ges 
hörige Rückſicht hat. 

Hiebei wird denſelben nicht nur der 7te Abſatz des 
unterm 20ten May 1805 Zahl 12972 bekannt gemach⸗ 
ten hohen Hofdekrets vom Zen April deſſelben Jahrs 
Neo. 5465 worin die Vorſchrift enthalten iſt, in wel⸗ 
chen Fällen die Lokalkommiſſionen eingeleitet werden 
ſollen, als auch das beſtehende Verboth, Kanzleyindi⸗ 
viduen zu offizioſen Lokalkommiſſionen zu verwenden, 
mit dem Bemerken in Erinnerung gebracht, daß die 


Verwendung der Kangleyinbividuen zu derley offizioſen 
Lokalerhebungen auf keinen Fall zuläſſig ſey, und jene 
der überzähligen Kreiskommiſſäre und Konzeptsprakti⸗ 
kanten aber hinſichtlich der etwa eingetretenen Nothwen⸗ 
digkeit bei Vorlegung ihrer Reiſepartikularien immer 
grundhältig gerechtfertiget werden muß, indem die Diä- 
ten, welche den Beamten beider erwähnten Kathegorien 
gebühren, dem Staatsſchatze zur Laſt fallen. 
Gubernial⸗-Verordnung vom ıdten Okt. 1825. Gub. 
Zahl 55092. 


125. 

Vorſchrift wegen Hereinbringung der Ver— 
pflegsgebuͤhren für die in dem lember⸗ 
ger allgemeinen Krankenhauſe behandel— 
ten armen Kranken. 


J- Indem den Kreisämtern in der Anlage das in Folge 
allerhöchſter Entſchließung vom 17ten Junp J. J. zu 
erlaſſende Kreisſchreiben, wegen Hereinbringung der Ser, 
pflegsgebühren für behandelte Kranke in dem hierorti— 
gen allgemeinen Krankenhauſe und andern Verſorgungs⸗ 
inſtituten dieſer Art, in welche dieſe Verpflegsgebühren 
zu leiſten ſind, zugemittelt wird, wird den Kreisämtern 
bedeutet; daß 

ıtens. die Kreisämter um ein unnützes Erliegen 
von Kaſſa⸗Baarſchaſten bei der Kreiskaſſe zu vermei⸗ 
den, keine Antizipazion dieſer Verpflegsgebühren zu 
beheben, folglich keine Fondskaſſe bei den Kreiskaſſen 
zu errichten iſt. 

2tens. Daß um die Forderungen über die Ge— 
bühren nicht zu vereinzeln, und zu vervielfältigen, die 
Krankenhaus = Verwaltung, wie es auch bis nun ges 
ſchah, angewieſen wird, die Forderungen über die Ver⸗ 
pflegsgebühren für unvermögliche Kranke, wofür dem 
Krankenhaus der Erſatz zu leiſten iſt, der Landesſtelle 
alle Quartal, Probinz⸗Kreisweiſe von der Krankenhaus⸗ 
Direkzion beſtättiget vorzulegen. 
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Es verſteht ſich don ſelbſt, daß Forderungen an 
dermögliche felbft zahlende Kranke feines 
wegs nach dem Sinn dieſes Kreisſchreibens zu reparti— 
ren und beizutreiben ſind, ſondern die Verwaltung hat 
dieſe Forderungen und Rückſtände abgeſondert auszu⸗ 
weiſen, und beizutreiben. 

ztens. Aus dieſer Verfügung ergiebt ſich von ſelbſt, 
wie nothwendig es iſt, damit der Geburts- oder wenn 
dieſer nicht auszumitteln wäre, der letzte zehnjährige 
Aufenthaltsort der Kranken deſtimmt und gründlich aus⸗ 
gemittelt werde, um Umtriebe und Schreibereyen zu 
vermeiden. 

ztens. In Nuͤckſicht der Verpflegsgebuͤhren für 
arme Kranke aus der Stadt inner der Linien, bleibt es 
bei der bisherigen Beobachtung, und die Verpflegsge— 
bühren für Kranke aus dem lemberger Kreife außer den 
Linien Lembergs find von jenen für Kranke aus der 
Stadt Lemberg abgeſondert, ſo wie aus den uͤbrigen 
Kreiſen abgeſondert alle Quartale anzuzeigen, es ſind 
alfo nur die Verpflegsgebuͤhren für arme Kranke aus dem 
lemberger Kreiſe mit Ausnahme der Kran⸗— 
ken aus Lemberg unter die Gemeinden des lem⸗ 
berger Kreiſes zu repartiren, 

Gubernial- Kundmachung vom o Biren Okt. 1825. Gub. 
Zahl 60731. 
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stm 

Hereinbringung der Verpflegsgebuͤhren für 
die in dem Lemberger allgemeinen Kran⸗ 
kenhauſe behandelten armen Kranken. 


Seine k. k Majeſtät geruheten mit allerhöchſter Ent⸗ 
ſchlieſſung vom ı zen Juny I. J. laut hohen Hoffanze 
leydekrets vom 15ten July I. J Zahl 19509 anzuord⸗ 
nen, daß die Hereinbringung von Verpflegsgebühren 
für arme Kranke im allgemeinen Krankenhauſe zu Lem. 
berg behandelte Innländer, welche bisher von der Ge⸗ 


1 ZE 


meinde, zu welcher fie gehörten, entrichtet wurden, 
vom ıten November L J. kreisweiſe zu geſchehen habe, 
und die geſammten Unterthanen des Kreiſes dazu in 
Anſpruch genommen werden ſollen, ſonach die Verthei— 
lung dieſer Verpflegsgebühren auf dem flachen Lande 
nach dem Grund. und Gebäudeſteuer-Gulden, in den 
Städten die der Hauszinsſteuer unterliegen, nach dem 
Hauszinsfteuer « Öulden zu geſchehen habe. 

Bei Vollziehung dieſer allerhöchſten Entſchlieſſung 
ſind folgende Maßregeln zu befolgen: 

tens. Die k. Kreisämter haben jede an fe im 
Wege dieſes k. k. Landesguberniums gelangende Forde⸗ 
rung an Berpflegsgebühren, ungeſäumt unter die Steu⸗ 
erbezirksobrigkeiten zu repartiren, 

2tens. Dieſe Repartizion hat auf dem flachen 
Lande nach Maßgabe der Grundſteuer, und Haus-Klafs 
ſenſteuer, in den der Hauszinsſteuer unterliegenden 
Städten, unter weiche außer Lemderg, hierlandes nur 
die Stadt Brody gehört, aber nach der Hauszinsſteuer 
auf die Steuerbezirke zu geſchehen. . 

stens. Die Steuerbezirksobrigkeit muß die Sub⸗ 
repartizion nach dem ad 2. angeführten Maßſtabe an 
die einzelnen Gemeinden verfaſſen, die repartirten Bes 
träge aus den Gemeind⸗ oder den Stadtkaſſen, wo dieſe 
beſtehen, einheben, und an die k. Kreiskaſſe abführen. 

tens. Wo es an Gemeinde» oder Stadtkaſſen 
fehlt, oder dieſe nicht zureichende Mittel beſitzen, iſt 
der an die Gemeinde entfallende Betrag von der Steuer- 
bezirksobrigkeit- an die einzelnen Kontribuenten, oder 
Gemeindeglieder nach der Anordnung $. 3. folglich nach 
der Grundſteuer auf dem flachen Lande, in den Städ⸗ 
ten nach der Grund- und Hausklaſſenſteuer, und in 
Brody nach der Grund- und Hauszinsſteuer zu unter» 
theilen, von der Steuerbezirksobrigkeit nach der bei der 
Steuereinhebung vorgeſchriebenen Art einzuheben, und 
dann an die betreffende Kreiskaſſe bei Gelegenheit an⸗ 
derer zu leiſtenden Steuerzahlungen abzuführen. 

stens. Die eingezahlten einzelnen Beträge find von 
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der Steuerbezirksobrigkeit mittelſt der Steuerbüchel je⸗ 
dem Beitragenden und der von der Steuerbezirksobrig— 
keit an die k. k. Kreiskaſſe abgeführte Betrag an dieſe 
letztere gehörig zu quittiren. 


126. 


Belehrung fuͤr die Steuerbezirksobrigkeiten 
zur Erhebung der im Jahre 1824 beſtan⸗ 
denen Produkten und Arbeitspreiſe zum 
Behuf der Bildung der Preißtariffe fuͤr 
den ſtabilen Kataſter. 


Die k. k. Grundſteuer⸗Regulirungshofkommiſſion hat 
zur Ausführung des ı sten $. des allerhöchſten Patents 
vom 25. Dezember 1817. nachdem nunmehr die Grund⸗ 
füge der Kataſtralſchäzungen die a h Genehmigung 
Seiner Majeſtät erhalten haben, gleichzeitig in allen 
Gemeinden der Provinzen, in weichen nach jenem Pa— 
tente der ſtabile Kataſter eingeführt werden ſoll, zum 
Behuf der Bildung der Preistariffe für die Kataſtral- 
Schätzungen, die Erhebung der im Jahre 1824 beſtande⸗ 
nen Preiſe der gemeindüblich erzeugten Produkte, und 
des gemeindüblichen Kultursaufwandes einzuleiten be» 
funden. 

Den Sweck dieſer Erhebung, die Art wie die— 
ſelbe von den Steuerbezirks-Obrigkeiten vorgenom- 
menen, und ihre Reſultate zuſammengeſtellt wer 
den ſollen, werden die Kreisämter aus der hierneben 
beifolgenden Belehrung erſehen. ak 

Die Kreisämter haben damit die Steuerbezirks— 
Obrigkeiten ungefäumt und zwar in Verhinderung der 
Kreisdragoner mittels eigends aufzunehmenden Bothen 
zu betheilen, zugleich aber die Behörden, welche in 
den Orten, in denen regelmäßige Körnermärkte gehal— 
ten werden, zur Ausfertigung der Marktpreiszettel bes 
rechtiget find, eigends anzuweiſen, daß ſie aus den Auf 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. 
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zeichnungen über die einzelnen im Jahre 1824 abge⸗ 
haltenen Körnermärkte, den höchften, den geringſten und 
den Mittelpreis, um welchen jede Körnergattung über 
die fie Aufzeichnungen beſitzen, im ganzen Jahre ver« 
kauft wurde, auszuziehen, und jenen Steuerbezirks⸗ 
obrigkeiten, deren Gemeinden dieſen Körnermarkt bes 
fahren, auf ihr Verlangen erfolgen laſſen. 

Da nach dem 54. F. dieſer Belehrung die Steuerbe⸗ 
zirks⸗ Obrigkeiten die tabellariſchen Zuſammenſätze der 
Erhebungsreſultate denen Kreisamtern binnen 2 Mona— 
ten vom Empfang derſelben einzuſenden verbunden 
ſind; ſo haben die Kreisämter die Zuſtellungstäge aus 
den zurücklangenden Kurrenden zu erheben, und in der 
genaueſten Evidenz zu halten, und die Einhal⸗ 
tung der hiernach für jede Steuerbezirksobrigkeiten ent— 
fallenden Friſt ſtrengſtens zu überwachen. 

Das weitere Verfahren der Kreisämter mit den ein— 
gelangten Erhebungsreſultaten beſteht in Folgenden: 

ıtend. Die Kreisämter ordnen dieſe Eingaben 
nach der topographifchen Ordnung zur leichtern Auffin= 
dung und Beurtheilung der obwaltengen Differenzen 
zwiſchen den Angaben und Durchſchniiten benachbarter 
Gemeinden, und fügen zugleich eine alphabetiſche Nach⸗ 
weiſung der Steuerbezirks⸗Obrigkeiten bei. 

Steng. Hierauf verfaſſen dieſelben die Hauptzu— 
fammenfäge für den ganzen Kreis, welche in zwei nach 
dem A 25. vorgezeichneten Muſter verfaßten Tabellen, 
in welchen für alle im ganzen Kreiſe vorkommenden Pros 
dukte und Gegenſtände des Kultursaufwandes vorge— 
dacht ſeyn muß, mit der einzigen Aenderung beſtehen, 
daß in beiden zwiſchen die Rubriken »Poft-Nro und 
Ramen der Steuergemeinde« noch die Nu⸗ 
brik »Rame der St. B. Obrigkeiten« einzu⸗ 
ſchalten kommt. 

In dieſe Hauptzufammenſätze werden dann die ein» 
gelangten Tabellen der Steuerbezirks-Obrigkeiten, ſo 
wie fie topographiſch geordnet wurden, Gemeinde für 
Gemeinde, und Nubrike für Rubrike ſammt der Ans» 
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merkung und den Durchſchnitten am Schluße jedes 
Steuerbezirks uͤbertragen. 

ztens. Wo bei einer in der Eingabe der Steuer— 
bezirks⸗Obrigkeiten offen ſtehenden Rubrike die Verglei— 
chung mit einer Gemeinde eines benachbarten Steuer» 
bezirks geſchah, wird dieſelbe von den Kreisämtern aus⸗ 
gefüllt, und zur Prüfung und Würdigung der Eingaben 
geſchritten. 

atens. Dieſe hat ſowohl in einer Würdigung der 
zwiſchen den Gemeinden deſſelben Bezirkes, als Amt, 
ſchen benachbarten Steuerbezirken vorkommenden its 
ferenzen in den Preis-Angaben und Durchſchnitten zu 
beſtehen. Die Kreisämter werden dieſen Verſchieden⸗ 
heiten näher auf den Grund ſehen, wo dieſelben auf 
keine Weiſe gerechtfertiget finden, die betreffenden Steu⸗ 
erbezirks⸗Obrigkeiten mit Zeſtſetzung eines kurzen Zrte 
mins zur Verantwortung ziehen, und hiernach entwe⸗ 
der eine Berichtigung der Eingabe vornehmen, oder 
wenn die Steuerbezirks⸗ Obrigkeit auf ihrer Angabe bes 
harrt ihre, allenfälligen Bedenken und ihre Anträge ſo⸗ 
wohl in der Anmerkung mit wenigen Worten, als in 
denen zu erſtattenden Berichten umſtändlich auseinan⸗ 
derſetzen. 

stens. Aus den Durchſchnitten der Eingaben 
ſämmtlicher Steuerbezirks⸗ Obrigkeiten wird dann der 
Hauptdurchſchnitt für den ganzen Kreis verfaßt, und 
am Schluße die Villance zwiſchen dieſem Haupidurch⸗ 
ſchniite der Hauptkörnergattungen, und der ſich auf 
ſammtlichen Marktorten des Kreifes im Jahre 1824 ers 
gebenen Marktmitteldurchſchnittspreis gezogen, und end⸗ 
lich das ganze Operat ſammt den Bemerkungen der 
Kreisämter binnen einem Monat nach Ablauf des für 
die Steuerbezirks-Obrigkeiten feſtgeſehten Termins an 
die Laandesſtelle eingeſendet. 

Da der für die Steuerbezirksobrigkeiten feſtgeſetzte 
Termin — in 2 Monaten von jenem Tage ablauft, an 
welchem die gegenwärtige Belehrung ſich in den Hans 
den aller Steuerbezirks⸗Obrigkeiten des Kreiſes befinden 
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wird, ſo haben die Kreisämter dieſen Tag eigens, und 
zwar gleich nach Zurücklangung ſämmtlichen Kurrendebö— 
gen anher anzuzeigen. 

Sollten übrigens die Kreisämter zur Vollbringung 
dieſes Geſchäfts, worin man ihnen auf ausdrückli⸗— 
che höhere Anordnung die vorzüglichſte 
Pünktlichkeit und Genauigkeit zur Pflicht 
macht, einer außerordentlichen Aushilfe unumgänglich 
bedürfen, ſo iſt dieſes bei Zeiten nachzuweiſen, wo man 
ihnen dann für den Zeitraum eines Monats zur Ver— 
faſſung der tabellariſchen Kreisausweiſe einen Kalkulan— 
ten mit dem Taggelde von 45 kr. und nach Maaßgabe 
der Umſtände von einem Gulden bewilligen würde. 

Gubernial-Kundmachung vom ꝛ2ten Okt. 1825. Gub- 
Zahl 60529. 


di * 
Einleitung. 

In dem allerhöchften Patente vom 25. Dezember 1817, 
mit welchem Seine Majeftät den allergnädigſten Ent— 
ſchluß zu erkennen gegeben haben, in ſäumtlichen deut— 
ſchen und italieniſchen Provinzen der Monarchie ein feſtes 
Syſtem der Grundſteuer in Ausführung bringen zu laſ— 
fen, geruheten allerhöchſt Diefelben in dem $.4, 5 und 
11, die Beſtimmung auszuſprechen, daß die Grund— 
ſteuer nach dem reinen Ertrage bemeſſen, daher ſowohl 
die Menge der erzeugten Produkte und der bleibende 
mittlere Geldwerth derſelben, als die Summe des noth— 
wendigen Kultur» Aufwandes und des hiernach erübri— 
genden Reinertrages ausgemittelt werden fol. 

Bei Genehmigung der zur Ausführung diefer a. h. 
Beſtimmungen in Antrag gebrachten Modalitäten be— 
fahlen Seine Majeſtät, daß zur Veranſchlagung des 
Geldwerthes der Produkte und des nothwendigen Kul⸗ 
tur - Auſwandes, die wirklich beſtandenen Preiſe jenes 
Jahres genommen werden ſollen, welches in der letzt 


verfloſſenen fünfzigjährigen Periode, d. i. vom Jahre 
1774 bis einſchlüßig 1824 im Allgemeinen die 
nidrigſten Preiſe der landwirthſchaftlichen Produkte 
darſtellt. 

Nach den von Seite der Grundſteuerregulirungs— 
Hofkommiſſion gemachten Unterſuchungen etſcheint das 
Jahr 1824 als dasjenige, welches in Folge der ange— 
führten a. h. Entſchließung zum Normaljahre für die 
Produkten Preiſe anzunehmen um. "Deng werden 
jene Produkten⸗Preiſe, die im gedachten Jahre wirklich 
heſtanden haben, zur Grundlage der für den ſtabilen 
Kataſter zu bildenden Preistariffe genommen. 

Da jedoch die Operazionen für den jtabilen Kata? 
ſter nur allmählich fortſchreiten können, und in manche 
Theile der Monarchie erſt nach Jahren gelangen, wo 
es ſchwieriger werden dürfte, die gegenwärtig ſo nahe 
liegenden Notizen über die im Jahre 1824 beſtande— 
nen Preiſe mit Verläßlichkeit zu ſammeln, und da nur 
durch das Gegeneinanderſtellen dieſer Erhebungen und 
Preisangaben aus ſämmtlichen Provinzen, die gleich 
beim Beginnen der Operazionen ſo nothwendige Ueber— 
einſtimmung in dieſes umfaſſende Geſchäft gebracht wer— 
den kann; fo wird es nothwendig ſchon jetzt und gleiche 
zeitig in allen Gemeinden zu bieten Preis- Erhebungen 
zu ſchreiten. 

Die Art, wie dieſe Erhebungen vorzunehmen find. 
iſt der Gegenſtand der nachfolgenden Belehrung. 


| Erſter Abſchnitt. 
Gegenſtand und Umfang der einzuleitenden 
Preis-Erhebungen. 


8. SS 
Die Preis, Erhebungen find in jeder Gemeinde 
abgeſondert vorzunehmen. Als Gemeinden werden in 
Beziehung auf die Operazionen für die ſtabilen Katafter 
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diejenigen Körper erklärt, die gegenwärtig ſchon als 
Steuer⸗Gemeinden beſtehen. 

Wo mehrere Gemeinden in eine Steuer-Hauptges 
meinde vereinigt ſind, iſt jede Untergemeinde als eine 
ſelbſtſtändige Gemeinde zu behandeln. 

422 

Die Erhebungen haben ſtch auf die Preiſe der ges 
meindeüblich gebauten Früchte; und auf den gemeind— 
üblichen Kulturaufwand zu beſchränken. 


1 
$ L 


Unter den gemeindeüblich gebauten Früchten wer⸗ 
den jene verſtanden, welche von der Mehrzahl der 
Grundbeſitzer in einer Gemeinde, und in derſelben Kul— 
tur-Gattung erzeugt werden. Wenn daher die meiſten 
Landwirthe eine Gemeinde in ihr Winterfeld, eine Nach— 
frucht zu bauen pflegen z. B. Stoppelrüben, oder Buch— 
weitzen u. d. g. ſo iſt auch der Ertrag dieſer Nachfrucht 
zu erheben, und der Schätzung einzubeziehen, wenn 
nur einige es thun, dann iſt die Erhebung des Preiſes 
dieſer Produkte zu unterlaſſen. 

+ A. 

Der gemeindeübliche Kulturaufwand iſt jener, pel, 
cher zu Folge der bon den meiſten Landwirthen in dem 
Umfange der Gemeinde befolgten Art die Gründe jeder 
Kultur-Gattung zu bewirthſchaften, zur Erzeugung der 
gemeindeuͤblich gebauten Früchte nothwendig gemacht 
werden muß. 


Zweiter Abſchnitt. 
Voreinleitungen zu Preis-Erhebung. 


§. 5. 


Die Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit hat jede Gemeinde 
ihres Bezirkes abgeſondert von dem Zwecke und dem 
Umfange der vorzunehmenden Erhebungen vorläufig zu 


verſtändigen und anzuweiſen, an einem zu beftimmens 
den Tage durch den Ortsvorſtand und einige zu dem 
Ende zu beſtimmende großere Grundbefiger in der Ges 
meinde zu erſcheinen, und die in ihren Händen befind« 
lichen Behelfe z. B. Wirthſchafts -oder Gemeinde-Rech⸗ 
nungen u. d. g., durch welche ſie ihre Angaben zu be— 
währen im Stande find, mitzubringen. 

Befinden ſich in dem Umfange einer Gemeinde auch 
Dominikalgründe, fo find die Beſitzer derſelben, oder 
deren Stellvertreter gleichzeitig beizuziehen. Außerdem 
iſt auch der Ortsvorſtand von einer oder zwei brenge 
barten Gemeinden vorzuladen. 


+ 6, 

Ferner hat die Steuerbezirksobrigkeit ſich vorläufig 
den Durchſchnittspreiszettel der Hauptförner- Gattungen 
für das Jahr 1824 von jenen Marktorten zu verſchaffen, 
nach welchen die Gemeinden ihres Bezirkes ihre Pro— 
dukte zu Markte bringen, oder wenn fie keinen Ueber 
fluß an Produkten erzeugen, welchem fie am nächſten 
gelegen ſind. Die Behörde, welche dieſe Marktpreiszet⸗ 
teln auszufertigen berechtiget iſt, wird unter einem durch 
das betreffende Kreisamt angewieſen, dieſelben in Be— 
reitſchaft zu halten, und den Steuerbezirksobrigkeiten 
auf Verlangen erfolgen zu laſſen. ö 


. 

Vor dem Beginnen der Verhandlung ift den Gr, 
meindegliedern die landes väterliche Abſicht Seiner Ma⸗ 
jeſtät, welche dieſen Erhebungen zum Grunde liegt, 
auseinander zu jegen. Sie find darauf aufmerkſam zu 
machen, daß eines der vorzuͤglichſten Gebrechen der ges 
genwärtigen Steuerverfaſſungen in den Preisanſätzen 
liegt, welche auf die gegenwärtigen Zeitverhältniſſe nicht 
mehr paſſen, und daß ſie dieſem wichtigen Theile der 
Operazionen für den ſtabilen Kataſter, welcher allein 
die möglichſte Beförderung der heilſamen Fortſchritte der 
Landeskultur, und keine Erhöhung der Anforderungen 
zum Zwecke hat, ihre ganze Aufmerkſamkeit widmen, 
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und die Wahrheit mit der ſtrengſten Gewiſſenhaftigkeit 
angeben ſollen. Zugleich iſt ihnen zu bedeuten, daß 
ſie von allen Gegenſtänden, um deren Preis ſie befragt 
werden, den Lokalpreis, d. i. jenen Preis anzugeben 
haben, welchen das in der Frage ſtehende Produkt im 
Jahr 1824 im Innern der Gemeinde hatte. Die ine 
gaben der Gemeindglieder find in der nachfolgend Dote 
gezeichneten Ordnung in ein nach dem beiliegenden Mu— 
J Ger verfaßtes Protokoll aufzunehmen, welchem eine 
kurze Skize der Lage der Gemeinde als Einleitung vor- 
auszuſchicken iſt. 

Erſcheinen der Steuerbezirks⸗Obrigkeit einige An- 
gaben der Gemeindeglieder nach den ihr bekannten Vers 
bältniſſen nicht ganz in der Wahrheit gegründet, ſo iſt 
die Gemeinde darauf aufmerkſam zu machen. Beharrt 
fie auf ihrer Angabe, fo find die von ihr angeführten 
Gründe in das Protokoll aufzunehmen, von der Steuer— 
bezirksobrigkeit aber nach Befund entweder zu beſtätti⸗ 
gen, oder zu wiederlegen, und die Preisbeſtimmung 
des in der Frage ſtehenden Artikels hat auf die in dem 
folgenden $. 29. vorgezeichnete Art zu geſchehen. 


S. 8. 


Die in Wiener Währung angegebenen Preife find 
auch in dieſer Valuta in das Proto oll aufzunehmen, 
und entweder ſogleich, oder bei dem tabellariſchen Zu, 
ſammenſatze (J. 27. und 28) auf Konvenzions » Minze 
nach dem Kurs von 280pEt. zu reduziren. 

Beſtehen in einem Bezirke ortsuͤbliche, von dem 
N. Oeſt. welches das Kataſtralmaaß ift, abweichende Maaße 
und Gewichte, und ift die Nedukzion derſelben auf das 
R. O. oder Kataſtralmaaß und Gewicht den Gemein, 
degliedern nicht geläufig, ſo ſind ihre Angaben in dem 
ortsüblichen Maaße anzuſetzen, am Schluße des Proto- 
kolls aber der Schlüſſel zur Redukzion auf die Kata- 
ſtralmaaße aufzuführen, die Redukzion ſelbſt aber bei 
den Zuſammenſätzen J. 27 und 28 zu benützen. 
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9. 
Die vorzunehmende Verhandlung theilet ſich: 
I.) In die Erhebung der Produktenpreiſe. 
II.) In die Erhebung der Preiſe des Kulturaufs 
wandes. 


Dritter Abſchnitt. 
J.) Erhebung der Produktpreiſe. 


Hr. 18: 

Die Erhebung der Produktenpreiſe geſchieht nach 
der Reihen⸗Folge der verſchiedenen Kultur-Gattungen, 
auf welchen ſie erzeugt werden. 

Unter dem Ausdrucke verſchiedene Kultur-Gattun⸗ 
gen wird verſchiedene Benützung der Grundoberflächen 
nach den verſchiedenen Gattungen der landwirthſchaftli— 
chen Produkzion verſtanden. In dieſen Sinne machen: 

das Ackerland, 

das Wieſenland, 8 

das Weinland, 

Die Verbindung zweier verſchiedener Kultus 

ren auf einem Grundſtücke (gemiſchte Kulturen) 

die Forſtwirthſchaft u ſ. w. eigene Kulturgattungen 
aus, und für jede einzelne derfelben find die Preiſe der 
darauf gemeindeüblich erzeugten Produkte abgeſondert 
zu erheben. 

Dagegen ſind die Produkte von Grund⸗Oberflächen 
die keine landwirthſchaftlichen ſondern einer induſtriellen 
Produkzion gewidmet find, z. B. Torfgruben, Ziegel⸗ 
ſchläge, Steinbrüche u. d. dh kein Gegenftand der Preis- 
erhebung. 

1 

Die verſchiedenartigſte Produkzion findet auf dem 
Ackerlande ſtatt. Die Gemeinde hat daher zuerſt ans 
zugeben, welche Gattungen von Produkten ſie auf dem 
Ackerlande gemeindeublich erzeugt. 
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12. 

Ueber die Preiſe der Hauptfrüchte des Ackerlandes 
giebt der Marktpreiszettel, welchen die Steuerbezirks⸗ 
obrigkeit zu der Verhandlung nach der Beſtimmung 
des J. 7. mitzubringen hat, den Aufſchluß. Die darin 
aufgeführten Beträge zeigen aber nur den Preis, um wei— 
chen das in der Frage ſtehende Produkt von allen den 
Marktort befahrenden Gemeinden erkauft wurde; die 
vorzüglichere oder mindere Qualität des Produktes, ſo 
wie die größere oder kleinere Entfernung von dem Markt- 
orte, modiſtziren aber den Preis deſſelben für die ein⸗ 
zelnen Gemeinden. 

Es iſt jedoch bei dieſen Verhandlungen nicht an der 
Zeit, in dieſe Modifikazion der Marktpreiſe nach den 
beſondern Gemeinde- Verhältniſſen einzugehen; ſondern 
die Berückſichtigung derſelben gehört zu den Obliegen— 
heiten des Kommiſſärs, der feiner Zeit die Schätzungen 
in der Gemeinde Ben zu 

u KT 

Sind die Preife jener Früchte des Ackerlandes, wel⸗ 
che gemeindeüblich gebaut werden, und die in den 
Marktpreiszettel erſcheinen, in das Protokoll aufgenom- 
men, dann wird zur Erhebung der im Jahre 1824 be, 
ſtandenen Lokalpreiſe der übrigen gemeindeüblich gebau— 
ten Produkte des Ackerlandes z. B. Erbſen, Linfen, Grp, 
äpfel, Klee, Mengefutter u. d. gl. geſchritten. 

Wäre der Preis eines dieſer Nebenprodukte dom 
Jahre 1824 aus dem Grunde nicht zu erheben, weil 
ſich in dieſem Jahre kein Verkauf dieſes Produktes in 
der Gemeinde ergeben hat, ſo iſt die Gemeinde um den 
in einem der unmittelbar vorhergegangenen Jahre be— 
ſtandene Preis zu befragen, und die dießfällige Angabe 
in dem Protokolle mit Beifuͤgung der Urfache, wegen 
welcher der Preis des Jahrs 1824 nicht erhoben wer⸗ 
den konnte, aufzuführen. 

§. 79 
Bei dem Wieslande handelr es ſich um Erhebung 
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des Lokalpreiſes von Heu und Grummet. Wird in der 
Gemeinde füßes und faures Heu und Grummet erzeugt, 
und hat dieſe Verſchiedenheit der Qualität auf den Preis 
Einfluß ſo iſt der Preis jeder dieſer beiden Gattungen 
des Produktes auszumitteln. Im Falle im Jahre 1624 
kein Verkauf dieſes Produktes ſtatt gefunden hätte, iſt 
ſich nach dem J. 15 vorgezeichneten Beſtimmungen zu 
benehmen, und die Gemeinde zugleich zu befragen, 
welche der benachbarten ſich Gemeinden hinſichtlich derZage 
und innern Beſchaffenheit ihrer Wieſengründe mit ihr in 
gleichen Berhältniſſen befindet. Wenn der Heupreis in 
einer Gemeinde aus dem Grunde nicht ausgemittelt 
werden könnte, weil kein Heu verkauft, ſondern das 
erzeugte bloß verfuͤttert wird, dann iſt dieſe Urſache in 
dem Protokolle anzuführen. 
15. 


+ 

Bei dem Weine iſt jener Preis auszumitteln, den 
das Produkt des Jahres 1824 nach vollendeter Gäh⸗ 
rung hatte. Sollten in der Gemeinde Weine von ver— 
ſchiedener Qualität, und daher von verſchiedenen Drei» 
fen vorkommen, fo find fie ſaͤmmtlich zu erheben, und 
in das Protokoll aufzunehmen, zugleich aber diejenigen 
Rieden der Gemeinde zu bezeichnen, in welcher die eine 
und die andere Qualität erzeugt wird. 


ie 

Auf den Grundſtücken, die gemiſchten Kulturen 
gewidmet ſind, werden entweder Produkte erzeugt, die 
einer der übrigen benannten Kulturgattungen angehö— 
ren, z. B. auf berebten Ackerlande werden Körnerfrüchte 
und Wein erzeugt, und dann iſt für dieſe Kultur-Gat» 
tung keine beſondere Preis⸗Erhebung nothwendig, oder 
es werden zum Theile Produkte gebaut, die in keiner 
andern Kultur» Gattung vorkommen, z. B. Wieſen, die 
ganz mit Obſtbäumen zur Erzeugung des Obſtmoſtes 
beſetzt ſind, in dieſem Falle müſſen die Preiſe dieſer he— 
ſondern Produkte in der vorgezeichneten Art gleichfalls 
erhoben werden. 


* 17. 

Unter die Produkte der in der Urprodukzion benütz⸗ 
ten Grundoberflächen gehöret auch das Schilf oder Rohr 
in Seen, Teichen, und Moräſten. Es kommt daher auch 
der Preis dieſes Produktes, wo es dorkommt, auszu⸗ 
mitteln. Da daffelbe in verſchiedenen Gegenden nach 
verſchiedenen Maaßen verkauft wird, für welche kein 
Normalmaaß zur Redukzion im Allgemeinen beſteht, 
fo ift die Ausmaaß, nach welcher die Preis-Eehebung 
geſchah, umftandlich anzuſetzen, z. B. pr Schober von 
60 Bünden zu ungefähr 50 Pfund Gewicht. Ferner 
iſt beizufuͤgen, ob bei dieſem ausgemittelten Preiſe 
das Stoſſen und Aufbinden des Teichrohres von dem 
Verkäufer oder dem Käufer beſtritten wird, und wie 
hoch dieſes pr. Schober zu ſtehen kommt. 

Kr Lë 

Bei dem Produkte der Wälder und Auen iſt der 
im Jahr 1824 beſtandene Preis des Scheiterholzes nicht 
nur nach der Untertheilung vom harten und weichen 
Holze; ſondern auch nach Verſchiedenheit der in dem 
Walde vorkommenden Gattungen z. B. Eichen, Bus 
chen, Tannen, Fichten» Holz u ſ. w auszumitteln und 
anzugeben, ob der Verkauf am Stamme Statt findet, 
daher das Fällen auf Koſten des Käufers geſchieht, 
oder ob dieß, ſo wie das Ausbringen und Aufrichten 
von dem Verkäufer beſtritten wird. In dieſem letztern 
Falle ſind die Köſten des Fällens, Ausbringens und 
Auſklafterns anzugeben. Zuweilen hat das Holz derſel— 
ben Gattung in einer Gemeinde verſchiedene Preiſe, 
weil es in einem Theile des Foeſtes leichter ausbring— 
lich iſt, und daher den Käufern mindere Koſten ver— 
urſacht, während es in anderen Theilen des Forſtes 
nur mit bedeutenden Koftrn ausgebracht werden kann. 

In dieſem Falle ſind dieſe Preisverſchiedenheiten 
mit Anfuͤbrung der Umſtände, durch welche fie begrün— 
det werden, in das Protokoll aufzunehmen. 

Wenn über einen Forſt⸗Abſtockungs⸗Kontrakte d. 
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h. ſolche Berträge beſtehen, nach welchen das Holz nicht 
nach einem heſtimmten ortsüblichen Maaße, ſondern der 
ganze Holzbeſtand eines beſtimmten Flächenraumes ver— 
kauft wird, dann iſt der Flächenraum anzugeben, der 
den Käufern überlaſſen wurde, und der Preis, um 
dem ſie das darauf ſtehende Holz übernommen haben. 

Im Falle wegen Mangel des Abſatzes die Holzpreiſe 
des Jahres 1824 nicht angegeben werden koͤnnten, iſt 
ſich nach den in den 8%. 15 und 14 ertheilten Beſtim— 
mungen zu denehmen. 


Vierter Abſchnitt. 


II.) Erhebung der Preiſe des Kultur⸗Auf⸗ 
wandes. 


$. 19. 

Der gemeindeübliche Kulturauſwand theilt Gë in 
den Preis der Arbeiten der Menſchen und Thiere, und 
die baaren Auslagen für nothwendige gemeindübliche 
Anſchaffungen. 

28. 

Um einen billigen Maaßſtab zur Vergütung der 
Hand» und Zugarbeiten, die der Betrieb des landwirth⸗ 
ſchaftlichen Gewerbes fordert, zu finden, ſind folgende 
Erhebungen einzuleiten. 

Die Gemeinde hat den im Jahre 1824 beftande- 
nen Preis des Taglohns eines männlichen und eines 
weiblichen Arbeiters, dann bei ſchwerer und leichter 
Arbeit anzugeben. 

Wäre fie dieß wegen der in den A. 15 und 14 bes 
merkten Falle nicht im Stande, dann iſt ſich nach dem 
dort gegebenen Beſtimmungen zu benehmen, und ins⸗ 
befondere anzugeben, mit welchen der benachbarten 
Gemeinden ſich dieſelben hinſichtlich der Art die land— 
wirthſchaftlichen Arbeiten zu verrichten, in gleichen Ger, 
hältniſſen befindet. 
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§. 21. 


So viel die Zugarbeiten betrifft, wird zuerſt ers 
hoben, mit welcher Gattung Zugvieh, ob mit Pferden 
oder Ochſen die Arbeiten von den meiſten Grundbeſitzern 
in der Gemeinde beſtellt werden. 

Dann wird ausgemittelt, was die Anſchaffung et, 
nes zweiſpännigen Geſpanns dieſer Thiere und des da— 
zu erforderlichen Geſchirres koſtet, wie viel daſſelbe jäh- 
lich an Futter bedarf, und was für die Abnützung der 
Thiere und Geſchirre zu rechnen ſey 

Dieſes Futter iſt nach den vorerhobenen Preiſen 
der betreffenden Produkte zu Gelde anzuſchlagen, hier— 
auf ſind die Koſten der Erhaltung eines Knechtes für 
das ganze Jahr mit Berückſichtigung des Taglohn eines 
Mannes auszumitteln, endlich alle dieſe Beträge zu 
ſummiren, und die Summe mit 500 (als der ange— 
nommenen Anzahl der Arbeitstage) zu theilen. Der 
entfallende Betrag It als der für die Gemeinde entfal— 
lende Preis eines zweiſpännigen Zugtages anzuſetzen. 

Die Steuerbezirks-Obrigkeiten werden bei dieſer 
Erhebung in ihrem Einbegleitungsberichte an das Dot, 
geſetzte Kreisamt das Gutachten beifügen, ob ein und 
welcher geringerer Dipident als der von 300 gewählt 
werden dürfte, damit im Preiſe des Zugtages auch das 
Ackerwerkzeug, dem der Zug vorgeſpannt iſt, billiger 
weiſe berückſichtigt erſcheine. 

Gleichzeitig iſt zu erheben, wie viel für die Ueber; 
laſſung eines Geſpannes zu landwirthſchaftlichen Ver— 
richtungen überhaupt im Jahr 1824 im Innern der 
Gemeinde für einen Tag als Miethe bezahlt wurde, 
und dieſer Betrag iſt gleichfalls in dem Protokolle out, 
zuführen. 

Cd: 

Sollte endlich der Fall vorkommen, daß die Grund⸗ 
beſitzer die nöthigen Hand- und Zugarbeiten nicht ſelbſt 
verrichten, ſondern die einzelnen landwirihſchaftlichen 
Verrichtungen, z. B. das Ackern, Eggen, Mähen, 


Schneiden u. f, w. nach der Jochzahl, oder nach einem 
von dem gewohnlichen Taglohne abweichenden Preiſe 
bezahlen, dann haben dieſelben den für jede einzelne 
dieſer Arbeiten im Jahr 1824 bezahlten Betrag, und 
wenn dieſer nach der Jochzahl entrichtet wird, den Zeite 
aufwand, der zu ihrer Verrichtung nothwendig iſt, 
auszumitteln und anzugeben. 
28. 

Unter den Anſchaffungen, deren Preiſe zu erheben 
find, werden jene verftanden, die außer den Wirth— 
fhafts.Geräthen und dem animaliſchen Dünger von allen 
oder den meiſten Landwirthen einer Gemeinde erkauft, 
und um den Ertrag ihrer Kulturen zu erhöhen, Drte 
wendet werden, z. B. bei dem Ackerlande die Anſchaf— 
fung von Klee- oder Ruͤbenſaamen, Kalk und Mergel 
u. dgl. Bei dem Wieſenlande die Anſchaffung von Gips, 
Seifenſieder⸗Aſche u. ſ. w. Bei dem Weinlande die An⸗ 
ſchaffung der Weinſtöcken oder Pfähle. 

Die im Jahr 1824 beſtandenen Preiſe ſolcher An⸗ 
ſchaffungen ſind zu erheben und anzugeben. 


Fuͤnfter Abſchnitt. 
Zuſammenſtellung dieſer Erhebungen. 


§. 24. 

Sind ſonach die Preiſe aller gemeindeüblich ge⸗ 
bauten Früchte und des gemeindeüblichen Kultur-Auf⸗ 
wandes erhoben, und findet keines der anweſenden Mit- 
glieder der Verhandlung weiter etwas zu erinnern, dann 
iſt das aufgenomme Protokoll allſeitig zu unterſertigen. 

EE, 

Iſt dieſelbe Verhandlung bei allen Gemein⸗ 
den des ganzen Steuer⸗Bezirks gepflogen, dann wer⸗ 22 
den die Reſultate derſelben gemeindeweife in den 
nach der beiliegenden Form verfaßten beiden Tas 35 
bellen zuſammengeſtellt. 
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§. . 

In die Tabelle für die Produkten Preiſe werden 
die Anſätze der Marktpreiszettel und die Angaben der 
Gemeinden nur nach der im 8. A. angeordneten Reduk— 
zion auf das niederöſterreichiſche oder Kataſtralmaaß ein— 
getragen, daher die ortsüblichen Hohlmaaße auf den n. 
öfterr. Metzen, die Gewichtsmaaße auf den n. of. Zent⸗ 
ner, die Flüßigkeitmaaße auf den n. öſterr. Eimer zu 
4o Maaß, und das Längenmaaß auf die n. öfterr. 
oder Wiener Klafter, die Scheiterlänge aber auf 30 
zöllige Scheiter reduzirt werden. 

§. 27. 

Hierauf werden die Anſätze der Marktpreiszettel 
und die Angaben der Gemeinde in der für das Proto— 
koll vorgezeichneten Ordnung in einen Entwurf der Tas 
belle übertragen. 

Von den Anſätzen der Marktpreiszettel wird nur 
der Mittelpreis in den Tabellen-Entwurf aufgenommen. 

Wenn von einem aufgeführten Produkte der im 
Jahre 1824 beſtandene Preis nicht erhoben werden 
konnte, dann iſt die dießfällige Rubrik offen zu laſſen, 
wird daſſelbe aber in einer Gemeinde gar nicht erzeugt, 
dann iſt die Nubrike zu durchſtreichen. Hat ein Pros 
dukt derſelben Gattung, und für welches in der Tas 
belle nur eine Rubrike beſtimmt iſt, in der Gemeinde 
zwei Preife, z. B. in dem $. 18 vorgedachten Falle das 
Holz, dann hat der zweite Preis auf einer zweiten 
Zeile zu erſcheinen. 

S. 28. 


Derſelbe Entwurf der tabellarifchen Zuſammenſtel⸗ 
lung iſt dann auch aus den erhobenen Preiſen des Kul— 
tur⸗Aufwandes zu verfaſſen. 

In dem $. 22. bemerkten Falle, daß Die incl, 
nen landwirthſchaftlichen Verrichtungen gemeindeüblich 
zu verſchiedenen Preiſen gezahlt würden, find die dieß⸗ 
fälligen Rubricken gleichfalls oſſen zu laſſen. 


§. 29. 

Sind alle in den Protokollen der ſämmtlchen Ge— 
meinden enthaltenen Preis- Angaben in die Entwürfe 
der Tabellen aufgenommen, dann hat die Steuer-Be⸗ 
zirks⸗Obrigkeit zur Wuͤrdigung und Berichtigung der 
Gemeinde-Angaben zu ſchreiten. Kömmt nämlich vor, 
daß zwei oder mehrere benachbarte Gemeinden in den 
Angaben des Preiſes deſſelben Gegenſtandes weſentlich 
differiren, und wird dieſe Differenz weder durch die 
ortsübliche Lage, noch durch die befondere Güte des 
Produktes in der einen oder der andern Gemeinde er— 
klärbar, fo iſt es die Obliegenheit der Steuer⸗Bezirks⸗ 
Obrigkeit, dieſen Unterſchied auszugleichen. 

Zu dem Ende hat ſie diejenigen Gemeinden, bei 
welchen nach ihrer Anſicht eine unrichtige Angabe bie, 
ſer Differenz zum Grunde liegt, nochmals vorzurufen, 
darüber zu befragen, und zur Zurücknahme ihrer An— 
gabe mit dem Bedeuten zu bewegen, daß zu einer Be— 
richtigung derſelben von Amtswegen geſchritten werden 
müßte. Die Aeußerung der Gemeinde ift als ein Nach⸗ 
trag in das mit ihr früher aufgenommene Protokoll 
einzuſchalten. 


Beharret dieſelbe auf ihrer Angabe, und ſind die 
vorgebrachten Gründe der Steuer -Bezirks Obrigkeit 
nicht genügend, ſo hat dieſelbe, die in den Entwurf der 
Tabelle aufgenommene Angabe der Gemeinde nach 
ihren Anſichten zu berichtigen, und den richtiger ſchei— 
nenden Ziffer anzuſetzen. Dieſe Aenderung iſt in der 
Anmerkung mit den Worten: »Der Preis des 
wurde von Amtswegen voen . auf .. .. gefegt« 
zu bemerken. 

Auf diefe Art ſind alle in den Angaben der Ge— 
meinden erſcheinenden, und nicht hinlänglich gerechtfer⸗ 
tigten grellen Differenzen der Preis-Angaben zwiſchen 
Nachbar-Gemeinden, entweder durch freiwillige Zuſtim⸗ 
mung, oder von Amtswegen zu beſeitigen. 


Prov. Gefehf. v. Galizien 1825. O 
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§. 30. 


Konnte eine Gemeinde den Preis eines Gegen— 
ſtandes nicht angeben, ſtellte ſich aber hinſichtlich des 
Preiſes deſſelben mit einer Gemeinde des nämlichen 
Steuer-⸗Bezirks gleich, fo hat die Steuer-Bezirks-Obrig⸗ 
keit die in Folge der im 27. $. ertheilten Beſtimmung 
offen gelaſſene Nubrik, wenn ihr kein Bedenken gegen 
dieſe Gleichſtellung vorkömmt, auszufüllen, im Gegen— 
theile aber auf die im vorſtehenden $. bemerkte Art 
Dorzugehen. 


Eine ſolche Ausfüllung der Rubrick durch Gleich» 
ſtellung mit einer Nachbargemeinde iſt jedoch gleichfalls 
in der Nubride Anmerkung mit den Worten: »Der 
Preis des ..... wurde gleichgeſtellt dem Preiſe in der 
Gemeinde R. e erſichtlich zu machen. 


S. 


Geſchah die Vergleichung mit einer Gemeinde eis 
nes andern Steuer-Bezirkes, fo iſt die Rubricke fortan 
offen zu laſſen, und in der Nubricke Anmerkung der 
Name des Steuerbezirkes und der Gemeinde anzuſetzen, 
mit welcher die Gleichſtellung geſchehen ſoll. 


§. 32. 


Sind auf dieſe Art die Entwürfe der beiden Ta⸗ 
bellen richtig geſtellt, dann werden die Anſätze fummirt, 
und der Durchſchnitt aus derſelben für den ganzen 
Steuer⸗Bezirk gezogen. 


§. 55. 


Von diefen berichtigten Entwürfen der Zuſammen⸗ 
ſtellung werden zwei gleichlautende Abſchriften von je⸗ 
dem mit der in dem mitgetheilten Formulare 5. 25. 
enthaltenen Ueberſchrift verfaßt, die Ourchſchnitte an⸗ 
geſetzt, und von der Steuer ⸗Bezirks⸗Obrigkeit gefertigt. 


Sechſter Abſchnitt. 
Einſendung der Erhebungs-Reſultate. 


§. 34. 
Dieſe in dupplo verfaßten Tabellen ſind binnen 
2 Monaten nach Empfang der gegenwärtigen Beleh⸗ 
rung dem vorgeſetzten k. k. Kreisamte einzuſenden, die 
Protokolle aber und die Entwürfe zu den Tabellen bei 
der Steuer⸗Bezirks⸗Obrigkeit wohl zu verwahren. 


§. 55. 


In dem Einbegleitungsberichte ſind die allfälligen 
Bemerkungen über die von Amtswegen vorgenommene 
Berichtigung der Gemeinde⸗Angaben über die Gleich⸗ 
ſtellung mit benachbarten Gemeinden, insbeſondere 
aber das im $. 21. abgeforderte Gutachten, über die 
zu poranſchlagende Anzahl der Zugtage aufzunehmen. 


— a e 
Formulare zu . 7. 


Protokoll. 


Weiches unterm heutigen Tage zur Erhebung der im 
Jahre 1824 in der Gemeinde Neuberg, Steuerbezirk 
Hausheim im ..... . Kreiſe beftandenen Preiſe der 
Produkte und des Kulturaufwandes aufgenommen wurde. 


Gegenwärtige. 
Joſeph Burg, Steuer-Bezitks⸗Obrigkeitlicher Cher, 
Beamte. 
Georg Lenz, Amtsſchreiber, Aktuar. 


Von Seite Herrſchaft Decz: 
Mathias Ender, Forftdereiter. 


Von Seite der Gemeinde Reuberg. 
Anton Thaler, Ortsrichter. 

Friedrich Gruber, Mitnachbar aus Haus⸗Nro. 17. 
Peter Gerſtner, Mitnachhar — — — 33. 
Karl Fuchs, Mitnachbar — — — 432. 


Von Seite der Nachbargemeinde 
Erſting. 

Joſeph Berger, Ortsrichter. 

Wenzel Itzig, Mitnachbar aus Haus⸗Nro. 27. 


Die Gemeinde Neuberg ligt an der nördlichen 
Gränze des Blachfeldes und an dem füdlichen Abhange 
des Kahlengebuͤrges. Sie zählt 60 beſtiftete Häuſer, 
und befährt mit ihren Erzeugniſſen den Körnermarkt zu 
Traunderg. Der Weg dahin ift eine durchaus ebene, 
in ziemlich gutem Stande erhaltene Kommerzialſtraſſe. 
Die Entfernung beträgt 2 Meilen. 

Die Gemeinde beſitzt in ihrem Umfange Aecker, 
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Wieſen, Weingärten, und die Herrſchaft Dolcz die 
fämmtlichen Waldungen. 

Auf dem Ackerlande werden gemeindeüblich 
Weitzen, Korn, Gerſte, Hader, Hirſe und Erdapfel 
gebaut. 

Hi Das angeſchloſſene Marktpreiszettel weiſet: 
Für den Weitzen: 
Den höchſten Preis im Jahre 1824 mit 2 fl. 30 kr. 


— mittleren — — 24 
— geringſten — — — 2 — 18 — 
Für das Korn: 

Den hoͤchſten Preis 1 fl. 28 kr. 

— mittleren — 1— 22 — 

— geringſten — 1 — 16 — 


Für die Gerſte: 


Den höchſten Preis — — 56 — 
— mittleren — — — 52 — 
— geringſten — — — 48 — 


Für den Haber: 


Den höchſten Preis — — 36 
— mittleren — — — 34 — 
— geringſten — 8 sett, 


für den n. öſterr. Metzen nach. 

An Hirſe wurde zwar 
im Jahre 1824 kein Verkauf 
im Innern der Gemeinde ge: 
macht, und auch der Markt- 
preiszettel weiſet den dießfälli⸗ 
gen Preis nicht nach. Da aber 
dieſes Produkt in der Gemein⸗ 
de gewöhnlich doppelt ſo hoch, 
als das Korn gehalten wird, 
oder 2 Metzen Korn für einen 
Metzen Hirſe gegeben werden, 
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ſo dringt die Gemeinde dieſe 
Frucht mit 2 fl. 40 kr. pr. Met⸗ 
zen in Anſchlag. 


Erdäpfel wurden im 
Jahre 1824 von einem in die 
Gemeinde gekommenen Händ⸗ 
ler mit 25 kr pr. Metzen be⸗ 
zalht, außerdem aber kein Ver⸗ 
kauf in dieſer Fruchtgattung ge« 
macht. 


Auf dem Wieſenlande erzeugt die Gemeinde 
nach der Verſchiedenheit, der Lage deſſelben an dem 
Dorfbache und auf der Höhe gegen Erſting, theils faue⸗ 
res, und theils ſüßes Heu und Grummet. 


Das erſtere wurde zum 
größten Theil nach der Stadt 
gebracht, und dort verſchieden, 
theils zu 40 kr., theils zu 44 
kr., und theils zu 50 kr. pr. 
Zentner verkauft, wonach der 
Durchſchnitt auf 45 kr. entfiel. 


Da jedoch die Transports⸗ 
koſten dahin wenigſtens zu 5 
kr. pr. Zentner, der größeren 
Entfernung und der Wegmäu⸗ 
the wegen, gerechnet werden 
dürften, fo käme es mit 4oft., 
anzuſetzen. 

Das fuͤße Heu wird nicht 
verkauft ſondern durchaus an 
das eigene Vieh der Gemeinde 
verfüttert. Den beſten Auf 
ſchluß über den Preis dieſes 
Heues kann die Gemeinde Gre 
ſting geben, an welche die 
Wieſen der Gemeinde Neuberg 


gränzen, und wo jährlich meh⸗ 
rere hundert Zentner füßes Heu 
verkauft werden. 


Das Grummet beider 
Gattungen wird 142 wohlfei⸗ 
ler, als das Heu gehalten, das 
her das ſauere zu 27 kr. pr. 
Zentner. 


An Wein erzeugt die Gemeinde zwei Gattungen, 
die beſſere größtentheils rother Farbe, am füdlichen Ab» 
hange des Kahlenberges in den Rieden, Reuſatz und 
Spitzen, die mindere weiße Gattung am nördlichen Ab— 
hange in der Ried Bergen. 

Der deſſere Wein wurde, 
nach der mitgebrachten Rech⸗ 
nung der Kirchengründe zu 
Marting 1824 von dem Wir⸗ 
the Elſer mit 6 fl. 30 kr. pr. 
Eimer dezahlt, und hiernach 
die meiſten Kaufe in der Ge⸗ 
meinde geregelt. 


Der Wein der ſchlechten 
Gattung wurde laut den Aus- 
ſagen der Gemeindeglieder im 
Durchſchnitte pr. 4 fl. 15 kr. 
pr. Eimer verkauft. 


Uiber die Holzpreiſe weiſet der Forſtbereiter der 
Herrſchaft Dolcz, welche die ausgedehnten Waldungen 
in der Gemeinde ſämmtlich beſtitzt, durch die Forſtrech⸗ 
nungen nach, daß die Klafter 36zöllige Scheiter nach 
dem am Stamme geſchehenen Verkauf berechnet, vom 
harten Holze, d. i. von Eichen und Buchen, um 4fl. 
36 kr., und das Fichtenholz um 3 fl. 12 kr. verkauft 


wurde. V 
Dieß gilt jedsch nur von 
den zunächſt gelegenen Forſt⸗ 
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theilen an der Eiche und im 
Dorfgraben, in dem entferntes 
ren, und durch die Verwüſtun⸗ 
gen des Wildbaches beinahe 
unzugänglichen Forſttheile, an 
der hohen Wand beſteht mit 
den Köhlern ein Abſtockungs⸗ 
Kontrakt, wonach ihnen das 
Joch ſchlagbarer Nadelhölzer 
um 25 fl. überlaſſen wird. Da 
nun von einem ſolchen Joche 
ungefähr 100 Klafter 30zöllige 
Scheiter gewonnen werden kön— 
nen, ſo kömmt die Klafter un⸗ 
gefähr auf 15 kr. zu ſtehen. 
Die Gemeinde beſtättigt 
dieſe Angabe. 


Was den Arbeitslohn betrifft, ſo wird der Tag⸗ 
lohn für einen männlichen Arbeiter ſeit mehreren Jah⸗ 
ren ohne Verabreichung einer Koft oder Trunk zu 1ökr., 
eines Weibes hingegen zu 12 kr., oder in Arbeiten bei 
Haufe zu 10 kr. bezahlt. 

Die meiften Gemeindeglie⸗ 
der halten eigenes Zugvieh, 
größtentheils Pferde. Die An⸗ 
ſchaffung eines Paares dieſer 
Thiere von dem in der Gegend 
gewöhnlichen Schlage koſtet 
160 — 180 bis 200 fl. fammt 
dem nöthigen Geſchirre. 

Als Futter erhält ein Paar 
Pferde im Durchſchnitte drei 
Metzen Haber in jeder Woche 
(im Sommer mehr, im Win⸗ 
ter hingegen weniger) und 72 
Zentner Heu ſauerer Gattung 
im ganzen Jahre, 


Der Knecht koſtet jährlich 
nach dem Taglohn eines Man⸗ 
nes. „„ 97 Det 
Die Gemeinde bringt 
daher 10 pEt. der 
Anſchaffung mit 18 fl. — kr. 
156 Metzen Haber 
as... 91 fl. — kr. 
72 Zentner Heu A 
40 kr. 47 fl. 20 kr. 
Der Lohn des Knech⸗ 
tes 97 fl. 20 kr. 
Zuſammen 255 fl. 40 kr. 
für die ganzjährigen Unterhal⸗ 
tungskoſten in Aufrechnung, 
welche mit 300 getheilt, den 
Werth eines zweiſpännigen 
Zugtages mit Pferden zu 50 
504 fr, oder mit Hinweglaſ⸗ 
fung des Bruchtheiles zu Arte, 
a geben. 
Unter den übrigen Anſchaffungen kommen allein 
die Weinſtöcke anzuſetzen. 
Von dieſen koſtete 1000 
Stücke im Durchſchnitt auf 
dem Holzmarkte zu Altdorf 10 
fl., der Transport von dort in 
die Gemeinde für eine Enfer⸗ 
nung von 5 ıJ2 Meilen ſammt 
den Wegmäuthen kann für 
1000 Stucke zu 1 fl. 50 kr. 
angeſchlagen werden, wornach 
das 1000 Weinſtöcke mit 11 fl, 
50 kr. anzufetzen kömmt. 
Da keine anderweitigen Produkte und Kulturaufs 
wandes Gegenſtände in der Gemeinde gemeindeuͤblich 
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vorkommen, wurde gegenwärtiges Protokoll den Ge» 
meindegliedern nochmals vorgeleſen, und hierauf ge⸗ 
fertiget. 


Amtskanzley Hausheim, den 24. July 1825. 


Joſeph Burg mp. Anton Thaler mp. 
Oberbeamte. Ortsrichter der Gemeinde 
Georg Lenz mp. Neuberg. 
Aktuar. 
Mathias Ender mp. Friedrich Gruber mp. 
Forſtbereiter der Herrſchaft Mitnachbar. 
Dolcz. 
Peter Gaſtner mp. 
Mitnachbar. 
Karl Fuchs mp. 
Mitnachbar. 


Joſeph Berger mp. 
Ortsrichter von Erſting. 
Wenzel Itzig mp. 
Mitnachbar. 


Formulare Neo. 2. 
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Der in den Gemeinden des Steuer» Bezirks N. N. gemeindeüͤblich erzeugten Produkte, und des im Jahre 1824 beſtandenen Preiſes 
derſelben. 


Im Jahre 1824 beſtandener Preis von 
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Anmerkung. Kommen in einem Steuer Bezirke die hier beiſpielweiſe angeführten Produkte nicht vor, fo können die dießfälligen Rubriken hinweggelaſſen werden. 
Kommen andere als dieſe hier vorgezeichneten vor, fo find neue Rubsifen für dieſelben am vorgezeichneten Platze zu eröffnen, 


(Zur Sig. O. Seite 219.) 


Formulare Nro. 3. 
Kreis 


Zu ſa m m enn ſt ellun g. 


Des in den Gemeinden des Steuer⸗Bezirks N. N. gemeindeuͤblich vorkommenden Kultur⸗Aufwandes, und des im Jahre 1824 be⸗ 
ſtandenen Preiſes deſſelben. 
a = — RK 
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Im Jahre 1824 beſtandener Preis 
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eines zweiſpännigen Zugtages mit der Anſchaffung von 
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Nachtrag. 


Nachdem die Steuerbezirksobrigkeiten die angeordnete 
Preiserhebung in ihrem Bezirke vollendet hatten, zeigte 
es ſich, daß das Produkt Erdäpfel bei allen die Gre 
meinde Neuberg umſchließenden Gemeinden Sonn⸗ 
dorf, Erſting und Gebmanns zu 30 fr. und darüber 
pr. Metzen angegeben worden war. Die Gemeinde 
wurde daher nochmals zur Rechtfertigung ihrer Angabe 
vorgerufen. 

Die Gemeinde erklärt, 
daß fe zwar erkennen muͤſſe, 
daß die in ihrem Gemeinde⸗ 
Umfang erzeugten Erdäpfel 
an der Güte der Qualität 
nicht unter jenen der übrigen 
Gemeinde ſtehen, daß ſie aber 
bei dem Umſtande, daß der 
einzige im Jahre 1824 ſtatt 
gehabte Verkauf dieſes Pros 
duftes zu 25 kr. pr. Metzen ges 
Tab, auf ihrem Anſatze bes 
harren muͤſſe. 

Da die Steuerbezirksobrigkeit dieſen Grund nicht 
genügend fand, fo wurde der Gemeinde bedeutet, daß 
man dieſe Angabe berichtigen, von Amtswegen den 
Preis der Erdäpfel auf 32 kr. als den Mittelpreis der 
übrigen Gemeinden ſetzen werde. Somit wurde der 
Nachtrag diefes Protokolls gefertigt. 

Amtskanzley Hausheim, den 21. September 1825. 


Joſeph Burg mp. Anton Thaler mp. 
Oberbeamte. Ortsrichter von Neuberg. 
Georg Lenz mp. Aktuar. Friedrich Gruber mp. Mit⸗ 
Joſeph Berger mp. Orts- nachbar. 


richter in Erſting. Peter Gerſtnermp Mitnachdar. 
Karl Fuchs mp. Mitnachbar. 
Wenzel Itzig mp. Mitnachbar. 
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127. 
Beſtimmung des Ranges und Titels der 
mediatifirten vormahls reichsſtaͤndigen 
Surften = Familien. 


Seine k. k Majeſtät haben dem Herrn Miniſter des 
Innern mittelſt allerhöchſten Kabinetsſchreibens vom 9. 
v. M. den auf allerhöchſt Ihren Antrag in der Sitzung 
des deutſchen Bundestages vom 18ten Auguſt d. J. 
einſtimmig gefaßten Beſchluß zu eroͤffnen geruhet, daß 
den in Folge der Auflöſung des deutſchen Reiches mit— 
telbar gewordenen — vormahls reichsſtändigen Fami⸗ 
lien ein, ihrer Ebenbürtigkeit mit den ſouverainen Dä: 
ſern angemeſſener Titel gewährt, und den Fürſten das 
Prädikat »Durchlaucht« ertheilt werde. 

Zugleich haden Seine Majeſtät das Verzeichniß 
jener Fürſten- Familien, auf deren jedesmahligen Chef 
dieſer Bundesbeſchluß ſeine Wirkſamkeit zu äußern haben 
wird, herabzugeben, und zu befehlen geruht, daß um 
mit dieſer Beſtimmung auch ein angemeſſenes Kanzley- 
Ceremoniel in Verbindung zu ſetzen, fo wie den fou- 
verainen Fürften in der Anrede der Ausdruck »Durch— 
lauchtiger Fürſt« zuſtehet, den mediatiſirten Für— 
ſten von den Stellen in den Ausfertigungen, und zwar 
in der Anrede der Ausdruck »Hurchlauchtig hoch— 
geborner Fürſt« im Kontexte der Titel »Durch— 
laucht« gegeben werden ſoll. 

Diefe Beſtimmungen werden in Folge eines her 

. abgelangten Schreibens des Herrn Miniſters des In⸗ 

nern vom 7. Oktober d. J. unter Anſchluß des Ver⸗ 

J zeichniſſes der Fürſtenhäuſer, auf deren jedesmaligen 

Chef dieſe Begünſtigung ihre Wirkſamkeit zu äußern 

hat, zur allgemeinen Kenntniß und Nachachtung bes 
kannt gemacht. 


Gubernial⸗ Kundmachung vom ı3ten Okt. 1825. Gub. 
Zahl 61071. 


$ 
$ 


der mittelb 


Gem, __ Su 


Verzeichniß 
ar gewordenen ehemals Reichs⸗ 


ſtaͤndiſchen fuͤrſtlichen Haͤuſer. 


I. Media 


tiſirte Fürſten, welche in der Oeſterreichi⸗ 


ſchen Monarchie domilizirt ſind: 


Aue 


rsberg, 


Colloredo⸗Mannsfeld, 
Dietrichſtein, 
Eſterhazy, 
Kaunitz⸗ Rietberg, 
Khepenhüller, 
Lobkowicz, 
Metternich, 
Roſenberg, 
Schwarzenberg, 
Schönburg, 
Starhemberg, 


Tra 


uttmansdorff, 


Windiſchgrätz. 
II. Mediatiſirte Fürſten, welche außerhalb der 
Deſterreichiſchen Monarchie domizilirt find: 


Are 


mberg (Herzog), 


Bentheim ⸗ Steinfurt, 
Bentheim Tellenburg , oder Rheda, 


Ero 


y (Herzog), 


Fugger » Babenhaufen, 
Fürſtenberg, 
Hohenlohe > Sangenburg » Langenburg, 


S 


» Zangenburg - Dehringen, 

e LZangenburg« Kirchberg, 

e Waldenburg » Bartenftein , 

e Waldenburg-Bartenftein. Jartberg, 
e Waldenburg - Schillingsfürft , 


Iſenburg⸗ Dffenbap» Birftein , 
Leyen, 


— EEN = 


Leinigen, 
Looz Coswarem (Herzog), 
Loewenſtein⸗Wertheim⸗Roſinberg, 
d . e Wertheim⸗Freudenberg, 

Dettingen = Spielberg, 

- e Wallerftein, 
Salm Salm, 

2 Kyrburg, 

D Keiferfcheid » Krautheim , 

e Horftmar, 
Sayn » Wittgenftein » Berleburg, 

e Wittgenſtein⸗Hohenſtein, 
Solms» Braunfels, 

e Lich⸗ und Hohenſolms, 
Waldburg⸗Wolfegg⸗Waldſee, 

e e Zeil ⸗Trauchburg, 

es = Beil Wurzach, 
Wied, 
Thurn und Taxis. 


128. 


Radizirte Schankbefugniſſe duͤrfen nicht 
mehr ſtatt finden, und nur in beſon⸗ 
dern Faͤllen müffen felbe bei der Lan⸗ 
desſtelle angeſucht werden. 


Es find Fälle vorgekommen, daß Magiſtrate, geftügt 
auf das den Obrigkeiten zuſtehende Befugniß der Schank⸗ 
rechtsverleihung ſich beikommen ließen, ſelbſtradizirte 
Schankbefugniſſe zu ertheilen. 

Mit der Radizirung eines Schankrechts iſt im 
Grunde der unterm 15ten November 1788 Zahl 26559 
an ſämmtliche Kreisämter ergangenen Normalweiſung — 
die Begünſtigung verbunden, daß der Beſtitzer eines ra⸗ 
dizirten Schankbefugniſſes befugt iſt, das zum Aus« 
ſchank erforderliche Getränke von den Grundobrigkeiten 
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oder ihren Propinazions⸗ Pächtern zu nehmen, und 
ihm freygeſtellt wird, ſolches von woher er will, zu be, 
ziehen Dieſe Beguͤnſtigung iſt offenbar, ein fo betracht 
licher Abtrag für das obrigkeitliche Propinazions » Eins 
kommen, daß die Bewilligung der Radizirung der 
Schankrechte als eine theilweiſe Alienirung der obrigkeit⸗ 
lichen Propinazions⸗Gerechtſamen angefehen werden 
muß. 
Da nur die Landesſtelle verpflichtet iſt, die Integri⸗ 
tät der ſtädtiſchen Gerechtſamen zu überwachen, ſo kann 
es auch unverkennbar nur der Landesſtelle zuſtehen, die 
Radizirung eines Schankrechts zu bewilligen. 

Aus dieſem Grunde, und weil nach einer weitern 
den Kreisämtern im Grunde des h. Hofkammerdekrets 
vom 26ten Oktober 1815 Zahl 18845, unterm ıten 
Dezember 1815 Zahl 47928. bekannt gemachten Nor⸗ 
malvorſchrift, überhaupt gar keine radizirten Gewerbe 
mehr errichtet werden ſollen, wird den Kreisämtern be⸗ 
deutet, daß in der Regel gar keine Radizirungen der 
Schankberechtigungen mehr ſtatt finden dürfen, und daß 
in den äußerſt ſeltenen Fällen, wo beſondere Umſtände 
es räthlich machen, eine Radizirung des Schankrechts 
zuzugeſtehen, dießſalls ſtets von Fall zu Fall die ges 
hörig begründeten Antränge an dieſe Landesſtelle zu 
machen ſeyen, indem ohne hierortiger Bewilligung kei— 
ne Radizirung eines Schankrechts als gültig anerkannt, 
und derjenige der fie verliehen hat, nebſt der ihm bie, 
für bevorſtehenden Ahndung auch für jeden hieraus ent— 
ſtehenden Nachtheil verantwortlich erklärt wird. 

Die Kreisämter haben alle Magiſtrate und ſtädtiſche 
Kämmereyen hiernach zu belehren, und den Befolg zu 
überwachen. 


Gubernial⸗ Verordnung vom 24ten Oktober 1825. Gub. 
Zahl 48952. 


Beſchwerdſchriften wider Beſcheide oder Ver⸗ 
fuͤgungen der untern Richter müffen bin⸗ 
nen 14 Tagen an den obern Richter 
gelangen gemacht werden, wenn jedoch 
derlei Beſchwerden aus Irrthum an an⸗ 
dere Behoͤrden gelangen, und von die⸗ 
ſer dem Obergericht uͤbermacht werden, 
ſind ſie von dieſem nicht zuruͤckzuweiſen, 
ſondern gehoͤrig zu erledigen. 


Zu Folge herabgelangten hohen Hofkanzleydekrets vom 
20 September 1825 3. 28665— 1536. wurde dem k. 
k. Appellazionsgericht von der k. k. oberften Juſtizſtelle 
mit Dekeet vom Aren September I. J 3ahl 497 1— 553 
zur Nichtſchnur bedeutet, daß zwar e der Regel und 
nach der beſtimmten Weiſung der Ai. 349 und 350 der 
gal. G. O. Beſchwerdſchriften wider Beſcheide oder Ver⸗ 
fügungen der untere Richter binnen 14 Tagen an den 
obern Richter zu überreichen, oder an denſelben abzus 
ſchicken ſeyen, daß jedoch in Fällen, wo aus Irrthum 
oder Verſehen ſolche Beſchwerdſchriften an andere Bes 
hörden gelangen, und von diefer nach Weiſung des Got, 
dekrets vom Zoten Jänner 1786 Zahl 532 der Juſtizge⸗ 
ſetzſeammlung dem Obergerichte übermacht werden, ſolche 
von demſelben nicht zurückzuweiſen, ſondern gehörig zu 
erledigen ſeyn. 

Indem die Kreisämter hievon in die Kenntniß ges 
ſetzt werden wird denſelben zugleich das untern ‚gten 
Februar 1786 Zahl 5512 bekannt gemachte h. Hofkanz⸗ 
leydekret vom 19ten Jänner 1786 Zahl 102. in Erin- 
nerung gebracht, und verordnet, die aus Irrthum das 
hin gelangten Beſchwerdſchriften wider gerichtliche Be— 
ſcheide und Verfügungen nicht den Landleuten, welche 
ſolche überreicht haben, zurückzuſtellen ſondern unmits 
telbar und fogleich an das k. k. Appellazionsge⸗ 
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richt abzutreten, und die Partheyen hievon zu ver⸗ 
ſtändigen. 

Uebrigens haben die Kreisämter die Dominien an- 
zuweiſen, die Landleute über den noch nicht geläufig be— 
kannten Zug der Judizialgeſchäfte an einem beſondern 
Amtstage durch die Dorfrichter und Geſchwornen unter 
wiederhohlter Kundmachung des Patents vom 51. Okto- 
ber 1785 mit dem Bedeuten zu belehren, daß es ihnen 
keineswegs frey ſtehe, ihre Beſchwerdſchriften in Rechts⸗ 
ſachen bei andern Behörden als die Gerichtsordnung bes 
ſtimmt, anzubringen, indem ſie ſich die nachtheiligen 
Folgen eines irrigen Umwegs nur ſelbſt zuſchreiben 
müßten. 

Oubernal > Verordnung vom 27ten Okt. 1825. Bub. 
3. 58653. 


130. 


Erneuerung der Vorſchrift des §. 14 des 
Robothspatents vom 16. Juny 1786. 
wornach Frohndienſte fuͤr jede Woche 
ſpaͤteſtens Sonntags vorher angeſagt 
werden ſollen. 


E, iſt bei verſchiedenen Gelegenheiten wahrgenommen 
worden, daß oft daraus der Ankaß genommen werde, 
die Unterthanen zu mißhandeln, weil ſie bei der ihnen 
nicht zur gehörigen Zeit angeſagten Frohne, entweder 
gar nicht, oder zu ſpät erſcheinen. 

Um nun einem folchen Anlaß zu Unterthansmiß⸗ 
handlungen vorzubeugen, haben die Kreisämter fammt- 
lichen Dominien die Vorſchrift des $. 14. des Roboths⸗ 
Patents vom 16ten Juny 1786 wornach die Frohndienſte 
für jede Woche ſpäteſt Sonntags vorher angeſagt Wetz 
der ſollen — in Erinnerung zu bringen, und zugleich 
auf deren Befolgung zu ſehen, damit der robothspflich⸗ 
tige Unterthan ſich in feiner eigenen Haushaltung und 
Nahrung zu richten wiſſe, indem zugleich den Domi⸗ 

Prov. Gactf. von Galizien 1885. Y 
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nien geſtattet iſt, in Fallen, wo wegen plötzlichen Ver⸗ 
änderungen, oder aus andern wichtigen Urſachen gähe 
eine Abänderung gemacht werden müßte, die RNoboth 
jedesmal wenigſtens bei Zeiten Morgens anzuſagen. 
Gubernial⸗-Verordnung vom 28ten Oktober 1625. Gub. 
Zahl 59940. 


131. 


Strafgerichtliches Verfahren, wenn mit ei— 
nem Verbrechen die Uebertretung des 
e des Waffentragens zuſammen 
rifft. ) 


Seine Majeſtät haben über die Frage, wie der Kris 
minalrichter ſich zu benehmen habe, wenn mit einem 
Verbrechen die Uebertretung des in dem Patente für 
das lombardiſch⸗venezianiſche Königreich und Süd⸗Ty⸗ 
rol vom 18ten Jänner 1818 enthaltenen Verboths des 
Waffentragens zuſammen trifft, in Folge des von der 
k. k. oberſten Juſtizſtelle im Einverſtändniße mit der 
k. k. Hofkommiſſion in Juftizgefegfaden und der k. k. 
vereinten Hofkanzley erſtatteten allerunterthänigſten Vor» 
trags durch allerhöchſte Entſchlieſſung vom 15ten Juny 
1825 zu erklären befunden: 

» Nachdem die Uebertretung des Verboths in Tra- 
gung unerlaubter Waffen, durch kein ausdrückliches Ges 
ſetz für eine ſchwere Polizey-Uebertretung erklart wor 
den iſt, fo können auch die A. 28 und 29. des Iten 
Theils des St. G. B. auf derlei Fälle keine Anwen⸗ 
dung finden, und iſt vielmehr der Verbrecher, welcher 
zugleich wegen Uebertretung des Geſetzes wegen Tra⸗ 
gung verbothener Waffen beinzichtiget erſcheint, nach aus» 
geſtandener Kriminalſtrafe der zur Abſtrafung eben ge— 
nannter Uebertretungen beſtimmten Behörde; zur wei— 
teren Unterſuchung zu übergeben, welche jedoch in Be— 
meſſung der geſetzlich verwirkten Strafe nicht nur die 
Dauer, ſondern auch die Strenge der von demſelben 


bereits ausgeſtandenen Kriminalſtrafe zu berückſichtigen 
haben wird. 

Dieſe allerhöchſte mittelſt Dekretes der hohen k. k. 
oberſten Juſtizſtielle vom Gren September 1825 Zahl 
5457/5306 anher eröffneten Entſchließung wird hiemit 
zur Nachachtung und allgemeinen Wiſſenſchaft bekannt 
gemacht. 

Gubernial-Kundmachung vom 2. November 1825. Gub. 
Zahl 58421. 


132. 


Die Rückkehr eines aus einem Orte abge⸗ 
ſchaften Individuums wird fuͤr eine 
ſchwere Polizeyuͤbertretung erklärt, 


Ss Erledigung des Berichts vom 23ten Auguſt d. J. 
Zahl 4650 1— 2060. mit welchem das Gubernium die 
Frage geſtellt hat, ob jene Individuen, welche in den 
Ort wieder zurückkehren, aus den dieſelben bloß aus 
Polizeyrückſichten und nicht wegen einer begangenen ſchwe— 
ren Polizeyübertretung abgeſchoben wurden, nach dem 
$. 82 des Ulten Theils des Strafgeſetzbuches, oder nach 
den Ah 56 und 39 des Schubpatentes vom Sten No- 
dember 786 zu beſtrafen find? wird dem Gubermum 
unter Kückſchluß der Berichtsbeilagen bedeutet, daß die 
D ax unn 32 des Gefetzbuches über ſchwere Polizey— 
übertretungen nicht nur auf ſolche Individuen, die wegen 
einer begangenen ſchweren Polizeyübertretung abgeſchaft 
wurden, ſondern überhaupt auf alle jene Perſonen, des 
ten Abſchaffung von der kompetenten Polizeybehörde 
aus was immer für einem Grunde verfügt wurde, ihre 
Anwendung finden. 

Schon der Inhalt dieſer 8. drücket die Willens⸗ 
meinung des Geſetzgebers mit ſolcher Beſtimmtheit und 
Deutlichkeit aus, daß denſelben keine andere Auslegung, 
als die nach dem Wortlaute derſelben gegeben werden 
kann. — Durch dieſe F. wird „die Kückkehr 
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eines durch die Polizeybehörden aus den 
ſämmtlichen Erbländern abgeſchaften (J. 
81.) und desjenigen, welcher aus einer 
Probinz, aus einem beſtimmten Orte auf 
beſtändig oder auf eine gewiſſe Zeit abge⸗ 
ſchaft worden iſt ($ 82.) für eine ſchwere Poli⸗ 
zeyübertretung erklärt « ohne daß auf irgend eine Weiſe 
angedeutet worden wäre, daß die Rückkehr erſt dann 
dieſe geſetzliche Folge haben ſollte, wenn dieſe frühere 
Abſchaffung die Folge einer begangenen ſchweren Polis 
zeyübertretung war. — Da ſich nun das Geſetz in die- 
fen 56. nur im Allgemeinen ausſpricht, fo unterliegt es 
keinem Zweifel, daß es alle Fälle der durch die kompe⸗ 
tente Polizeybehörde verfügten Abſchaffung — folglich 
auch jene — wegen Paß » Erwerbs, oder Beſtimmungs⸗ 
loſigkeit u ſ. w. in ſich begreife. 

Aber noch deutlicher erhellet dieſe Willensmeinung 
des Geſetzgebers, wenn erwogen wird, daß von dems 
ſelben die Rückkehr eines Abgeſchaften, unter jene Gate 
tungen der ſchweren Polizeyübertretungen gerechnet wird, 
welche gegen öffentliche Anſtalten und 
Vorkehrungen zur gemeinſchaftlichen Si⸗ 
cherheit unternommen werden, zu welchen Anſtalten 
und Vorkehrungen, ohne allen Zweifel auch die durch 
die Polizeybehörde auch ohne vorausgegangener ſchwe— 
ren Polizeyübertretung veranlaßte Abſchiebung gehöret. 

Gubernial-Dekret vom Aten Nov. 1825. Gub. Zahl 
59179. 
155. 


Auslagen fuͤr die naͤchtliche Beleuchtung 
bei Transportirung der Kriminal-In⸗ 
quiſiten werden aus dem Kriminalfond 
beſtreiten. 


Die h. Hofkanzley hat zu Folge herabgelangten De⸗ 
kret vom 19. v. M. Zahl 51865— 1692. den Antrag 


biefer Landesſtelle, die Auslagen für die nächtliche Be⸗ 
leuchtung bei Transportirung der Kriminalinquiſiten 
aus dem Kriminalfonde zu beſtreiten zu genehmigen 
befunden. 

Wovon die Kreisämter in Bezug auf das Kreis- 
ſchreiben vom 25ten May 1806 Zahl 19222. mit der 
Weiſung in die Kenntniß geſetzt werden, dieſe geſetzliche 
Beſtimmung allgemein bekannt zu machen. 

Gubernial-Verordnung vom 7ten Nov. 1825. Gub. 

Zahl 63754. 


154. 


Urlauber duͤrfen ſich ohne Paß der Obrig⸗ 
keit von ihrem Aufenthaltsorte nicht 
en deren genaue Evidenzhal— 

ung. 


Mi hohem Hofkanzleydekrete vom ı7ten September 
L J. Zahl 28708. iſt anher bedeutet worden: daß bei 
der gemachten Wahrnehmung, daß die in Abſicht auf 
die Evidenzhaltung der Beurlaubten beſtehenden Vor— 
ſchriften nicht überall mit der gewünſchten Genauigkeit 
erfuͤllt werden, und bei dem Umſtande daß dermal we⸗ 
gen der vielfältigen Reduzirungen im Militärſtande die 
Zahl der Urlauber zugenommen hat, die Nothwendig— 
keit eingetreten ſey, daß die gedachten Vorſchriften ſtreng 
gehandhabt werden. 

Die Kreisämter haben daher ſämmtliche Lokalbe⸗ 
hörden anzuweiſen, ſorgfaltig darauf zu wachen, daß 
die in ihren Bezirken befindlichen Urlauber mit dem Ur— 
laubspaſſe gehörig verfehen find, daß ſich ſelbe ohne 
Paß der Obrigkeit von dem Auſenthaltsorte nicht ent— 
fernen, und wenn fie auch des Erwerbs wegen in dite 
dere Ortſchaften ziehen wollen, daß fie nie außer Acht 
gelaſſen werden, ſondern daß vielmehr ihre willkührli⸗ 
che Entfernung ſogleich angezeigt, überhaupt für die 
ftete Evidenzhaltung derſelben ſorgfältig gewacht werde, 
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um das zweckloſe oft gefährliche Herumwandern der be⸗ 
urlaubten Mannſchaft zu verhindern. 

Da übrigens eine ähnliche Weifung militäriſcher 
Seits an die Militärbehörden erlaſſen wird, ſo ſind, ſo 
oft es erforderlich wird, im Einverſtändniße mit dem 
Militär die zweckmäßigen Verfügungen zu treffen. 

Wornach ſich genau zu benehmen iſt. 


Gubernial⸗Verordnung vom ꝛ2ten Nov. 1825. Gub. 
Zahl 58652. 


139, 


Bekanntmachung der Grundſaͤtze, in wel⸗ 
chen Faͤllen das Invaliden-Beneſizium 
verwirkt wird. 


I In der Beilage werden den Kreisämtern die von 
m k. k. Hof riegsrathe Ki Neſkript vom zten Sep» 
aber l. J. Zahl 862. H. zuſammengeſtellten Grund» 
abe, in welchen Fällen das Invaliden⸗Benefizium vers 

DA wird, zur Nachachtung in vorkommenden Fällen 
ugeſtellt. 

Gubernial⸗Verordnung vom 18ten Nov. 1825. Bub. 
Zahl 61086. 


d 
Hofkriegsraͤthliches Reſkript vom 5. Sep⸗ 
tember H. 1825 862. 


Man hat aus wiederhohlten Anfragen entnommen, 
daß ſich noch immer zweifel ergeben, in welchen Fällen übers 
haupt, und in welchen beſonders, nach der in Folge 
einer allerhöchſten Entſchlieſſung vom 3iten Dezember 
1821. H. 1331. ergangenen Eirkularverordnung des 
Invaliden » Benefizium verwirkt wird. Um mehreren 
derley Anfragen zuvorzukommen, hat man aus den 
ſchon beſtehenden allerhöchſt sanctionirten Vorſchriften 
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folgende Grundſätze zuſammen zu ſtellen, und den bes 
treffenden Behörden zur genauen Beobachtung hinaus- 
zugeben befunden. 
. A8 
Das Inbaliden-Beneſizium wird ertheilt: 

a) durch die Verſorgung in einem Invalidenhauſe; 

b) durch Verleih ung des Patentalgehaltes außer einem 
Invalidenhauſe; 

c) durch den Vorbehalt nach Erforderniß in eine 
oder die andere dieſer Verſorgungsarten wieder 
einzutreten, oder die ſogenannte Reſervazions-Ur⸗ 
kunde. 

[2 35 - ` 
Des Genuſſes dieſer Vortheile kann ein Invalide 
im politiſchen oder im gerichtlichen Wege verluſtigt 
werden. 
3. 


Im politiſchen Wege verliert er dieſe Wohlthat 
ipso facto und ohne gerichtlichen Verfahren, 

a) Wenn er ohne ſich eines Verbrechens oder Verge— 
hens ſchuldig gemacht zu haben, aus dem Inva⸗ 
lidenhauſe in dem er in der Verſorgung ſteht, 
entweicht. Er wird in dieſem Falle als darauf 
freywillig verzichtend angeſehen, dieſes wird auch, 

b) in Folge des Inbalidenſyſtems vom 30. May 
1772 borausgeſetzt, wenn ein Patental- Invalide, 
feinen Gehalt ohne ſich über eine legale Hinde— 
rungsurſache, ausweiſen zu können, durch ein gan» 
zes Jahr nicht erhebt 

c) Wenn ſich ein Invalide ohne Bewilligung der Mis 
litär » Behörden verehliget. 

d) Wenn ein mit dem Patental- Gehalte, oder mit 
Reſerbazionsurkunde berſehener Invalide, ſich ohne 
Erlaubniß aus dem Bezirke entfernt, wohin er mit 
dieſer Urkunde angewieſen iſt. 

e) Wenn er bei den angeordneten Rearbitrirungen 
ohne eine gültige Hinderungsurſache darthun zu 
konnen, in der deſtimmten Sri nicht erſcheinet. 
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S 4. 

Im gerichtlichen Wege verwirkt der in einem In⸗ 
validenhauſe verſorgte mithin der Militär- Gerichtsbar⸗ 
keit unterſtehende Invaliden⸗Beneſſzium, wenn er nach 
der Verordnung vom 3 ten Dezember 1821 H. 1881. 
ſich eines Verbrechens ſchuldig macht, wegen den er 
durch gerichtliches Urtheil zu öffentlichen Beſtrafung in 
Stockſtreichen, mit Gaſſenlaufen oder zur Schanzarbeit 
verurtheilt. 

5 


Der der Eivil» Gerichtsbarkeit unterſtehende, mit 
dem Patental-⸗Gehalte oder Refervazions-Urkunde Dt: 
ſehene Invalide verwirkt dieſe Wohlthat mit jeder ge» 
gen ihm erkannten Kriminalſtrafe ohne Unterfchied 
nach der Analogie des Hofdekrets vom 24. Jänner 1816 
Nro. 1204. der Juſtiz⸗Geſetzſammlung. Das Sri 
minalgericht nimmt einem ſolchen Sträfling das Patent- 
oder die Reſervazions-Urkunde ab, und uͤberſendet es 
mit einer Abſchrift des Urtheils dem Landes» General, 
kommando. 5 


In allen Fällen, wo ein Invalide des Benefiziums 
verluſtigt wird, verliert er auch alle fernere Anſprüche 
auf den für den Invaliden beſtimmten Betrag aus dem 
Privatverein, oder aus den Provinztal-Invaliden-Ver⸗ 
ſorgungsfond. 

Welches dem Generalkommando zur Wiſſenſchaft 
und Nachachtung bekannt gegeben wird. 


136. f 
Stempelpflichtigkeit der Quittungen uͤber 
Fuhrlohn fuͤr Baubeduͤrfniſſe zu den 
von der Staatsverwaltung unterhalte- 
nen Straſſen. 


Mit dem gedruckten Kreisſchreiben vom iten April 
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1814, Zahl 11505 wurden im Grunde des hohen Hof⸗ 
kammerdekrets vom ı7ten Hornung 1814 Zahl 3655. 
alle Quittungen für ftämpelfrey erklärt, wodurch die 
Bezahlung eines Fuhrlohns beſtättiget wird, welcher 
durch die Zufuhr der Baubedüͤrfniße für die von der 
Staatsverwaltung unterhaltenen Straſſen in das Ver⸗ 
dienen gebracht wurde. 

Mit dem hohen Hofkammerdekrete bom 17. Au⸗ 
oun 1. J. Zahl 51151 wurde aber bedeutet, » daß die 
gedachten Quittungen mit der früheren Verordnung 
vom 17ten Hornung 1814 hauptſächlich aus dem Grunde 
von der Stämpelpflicht losgezählet worden, weil ſie 
anſtatt der früher üblich geweſenen ungeſtämpelten 
Spannzettel oder Einſchreibbüchel eingeführt wurden, 
wo ſonach das Gefäll durch die ſtämpelfreye Behand— 
lung dieſer Quittungen keinen Entgang erlitten hat. 

»Mit den nunmehr zwiſchen dem Staate, und 
einzelnen Geſchäfts-Uebernehmern in Anſehung der 
Erzeugung, Zufuhr ꝛc. ꝛc. der Straffenbau » Materias 
lien abgeſchloſſen werdenden Vertragen, und mit den 
in ſolchen Lieferungsgeſchäften ausgeſtellten Quittun— 
gen, habe es jedoch ein ganz anderes Bewandniß. 
Derlei Kontrakte, und auch die Quittungen über Zah— 
lungen für ſreywillige oder vertragsmäßige Lieferungen 
und Fuhrlohn, feyen nach den allgemeinen Grundſätzen 
des Stämpelgeſetzes ſtets für ſtämpelpflichtig gehalten 
worden, und es habe auch in Zukunft bei der Anwen⸗ 
dung des für jede folche Urkunde vorgeſchriebenen Stätte 
pels fein Verbleiben. 

Es erhält demnach von dem Kreisſchreiben vom 
1. April 1814 fein Abkommen, was hiemit zur allge⸗ 
meinen Kenntniß und Nachachtung gebracht wird. 

Gubernial⸗Kundmachung vom 16. November 1825. Gub. 

Zahl 57759. 
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157. 

Behandlung Wenigen Juden, welche in 
ihren Erwerbſteuer-Erklaͤrungen be— 
haupten kein Gewerb zu treiben, dann 
der juͤdiſchen Faktoren ruͤckſichtlich der 
Erwerbſteuer. 


In Gemäßheit des hohen Hoſkanzleydekretes vom 20. 
v. M Zahl 51959. wird zur allgemeinen Kundma⸗ 
chung an die Ortsobrigkeiten und die Qudenvorftände 
und zur künftigen genauen Darnachachtung angeordnet: 

tens. Alle Juden welche in ihren Erwerbſteuer— 
erklärungen behaupten, kein Gewerbe zu treiben, ſind 
künftig verpflichtet, zugleich in der Erwerbſteuererklä— 
rung ſelbſt die Art und Weiſe ihres Lebensunterhaltes 
mit Beſtimmtheit näher unter Beſtättigung des Domi— 
niums und des Gemeindvorſtandes, anzugeben, 

2tens. Nachdem aber auch in derlei Zeugniſſe ein 
unbeſchränktes Vertrauen nicht immer geſetzt werden kann, 
ſo iſt die Einleitung zu treffen, damit die Namen je— 
ner Juden, welche ſolche negative ErwerbſteuerErklä— 
rungen einreichen, oder das Gewerbe zur Erwirkung 
der Erwerbſteuerabſchreibung niebergelegt zu haben bes 
haupten, nach der Analogie des Sten 5. des Lichter 
zündungsauffchlagspatents in der Synagoge der Ge 
meinde zu welcher ſelbe gehören, auf einer Tafel zur 
allgemeinen Einſicht angeheftet werden, damit dadurch 
alle zu irgend einem Gewerbbetriebe ſich bekennenden 
Juden zur vollſtändigen Kenntniß jener Individuen 
kommen, welche ſich zu keinem Gewerbsbetriebe be— 
kennen, mithin keines zu treiben berechtiget ſind. 

ztens. Den negativen Erwerbſteuerabfchreibungs— 
gefuchen iſt jederzeit beizufetzen, daß die ad 2tens 
vorgeſchriebene Modalität in Bezug der betreffenden 
Partheyen ſtatt geſunden habe. 

tens. Haben die Namen auch jener Steuer— 
pflichtigen deren negative Eingaben angenommen, oder 
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deren Erwerbſteuerabſchreibungsgeſuche bewilliget mer, 
den ſind, dennoch auch auf der Tafel zu bleiben, in ſo 
lange dieſelben keinen Erwerbſteuerſchein gelöſet haben 
werden, damit die beſteuerten Gewerbsleute eine dau 
ernde Kontrolle hierüber ausüben können, ob nicht einer 
oder der andere von den befreyten eine erwerbſteuer— 
pflichtige Beſchäſtigung zur Schmälerung des Gewerbs— 
derdienſtes der Steuernden unbefugt ergriffen habe. 

Steng, Werden die Kreisämter nach dem Wort— 
laute der h. Verfugung aufmerkfam gemacht, daß die 
unter den galiziſchen Juden zahlreiche Klaſſe der ſoge— 
nannten Faktoren, die unter die Kathegorie der Ge— 
ſchäftsvermittler gehören, bei der Belegung mit der Er— 
werbſteuer nicht zu überfehen ſey. 

Bien, Iſt dafür zu forgen, daß die fürgeſchrie— 
benen Beträge richtig eingehen, und ſoviel es an den 
Kreisämtern liegt, die ganze für das Verwaltungsjahr 
1825 auf dieſen Zweig des Staatseinkommens prälimi⸗ 
nirte Summe nach der den Kreisämtern unter dem 20. 
Jänner l. J. Zahl 1210. gegebenen Weiſung auch herein. 
gebracht werde. 

Gubernial-Verordnung vom 18ten Nov. 1825. Gub. 
Zahl 65370. 


138. 


Intereſſenquittungen uͤber Gemeindobligazio⸗ 
Sch muͤſſen mit dem Siegel verſehen 
eyn. 


Nach Anzeige des Kammeral⸗Hauptzahlamtes wird von 
der Univerſal⸗Staats- und VBanko⸗Schuldenkaſſe gefor, 
dert, daß Quittungen von Intereſſen, die hierlandes 
für Rechnung der obbenannten Kaſſe ausgezahlt werden 
mit dem Siegel der quittirenden Parthep verſehen ſeyn 
ſollen. 

Da es nicht zu verkennen iſt, daß durch die Bei— 
drückung des Siegels vorzüglich bei Intereſſen Quittun⸗ 
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gen über Gemeind⸗Obligazionen, einem möglichen Un⸗ 
terſchleife wirkſam vorgebeugt wird, ſo findet man den 
k. Kreiskaſſen zur Vermeidung allenfälliger Beanſtändi⸗ 
gungen von Seite des Kammeral-Hauptzahlamtes bet 
der Zurechnung von ſolchen Intereſſen-Quittungen, die 
Ausfolgung der Gemeind » Obligaziong « Intereſſen nur 
gegen die mit dem Siegel der quittirenden Parthey oder 
Gemeinde verfehene Quittung, zu verordnen. 
©ubernial - Verordnung vom agten Nov. 1825. Gub. 
Zahl 59835. 


139. 

Die i der obrigkeitlichen 
Meldzettel, Entlaßſcheine und Inter⸗ 
zeſſionen wird auch auf Buͤrger in Staͤd— 
ten und Maͤrkten ausgedehnt. 


Es iſt die Anfrage geſtellt worden, ob die mit dem 
unterm sten May d. J. Zahl 22171. den Kreisämtern 
kund gemachten hohen Hofkanzleydekret vom ı ıten April 
dieſes Jahrs Zahl 10925 an ſämmtliche deutſch erblän« 
diſche Länderſtellen in Betreff der Stempelbefreyung 
der obrigkeitlichen Meldzettel, Entlaßſcheine und Inter⸗ 
zeſſionen erlaffene Verordnung ſich bloß auf Untertha— 
nen im engeren Sinne beſchränke, oder ob ſte auch die 
Bürger in Städten und Märkten umfaſſe? 

Im Einvernehmen mit der k. k. allgemeinen Hof— 
kammer iſt nun dieſe Anfrage bejahend entſchieden wor— 
den, weil die Ausſtellung erwähnter Urkunden haupt— 
ſächlich aus Polizey⸗RNückſichten, und insbeſondere zur 
Evidenzhaltung der Bevölkerung Statt findet. 

Dieſe hohe Schlußfaſſung wird den Kreisämtern 
nachträglich zu der am Eingange angeführten h. Got, 
kanzleyverordnung zur Darnachachtung und weitern Vers 
ſtändigung der Unterbehörden in Gemäßheit des hohen 
Hofkanzleydekrets vom 24. September d. J. 3. 29652 
— 5994. bekannt gemacht. 

Gubernial⸗ Verordnung vom zoten Nov. 1825 Gub. 
Zahl 60656. 


140, 


Einfuhrs-Verboth des mit Farben verzier⸗ 
ten ſogenannten Oedenburger Obſtes. 


Ez iſt wahrgenommen worden, daß das in der Ein⸗ 
fuhr aus Ungarn unter der Benennung »Odenburger 
Dbft a vorkommende, mit Farben verzierte gedörrte 
Obſt, mit Farben beſtrichen ſey, welche der Geſund— 
heit ſchädlich ſind. Obſchon nun aus dieſem Anlaſſe in 
Ungarn die Beſtreichung dergleichen Obſtes mit irgend 
einer Farbe bereits unterſagt worden ift, fo wurde Dette 
noch mit hohen Hofkammerdekrete vom 4 Oktober d. 
J. Zahl 38620 die Einfuhr dergleichen Obſtes aus Un— 
garn in die übrigen öſterrreichiſchen Provinzen mit der 
Weiſung verboten, daß, wenn deſſen ungeachtet an der 
Gränze von Ungarn ein, mit was immer für einer 
Farbe beſtrichenes Obſt zur Einfuhr vorkommen ſollte, 
daſſelbe ohne weiters zurückgewieſen werden müffe. 
Guͤbernial-Kundmachung vom 24ten Nov. 1825. Gub. 
Zahl 64606. 


141. 


Unter dem Ausdruck den Zitronen, 
Pomeranzen und Feigen aͤhn⸗ 
liche Fruchtgattungen, deren Han= 
del frey gegeben iſt, werden alle jene in⸗ 
laͤndiſchen Naturprodukte verſtanden, 
die mit dem allgemeinen Gattungsnah⸗ 
men Obſt und Fruͤchte gemeiniglich 
bezeichnet zu werden pflegen. 


Mi hierortigen Erlaſſe vom 18. Dezember 1824. 3. 
72101. wurde den Kreisämtern in Folge hohen Hof⸗ 
kanzleydekrets vom 25. November 1824 3. 34816 die 
Freigebung des Handels mit Zitronen, Pomeranzen, 
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Feigen und anderen ähnlichen Fruchtgattungen zur wei⸗ 
tern Kundmachung eröffnet. 

Da jedoch inzwiſchen mehrere Zweifel erhoben wur⸗ 
den, welche Produkte unter dem Ausdrucke: und ans 
dere ähnliche Fruchtgattungen begriffen ſeyen, 
ſo wurde mit h. Hofkanzleydekret vom 29. Oktober 1825 
3. 535043. der Grundſatz ausgeſprochen, daß hierunter 
alle jene inländiſche Naturprodukte zu verſtehen ſind, 
die mit dem allgemeinen Gattungsnahmen Dbft und 
Früchte gemeiniglich bezeichnet zu werden pflegen. 

Welches gehörig kund zu machen iſt. 

Gubernial-Verordnung vom 24ten Nov. 1825. Gub. 
Zahl 66503. 


142. 


Bis zur Einberufung beurlaubte Militär- 
Mannſchaft gehoͤrt fortan zur geiſtli⸗ 
chen Militär ⸗Jurisdikzion; muß in 
Verehligungsfaͤllen von ihren Militaͤr⸗ 
Seelſorger verkuͤndet, und darf nur mit 
deſſen Einwilligung von einem auswaͤr— 
tigen Prieſter getrauet werden. Wie ſich 
wegen Erlangung der Heurathslizenz 
für die Militaͤr-Fuhrweſensmannſchaft 
zu benehmen ſey. 


Der hohe k. k. Hofkriegsrath hat mitteſt des an das 
hierortige Generalkommando gerichteten Reſkripts dom 
30. Auguſt d. J. Litt. N. Nro. 2568 zu erinnern be⸗ 
funden, daß die bis zur Einberufung beurlaubte Mili— 
tärmannſchaft während ihres Urlaubes keineswegs out, 
höre, der geiſtlichen Jurisdikzion des Militärſeelſorgers 
ihres Regiments oder Korps, und wo für letzteres kein 
eigener Seelſorger aufgeſtellt ift, jener des Feldſuperio⸗ 
rats der. betreffenden Provinz anzugehören, aus met, 
chem Verhältniſſe ſich die weitere Folgerung ergibt, daß 
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der bis zur Einberufung beurlaubte Mann, um eine 
gültige Ehe eingehen zu können, von feinem Militärs 
Seelſorger mit Beobachtung aller geſetzlichen Formen 
eben fo, wie der in Dienſtes-Aktivität ſtehende Gert, 
kündet, und nur mit deſſen Einwilligung und eigent— 
lich Entlaſſung (Dimiſſion) von einem auswärtigen Pries 
ſter getraut werden dürfe, dann daß jeder ſolche auswärts 
verrichtete Trauungsakt in das Trauungsbuch des be— 
treffenden Militärſeelſorgers und zwar in allen Rubriken 
vollſtändig eingetragen werden müͤſſe. 

Hievon find die ſämmtliche unterſtehende Dechan— 
ten und Seelſorger, dann alle Ortsobrigkeiten zur ge— 
naueſten Darnachachtung zu verſtändigen. 

Ferner iſt allen Magiſtraten und Dominien die Bes 
lehrung zu ertheilen, daß ſich um Erlangung der Hei— 
rathslizenz für einen Militärfuhrweſensmann unmittel⸗ 
bar an das Militär⸗Fuhrweſens⸗Korps-Kommando in 
Wien zu verwenden, und dem Heirathsgeſuche der Ur— 
laubspaß und Taufſchein des Mannes — der Taufſchein, 
das Vermögenszeugniß, und der Verzichtsrevers auf 
alle Militärbenefizien der Braut, ferner der Grundbuchs- 
Extrakt über den Beſitz einer eigenen Wirthſchaft, oder 
in deren Ermangelung die Verſtcherungsurkunde einer 
lebenslänglichen zinsfreyen Wohnung, endlich für den 
Fall, daß ein oder der andere, oder auch beide Theile 
verwittwet wären, nebſt dem Taufſcheine auch der Tod— 
tenſchein des derftorbenen Ehegatten verläßlich beizule⸗ 
gen ſey. 

Gubernial-Verordnung vom 24ten Nov. 1825. Gub. 

Zahl 66517. 


145. 
Inſtrukzion fuͤr Dechante und Rechnungsle⸗ 
ger in Bezug auf die Zenſur der Ar— 
meninſtituts- und Spitalsrechnungen. 


a mit der hierortigen Verordnung vom 24. Oktober 
b. J. Zahl 5540 die Zenſur der Armeninſtituts⸗ und 
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Spitalsrechnungen vom Mil. J. 1825. angefangen, den 
Dechanten übertragen worden iſt, und an die Prov. 
Staatsbuchhaltung nunmehr bloße Rechnungs» Extrakte 
einzuſenden ſind, ſo hat man ſür nöthig befunden, ſo— 
wohl den Dechanten als auch den Nechnungslegern ei— 
T nen Unterricht nach welchem die Armeninſtituts⸗ 
und Spitalsrechnungen zu verfaſſen, und den Oechan⸗ 
ten zur Zenſur vorzulegen find, zu ihren Rachverhalt 
hinauszugeben. 

Die Kreisämter erhalten daher die nöthige Anzahl 
Exemplarien zur Vertheilung an die Dechante und Rech» 
nungsleger. 

DEI vom 2ten Dez. 1825. Gub. Zahl 
1 „ 


et 
Unterricht, 


nach welchem die Armen-Inſtituts⸗ und 
Spitald= Rechnungen für das Mil. Jahr 
1825, und zwar vom ıten November 
1824. angefangen von den Rechnungs- 
legern zu verfaſſen, und den Dechanten 
bei den Dekanatsbereiſungen zur Zenſur 
vorzulegen ſind. 


D die Zenſur der Armen-Inſtituts⸗ und Spitals⸗ 
Rechnungen vom Mil. Jahre 1825 angefangen, den 
Dechanten übertragen worden iſt, und an die Prov. Staats- 
buchhaltung nunmehr hinüber bloße Rechnungs: Ertrafte 
einzuſenden find, welche die Einnahms⸗ Quellen, ſo⸗ 
wohl als die Verwendung derſelden ſummariſch botzt, 
ſtellen haben; ſo hat man für nöthig gefunden, ſowohl 
den Dechanten als auch den Rechnungslegern gegenwär⸗ 
tigen Unterricht zu ihrem Nachverhalt hinauszugeben. 


wë. Siet, Ze, 


Ba, 

Welche Nubriken dermalen zur Rechnungslage 
bei den Armen- und Spitaks⸗Anſtalten vorgeſchrie— 
ben werden, ſolches iſt aus dem beigeſchloſſenen 
Schema des Rechnungs » Ertrafis Lit. A zu ent A. 
nehmen, und es wird hier nur bemerkt, daß die 
Rechnungsleger die eingegangenen und wieder ver— 
verwendeten Gelder, Getraide, Naturalien ze, in 
Metallmünze, und jene Beträge, die in Wiener Wäh— 
rung eingehen, in dieſer zu verrechnen haben. 

Um jedoch auch bei der Prob. Staatsbuchhaltung 
liber die richtige Gebahrung mit den Spitals-Einkünf— 
len, und über deren Verwendung eine genaue Evidenz 
und auf jedesmaliges Verlangen ſogleich eine entſpre— 
chende Auskunft zu erhalten, wird weiters Folgendes 
zur unabweichlichen Oarnachachtung vorgeſchrieben, und 
zwar: 


Beim Empfang. 
8. 2. 

Iſt der Dechant (Zenfurant) verpflichtet, aus den 
bei einer jeden Anſtalt vorhandenen Errekzions-Urkun⸗ 
den und vorhergehenden Rechnungen, und anderen Do— 
kumenten, das ſämmtliche Vermögen gründlich zu er— 
ſchöpfen, und in Gegenwart des Dominiums und der 
Spitals⸗Proviſoren hierüber ein Inventarium zur Evi— 
denz des ganzen Stiftungsvermögens zu entwerfen, in 
welchem in der Folge auch der ſich ergeben mögende 
Zuwachs oder Abfall immer genau anzumerken, und in 
der Anſicht zu erhalten iſt. 

Man ſetzet zwar voraus, das die Rechnungsleger 
fen in den früheren Jahren ordentliche Konto⸗Bücher 
geführt, und in denſelben bei einer jeden ` Dpte 
geſchriebenen Rubrik, die dahin angewiefenen Geldbe— 
trage aufgetragen haben werden; ſollte jedoch wider 
Vermuthen bei der einen oder andern Anſtalt die Kon⸗ 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. Q 


trirung bernachläßiget worden ſeyn, fo hat der Dechant 
über die genaue Führung derſelben um ſo ſtrenger zu 
wachen, als nur hierdurch alle Einnahmsquellen und 
Ausgaben mit einem Blicke überſehen, und deren rich— 
tige Verrechnungen gehörig beurtheilt werden können. 
WK ez 

In dieſem Kontobuche haben jedoch die Nechnungs⸗ 
leger aus dem sub A anliegenden Schema nur jene 
Hauptrubriken aufzunehmen, von welchen bei ihren Yin“ 
ſtalten wirkliche Verrechnungen vorkommen, wobei zu— 
gleich jedesmal die etwa hiezu erhaltene Verordnung. 
Das Datum und die Zahl beizuſetzen iſt, ſodann aber 
mit dem Schluße eines jeden Jahres eine jede Haupt— 
rubrik gehörig abzuſchlieſſen, und hieraus die Rechnung 
zu berfaſſen, und zur Zenſur vorzulegen ſeyn wird. 


Sobald von dem Rechnungsleger die dokumentirte 
Rechnung dem als Zenſuranten aufgeſtellten Dechant 
bei der Dekanats Viſitazion zur Prüfung vorgelegt wird, 
hat er dieſelbe nicht nur rückſichtlich des Empfangs mit 
dem in dieſer Inſtrukzion J. 2 aufzunehmenden Inden» 
tarium, und mit der letzt vorhergehenden Rechnung zu 
vergleichen, ſondern, auch darauf zu ſehen, daß eine 
jede Einnahmspoſt mit dem Gegenſcheine der Parthey 
welche die Zahlung geleiſtet hat, legaliſirt worden ſey. 

+ 6, 

Bei der Zenſur der Nechnung iſt bei der Einnah— 
me vorzüglich darauf zu ſehen; ob die Intereſſen von 
dem ſämmtlichen im öffentlichen Fonde und bei Pri— 
vaten fruchtbringend angelegten Kapitalien, dann die 
Pachtſchillinge, und alle andere dem Spital gehörigen 
Zinſe für die vorgeſchriebene Zeit, und richtig einge— 
zahlt, und beempfangt worden ſeyn; und ſollte es ſich 
ergeben, daß entweder von den vorgeliehenen Kapita— 
lien die Intereſſen, oder van den kontraktmäßigen 
Pachtſchillingen und fonftigen Gefallen die ſtipulirten 
Pachtgelder ꝛc. im Rückſtande haften, zu deren Berich⸗ 
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tigung ſich die ſchuldigen Partheyen nicht ſogleich im 
gütlichen Wege berbeilaffen wollen, fo iſt der Dechant 
als Zenſurant verpflichtet, hievon ſogleich an das be, 
treffende Kreisamt den Vericht zu erſtatten und nach 
Vorſchrift ſowohl auf die Kapitals⸗Aufkündigung als 
auch auf die Pachtentſetzung anzutragen. 


. 

Eben ſo hat ſich der zeſurirende Dechant auch zu 
überzeugen: ob das betreffende Dominium die dem 
Spitale erekzionsmäßig gebührenden Raturalgiebigfei- 
ten, als Getreide, Bugemüfe, Butter, Käſe, Brenn— 
holz ꝛc. in der vorgeſchriebenen Quantität und Qualität 
verabſolgt habe, und ſollten die Armen nicht nach der 
beſtehenden Verbindlichkeit betheilt worden ſeyn, ſo hat 
derſelbe hievon ſogleich zur Abhülfe an das Kreisamt 
die Anzeige zu erſtatten, welches ſodann das weiters 
Röthige einzuleiten haben wird. 

§. 8. 

Da einige Dominien den Armen ⸗Inſtituten und 
Spitälern Gott der Naturalgibigkeiten der hiefür ent, 
fallenden Reluizions⸗Geldwerth verabfolgen, fo hat Go 
der Zenſurant zu überzeugen, im Grunde, welcher Ver— 
ordnung oder laut welcher Urkunde, daſſelbe hiezu bes 
rechtigt worden ſey, und wenn ſich keine dergleichen 
Dokumente vorfinden, ſo iſt hievon das Kreisamt in 
Kenntniß zu ſetzen, um die Dominien zu ihrer wirkli⸗ 
chen Schuldigkeit zurück zu führen, weil eine jede der⸗ 
ley Reluizion nur dann Statt findet, wenn diefelbe den 
Armen einen größeren Vortheil gewähret. 


Uuoeber die durch unbeſtimmte Zuflüffe beempfang⸗ 
ten Beträge, als Strafgelder, Schenkungen, Benefi— 
zien ꝛc. hat ſich der zenſurirende Dechant von dem Nech⸗ 
nungsleger die hierüber erhaltenen Verordnungen oder 
Weiſungen vorlegen zu laſſen, um ſich mittelſt Verglei— 
chung derſelben mit der Rechnung von der Richtigkeit 
der Einnahme die Ueberzeugung zu verſchaffen. 


Q 2 
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K 10. 

Wird ſich der Dechant beſonders angelegen ſeyn zu 
laſſen haben, durch öffters Einvernehmen der Stiftlin- 
ge ſich die Ueberzeugung zu verſchaffen: ob denſelben 
die in den Rechnungen verausgabten Verpflegs⸗Gebüh— 
ren, ſowohl im baaren Gelde als auch in Naturalien, 
und auf Beſchuhung und Bekleidung richtig verabfolgt 
wurden; wobei derſelbe zugleich aufmerkſam gemacht 
wird, daß die Anſchaffung der Kleidungsſtuͤcke für die 
Stiftlinge nur dann ſtatt finde, wenn in der Kaffe hin 
längliche Ueberſchüſſe vorhanden find, weil Supererro— 
gata unter keinem Vorwande geduldet werden. 


§. 11. 


Bei etwa bewirkten Reparaturen an den beſtehen— 
den Armen⸗Inſtituts⸗ oder Spitalsgebäuden hat ſich der 
zenſurirende Oechant in eigener Perſon zu überzeugen: 
ob dieſelben wirklich nöthig waren, und ob die in der 
Rechnung hierauf beausgabten Geldbeträge auch wirklich 
verwendet wurden; wodei demſelben zugleich zur Wiſ— 
ſenſchaft mitgegeben wird, daß er ſelbſt zu dieſem Zwecke 
nur 25 fl. W. W. zu paſſiren berechtiget ſey, und über 
eine jede dieſen Betrag überſchreitende Baulichkeit bei 
dem Kreisamte um die Paſſirung eingeſchritten werden 
muͤſſe. 

. Te 


Da bei mehreren Armen. Inſtituten und Spitälern 
die denſelben gehörigen Realitäten, Häuſer, Ackergrün— 
de, Garten, Wieſen ꝛc. verpachtet find, fo hat ſich der 
zenſurirende Dechant aus den gegenwärtig ſchon beſte— 
henden und in der Folge neu errichtet werdenden Pacht— 
fontraften jedesmal zu überzeugen, ob nicht der Päch— 
ter die hierauf haftenden Steuern und ſonſtigen Abgas 
ben ꝛc. zu tragen verpflichtet ſey, und wenn dieſer Fall 
eintritt, der Rechnungsleger aber deſſen ungeachtet der⸗ 
gleichen Beträge auch in ſeiner Rechnung in Ausgabe 
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verrechnet hatte, fo ift derſelbe ſogleich zum Erſatze zu 
verhalten, 
8 A 


Der beſtehenden Vorſchrift zu Folge find nur jene 
Quittungen vom Stempel befrept, welche die Armen 
felbft über ihre erhaltene Gebühren ausſtellen, und wel- 
che von Partheyen über erhaltene Beträge ausgeſtellt 
werden, welche 2 fl. nicht überſteigen, alle übrige an 
Partheyen gezahlte und 2 fl. aberſteigende Beträge hin— 
gegen muͤſſen auf einem Plafjenmäßigen Stempelbogen 
quittirt werden, die zenſurirenden Derhanten haben bg: 
ber die richtige Beobachtung dieſer Vorſchrift genau zu 
überwachen, und falls bei den Rechnungen von Par: 
theyen über höhere Geldbeträge ungeſtempelte, oder 
nicht klaſſenmäſſig geſtempelte Quittungen vorgeſunden 
werden ſollten, ſo ſind dieſelben zu Folge des gedruckten 
Kreisſchreibens vom voten May 1825 Zahl 26547 um 
fo ſicherer dem Kreisamte zur weitern Einbeforderung 
an die k. k. Stempelgefällen⸗Adminiſtrazion und zur 
ordentlichen Amtshandlung zu übergeben, als ſonſt bet 
Auſſerachtlaſſung dieſer Vorſchrift, und Entdeckung eines 
dergleichen Verſehens der Oechante ſelbſt verantwortlich 
werden würden. , 

ch deg 

Hat der zenſurirende Dechant genau darauf zu ſehen. 
Ob alle Quittungen jeder Art, wo die Ausſteller ders 
ſelben nicht fähig find fie zu unterſchreiben, von zwei 
Zeugen, wovon einer den Vor- und Zunahmen des 
Ausſtellers zu unterſchreiben hat, gefertiget, und von 
den Ausſtellern dieſe Unterfertigungen mit Beirückung 
eines Handzeichens beſtättiget worden ſeyn; und ſollten 
der Rechnung Quittungen bloß von Schreibensunkündi⸗ 
gen Parthepen beiliegen, ohne daß dieſe geſetzlich vorge— 
ſchriebene Art beobachtet wurde, ſo ſind dieſelben dem 
Rechnungsleger zurück zu ſtellen, die berechneten Poſten 
in Suſpenſo zu belaſſen, und nicht früher für liquid 
de 1 als bis das Mangelhafte ergänzt wor⸗ 

n iſt. 
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In der Regel ſollen alle Armen⸗Inſtituts⸗ und 
Spitals⸗Geſchaſte von den Kechnungslegern unentgeld— 
lich beforgt, und hiefür keine Remunerazionen aufges 
rechnet werden, ſollen daher in den Rechnungen dennoch 
dergleichen Aufrechnungen vorkommen, und der Rech— 
nungsleger außer Stande ſeyn, ſich hierüber mit einer 
höheren Paſſirung auszuweiſen, ſo iſt derſelbe ſogleich 
zum Erſatze und Empfangsverrechnung in der nachſt zu 
legenden Nechnung zu verhalten. 

G. 18. 

Wird dem zenſurirenden Dechant unter eigener 
Verantwortung zu beſonderen Pflicht gemacht, jede 
üble Gebahrung mit dem Armen » Inftiturs » oder Spi« 
tals vermögen zu beſeitigen, und keine übertriebenen und 
unnöthigen Aufrechnungen zu dulden, und wo derglei— 
chen vorkommen, dieſelben ſogleich zum Erſatze fürzu- 
ſchreiben. 

"CD 

De in dem bisher an die Prob. Staatsbuchhaltung 
eingeſendeten Nechnungen öſters hervorgekommen iſt, 
daß die Rechnungsleger entweder zu ihrem eigenen oder 
des Inſtitutes, Nachtheile die Hauptſummen der Gin: 
nahme und Ausgabe unrichtig ſummirt haben, ſo hat 
der zenſurirende Dechant nach allen unterſuchten Ein⸗ 
nahms und Ausgabspoſten, auch deren Hauptſummen 
zu prüfen, und falls ſich hierin Beirrungen zeigen foll« 
ten dieſelben nach Befund entweder den Rechnungsle— 
ger zum Erſatze oder zu Guten zu ſchreiben 

e D 18. 

Wenn die Hauptſummen der Einnahme und Aus- 
gaben richtig befunden oder berichtiget, und der zu 
Ende des Jahres verbliebene Kaſſareſt ausgemittelt wor⸗ 
den ift, fo hat der Dechant zur Abzählung der vorhan« 
den ſeyn ſollenden Geldes zu ſchreiten, und falls Go 
ein Ueberſchuß zeigen ſollte, fo iſt der Rechnungsleger 
zu verhalten, denſelben ſogleich in Empfang zu ſtellen, 
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bei ſich zeigenden Abgang hingegen, iſt derſelbe zum 
alſogleichen Erſatze zu verhalten, oder nöthigen Falles 
auch hievon an das Kreisamt die Anzeige zu erſtatten, 
welches nach Umſtänden das weiters Nöthige einzulei⸗ 
ten haben wird. 

§. 19. 

Iſt den Rechnungslegern die Vermengung des gr, 
men⸗Inſtituts- oder Spitals⸗Geldes mit anderen Gelde 
nicht zu dulden, und daſſelbe muß um fo mehr in et, 
nem eigenen Behältniſſe aufbewahret werden, als ſonſt 
bei der Skontrirung diefer Kaſſen den Rechnungslegern 
die Gelegenheit gegeben würde, jeden Kaſſa⸗Deffekt 
oder Ueberſchuß mit dem fremden Gelde zu decken, und 
zu entſchuldigen, und die richtige Gebahrung mit dem 
eigentlichen Vermögen nie genau erhoben werden 


könnte. 
§. 20. 

Wenn mit dem Rechnungsſchluße ein bedeutender 
Kaffareft vorgefunden wird, wovon ein Theil zur Ge, 
deckung des Erforderniſſes entbehrlich iſt, ſo hat der 
zenſurirende Dechant dem Rechnungsleger aufzutragen, 
daß die entbehrliche Summe ſobald als möglich gegen 
eine hinreichende zu intabulirende Hypothek unter den 
vorgeſchriebenen Vorſichten, und gegen Berichterſtattung 
an das Kreisamt zum Beſten des Fondes anzulegen ha« 
be, um das Einkommen zu verwahren. 

8. ST 

Hat der zenſurirende Dechant nach Vollendung der 
Zenſur mit feiner eigenen Namensfertigung auf der Rech 
nung den richtigen Befund zu beſtättigen, oder die etwa 
entdeckten Mängel dem k. k Kreisamte mittelſt eines 
eigenen Berichtes zur Wiſſenſchaft und weiteren Verfü— 
gung bekannt zu geben, wobei zugleich eine jede Rech⸗ 
nung, dieſelbe möge mit oder obne Mangel befunden 
worden ſeyn, dahin zur Aufbewahrung vorzulegen feyn 
wird Schlüßlich wird den Dechanten, Dominien, und 
Patronen obliegen, Dë bei der Zenſur der Rechnun⸗ 
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gen in allen Punkten genau nach dem gegenwärtigen 
Unterrichte zu achten, und ohne Nachſicht gegen die Rech⸗ 
nungsleger das genaueſte Augenmerk mit aller Umſicht 
auf die gute oder ſchlechte Verwaltung des Armen-Inſti⸗ 
tuts oder Spitalsvermögens zu richten, um fo mehr, 
alt denſelben ſelbſt davon gelegen ſeyn muß, ſich vor 
allem Schaden zu ſichern, und man bei entdeckten ups 
verrechneten Empfangen, oder ungebührlich berausgab— 
ten Beträgen, aus was immer für einem Titel, welche 
aus ihrer Zenſur entſpringen, dieſelben ſelbſt verant— 
wortlich machen, und zum Erſatze verhalten müßte. 
Lemberg am 2. Dez. 1825. 


Vom k. k. galiziſchen Landes⸗Gubernium, 


Formulare Lit t. A. 


Nach welcher Rubriken-Ordnung die Armen-Inſtituts- und Spitals-Rechnungs⸗ 
leger vom Militaͤr-Jahre 1825 angefangen, von einer jeden Anſtalt den Rechnungs⸗ 


Extrakt an die Provinzial-Staatsbuchhaltung einzuſenden haben. 


| 11 (Zur Sig. Q. Seite 248.) |. 


Gebühr 


Rückſtand Für dieſes 


bom vorigen Zuſa 
Jahre Jahr 
Em. W. W. C. M. W. W. 
d fl. kr. fl. fl. kr. fl. kr fl "ie, . e 
| 
10 An Intereſſen von in öffentlichen Fond angelegten Kapitalien,(— — 15 — * 40. — E — 
al » IJIntereſſen von bei Privaten N ea Ka⸗ | 
pitalien S 10 
5 ev Pachtſchilling von Spitals.⸗Nealitäten ` w e ; 
A E Zinſen D . D A v di "` D 
5) ſtipulirten baaren Geldbeiträgen . - 3 
6 * Mühlnutzen A D LU D H 0 * 
7 Propinazionsnutzen 4 , - - 
8| Getreidnaturalien und Viktualien d - R 


OU » Brennholz . V ; 2 e ‚ 


101 Almoſengeldern 


110 » Gttafbeträgen . . ; ` . e 
120% fonftigen Zuflüffen . . . } . . . 
15) Mängels⸗Erſätzen . g ` H A 


Summa der Einnahme 


Hiezu den baaren Kaſſareſt mit Ende Oktober 184 e, 


3uſammen - 


— Rückſtand | 


Abftattung mit Ende des Anmerkung. 
mmen 
Jahres 
W. W == SB. C. N. W. W 
fl. kr. L r lien D 
e Leg | 
S Be 40 lechen lz Zur Rubr. 1. in diefem Jahre 18 von dem verſtorbenen R. N. 
laut des Teſtaments ddo. ı6ten November 1824, dem Spitale 
eine Hofkammer Obligazion ddo. Wien den ten Oktober 1825. 
70.45 /—— 7050 —— 15 Nro. 462 pr. 100 fl. a / pCt. vermacht werden, wovon die In⸗ 
100 —— — 50 — —— —— tereſſen für 11 Monat und 15 Tage zugewachſen ſind. 
10— —2— 1 || [1 —— Zur Rubr. 2. werde das bei N. N. à 5 pCt. angelegt ge 
| fene Kapital pr. ëng, em 13. Dezember 1824 eingezahlt, wel⸗ 
25— —— 25 —(—— — || es erſt am 25ten Jänner 18256 wieder dem R. N. A 5 pCt. ge⸗ 
5 liehen worden iſt, daher der Intereſſen - Abfall. 
oli 1 — 150 eet — — 
Zur Nubr. 5. Hat ſich bei der letzten Verpachtung des Vor⸗ 
25 ——25—(——— werkes N. der Pachtſchilling vom ten November 1824. auf 3 nad) 
k einander folgende Jahre um 40 fl. jährlich vermehret, dagegen aber 
100010 jenen von dem Spitalsgarten nach einem einjährigen Kontrakt, für 
das Jahr 1825 um 10 fl. vermindert. 
40 — — 400—(—— — — 
51 Butz 81 51—1— 1 — — 
DE bd KS 450 ———— 
11 | UH 1 Les 
„ „ 
2430— — 230 een 
SS | 


Anmerkung. Hier find zwar nur die Rubriken 2, 2, 3, bei⸗ 


528150ʃ——152555ʃ(——(—— ſpielweiſe aufgeführt worden, auf welche Art 
| der Zuwachs oder Abfall erftchtlich zu machen 
— — — 56 20/— 2 ſey — es verſteht ſich aber von felbſt, daß in 
vorkommenden Fällen auch die übrigen Gefalls⸗ 
; — Nubriken bis 9. hiernach gehörig nachgewieſen 


| 
| | j b 
PE Kae et ne werden muͤſſen. 


Rubr. Nro. 


Auf Unterhultung der Stiftlinge 


5 Rückſtand Für dieſes 
Einna h me. vom vorigen Zufa 
Jahr Jahr 
C. M. ESCH GEHT 
If. Ha? ER In, fl. kr. 


Beheitzung des Spital⸗Gebaͤudes e . ZC Elte 
Beſchuhung der Armen ur. GE we 
Bekleidung der Pfruͤndler . |. 
Medikamente . . . . . . Pen 


Reparatur des Spitalgedäudes . e . d SA 


Steuer und fonftige Gaben — 4 


EI 

KL 

D 
e 


Reiſeköſten e . Ka ` d — | a 
Bothenlohnn . d . ` . . - e: WE 
Schreibmaterialien . . ? e e hl 
Remunerazionen . ` d x e 7 
Extra Ordinarien e ? . E ` . les 


Mängels » Vergütungen - a 8 A e , I 


— 


Summa der Ausgabtte . — 


Hiezu den baaren Kaſſareſt mit Ende Oktober 625 ⁰ 1  e 


7. 
Zuſammen der Einnahme gleiche E 


Sig. N. den ıten Nobember 1825. 
Ortsobrigkeitliche und landesfuͤrſt iche Beſtattigung. 


N. N. Dom. 
Bürgermeifter oder Repreſentant. 


— ect 40 —— 
Eu ee 
— 130 
— — 1015.— 
— — 1 15130 — 
— — 1 121 Ak 
— — 1415 — 
„ 
— IT 
— leie dal? 
a ei 
= Ja 1 — 
— 1 — 126254 — 


N. N. 
Landdechant. 


Rückſtand 
Abſtattung mit Ende des Anmerkung. 


— 
—— 


mmen 


Jahres 


n EE 
If. er. fl. tr. 


Zur Rubrik 1. iſt der Stiftling N. N mit der täglichen Ge⸗ 
bühr pr. 12 kr., am ıgten März 1825 geſtorben, und ſtatt deſſel⸗ 
ben der N. N. am ıten May 1825 mit der täglichen Gebühr 
a 7 kr. aufgenommen worden, die übrigen find, hingegen nach 
der beftehenden Erekzions⸗Urkunde in die höheren Genüße vor⸗ 


geruͤckt. 


Unterſchrift des Rerhnungsführers. en 
Kechnungsleger. 


d ** 


(Zur Sig. Q. Seite 248.) ws 
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144. 


Das fuͤrſtliche Haus Schoͤnburg gehoͤrt 
unter die mittelbar gewordenen ehemals 
reichsſtaͤndiſchen fuͤrſtlichen Haͤuſer. 


Der Herr Haus- Hof und Staatskanzler Fuͤrſt von 
Metternich hat dem Herrn Miniſter des Innern unterm 
Aten November l. J. eröffnet; daß das fürſtliche Haus 
Schönburg ſich in zwei Branchen, nämlich: jene von 
Waldberg, und von Hartenſtein theilet, und daß daher 
nach dem Sinne der allerhöchſten Entſchlieſſung vom 
oten September I. J. die daſelbſt für die Chefs der 
mittelbar gewordenen ehemals reichſtändiſchen fürſtlichen 
Häuſer angeordnete Courtoisie, für die Branche Schön⸗ 
burg Waldenburg dem Fürſten Otto Viktor von Schön» 
burg Waldenburg, für die Branche Schönburg Harten— 
ſtein aber dem Zürften Alfred v. Schönburg Garten: 
ſtein zukomme, und in Anwendung zu dringen ſey. 
Hievon werden die k. Kreisämter zu Folge der an 
Das k. k. Landes⸗Präſidium, von dem Herrn Miniſter 
des Innern unterm Dten November l. J. Zahl 34028. 
gemachten Eröffnung, nachträglich zu dem Kreisfchreis 
bens ddo. 25ten Oktober I. J. Zahl 61071. in die 
Kenntniß geſetzt. 
Gubernial-Verordnung vom Sten Dez. 1825. Gub. 
Zahl 68602. 


145. 
Abaͤnderung des Poſtenlaufes von Lemberg 
nach Stry. 


Der Poſtenlauf von Lemberg nach Stry wird vom 1. 
Jänner 1826 an abgeändert, fo daß die Briefpoſt ſtatt 
am Sonnabend um 6 Uhr Abends, am Sonntage um 
5 Uhr Abends von hier abgefertigt werden wird, und 
da ſte Montags zeitlich früh in Stry eintrifft, ſo wird 
ſie von dort nach Lemberg am felben Tage um 9 Uhr 
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Abends wieder abgehen und am Dienſtag früh an⸗ 
kommen. 

Die rekommandirten Briefe müſſen bis 4, und die 
nicht rekommandirten bis 5 Uhr abgegeben werden. 

Dieſe Anordnung wird mit dem Beiſatze zur allge— 
meinen Kenntniß gebracht, daß der Abgang der Poſt 
von Lemberg nach Stry am Mittwoch, und ihre Kück— 
kunft Freytags früh unverändert bleibt. 

Gubernial-Kundmachung vom böten Dez. 1825. Gub. 
Zahl 67406. ) 


146, 


Die Bemeſſung der Kammeraltaxen für 
Gewerbsbefugniſſe ſteht der Landesſtelle 
zu, dieſe Taxen muͤſſen aber jedesmahl 
vor Ausuͤbung eines ſolchen Befugniſſes 
von der Parthey entrichtet werden. 


Die Bemeſſung der Kammeral⸗Taren für Gewerbs— 
befugniſſe, deren Verleihung möge nun von der Landes- 
ſtelle unmittelbar ausgehen, oder von einer Hofftelle 
abhängig ſeyn, ſteht dem Landesgubernium zu, und 
dieſe Taxen müffen jedesmal vor Ausübung eines ſol⸗ 
chen Befugniſſes von der betreffenden Parthey entrichtet 
werden. 
Um nun dieſes in beiden Bezlehungen gleich bei 
der Verhandlung über eine Gewerbsbefugnißertheilung 
verfügen zu können, wird den k. Kreisämtern zur fünf 
tigen genauen Richtſchnur vorgezeichnet, ven nun an 
gleich bei Erſtattung der Anträge auf Ertheilung von 
Gewerbsbefugniſſen die Erklärung der betreffenden Ber 
werber, auf welches jährliche reine Erträgniß ſie bei ihrer 
Unternehmung rechnen, vorzulegen, und zugleich das 
beſtimmte Gutachten abzugeben, ob und in wie fern es 
der Unternehmung und den Lokalverhältniſſen ange⸗ 
nieſſen ſey. 

Gubernial- Dekret vom 6. Dez. 2325. Gub. Zahl 69027. 
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147. 


Erneuerung der Vorſchrift, daß Baufuͤhrer 
jede außer dem bewilligten Voranſchlage 
ſich zeigende Mehrarbeit oder Gebrechen 
auf der Stelle anzuzeigen haben. 


* 

Mit hohem Hofkammerdekrete vom 25ten Oktober l. 
J. Zahl 42927 wurde bedeutet, daß die Erfahrung 
mehrfache Beweiſe geliefert hat, wienach die Bauvor⸗ 
ſchrift vom J. 1788, vermög welcher die Bauführer 
ſtrenge verpflichtet find (den einzigen Fall ausgenoms 
men, wenn Gefahr im Verzuge iſt) jede außer dem 
bewilligten Boranfıhlage entweder bei dem Anfange oder 
während des Baues ſich zeigende mehrere Arbeit oder 
Gebrechen gleich auf der Stelle anzuzeigen und die 
Bewilligung im ordentlichen Wege ſich vorläufig zu Ce 
bitten, lau oder doch nicht in dem Umfange, wie es ge— 
ſchehen ſollte, beobachtet werde. Indem man daher den 
Kreisämtern dieſe Inſtrukzion ins Gedächtniß zurüdführt, 
wird gleichzeitig bedeutet, die ſtrengſte Aufmerkſamkeit 
über alles jene, was in diefer Inſtrukzion bezüglich auf 
den Voranſchlag die Einleitung, die Führung und 
Berechnung des Bauweſens überhaupt, als auch von je— 
nem Beamten insbeſondere zu beobachten iſt, welchem 
eine Bauführung oder eine diesfällige Aufſicht angeord⸗ 
net wird, zu handhaben, wie nicht minder den bert, 
kreiſigen Ingenieur zur genaueſten Befolgung diefer 
Vorſchrift anzuweifen, indem man ſonſt bei Wahrneh— 
mung vorkommender Falle auf das ſtrengſte fürzuge— 
hen und den Schultragenden zur Verantwortung zu Ate, 
hen gezwungen wäre. 


Gubernial- Verordnung vom 7ten Dezember 1825. Gub. 
Zahl 66321. 
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148 


Fuͤr die Entdeckung eines guten Befchotte- 
rungsmaterials zu den Straſſen wer— 
den Renumerazionen zugeſichert. 


it dem h. Hofkanzleydekrete vom roten v. M. 3. 
35013. ift die Landesſtelle ermächtigt worden, für die 
Entdeckung von Schotter, welcher näher zu beziehen, 
und wenn nicht beſſer doch wenigſtens eben ſo gut als 
der gebrauchte iſt, oder bei zwar entfernteren Bezuge 
durch feſtere und daher dauerhaftere Qualität eine be— 
deutende Erfparung in der Quantität mit Grund erwar— 
ten läßt, den Entdekern Belohnungen jedoch nur nach 
vorläufigen genauer Würdigung der für das Aerar ent— 
ſpringenden Vortheile in befonders rückſichtswürdigen 
Fällen und mit Beobachtung jener Mäßigung zu bewil⸗ 
ligen, welche überhaupt bei Ertheilung von Remunera— 
zionen vorgeſchrieben iſt. 

Die Kreisämter haben hiernach die allgemeine Kund⸗ 
machung zu erlaſſen. 

Gubernial-Verordnung von Bien Dez. 1825. Gub. 
Zahl 68025. 


149. . 
Konſkripzions-Reviſionskommiſfionen duͤr— 
fen nicht auf Koſten der Gemeinden be— 
wirthet werden, noch die Konſkripzions⸗ 
Summarien fuͤr die Dominien verfaſſen. 


Da der Mißbrauch der Konſkripzions-Nebiſionskom— 
miſſion auf Koſten der Gemeinden zu bewirthen 
wieder vorgekommen ift, fo wird den Kreisäm— 
tern die hierortige Verordnung vom 8. Jänner 1817. 
Zahl 341 und von 22. März 1818 Zahl 13185 womit 
dieſer Mißbrach auf ausdrücklichen allerhöchſten Befehl 
Sr. Majeſtät allgemein abgeſtellt worden iſt, mit dem 
Auftrage in Erinnerung gebracht, diefe Allerhoͤchſte An⸗ 
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ordnung allen Obrigkeiten und Gemeinden wiederholt 
bekannt zu machen, und deren ſtrenge Handhabung zu 
übermachen. 

Auch iſt vorgekommen, daß ein Konſtripzionsoffi⸗ 
zier das Summarium für das Dominium verfaßt hat, 
wofür demſelben eine Belohnung im Gelde geleiſtet wurde. 

Nach dem Konſkripzionsſyſteme vom 25sen Oktober 
1804 und zwar nach der bei deſſen Beilage Lite. P. vor- 
kommenden Anmerkung iſt die Ausfertigung der politi— 
ſchen Konſkripzionsbücher-Summarien u f. w dem 
Militär unter großer Verantwortung verboten, und es 
iſt darin A. 48. ausdrücklich vorgeſchrieben, daß die 
Summarien in jedem Orte durch den konfſkribirenden 
Offiziere und den obrigkeitlichen Beamten aber von 
jedem beſonders zu verfaſſen ſeyen, weil dieſe ab, 
geſonderte Ausfertigung zur Erreichung der Richtigkeit 
nothwendig iſt, indem am Ende die beiderſeitigen Ar- 
beiten berglichen werden, um auf ſolche Art allenfällige 
Unrichtigkeiten zu entdecken. 

Da in der obbezogenen Anmerkung den Kreisäm— 
tern zur Pflicht gemacht iſt, beſonders darauf zu ſehen, 
daß die Dominien nicht etwa nur kopirte Summarien 
einſenden, ſo werden dieſelben auch auf dieſen Unfug 
mit dem Bedeuten aufmerkſam gemacht, ſich die ge⸗ 
naueſte Handhabung Meter Vorſchriften ſtrenge angele— 
gen zu halten. 

Uebrigens wird das k. k. Generalkommando erſucht, 
die Verfügung zu treffen, daß die Konſkripzionsreviſo⸗ 
ren nach der in jedem Ort beendigten Neviſion das Sums 
marium auch in jedem Konſkripzionsorte ſelbſt vermög 
$. 48. des Syſtemis verfaſſen, und nicht wie es nicht 
ſelten geſchieht, deſſen Verſaſſung bis zu ihrer Rückkehr 
in den Ort, des Werbbezirks-Kommando verſchieben, 
weil anſonſt die in eben dieſem d. angeordnete Gleich— 
ſtellung des politiſchen und militäriſchen Summariums 
unthunlich werden würde. 

Gubernial⸗Verordnung vom 12ten Dez. 1825. Gub. 
Zahl 69 155. 
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150. 

Obliegenheiten des Sequeſters bei Guͤter⸗ 
ſequeſtrazionen und Wirkſamkeit der 
Kreisaͤmter nach erfolgter Aufſtellung 
des Sequeſters. 


an hat wahrgenommen, daß ſtch bei Sequeſtrazio— 
nen der Guͤter in Hinſtcht auf die Obliegenheiten des 
Sequeſters, und ſo auch in Hinſicht auf die kreis— 
ümtliche Wirkſamkeit nach erfolgter Aufſtellung eines 
Sequeſters nicht überall gleich benommen werde. Ins⸗ 
beſondere pflegt es dem Zweifel unterzogen zu werden, 
ob der politiſche Sequeſter eines Gutes ſich auch unmit— 
telbar mit der Verwaltung der verſchiedenen Wirth— 
ſchaftszweige zu befaſſen habe? 

Die Löſung dieſes Zweifels und der Umfang der 
Pflichten eines Güterſequeſters liegt in dem Wortlaute 
des 5. L der allgemeinen Exekizions- und Sequeſtra— 
zions⸗Ordnung dom 2ten Auguſt 1786 und in dem 
natürlichen Sinne des VIII. Abſchnitts der Sequeftra- 
ztonsnorm dom ꝛ27ten Dezember 1816 3. 57585. denn 
nach dem erſteren hat der Sequeſter, die Wirthſchaft 
ohne irgend einer Hemmung durch die angeſtellten Be: 
amten fortzuſetzen, und nach dem letzteren ſind die mit 
Beſchlag belegten Gutsproventen dem Segqueſter in die 
Adminiſtrazion zu übergeben. 


Da nun unter den Gutsprobenten neben den trocke— 
nen Gefällen offenbar auch das unmittelbare Einkom⸗ 
men bon Grund und Boden verſtanden wird, da die 
Adminiſtrazion dieſes letzteren Provents ſich nicht wohl 
auf die Diſpoſtzionen des Abſatzes der erzielten Produkte 
beſchranken läßt, ſondern nothwendig auf die Diſpo⸗ 
ſizionen mit den Mitteln zur Erzielung dieſer Produkte 
auszudehnen hat, und da nach dem XII. Abſchnitte 
der neuen Sequeſtrazions-Ordnung der Einfluß des Ei— 
genthümers des ſequeſtrirten Guts bloß auf die Einſichts⸗ 
nahme in die Geſchäftsfuͤhrung des Sequeſters beſchränkt 
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iſt, ſo iſt es, klar daß der politiſche Gutsſequeſter nichts 
anders als ein ämtlich angeſtellter Gutsverwalter und 
als ſolcher allerdings berechtiger Ten, diedekonomie des Guts 
nach feinem deſten Wiſſen und Gewiſſen zu beſorgen, 
die Wirhſchaftsbeamten und Diener zu überwachen, und 
wenn fie ihren Dienſt ſchlecht verrichten auch zu entlaſ⸗ 
ſen, und durch andere zu erſetzen. Eben ſo verſchie⸗ 
dene Anſichten ſcheinen darüber obzuwalten: was von 
Seite des Kreisamts in Anſehung derjenigen Güter 
zu geſchehen habe, auf denen ſchon ein Sequeſter out, 
geſtellt worden iſt. , 

Es iſt zwar durch die oben bezogene hierortige Ser, 
ordnung dom 27ten Dezember 1816 der Stuffengang 
des kreisämtlichen Verfahrens in der Art vorgezeichnet, 
daß die Aufſtellung eines förmlichen Gutsſequeſters als 
der äußerſte Grad der politiſchen Erekuzion nur dann 
Plat greife, wenn der Steuerruckſtand weder im VWe— 
ge des Beſchlags der Vorräthe, noch im Wege der öf— 
fentlichen Pachtlizitazion des Guts ſelbſt gedeckt wer» 
den konnte. 

Indeſſen lehrt es die Erfahrung, daß gerade dieſe 
äußerſte Zzwangsmaßregel, wegen der Seltenheit voll» 
kommen geeigneter Individuen zu dieſem Geſchäfte, und 
wegen der manigfaltigen Hinderniſſe, die ihnen von Seite 
der Parteyen in den Weg gelegt werden, am wenigſten 
geeignet ſey, den Zweck der Sequeſtrazion zu fördern. 

Es durften daher häufig Fälle vorkommen, wo das 
vereinte Intereſſe des Staatsſchatzes und des Eigenthü⸗ 
mers der ſequeſtrirten Güter erheiſcht, dahin zu wirken, 
daß die Güter aus der förmlichen Sequeſtrazion in die 
Pachtung uͤbergehen. 

In allen ſolchen Fällen iſt es die Pflicht der k. 
Kreisämter, zur Verpachtung der Güter nach vorläufiger 
Ausmitilung des Ertrags, welche dann unter Beiziehung 
des Sequeſters und des Gutseigenthümers mit deſto 
größerer Genauigkeit geſchehen kann, den Verſuch von 
Zeit zu Zeit erneuern. 

Da übrigens die Steuerbeitreibung überhaupt in 
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dem Wirkungskreiſe der Kreisämter liegt: fo brauchen 
die Reſultate ſolcher — während der eigentlichen Seque— 
ſtrazion abgehaltenen Pachtverſteigerungen nicht der hier— 
ortigen Genehmigung unterzogen zu werden. 
Gubernial-Verordnung vom 16ten Dez. 1825. Gub. 
Zahl 66545. 


151. 

Partheyen ſind uͤber Kommiſſionskoſtener— 
ſaͤtze genau zu belehren, und da, wo meh— 
rere Partheyen zuſammen erſatzpflichtig 
ſind, iſt fuͤr jede Parthey der auf ſelbe 
entfallende Betrag erſichtlich zu machen. 


Die hierortige Verordnung vom Aten Juli 1825 Zahl 
55019. enthält die Vorſchrift, daß bei jedesmaliger Ein 
ſendung der Reife und Zehrungskoſten-Aufrechnungen, 
wenn ſolche nicht ein öffentlicher Fond zu tragen hat, 
genau und beſtimmt die ſachfällige Parthey, und wenn 
derer mehrere find, das Verhältniß anzuzeigen ſey, in 
welchem jede derſelben zu dem Erſatze der Kommiſſions— 
koſten beizutragen habe. 

In den Vertheilungsausweiſen, welche in Folge 
dieſer Anordnung mit den mehrere Partheyen betreffen— 
den Neiſepartikularien zugleich vorgelegt zu werden 
pflegen, werden zwar meiſtens die einzelnen Gebühren 
an Fuhrkoſten und Diäten nachgewieſen, aus welchen 
der auf jede Parthey entfallende Beitrag zu dem gan— 
zen Kommiſſionskoſten-Erſatze gebildet wird: allein bei 
der Verſtändigung der Partheyen bleibt dieſe Zergliede— 
rung der ihnen zur Zahlung zugewieſenen Beiträge ge— 
wöhnlich weg. 

Da dieſe Unkunde der Partheyen über das Detail 
der an ſie in dieſer Beziehung geſtellten Forderungen, 
wie es die Erfahrung lehrt, zu häufigen, zum Theile 
auch grundloſen Beſchwerden über das Ausmaaß der 
von den Beamten bei Lokalkommiſſionen überhaupt, und 
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insbeſondere bei Sequeſtrazionskommiſſionen ins Ver⸗ 
dienen gebrachten Reife — und Zehrungskoſten, den 
Anlaß giebt, und da es auch einerſeits die Billigkeit 
erfordert, daß jeder Parthey, welche Kommiſſionsko⸗ 
fien zahlen ſoll, bekannt gegeben werde, wofür fie eis 
gentlich den geforderten Betrag zu entrichten habe, um 
die zu ihrem Schutze dienenden Einwendungen anbrin« 
gen zu können, falls in der Aufrechnung irgend einer 
Poſt eine Ueberhaltung, welche die Behörden nicht fo 
leicht entdecken können, Statt gefunden hätte; andrer— 
ſeits die Auseinanderſetzung dieſer Art nicht nur 
zur Beruhigung der Partheien, ſondern ſelbſt zur Bes 
feftigung des Zutrauens in die Richtigkeit ſolcher Aufs 
rechnungen gereicht, ſo haben die k. Kreisämter von nun 
an genaueſt dafür zu ſorgen: 

1.) Daß in den fraglichen Vertheilungsausweiſen 
immer ſpezifiſch angeſetzt werde, was jede der betroffe⸗ 
nen Partheyen a) an Reiſekoſten, und zwar: an Vor⸗ 
fpanngebühr — für wieviel Pferde und Meilen, an 
Wagenreparatur, an Schmiergeld, und an Weg⸗ und 
Brückenmauth; und eben ſo auch b) an Diäten — und 
zwar: für wieviel und welche der ſowohl mit der Reiſe, 
als auch mit der kommiſſionellen Amtshandlung zuge⸗ 
brachten Täge, zu zahlen habe. 

ztens. Daß bei Verſtändigung der Parthey von 
der erfolgten Liquidazion und Anweiſung irgend eines 
dieſelde betreffenden Neiſepartikulars ihr jedesmal — 
außer der beſtimmten Andeutung des Kommiſſionsge⸗ 
ſchäfts — der auf ſie entfallende Koſtenerſatz in der odi⸗ 
gen Zergliederung bekannt gegeben werde. 

Es verſteht ſich, daß dieſes auch in jenen Fällen 
beobachtet werden muͤſſe, wo die Kommiſſionskoſten von 
einer einzigen Parthey zu zahlen ſind, wo es denn bei 
der Einfendung des Reiſepartikulars keines Verthei⸗ 
lungsausweiſes braucht. 

Gubernial-Verordnung vom 25ten Dez. 1825. Gub. 

Zahl 74079. 
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152. 

Juden konnen wegen Pachtung und Auf⸗ 
enthalt auf Muͤhlen und Wirths hauſern 
auch mit Arreſt ſtatt Stockſtreichen be⸗ 
ſtrafet werden. 


Aus Anlaß einer, gegen einem Juden, wegen einer 
geſetzwidrigen Pachtung ausgeſprochene Strafe von Stock— 
ſtreichen iſt mit hohen Hofkanzleydektet vom 9. d. M. 
Zahl 56685 erinnert worden, daß zwar das Patent vom 
„ten May 1789. f. 32. für dergleichen Uebertrettungs⸗ 
fälle die Verhängung einer angemeſſenen Leibesſtrafe 
anbefiehlt, daß aber darunter nicht eben Stockſtreiche, 
ſondern auch Arreſt-Strafen verſtanden werden, die 
nach Beſchaffenheit der Umſtände mit Faſten oder oͤffent⸗ 
licher Arbeit verſchärft werden können, und daß über— 
haupt die Züchtigung mit Stockſtreichen für jene Ueber⸗ 
trettungen vorzubehalten ut, welche an ſich ſchon eine 
Entehrung mit ſich führen. 

Die hohe Weiſung wird demnach den k. Kreisäm⸗ 
tern zur Darnachachtung bekannt gegeben. 

Gubernial-Dekret vom 25ten Dez. 1825. Gub. Zahl 
75008. 
153. 

Herumziehende Muſikanten ſind ruͤckſichtlich 

der Erwerbſteuer den Hauſirern gleich 

zu behandeln. 


Mit h. Hofkanzleyentſchließung dom 24. November 
1825 3. 35369 ift ander eröffnet worden, daß die ſo— 
wohl in den Städten als auf dem flachen Lande mit 
Bewilligung umherziehenden Muſikanten, da ſie zu den 
Künſtlern nicht gehören, ſich aber einen oft bedeutens 
den Erwerb verſchaffen — allerdings erwerbſteuerpflich⸗ 
tig, und da ihr Erwerb in jeder Beziehung dem Hau⸗ 
ſterhandel gleich kommt, dießfalls auch mit den Hau⸗ 
ſierern ganz gleich zu behandeln ſeyen. 
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Diefemnach wurde verordnet, daß einem jedem 
ſolchen Muſikanten alle Jahre ein neuer Erwerbſteuer⸗ 
ſchein als herum wanderden Mufifanten nach 
der geringſten Steuerklaſſe feines Wohnortes ausgefer« 
tigt werde; dieſer Steuerſchein habe die Stelle der Lis 
zenz zu vertreten, und wenn ſte in eine Provinz ziehen, 
wo die geringſte Steuerklaſſe einen hohern Betrag er⸗ 
reicht, als in jener ihres Domizils fo ſeyen fie auf die⸗ 
ſelbe Art, wie es bei den Hauſtrern geſchieht, dei ihrem 
Eintritte in eine ſolche Provinz zum Erlage des abgän⸗ 
gigen Mehrbetrags zu verhalten. 

Die Kreisämter haben dieſe hohe Anordnung ſogleich 
gehörig mit dem Beiſatze bekannt zu machen, daß ſolche 
vom Jahre 1826 an in Wirkſamkeit zu treten habe: 
ſonach von den Dominien und Magiſträten, in deren 
Bezirke ſich derlei Mufikanten befinden, die vargeſchrie⸗ 
benen, jedoch ſtets nur auf ein Jahr lautenden Erwerb⸗ 
ſteuer⸗Faſſionen und Steuer » Anfchlags » Ausweife ob, 
zuberlangen, und ſolche unauſſchieblich anher vorzu⸗ 
legen. 

> Bei dieſer Gelegenheit werden den Kreisämtern die 
in Betreff der Erwerbfteuer » Bemeffung für Hauſirer 
beſtehenden Rormal⸗Vorſchriften vom 7. Oktober und 
26ten November 1817 3. 52965. und 63217. in Er⸗ 
innerung gebracht, und zugleich bemerkt, daß die bes 
fragte Erwerbſteuer vermög des 16. $. des Patents vom 

Jahre 1812 ganzjährig im voraus eingehoben werden muß. 

Gubernial-Verordnung vom Zoten Dez. 1825. Gub. 

Zahl 72058. 

154. 

Jede unbefugt auszuſpielende, oder bereits 
ausgeſpielte Sache unterliegt der Kon⸗ 
fiskazion, wenn fie bei Einleitung der 
Unterſuchung noch als vorhanden betre⸗ 
ten wird. 


Um jeden Zweifel, welcher in Abſicht auf die Konfig- 
R 2 


1 
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kazion der Gegenſtände unbefugter Ausfpielungen er⸗ 
hoben werden könnte, zu begegnen, hat die h Hofkam⸗ 
mer mit Erlaß vom o d. M. 3. 47056. zur Nachach⸗ 
achtung zu erinnern befunden, daß ſtrenge bei dem 
Wortlaute des arten d. des a. h. Lottopatentes vom 13. 
März 1815 ſtehen zu bleiben, und demnach die auszu⸗ 
ſpielende oder bereits ausgeſpielte Sache in allen Fällen 
zu konfisziren ſey, wenn fie bei Einleitung der Unter, 
ſuchung des Straffalles noch als vorhanden betreten 
wird, d. i. von dem unbefugten Ausſpieler dem Ge— 
winner noch nicht übergeben, oder von ihm nicht ſchon 
vorher auf was immer für eine Art an einem dritten 
veräußert worden iſt. Uebrigens verſteht es ſich von ſelbſt, 
daß den Patentsübertreter neben der Konfisfazion des 
Spielobjektes auch die einfache Geldſtrafe zu treffen 
habe, dann aber wenn die Einziehung der Sache nicht 
mehr Statt finden kann, die Nozionſ out den Erlag des 
doppelten Betrages, deſſen Einbringung durch den Ab— 
ſatz ſämmtlicher Looſe beabſichtigt war, geſchöpft wer⸗ 
den muß. 

Wovon die Kreisämter in Kenntniß geſetzt werden. 


Gubernial-Verordnung vom Sıten Dez. 1825. Gub. 
Zahl 76215. 
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Alphabetiſches . 
Veri e ich 8 
der 
in der Provinzialgefesfammlung des Königreichs Gali⸗ 
zien und Lodomerien für das Jahr 1825. enthaltenen 
Verordnungen. 


Zahl der 
Verordn. 
@ 
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A. 

Abfahrten bei Gaſthaͤuſern, deren Pflaſte⸗ 
rung 109 170 

Abfabrisgeld, von deſſen Eutrichtung in 
oͤſterreichiſchen Staaten, werden die k. 
pohlniſchen Unterthanen befreyt . 74 132 

Abgeſchafte Individuen aus einem Orte, de⸗ 
ren Rückkehr wird für eine ſchwere Vor 
lizeyübertretung erklaͤrt 7 e 132 227 

Ableben; ſiehe Todesfall. 

Abweſende, Keferve » Männer, Maaßregeln 
wegen deren Eruirung ` 32 66 

Abweſende Amtshandlung der obrigkeitlichen 
Wirihſchaftsaͤmter in Erledigung deren 
Streitſachen außer der gerichtlichen To⸗ 
deserklaͤrung . 

Adminiſtratoren, geifliche Die 
wegen Verrechnung der Kircheneinkuͤnfte 
durch ſelbe 3 69 123 

Aerarial⸗Obligazionen cheilbare Vorſchrift 
wegen deren Um⸗ und Aus einanderſchrei⸗ 
bung zum Behuf der hievon zu entrich⸗ 
tenden Erbſteuer u > n „ 11 41 


Agenzieren (Privat) der Beamten, insbes 
ſondere bei Fiskalaͤmtern; eng 
des dießfaͤlligen Berbochs . 

Agenzieren der Beamten, Vorschrift wegen 
Abſtellung deſſelben . 

Akademie zu wieneriſch Neuſtadt; ſiehe Neu 
ſtaͤdter Militärs Akademie. 

Ackerbau, hierauf find Ackersjuden nicht be⸗ 
ſchraͤnkt, fie dürfen nebſtbei den Juden 
erlaubte Beſchaͤftigungen treiben, verliee 
ren jedoch die Befrehung von der Juden⸗ 
ſteuer ? 

Adersjuden find nicht auf den Ackerbau bes 

ſchraͤnkt, fie dürfen nebſt bei den Juden 
erlaubte Beſchaͤftigungen treiben, verlie⸗ 
ren jedoch die Befreyung von der Juden⸗ 
ſteuer S 

Amtsexpedizionen, hierüber ſollen Ortso⸗ 
brigkeiten ordentliche Poſtjournale fuͤhren 

Anfahrten bei Gaſthaͤuſern, deren * 
rung 

Anſaͤſſigkeiten zu große der unterthauen, de⸗ 
ren Theilung . 

Anſtellung mit Gehalt können die Doktoren 
der Chyrurgie nicht erhalten, wenn ſie 
nicht approbirte Geburtshelfer ſind 5 

Apotheker, deren Behandlung rücfichtlich der 
Erwerbſteuer . 

Aquavit, Beſtimmung der Gränzlinie zwiſchen 
ſelbem, und dem Schankbrandwein 

Ardeitspreife im Jahre 1824 beſtandene, 
Belehrung, für die St. B. Obrigkeiten 
wegen deren Erhebung 5 

Arme Juden, Beſtimmung der Art, wie fels 
be mit Oſtermehl zu betheilen find 2 

Arme Kranke, in dem lemberger allgemeinen 
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43 90 


30 64 


77 137 


126 193 


75 133 


Krankenhaus behandelte; Vorſchrift we⸗ 
gen Hereinbringung der Verpflegsgebuͤhren 
Armee ⸗ Uniformen und Monturen europaͤiſche, 
bierian darf das Militär bei theatrali⸗ 
ſchen Vorſtellungen nicht erſcheinen 
Armeninſtituts⸗ Rechnungen, Inſtrukzion 
für Oechante und Nechnungsleger in Be⸗ 
zug auf die Zenſur derfelben 
Arreſtanten⸗Transporte führenden gommiſ⸗ 
fären haben die Gemeinden die Vorſpann 
ohnentgeltlich zu leiſten 7 
Aufenthalt auf Mühlen und Wirthshaͤuſern, 
dießfalls koͤnnen mit Arreſt beſtraft were 
den 


Aufgehothe von der Ehe, follen immer von 


der Kanzel verfündet werden, zwiſchen ſel⸗ 
ben und der Trauung muß ein Gest 
fener Zeitraum übrig bleiben 2 
Auflagen auf Judengefaͤlle außer denen im 
Patente begründeten, dürfen die Kreide 
aͤmter nicht genehmigen - 
Aufnahms⸗urkunde der freinden Regierung 
muß zur Erlangung der Auswanderungs⸗ 
Bewilligung beigebracht werden. ` 
Ausfuhr der Brandweingattungen, Herab⸗ 
ſetzung des dießfaͤlligen Ausgangszolls . 
Ausfuhr der Haſenbaͤlge, der Hafen und 
Kaninchenhaare, des ungehechelten Flach⸗ 
ſes und Hanfes, ſo wie der hieraus er⸗ 
zeugten Waaren und der Thierkuochen, 
dießfaͤllige Zollbeſtimmung 
Ausgangszoll, deſſen Herabfegnng für die 
Brandweingattungen ſowohl in der Aus 
fuhr nach dem Auslande als nach Hun⸗ 
garn. 
Ausland; den dahin zurückteiſenden Fremden 
und Handwerkspurſchen ſollen die vidir⸗ 
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24 59 
98 160 


25 60 
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90 150 
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ten Paͤſſe und Kundſchaften zurücgeftellt 
werden 

Auslichtung der Waldungen an der Straſſe 
wie ſich dabei zu benehmen 

Ausſchank der in oͤſterreichiſchen Staaten 
erzeugten Weine wird den Czernowizer 
Spezereyhaͤndlern geſtattet . 

Auswanderungs Bewilligung, zu deren 
Erlangung muß die Aufnahmsurkunde der 
fremden Regierung beigebracht werden . 


B. 


Barmherzige Schweſtern ſollen zu einem 
jahrlichen Ausweis über die Gebahrung 
mit den Stiftungsgenuͤſſen verhalten 

werden 

Bau der Pfarrkirchen wie gé bei Reparti⸗ 
rung der 1 Beiträge zu 
benehmen Ten ` . 

Baubeduͤrfniſſe zu den von der Staats⸗ 
verwaltung unterhaltenen Straſſen Bet, 
geführte, die Quittungen über bezahlten 
derley Fuhrlohn ſind nicht vom Stempel 
befrehet 

Bauerngruͤnde verlaffene, deren Befebung 
und Theilung zu großer Anſaͤſſigkeiten 

Baufuͤhrer ſollen jede außer dem bewillig⸗ 
ten Voranſchlage ſich zeigende Mehrars 
beit oder Gebrechen ſogleich anzeigen . 

Baulichkeiten an Zlüffen; ſiehe Waſſer⸗ 
bauten. 

Baumwollenes Mullegarn weißes, deſſen 
Einfuhrsverboth bis Nro. 50. wird aufs 
gehoben, und bis einſchluͤſſig Nro. 30, 
beibelaſſen . 

Beamten (Staats-) in Verrechnung ſtehen⸗ 
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hende, deren Nachlaß darf nur mit Be⸗ 
willigung der Kammeralbehörde ausge⸗ 
ſolgt werden . ` . . 
Beamten, Vorſchrift gegen das Agenzieren 
derſelben . 8 . P „ / 
Beamten insbefondere bei Fiskalaͤmtern, Er⸗ 
neuerung des Verboths der Privatagens 
ien 7 . . ` . V 
Sealten ſtaͤdtiſche; deren Dienſttaxen muͤſſen 
von den Magiſtraten an das General⸗Tax⸗ 
amt auf einmahl vorhinein abgeführt mer 
den a & . e ` . 
Beamten, deren Diäten werden um ein Funf⸗ 
theil herabgeſetzt 8 8 5 ` 
Beamten der Kammeralforſte in ihren zuge— 
theilten Forſtbezirken reiſende, deren mauth— 
aͤmtliche Behandlung. e - . 
Befreyungen vom Judengefaͤlle außer den 
im Patente begründeten, dürfen die Kreis⸗ 
aͤmter nicht genehmigen ` . 
Beiträge gemeindenweife zum Bau der 
Pfarrkirchen, wle Dh bei deren Reparti⸗ 
rung zu benehmen ſey 2 ? * 
Belehrung für die Steuer- Vezirks⸗Obrig⸗ 
keiten zur Evidenzhaltung des proviſori- 
ſchen Steuerkataſters . 2 4 8 
Beleuchtung naͤchtliche bei Transportirung 
der Kriminalinquifiten, die Dießfälligen Nuss 
lagen hat der Kriminalfond zu beſtreiten 
Bequartirungs e Auslagen werden an das 
Militaͤr übertragen, und der Militaͤr⸗ 
Quartier⸗Beitrag aufgehoben e 
Beſcheide der untern Richter, die gegen fel⸗ 
be beizubringenden Beſchwerdſchriften 
möüffen binnen 14 Tagen an den obern 
Richter gelangen gemacht werden. Wie 
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ſich mit jenen zu benehmen, die aus rr, 
thum an andere Behoͤrden gelangen $ 
Befchotterungs - Materiale zu den Strafs 
fen, für die Entdeckung eines guten, wer⸗ 
den Remunerazionen zugeſichert . ` 
Beſchwerdſchriften wider Beſcheide oder 
Verfügungen der untern Richter muͤſſen 
binnen 14 Taͤgen an den obern Richter 
gelangen gemacht werden, wie ſich mit 
jenen zu benehmen ſey, die aus Irrthum 
an andere Behoͤrden gelangen o e 
Beurlaubte Militär = Mannfhaft mit der 
Luſtſeuche behaftete, ſoll an das naͤchſte 
Militaͤr-Spital zur Heilung . 
werden a A 
Veurlaubte Soldaten dürfen KI 10 dem 
Urlaubspaß beigeſetzter Bewilligung der 
Ortsobrigkeit von keinem Dominium ge⸗ 
duldet werden. a 
Beurlaubte detto dürfen ſich ohne Paß 
der Obrigkeit von ihrem Aufenthaltsorte 
nicht entfernen. 
detto detto deren genaue Evidenz⸗ 
haltung. 4 
Beurlaubte Militär - „Mannſchaft gehört zur 
geiſtlichen Militaͤr-Jurisdikzion. Was 
ir deren Et zu beobach⸗ 


Bibliotheken e Reiëtune bei Pfarrepen und 
Dekanaten 0 

Bier Beſtimmung, welche Gattung als FS 
faches, und, welche als Doppelbier zu 
betrachten ſey . x 

Bifchdfe von deren anzunehmenden Wappen 
muß der Entwurf vorläufig der Hoffanze 
ley vorgelegt werden. 0 = 

Brandwein - Gattungen, Herabfegnug des 
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Ausgangs zolls fur deren Ausfuht ſowohl 
nach dem Ausland — als nach Hungarn 
Brandwein, Beſtimmung der Gränzlinie 
zwiſchen Aquavit und Schankbrandwein 
Briefpoſt⸗ Beförderung, deren Verbindung 
mit der Eilpoſtfahrt . 0 3 e 
Briefpoft - Kurs, defien Vermehrung zwi⸗ 
ſchen Lemberg und Brody 


Brodyer Briefpoſtkurs nach Lemberg deſ⸗ , 


„fen Vermehrung . e . e 
Bruͤckenmaͤuthe neue Errichtung in Lima⸗ 
now, Neuſandez und Grybow o > 
Brücenmauth » Errihtung in Zawadow 
Bruͤckenmauth bei Manaſterzyska, deren 
„ Herabſetzung in die erſte Klaſſe . . 
Burger in Städten und Märkten, auf felbe 
wird die Stempelbefreyung der obrigkeit⸗ 
lichen Meldzettel, Entlaßſcheine und In⸗ 

d terzeffionen ausgedehnt K - R 
Bürgerrecht, mit ſelbem nicht verfehene Ge⸗ 
werbs⸗ uud Handelsleute find in Fällen, 

wo die Urkunde nach der perfönlichen Ei⸗ 
genſchaft geſtempelt werden muß, als 
Bürger zu betrachten. 3 ? e 
Bukowina, Erhohung des Eingangszolls 
fur die moldauer und wallachiſchen Weine 


C. 


Chemiſche Unterſuchungen von beigerachten 
Giſten, wie dabei fuͤrzugehen ? 

Chyrurgiſche Doktoren können keine Anſtel⸗ 
lung mit Gehalt erhalten, wenn ſie nicht 
approbirte Geburtshelfer ſind 2 8 

Coculs⸗Koͤrner (Fiſchkoͤrner) deren Beimi⸗ 
ſchung Verkauf mit Lorbeeren und eng⸗ 
liſchen oder Neugewürz wird verboten 
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102 164 


49 97 


115 181 
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Conferiptions⸗Reviſionskommiſſionen bit: 
fen nicht auf Koſten der Gemeinden bes 
wirthet werden. A 

Eonferiptiong = Summarieu dürfen dle Con 
ſcriptionskommiſſionen für die Dominien 
nicht verfaſſen 3 

Czernowitzer Spegerevbändlern wird der2iug- 
ſchank der in oͤſterreichiſchen Staateu er» 
zeugten Weine geſtattet - g . 


D. 


Dekanats Bibliotheken Errichtung e 
Deckſtoff auf Straſſeu, nachträgliche Beſtim⸗ 
mungen wegen deſſen Verbreitung ` 
Delegazion, und dasjenige Gericht, wel⸗ 
chem die Entſcheidung im ordentlichen 
Wege zugekommen waͤre, muß in dem von 
einem delegirten Gerichte geſchöͤpften Ur⸗ 
theil angezeigt werden e 
Oeſerteurs-Einbringung und Beſtrafung 
der Deſerteurs-Verhehler; Erneuerung 
der dießfaͤlligen Vorſchriften H a 
Diäten werden um ein Fünftheil herabge⸗ 


ſetzt . 


Dienſttaxen der ſtaͤdtiſchen Beamten müſſen 
von den Magiſtraten an das Generaltax⸗ 
amt auf einmahl vorhinein DEN 
werden. 

Doktoren der Chyrurgie Baze als ſol he 
keine Anſtellung mit Gehalt erhalten, 
wenn ſie nicht approbirte Gaata 
find 2 

Donieftifal- Obligazlonen theülbare, Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Um- und Auseinan⸗ 
derſchreibung zum Behuf der hievon zu 
entrichtenden Erbſteuer 4 e e 


Zahl der 
Verordn. 


Seite 


149 252 


149 252 


54 104 


29 64 


45 91 


112 175 


86 146 


115 181 


11 41 


$ 


Dominien werden zur genauen Beobachtung 
der Stempelvorſchriften angewieſen, de= 
ren Unterſuchung durch die Stempelge— 
faͤlls Verwaltung. e ` 

Dominien dürfen keinem Urlauber ohne in 
dem Urlaubspaſſe beigeſetzter Bewilligung 
der Ortsobrigkeit, dulden . 2 3 

Dominien, für ſelbe dürfen die Konſkripzi⸗ 
ons- Kommiffionen, die Konſfkripzions⸗ 
Summarien nicht verfaſſen . - d 

Dominikal⸗Gründe, deren Vertauſchung ge, 
gen unterthaͤnige kann nur dann Statt 
finden, wenn der größere Theil der Ges 
meindglieder einwilliget 0 2 e 


E. 


Ebenſee zwiſchen, und Iſchel wird die Entfer⸗ 
nung auf ein und ein Viertel⸗Poſtſtazion 
erboͤhgnt . > - d ` e 

Ehe =Aufgebothe ſollen immer von der Kan⸗ 
zel verkuͤndet werden, zwiſchen ſelben und 
der Trauung muß ein angemeffener Zeit⸗ 
raum uͤbrig bleiben F 2 e 

Ehe - Difpens, ein verbothenerumgang zwi⸗ 
ſchen verwandten oder verſchwaͤgerten Vers 
ſonen kann nicht als ein vollgiltiger Grund 
zu deren Erlangung angeſehen werden . 

Eheligungsfaͤlle der beurlaubten Militärs 
Mannſchaft gehören zur geiſtlichen Mili- 
taͤr⸗Jurisdikzion 8 ` s 9 

Eigenthumsrecht, deſſen Anmeldung und 
Liquidirung gegen Konkursmaſſen. $ 

Eilpoſtfahrt, deren Einführung und Verbin⸗ 
dung mit der Briefpoft= Beförderung . 

Einfuhrs⸗Verboth des baumwollenen weißen 
Mulegarns bis N. 50 wird aufgehoben 


Seite 


erordn, 


7 der 


14 45 
70 126 


149 252 


80 140 


122 187 


24 59 


95 153 


142 238 
120 184 
Ar 83 


ck bis einſchluͤſſig Nro. 30. "anne 
fen . 

Einfuhrs⸗ Verboth des mit Furben verzier⸗ 
ten ſogenannten vedenburger Obſtes e 

Eingangszoll, deffen Erhoͤhung fur die Eins 
fuhr der moldauer und walladifhen Wei⸗ 
ne in die Bukowina 

Elementar- Schäven, deren Erhebung auf 
den vom Kreis amte entlegenen Straſſen⸗ 
ſtrecken . 

Elementar- Schäden - Erhebungen müſſen 
ohnentgeltlich vorgenommen werden 

Empfangs-Berättigungen des Schreibens 
unkündiger Empfänger muͤſſen von zwey 
Zeugen gefertiget werden 4 e 


Entlaſſene mit militaͤriſchen Laufpäſſen, oder 


aus der Militaͤrhaft, muͤſſen an die naͤch⸗ 
fie politiſche oder Pollzeybehoͤrde abgege⸗ 
ben werden e e ? s . 


Entlaßſcheine welche den Untertanen bei 
Entlaſſungen von einer Herrſchaft zur an⸗ 
dern ausgefertigt werden, find Tempel: 
frey D D 0 D H H 

— —  obrigfeitlidhe deren Stempelbefreyung 
wird auch auf Buͤrger in Staͤdten und 
Maͤrkten ausgedehnt . ` " 

Erbſchaft verzichtete, Beſtimmung, ob felbe 
der Erbſteuer unterliegen, wenn ein hie⸗ 
zu oder zu einem Vermaͤchtniſſe beruffe⸗ 
ner erbſteuerpflichtiger Erbe oder Legatar 
auf ſeine Erbſchaft oder Legat zu Gun⸗ 
ſteu eines erbſteuerfreyen Erben Verzicht 
leiſtet 8 

Erbſteuer Entrichtung von theilbaren ſtaͤndi⸗ 
ſchen aͤrarial und Domeſtikal⸗Obligazio⸗ 
nen, Vorſchrift wegen der dießfaͤlligen 


139 236 


79 139 


um ⸗ und Auseinanderſchreibung ber: 
ſelben S . . . 8 S 
Erbſteuer⸗Veſtimmung, ob eine verzichete 
Erbſchaft derſelben unterliege, wenn ein 


hiezu oder zu einem Vermaͤchtniſſe beruf⸗ 


fener erbſteuerpflichtiger Erbe oder Lega⸗ 
tar auf ſeine Erbſchaft oder Legat zu 
Gunſten eines erbſteuerfreyen Erben Ver⸗ 
zicht leiſtet . P . . . 
— — dereu Ausſchreibung für das Jahr 
1826 8 ` . . . „ 
— — Bemeſſung von Vermächtniſſen auf 
Meſſen, Hochaͤmter uud Lytaneyen . 
Erhebungen der Elemeutarſchaͤden müffen 
ohnentgeltlich vorgenommen werden E 
Erklärungen der obrigkeitlichen Aufnahme 
für Unterthanen⸗ in wie ferne ſelbe vom 
Stempel befreyt find . 2 e e 
Erfaß der Kommiſſionskoſten Merite find 
Partheyen genau zu belehren e b 
Erwerbſteuer die für deren Einhebung be⸗ 
meſſenen 1)2 pCtige Remunerazion wird 
auch von der abgefuͤhrten Erwerbſteuer jüdi- 
ſcher Gewerbsleute bewilliget e e 
— — wie Apotheker dießfalls zu behandeln 


ſind 7 D EN H — 2 
— — deren Ausfchreibung Dr das Jahr 
1826. M hd = 8 * Lë D 
— — Behandlungen derjenigen Juden, wel⸗ 


che in ihren Erwerbſteuer⸗Erklaͤrungen be⸗ 
haupten kein Gewerb zu treiben. 1 
— — Behandlung der jüdifhen Faktoren 
ruͤckſichtlich derſelben . 8 8 1 
— — dießfalls ſind herumziehende Muſtkan⸗ 
ten den Hauſterern gleich zu behandeln. 
Erzbiſchöfe von deren anzunehmenden Wap⸗ 


DH der 
ordn 


de 


Seite 


11 41 


79 139 
116 181 
123 188 
76 134 


55 105 
151 256 


37 81 
52 102 


116 181 


137 234 
157 234 


153 258 


pen muß der Entwurf vorläufig der Hof⸗ 
kanzley vorgelegt werden. 
Europaͤiſche Armee - Uniformen und Montu⸗ 
ren, hierin darf das Militär bei theatra— 
liſchen Vorſtellungen nicht erſcheinen R 
Evidenzhaltung des proviſoriſchen Steuer: 
kataſters, dießfaͤllige Belehrung für die 
Steuer- Bezirks-Odrigkeiten d A 
— genaue der Militär Urlauber 3 
Exequenten von Militär dürfen für die Gre 
quentengebuͤhren keine Pfaͤnder wegneh— 
men . S 5 . e 


F. 


Faktoren juͤdiſche, deren Behandlung ruͤckſicht⸗ 
lich der Erwerbſteuer . d 
Feyertaͤge, an ſelben ſollen keine Hochzeiten 
gehalten werden 
— — an ſelben wird Gewerbs leuten und 
Handwerkern zu arbeiten verboten 
Ferien akademiſche; während ſelben wird 
keinem Zoͤglinge der Neuſtaͤdter Militaͤr⸗ 
Akademie ein Urlaub bewilliget 
Fertigung gerichtlicher Vergleiche, wie né 
dießfalls zu benehmen ſey . ` 
Feuergemebre; ſiehe Gewehre. 
Feuerſchaͤden; ſiehe Elementarſchaͤdeu. 
Feuersgefahr⸗Ernenerung der Vorſchriften 
wegen deren Vorbeugung, Tilgung ent⸗ 
ſtandeuer Feuers bruͤnſte, und Vorſichten 
nach den Branden h 
Fiſchkörner (Cokulskoͤrner) deren Beimi⸗ 
ſchung und Verkauf mit Lorbeern und eng— 
liſchen oder Neugewuͤrz wird verboten 
Fiskalamts⸗Beamte; Erneuerung des Ver⸗ 
boths ruͤckſichtlich deren Privatagenzien 


Zahl der 
Verordn. 
Di 


137 234 
24 59 
53 102 


23 59 
18 49 


84 143 


56 106 
43 90 


Flachs ungehechelter und daraus erzeugte 
Waaren, für deren Ausfuhr wird der Zoll 
beſtimmt. . $ . R N 

Forderungen einzelner Mündel und Pfleg⸗ 
befohlener, oder einer gemeinſchaftlichen 
Waiſenkaſſe; nähere Beſtimmung der guts⸗ 
herrlichen Gerichtsbarkeit . P ; 

Forſtbeamten vom Kammerale in den ihnen 
zugetheilten Forſtbezirken reifende, deren 
mauthaͤmtliche Behandlung. — 5 

Frankreich, dahin wird Handwerkern und 
ſonſtigen unbemittelten Perſonen der Graͤnz⸗ 
übertritt nur gegen beſondere Erlaubniß⸗ 
ſcheine ihrer Regierung geſtattet . A 

en e 2 N 

Freyzuͤgigkeit des Vermögens, dießfäliger 
Vertrag mit Sardinien. i } 

Fremde ins Ausland zuruͤckreiſende, denſel⸗ 
ben ſollen die vidirten Paͤſſe und Kund⸗ 
ſchaften zurüͤckgeſtellt werden 4 d 

Frohndienſte follen für jede Woche fpätt, 
ſtens Sonntags vorher angeſagt werden 

Früchte, der Handel mit allen, mit bieten 
allgemeinen Gattungsnahme bezeichneten 
inlaͤndiſchen Naturprodukten wird frey ges 
| geben * D ‘ 4 4 ba 

Fuͤrſtenfamilien mediatifirte, vormals reichs⸗ 
ſtaͤndige, Beſtimmung des Rangs und 
Titels derfelben b 2 D ‘ S 

Fuͤrſtliche ehemals reichsſtaͤndiſche Haͤuſer, 
unter ſelbe gehört das fuͤrſtkiche Haus 
Schoͤnburg 8 . ` . d 

Fuhrlohn für die Baubeduͤrfniſſe zu den von 
der Staatsverwaltung unterhaltenen Straſ⸗ 
fen, Stempelpflichtigkeit der dießfaͤlligen 
Quittungen e ‚ P ‘ P 

Prop. Geſetzſ. von Galizien 1825. 


105 167 


94 154 


114 180 


51 98 


27 62 


150 225 


141 237 


127 220 


144 249 


136 232 


Fuhrköſten aus Anlaß der Lokalkommiſſio⸗ 

nen in Unterthansbedrückungs⸗ und Miß⸗ 

handlungs angelegenheiten find nicht von 

Oominien zu erſetzeu, ſondern aus dem 

Staatsſchatze zu verguͤten . R . 124 190 
Fuhrweſens⸗Mannſchaft, wie ſich wegen 

Erlangung der Heyraths lizenz fuͤr De zu 

benehmen ſey E 142 238 

G. 

Gaje. Errichtung einer Wegmauth daſelbſt. 1 
Galiziſche unterthanen paßloſe oder mit er⸗ 

loſchenen Paͤſſen in wën betretene, 

Behandlung b „„ teg „2 128 
Gaftbäufer - Plaſterung de An⸗ und Ab⸗ 

fahrten bei ſelben , e ei „109 170, 
Gebrechen bei Baulichkeiten ſich zeigende, 

ſollen die Baufuͤhrer ſogleich anzeigen . 147 251 
Geburtshilfe, aus ſelber muͤſſen Doktoren 

der Chyrurgie gepruͤft ſeyn, wenn ſie eine 

Anſtellung mit Gehalt erhalten wollen „ 115 181 
Gefaͤlle juͤdiſche; Auflagen auf felbe oder, Beg , 

freyungen von ſelben auſſer den im asg 

tente begründeten, dürfen die Kreisaͤmter 

nicht genehmigen e "ee 98 7100 
Gefluͤgelzins beſonderer für den Genuß 

hrrrſchaftlicher Hutwaiden wird nur dort 

als ungebuͤhrlich abgeſtellt, wo vorhin der 

Genuß ohnentgeltlich beſtand ; 59 109 
Geiſtliche pfarrverleihungstaxen; Vorſchrift, 

wegen deren Bemeſſung } e 8 38 
— — Erzbiſchoͤfe uud Biſchoͤfe von N 

anzunehmden Wappen muß der Entwurf 

vorläufig der Hofkanzley vorgelegt werden 16 47 


Geiſtliche Wohn⸗ und Wirthſchaftsgebaͤude, 


dann Kirchenreparaturen mindere, wie 
ſich dießfalls zu benehmen fy . 

— Krankeninſtitute ſollen zu einem jaͤhr⸗ 
lichen Ausweis uͤber die Gebahrung mit 
den Stiftungsgenuͤſſen verhalten werden 
— Pfarrer und Seelſorger ſollen die 
Vereheligungen und Sterbfaͤlle der Pen: 
ſtoniſten fogleich anzeigen . - 
— Pfarrer follen die Trauungs und 
Sterbfaͤlle der Militaͤr⸗ Penſioniſten ſo⸗ 
gleich dem Kreisamt anzeigen e 

— Adminiſtratoren, Beſtimmungen, we⸗ 
gen Verrechnung der Kircheneinkuͤnfte durch 
ſelbe $ S ` . 3 s 
— wie ſich bei Repartirung der ges 
meindeweiſen Beitraͤge zum Bau der 
Pfarrkirchen zu denehmen fay a 
— Pfarr⸗ und Dekanats⸗Bibliotheken⸗ 
Errichtung 8 

— Militär Jurisdikzion, derſelden un⸗ 
terſteht die beurlaubte Militär — Manns 
ſchaft 2 e ` 6 k d 
— Oechante⸗Inſtrukzion für ſelbe in 
Bezug auf die Zenſur der Armeninſtituts⸗ 
und Spitalsrechnungen . 


Geiſtlichkeit (Kurat) deren Kongrua dan die 


— 


— 


Einführung des Grundſteuer-Proviſoriums 
geſchmaͤlert wurde, wie ſelbe zu entſchaͤdi⸗ 


gen ſey S 
— Einführung einer neuen Sottesdienf 


ordnung 
— deren Snfallagionsrevenfe find ſtem⸗ 


pelfrey 


Geleitzoll wird von Seite der preuß iſchen 


Regierung von öſterreichiſchen Untertha⸗ 
nen juͤdiſcher Nazion nicht mehr erhoben 
S 2 


47 95 
39 82 
57 107 
69 123 


85 144 


100 161 


142 238 


143 259 


46 93 
50 98 
92 152 


21 58 


Gemeinden haben den Arreſtanten⸗Trans⸗ 
porte fuͤhrenden Kommiſſaͤren die Vor⸗ 
ſpann ohnentgeltlich zu leiſten 

— — ganze, wie deren Quittungen über 
die ihnen für Straſſenarbeiten gebühren= 
den Geldbetraͤge auszuſtellen ſind . . 

— — auf deren Koften dürfen die Son, 
ſkripzions⸗Reviſionskommiſſionen nicht 
bewirthet werden 8 

Gemeindobligazionen die dießfälligen Anz 
tereſſen⸗ Quittungen muͤſten mit dem Sie⸗ 
gel verſehen ſeyn * 

Gerichte delegirte, in den von felben 955 
ſchopften Urtheilen iſt die Delegazion, 
und dasjenige Gericht anzuzeigen, welchen 
die Entſcheidung im ordentlichen Wege 
zugekommen waͤre ? 

Gerichtliche Vergleiche, wie ſich bei ſelben 
ruͤckſichtlich des Stempels und der Ferti⸗ 
gung zu benehmen ſey x ? R 

— — Zodeserklaͤrung eines Abweſenden 
dießfaͤllige Amtshandlung der obrigkeitli- 
chen Wirthſchaftsaͤmter in derley Streit⸗ 
ſachen . 

— — Aufnahme dëse" letzten Willens, 
dießfällige Amtshandlung der obrigkeitli⸗ 
chen Wirthſchaftsaͤmter in derley Streits 
ſachen 

Gerichtsbarkeit gutsherrliche, deren naͤhere 
Beſtimmung bei Forderungen einzelner 
Mündel und Pflegbefohlenen oder einer 
gemeinſchaftlichen Waifenkaſſa 

Geſchuͤtz; zur Verhütung der Unglücksfälle 
beim Abfeuern deſſelben werden die Maaß⸗ 
regeln vorgeſchrieben e 

Gewehre verſchiedener Gattung, zur Vor⸗ 
beugung der Ungluͤcksfaͤlle deim Abfeuern 


Seite 
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106 168 


107 169 


149 252 


136 235 


29 64 


18 49 


66 116 


66 116 


105 167 


10 40 


derfelben werden die Maaßregeln bekannt 


gemacht. 

Gewerbsbefugniſſe, die Bemeſſung der 
dießfaͤlligen Kammeraltaxen ſteht der Lanz 
desſtelle zu 0 

— — die dießfaͤlligen Toren müſſen vor 

Ausübung eines folchen Befugniſſes ent⸗ 
richtet werden . 

Gewerbsleute juͤdiſche von deren abgeführ⸗ 
ten Erwerbſteuer wird eine 2 pCtige Re- 
munerazion bewilliget. e 

— — mit keinem Buͤrgerrechte verfäßene, 

find in Fällen, wo die Urkunde nach der 
perſoͤnlichen Eigenſchaft geſtempelt wer⸗ 
den muß, als Bürger zu betrachten s 

— — denſelben wird an Sonne und Fey⸗ 
ertagen zu arbeiten verboten ` 

Gewerbsſache radizirte Schankbefugniſſe dür⸗ 
fen von Ortsobrigkeiten nicht verliehen, 
und müffen nur in beſonderen Fällen bei 
der Landesſtelle angeſucht werden . x 

Gifte beigebrachte, wie bei dießfaͤlligen che⸗ 
miſchen Unterſuchungen fuͤrzugehen 2 

a neue, deren Einfüh⸗ 


are thrkifche; Einführung des alfgemei⸗ 
nen Zollſyſtems gegen ſelbe . 
Graͤnzlinie, Beſtimmung zwiſchen Aquavit 
und Schankbrandwein . ; 
Graͤnzuͤbertritt nach Frankreich dr Hand- 
werkern und ſonſtigen unbemittelten Per= 
fonen nur gegen befondere Erlaubniß⸗ 
ſcheine ihrer Regierung geſtattet 
Grybow. Errichtung einer Brückenmauth. 
Gruͤnde unterthänige deren Vertauſchung ges 
gen Dominikalgründe, kann nur dann 
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146 250 


37 81 


22 58 
53 103 


128 222 
49 97 
50 98 
118 183 
77 187 


114 180 
73 131 


Statt finden, wenn der größere Theil 
der Gemeindglieder einwilliget . 5 
Gutsherrliche Gerichtsbarkeit, deren nähere 
Beſtimmung bei Forderungen einzelner 
Muͤndel und Pflegdefohlenen oder einer 
gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſe 7 
Guͤterſequeſtrazionen, Obliegenheiten des 
Sequeſters und Wirkſamkeit der Kreis⸗ 
aͤmter nach E Aufſtellung des Se- 
queſters . S 


9. 


Handel mit allen jenen mit den allgemeinen 
Gattungsnamen Obſt und Früchte bezeich⸗ 
neten inländifhen Naturprodukten wird 
fren gegeben. 

Handelsleute follen ihre Waaren in Gent 
lichen Verſchleißgewoͤlbern verkaufen 8 

— — mit keinem Bürgerrecht verſehene, 
ſind in Faͤllen, wo die Urkunde nach der 
perſoͤnlichen Eigenſchaft geſtempelt werden 
muß, als Bürger zu betrachten. 

Handelsſache, Czernowizer Spezereyhaͤnd⸗ 
lern wird der Ausſchank der in oſterrei⸗ 
chiſchen Staaten . Weine ge⸗ 
ſtattet . 

— — die Beimiſchung ep Fiſchkörner (Co⸗ 
culskoͤrner) und deren Verkauf mit Lor⸗ 
beeren und engliſchen oder 8 
wird verboten . o 

— — Aufhebung der den Viehhandel zu 
müs beſchraͤnkenden Vorſchriften 


— — Behandlung derjenigen, die ſich eis 
nen unbefugten Handel mit Medizinalwaa- 
ren zu Schulden kommen laſſen . 


141 237 


Handwerkern wird an Sonn⸗ und Feyer⸗ 
tagen zu arbeiten verboten . 2 
— — wird der Gränzuͤbertritt in das fran⸗ 
zöfifche Gebieth nur gegen beſondere Ge, 
laubnißſcheine ihrer Regierung geſtattet 
Handwerkspurſche in das Ausland zuruͤck⸗ 
reiſende, denſelben ſollen die vidirten 
paͤſſe und Kundſchaften zurädgefielt wer⸗ 
den e 5 * * "Pest D 
Hanf ungebechelter, und hieraus verfertigte 
Waaren, für deren Aus fuhr wird der 
Zoll beſtimmt . . > a 5 
Haſenbaͤlge und Haare, Beſtimmung des 
Aus fuhrszoll für ſelbe DOT 
Haufierer, denſelben find herumziehende Mu⸗ 
fitanten ruͤckſichtlich der Erwerbſteuer gleich 
zu behandeln. 2 H x 5 
Hebamme, der Name derjenigen, welche die 
Entbindung vornahm, ſoll jederze it in 
den Taufbuͤchern eingetragen werden 
— — ſollen durch die Ortsobrigkeit zur 
Einholung des Unterrichts über die Noth⸗ 
taufe verhalten werden E > g 
— ungepruͤfte ſollen nirgens geduldet 
werden, wo ſich eine geprüfte Wehmutter 
befindet e . e z 4 
Herrſchaftliche Hutwaiden; der befondere 
Gefluͤgelzins für den Genuß derfelben 
wird nur dort als ungebüuͤhrlich abgeſtellt, 
wo vorhin der Genuß ohnentgeltlich war 
Heiraths⸗ Lizenzen ſollen die Ortsobrigkeiten 
den Invaliden nicht eigenmaͤchtig ertheilen 
— — — — obrigkeitliche für Unter⸗ 
thanen, in wie ferne ſelbe vom Stempel 


befreyt find 


— — Lizenz für die Militär⸗Fuhrweſens⸗ 


Zahl der 
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186 


37 


186 


109 


108 


195 


Mannſchaft, wie Géi wegen deren Erlan⸗ 
gung zu benehmen fey . 

Hochaͤmter, Bemeſſung der Erbſteuer von 
Vermaͤchtniſſen auf ſelbe . x 

Hochzeiten ſollen an Sonn s und Feyerta⸗ 
gen nicht gehalten werden . 

Holz⸗Aus fuhrs zoll auf der Elbe, deſſen Gleich⸗ 
ſtellung mit den von den Übrigen Graͤnz⸗ 
punkten gefetzten Zollſatz 

Hungarn, Behandlung der dafelbſt paßlos 
oder mit erloſchenen Paͤſſen betrettenen 
galiziſchen Unterthanen 

— — dahin wird nur den mit ordentlichen 
Reiſepaͤſſen verſehenen Judividuen der 
Uebertritt geſtattet . 

Hutwaiden herrſchatfliche, der beſondere 
Gefluͤgelzins fuͤr den Genuß derſelben 
wird nur dort als ungebuͤhrlich abgeſtellt, 
wo vorher der Genuß obnentgeltlih war 


F. 


Illyriſche Zollgefaͤllen⸗Adminiſtrazion, dee 
ren Vereinigung mit der ſtepriſch kaͤrnt⸗ 


neriſchen . 
Illyriſches Kuͤſtenland, deſſen neue Kreis⸗ 
eintheilung 8 


Innlaͤndiſche Naturprodukte mit dem allge 
meinen Gattungsnahmen Obſt oder Frühe 
te bezeichnete, mit ſelben wird der Han⸗ 
del frey gegeben a D 0 r 

Inquiſiten kriminalgerichtliche, die Ausla⸗ 
gen fuͤr die naͤchtliche Beleuchtung bei 
Transportirung derſelben werden aus dem 
Kriminalfond beſtritten $ 

Inſtallazions⸗Reverfe der Geiſtlichkeit hab 
ſtempelfrey $ . d . 
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44 


72 


82 


59 


65 


64 
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133 


128 


142 


109 


115 


114 


237 


228 


152 


Inſtitute geiſtliche für Kranke, ſollen zu einem 
jahrlichen Ausweis über die Gebahrung 
mit den Stiftungsgenüßen verhalten wer⸗ 
den e e . e a A 

Inſtrukzion zur Verfaſſung der jährlien 


Rechnungseingaben rechnungspflichtiger 


Städte und Maͤrkte o x e 
— — fur Oechante und Rechnungsleger 
in Bezug auf die Zenſur der Armenin⸗ 
ſtituts- und Spitals rechnungen. 
Intereſſen⸗ Quittungen unbrauchbar gewor⸗ 
dene von mitlerweile in die Verlooſung 
gefallenen Obligazionen, wie ſich wegen 
ueberkommung unbeſchriebener Stempelboͤ⸗ 
gen zu benehmen ſey . 5 e e 
— — Quittungen über Gemeiudobligazio⸗ 
nen muͤſſen mit dem Siegel verſehen ſeyn 
Interzeſſionen (Erklärungen der obrigkeit⸗ 
lichen Aufnahme) für unterthanen, in 
wie ferne ſelbe vom Stempel befreyt ſind 
— — obrigkeitliche deren Stempelbefrey⸗ 
ung wird auch auf Bürger in Städten 
und Märkten ausgedehnt . 8 e 
Invaliden follen die Ortsobrigkeiten Feine 
Heirathsbewilligung eigenmaͤchtig erthei⸗ 
len, die vorgeſchoſſenen Patentalgehalte in 
gehoͤriger Zeit erheben, und das erfolgte 
Ableben eines jeden anzeigen e 4 
— — deren Rearbitrirung mittels Revi⸗ 
dirungen , . 5 . © S 
— — Benefizium, Bekanntmachung der 
Grundfäge, in welchen Faͤllen ſelbes ver⸗ 
wirkt wird d . b ` > 
Sichel zwiſchen und Ebenſee wird die Entfer⸗ 
nung auf ein und ein Viertel⸗Poſtſtazion 
erhöht e £ 7 ` ` 8 
Juden die ſich dem Ackerbau widmen, ſind 
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113 178 


135 230 


122 187 


nicht auf ſelben beſchraͤnkt, fie dürfen 

nebſtbei den Juden erlaubte Beſchaͤftigun⸗ 

gen treiben, verlieren jedoch die Juden⸗ 

ſteuer⸗Befreyung R 30 64 
Juden, Steuerbefreyung verllepsthglür Ackers ⸗ 

juden, die nebſt dem Ackerbau andere 

den Juden erlaubte Beſchaͤftigungen (reis 

ben 8 > ? e x 30 64 
— — welche ein Privilegium erhalten, 

ſind nicht befugt zum Betrieb deſſelben 

ſich außer ihrem Wohnorte aufzuhalten „ 62 113 
— — Gefaͤlle, Auflagen auf ſelbe oder 

Befrepungen von ſelben außer den im Pa⸗ 

tente begründeten, dürfen die Kreisaͤmter 

nicht genehmigen e 98 160 
— — welche in ihren Erwerbſteuer⸗Erklä⸗ 

rungen behanpten, kein Gewerb zu trei⸗ 

ben, deren — ruͤckſichtlich der 


Erwerbſteuer . 137 234 
und Wirthshaͤuſern ST Arreſt beſtrafet 
werden 152 258 


Juͤdiſche Unterthanen öſterreichiſche von ſelben 
wird von Seite der preußiſchen Regierung 


kein Geleitzoll mehr erhoben e 21 58 
— — Gewerbsleute, von deren abgeführ⸗ 

ten Erwerbſteuer wird eine 2 pCtige Re⸗ 

munerazion bewilliget 1 e 37 81 
— — Faktoren, deren Behandung rück⸗ 

ſichtlich der Erwerbſteuer . 157 234 


Juͤdiſcher Oſtermehl⸗-Aufſchlag, deſfen Auf. 

hebung und Beſtimmung der Art, wie ar⸗ 

me Juden mit Oſtermehl zu betheilen 

ſind 75 133 
Jurisdikzion ging: mülitäriſch, derſelben 

unterſteht die beurlaubte Militaͤr Mann⸗ 

ſchaft D D D D D D 142 238 


K. 


Kaͤrntneriſch ſteyriſche Zollgefällenadmini⸗ 
ſtrazion, deren Vereinigung mit der illy⸗ 


riſchen R 2 


Kammeral⸗Forſtbeamte in den ihnen zuge⸗ 


wieſenen Forſtbezirken reiſende, deren 
mauthaͤmtliche Behandlung . 5 Z 
Kammeraltaxen, deren Bemeſſung für Ge⸗ 
werbsbefugniße Geht der Landesſtelle zu . 
— — für Gewerbsbefugniſſe müffen vor 
Ausuͤbung eines ſolchen Befuguiſſes ent⸗ 
richtet werden ut ` . 
Kammerberrn -⸗Schluͤſſel, deren Verferti⸗ 
gung und Verkauf wird verbothen e 
Kaninchen ⸗Haare für deren Ausfuhr wird 
der Zoll beſtimmt . e en 
Kirchen= Reparaturen mindere, wie Dé ruck 


ſichtlich derſelben zu benehmen Ten e 
— — Einkünfte deren Verrechnung durch 
Spiritualien „ Adminiſtratoren 5 . 


Klagenfurter Kreis, deſſen Vereinigung mit 
dem Villacher und Zutheilung zu dem 
Luibacher Gouvernementsgebieth . ` 

Klaſſenſteuer, deren Ausfipreibung für das 
Jahr 1826 DE = e 

Kommerzjalſtraſſe. Siehe Straſſe. 

Kommiſſaͤren, Arreſtanten⸗Transporte füh⸗ 
renden, haben die Gemeinden die Vor⸗ 
ſpann ohnentgeltlich zu leiſten . 8 

Kommiſſions⸗Koſtenerſatze, hierüber ſollen 
Darıheyen genau belehrt werden . S 

Konfiskazion, derſelben unterliegt jede un⸗ 
befugt auszuſpielende oder ausgeſpielte 
Sache, wenn fie bei Einleitung der Uns 
terfuchung als vorhanden betreten wird. 

Konkursmaſſen, wie das Eigenthumsrecht 


— 


116 181 


106 168 


151 256 


gegen felbe anzumelden, und zu liquidi⸗ 

ren Ten . - 1 
Konſkripzion; fiehe Eonfeription. 
Kontrahenten der Waſſerbaumaterialienzu⸗ 

fuhr find von der Mauthgebuͤhr befreyt . 
Kopfſteuer; ſiehe Perfonalſteuer. 
Kothabkrukung auf der durch größere Orl⸗ 


ſchaften führenden Kommerzialſtraſſe 


Kozaczowka, dahin wird das Okopper Com⸗ 
merzial-Graͤnzzollamt uͤberſetzt . 1 


Kranke veneriſche, deren Behandlung Ze 


— — arme, in dem lemberger allgemei⸗ 
nen Krankenhaus behandelte, Vorſchrift 
wegen Hereinbringung der Verpflegsge⸗ 
buͤhren . 

Krankenhaus allgemeines in demberg, fiche 
lemberger allgemeines Krankenhaus. 
Kranken ⸗Inſtitute geiſtliche, ſollen zu eis 
nem jaͤhrlichen Ausweis uber die Gebah⸗ 
rung mit den Stiftungsgenuͤſſen Km 

ten werden . 

Kreisaͤmter duͤrfen keine Auflagen auf Aus 
dengefaͤlle oder Befreyungen von felben 
außer den im Patente begründeten ge⸗ 
nehmigen . o S 

— — deren Wirkſamkeit nach erfolgter 
Aufſtellung eines Sequeſters bei Guͤter⸗ 
Sequeſtrazionen e 

Kreiseintheilung neue des illyrischen Kü⸗ 
ſtenlandes S 

Kreiskanzley⸗ Individuen dhrfen zu Lokal 
kommiſſionen in Unterthans-Bedruͤckungs⸗ 
und Mißhandlungs angelegenheiten nicht 
verwendet werden 8 

Kriminal = Inquifiten, die Auslagen für 
die naͤchtliche Beleuchtung bei Trans por⸗ 


125 191 


47 95 


98 160 


150 254 


64 114 


124 190 


tirung derſelben werden aus dem Krimis 

` nalfond beſtritten é N 2 o 
Kuͤſtenland illyriſches, deſſen neue Kreise 
mittheilung R 8 5 e 9 
Kundſchaften vidirte, ſollen denen in das 
Ausland zuruͤckkehrenden Handwerkern zu⸗ 
ruͤckgeſtellt werden 4 d 
Kuratgeiſtlichkeit; ſiehe Geiſtlichkeit. 


L. 


Landſtaͤdte, Beſtimmung wegen Einhebung 
der Stand - und Marktgelder in ſelben 

Laufpaͤſſe militäriſche mit ſolchen entlaffene 
Individuen muͤſſen an die naͤchſte politi⸗ 
5 oder Polizeybehoͤrde abgegeben wer⸗ 
en 


D 


0 D a H * 


Laybacher Gouvernements⸗Gebieth, dem. 
ſelben wird der vereinigte Klagenfurter 
und Villacher Kreis zugetheilt . . 

Legat; ſiehe Erbſchaft. 

Lemberger Briefpoſtkurs nach Brody, deffen 
Vermehrung . sr. Dä e 4 

— — allgemeines Krankenhaus, Herein⸗ 
bringung der Verpflegsgebuͤhren fur die in 


ſelben behandelten armen Kranken ` 
— — Poſtenlauf nach Stryi, deſſen Ads 
aͤnderung e ` 


Limanow, Errichtung neuer Weg» und 
Brückenmaͤuthe daſelbſt 8 ` e 
Litaneyen, Bemeſſung der Erbſteuer von Ver⸗ 
maͤchtniſſen auf ſelbe . 2 2 z 
Lokalkommiſſionen in Unterthand x Bedrü- 
gung? » und Miß handlungs angelegenhei⸗ 
ten die dießfaͤllige Fuhrkoͤſten find nicht 


17 48 


88 148 
96 156 


38 82 


91 152 
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75 131 
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von Dominien zu erfegen, fondern aus 
dem Staatsſchatze zu verguͤten . 124 190 
Lokalkommiſſionen, hiezu dürfen keine Kanz⸗ 
leyindividuen verwendet werden . . 124 190 
Lottoſache, jede unbefugt auszuſpielende oder 
ausgeſpielte Sache unterliegt der Kon— 
fiskazion, wenn fie bei Einleitung der 
Unterſuchung als vorhanden betretten 
wird 154 259 
Luſtſeuche, Erneuerung der Vorſchrift zu deren 
Vorbeugung. 95 156 
— — mit ſelber behaftete Militär⸗ Urlau⸗ 


ber find an das naͤchſte Militär - Spital 
zur Heilung abzugeben 8 e . 26 61 


M. 


Maͤrkte und Städte rechnungspflichtige, Ins 
ſtrukzion zur Verfaſſung deren jaͤhrlichen 
Rechnungseingaben gé 
Magiſtrate unregulirte werden zur genauen 
Beobachtung der Stempelvorſchriften an⸗ 
gewieſen, deren Unterſuchung durch die 


Stempelgefaͤllsverwaltung . 14 45 
— — muͤſſen die Dienſttaxen ſtädtiſcher 

Beamten an das Generaltaxamt auf ein- 

mahl vorhinein abfuͤhren . 86 146 
Manaſterzysker Bruͤckenmauth, deren Her⸗ 

abſetzung in die erſte Klaſſe . 40 83 
Marktgelder, Beſtimmung wegen deren Ein 

hebung in Landſtaͤdten d 17 48 
Marktpreistabellen ſollen richtig und ver⸗ 

laͤßlich gefuͤhrt werden d 110 173 


Mauthaͤmtliche Behandlung der in den ihnen 
zugetheilten Forſtbezirken reiſenden Kam⸗ 
meral⸗Forſtbeamten he a 94 154 

Mauthbefreyung der Bewohner jener Orte, 


wo ein Mauthſchranken beſteht, Erlaͤute⸗ 
rung des dießfaͤlligen Kreisſchreibens . 

Mauthgebuͤhr, von deren Entrichtung ſind 
die Kontrahenten der Straſſenbaumateria⸗ 
lien Zufuhr befreyt / 

Mauthſache, Errichtung der Wegmauth zu 
Gaje und der Bruͤckenmauth zu Zawadow 

— — Herabſetzung der Bruͤckenmauth bei 
Manaſterzyska in die erſte Klaffe.. 

— — Errichtung neuer Weg⸗ und Bruͤcken⸗ 
maͤuthe in Limanow, Neuſandez und Grp⸗ 
bow ) 

Medicinal- Waaren z Behandlung derjeni⸗ 
gen, die ſich einen unbefugten Handel 
hiemit zu Schulden kommen laſſen 

Mehrarbeit bei Baulichkeiten außer dem bee 
willigten Voranſchlage ſich zeigende, ſollen 
Baufuͤhrer ſogleich anzeigen . R 

së welche den Unterthanen bei 
Vereheligungen ausgefertigt werden, deit 

wi fiompelftey `. 

— — obrigteitliche berkn&tempeibefrepung 
wird auch auf Bürger in Städten: und 
Märkten ausgedehnt. g 

Meſſen. Bemeſſung der Erbſteuer von ger, 
mädtniffen auf ſelbke 

Militär darf bei theatraliſchen Vorſtellungen 
nicht zu Taͤnzen gebraucht werden, noch 
in europaͤiſchen une neee 
Montouren erſcheinen . S oi 

Militär = Auartierbeitrag,, deffen Aufhebung 
und Uebertragung aller aus dieſem Fond 
beſtrittenen Auslagen an das Militaͤrn 

— — Urlauber mit der Luſtſeuche behafte⸗ 
te, find an das naͤchſte Militaͤrſpital zur 
Heilung abzugeben ` e 
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Militär = Exequenten dürfen die Erequenten- 
gebühren den Partheyen keine Pfänder 


wegnehmen 
— — Reſervemaͤnner abwefende, Maßre⸗ 
geln wegen deren Eruirung e 


— —  Deferteurs e Einbringung und Beſtra⸗ 
fung der Oeſerteursverhehler, die dieß⸗ 
fälligen Vorſchriften werden erneuert . 

— — penſioniſten, deren Trauungs⸗ und 
Sterbfaͤlle ſollen die Pfarrer ſogleich den 
Kreisaͤmtern anzeigen * 

— —  Smvaliden fol von den Ortsobrig⸗ 
keiten keine Heirathsbewilligung eigen⸗ 
maͤchtig ertheilt, die vorgeſchoſſenen Pa⸗ 
tentalgehalte in gehoͤriger Zeit erhoben, 
und das erfolgte Ableben eines jeden In⸗ 
validen angezeigt werden . 

— — urlauber dürfen ohne in dem Ar 
laubspaſſe beigefegter Bewilligung der 
Ortsobrigkeit von keinem Dominio gedul⸗ 
det werden 

— — Individuen mit Lappaffen entlaſſene 
oder aus der Militaͤrhaft nach ihrer Hei⸗ 
math gewieſen, müſſen, an die naͤchſte 
politiſche oder Polizepbehoͤrde chen 
werden Oe. "` a 


— — Junoaliden deren Rearbitrirung fit 
telſt Revidirungen H 

— — Urlauber dürfen ſich ohne Paß der 
Obrigkeit von ihrem Aufenthaltsort nicht 
entfernen. 

— — Urlauber, deren genaue Evidenzhal⸗ 
tung a 

— — Bekanntmachung her Srundfäge, in 
welchen Säiten das Invaliden ⸗Beneſtzium 
verwirkt wird. e . e e 
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Militär -Mannfhaft beurlaubte, gehört zur 
geiſtlichen Militärjurisdikzion, was in 
deren Vereheligungsfaͤllen zu beobachten 

— — Fuhrweſens-Mannſchaft, wie ſich 
wegen Erlangung der Heirathslizenz für 
ſelbe zu benehmen ` 2 5 ; 

— — Konſfripzions⸗Reviſionskommiſſio⸗ 
nen dürfen nicht auf Koſten der Gemein⸗ 
den bewirthet werden, noch die Konſkrip⸗ 
zions⸗Summarien für die Dominien vers 


faſſen . K 


Moldauer Weine, Erhöhung des Einfuhrs⸗ 


zolls für deren Einfuhr in die Bukowina 
Montouren europaͤiſcher Armeen, hierin darf 
das Militär bei theatraliſchen Vorſtellun⸗ 

gen nicht erſcheinen . A 2 . 
Muͤhlen, wegen deren Pachtung und Aufz 
enthalt auf felben Tonnen Juden mit Ar- 
„rer beſtraft werden . . 8 e 
Muͤndeln einzelne, näbere Beſtimmung der 
gutsherrlichen Gerichtsbarkeit bei deren 
Forderungen. A S 2 
Mulegarn weißes baumwollenes, deſſen 
Einfuhrsverboth bis Nro. 50. wird auf⸗ 
gehoben, und bis einſchluͤſſig Nro. zo, 
beibelaſſen d ? 5 2 5 
Muſikanten herumziehende find rückſich tlich 
der Erwerbſteuer den Haufierern gleich zu 
behandeln B - e € 7 


N. 


Nachdruck beim Steindruck iſt jener mit Let⸗ 
tern gleich zu halten, und gleich mit den 
letzteren zu behandeln S $ N 

Nachlaß der in Verrechnung ſtehenden Staats⸗ 

Prov. Geſetzſ. v. Galizien 1825. T 
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beamten darf nur mit Bewilligung der 
Kammeralbehoͤrde ausgefolgt werden 8 

Naͤchtliche Beleuchtung bei Transportirung 
der Kriminal-Inquiſiten, die dießfaͤlligen 
Auslagen werden aus dem Kriminalfond 
beſtritten . ° 

Naturprodukte innläͤndiſche mit dem ollge⸗ 
meinen Gattungsnamen Obſt und Früchte 
bezeichnete, mit ſelben wird der Handel 
frey gegeben. S 

Neufandec, Errichtung neuer K 2 und 
Bruͤckenmaͤuthe daſelbſt 4 

Neuftädter Militär-Aademier-Zöglingen wird 
für die Zeit der akademiſchen Ferien kein 
Urlaub mehr bewilliget . 

Nothtaufe zur Einholung des dießfaͤlligen un⸗ 
terrichts ſollen die Hebammen durch die 
Ortsobrigkeiten verhalten werden S 


D. 


Obliegenheiten des Sequeſters bei Guͤter⸗ 
ſequeſtrazionen werden vorgeſchieben R 
Obligazionen ſtaͤndiſche, drarial und dome⸗ 
ſtikal theilbare, Vorſchrift wegen deren Um⸗ 
und Aus einanderſchreibung zum Behuf der 
hievon zu entrichtenden Erbſteuer . e 
— — in die Verlooſung gefallene; wie ſich 
wegen Ueberkommung unbeſchriebener 
Stempelboͤgen ſtatt der unbrauchbar ge⸗ 
wordenen dießfaͤlligen Intereſſeu⸗Quittun⸗ 
gen zu benehmen Ten . g 
Obrigkeiten, die von felben unterthanen bei 
Vereheligungen und Entlaffungen von ei⸗ 
uer Herrſchaft zur audern auszufertigen⸗ 
den Meldzettel und amchen ſind 
ſtempelfrey . S e . 
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Obrigkeiten ſollen die Hebammen zur Eins 
holung des Unterrichts über die Noth— 
taufe verhalten . e . 3 k 

Obrigkeitliche Heirathslizenzen für Unter: 
thanen, daun Interzeſſionen (Erklaͤrungen 
der obrigkcitlichen Aufnahme) in wie ferne 
ſelbe vom Stempel befreit ſind , ` 

— — Witthſchaftsaͤmter deren Amtshande 
lung in Erledigungen der Streitſachen 
außer der gerichtlichen Aufnahme eines 
letzten Willens, und der gerichtlichen To- 
deserklaͤrung eines Abweſenden S Z 

— — Maãeldzettel, Entlaßſcheine und In- 
terzeſſionen, deren Stempelbefreyung wird 
auch auf Buͤrger in Staͤdten und Maͤrk⸗ 
ten ausgedehnt. 2 R 4 k 

Obſt oedenburger mit Farben verziertes, deſſen 
Einfuhrsverboth 2 s S d 

— — der Handel mit allen mit bieten alle 
gemeinen Gattungsnahmen bezeichneten 
innländiſchen Naturprogukten wirg frey 
gegeben . e $ d - 

Oedenburger DOdft mit Farben verziertes, 
deſſen Einfuhrsverboth x S d 

Oeſterreich mit Sardinien abgeſchloſſener Ver⸗ 
mcögens⸗Freyzuͤgigkeits⸗Vertra - e 

Oeſterreichiſche unterthanen jüdifcher Nazion, 
von ſelben wird von Seite der preußiſchen 
Regierung kein Geleitzoll mehr erhoben 

Okopyer Kommerzial⸗Gränzzollamt, deſſen 
Ueberſetzung nach Kozaczowka 1 ` 

Olmuͤtzer Viehmarkt⸗Aufhebung der den Vieh- 
handel daſelbſt beſchraͤnkenden Vorſchrif⸗ 
ten. CA H $ H D N 


Ortsobrigkeiten follen den Invaliden keine 
Heirauthsbewilligung eigenmaͤchtig ertbei⸗ 
T 2 


140 


141 
140 


AA 


12 


97. 


87 
111 


237 


237 
237 
98 


58 
159 


147 
173 


len die vorgeſchoſſenen Patentalgehalte in 
gehoͤriger Zeit erheben, und das erfolgte 
Ableben eines jeden Invaliden anzeigen 

Ortsobrigkeiten ſollen über die Amtsexpe⸗ 
dizivnen ordentliche Poſtjournale führen, 
und den Poſtſtazionen die Gebühren mit⸗ 
telſt der Litt. B. Scheine mit Ende jeden 
Quartals abquittiren 

Oſtermehl , Auſſchlag deſſen Aufhebung und 
Beſtimmung der Art, wie arme Juden hie⸗ 
mit zu betheilen ſind . ` . . 


P. 


Pachtung von Muͤhlen und Wirthshaͤuſern, 
dießfalls koͤnnen Juden mit . beſtraft 
werden 

Paͤſſe und Kundſchaſten vidirte ſollen denen in 
das Ausland zuruͤckreiſenden Fremden und 
Handwerkspurſchen zuruͤckgeſtellt werden . 

Paßloſe oder mit erloſchenen Paͤſſen in Hun⸗ 
garn betrettene galiziſche Unterthanen der 
ren Behandlung ` 

Zap de ie den Invaliden vorgefchoffe 

,ßſollen die Ortsobrigteiten in gehöris 
Ké Zeit erheben e 0 K , 

Denfioniften deren Vereheligungen und 
Sterbſaͤlle ſollen die Pfarrer und Seelſor⸗ 
ger fogleich anzeigen 

— — von Militär, deren Siauungs. und 
Sterbfaͤlle ſollen Pfarrer Weiten den 
Kreisaͤmtern anzeigen 8 

Perſonalſteuer deren Ausſchreibüng für das 
Jahr 1826 N 

Pfaͤnder dürfen die Militär - Exeguenten den 
Parthenen für die Exequentengebuͤhren uicht 
nehmen 8 o P R D 


Zahl der 
Vererdn⸗ 
a 


75 133 


152 258 
27 62 
72 128 
58 108 
39 82 


57 107 


116 181 


31 65 


Pfarrbibliotheken deren Errichtung 

Pfarrer ſollen die Vereheligungen und Sterb— 
faͤlle der Penſtoniſten ſogleich anzeigen 

— — dſollen die Trauungs- und Sterbfaͤlle 
der Militaͤr⸗ Penſioniſten ſogleich den 
Kreisaͤmtern anzeigen. 

Pfarrkirchen wie ſich bei Kepartitung der 
gemeindeweiſen Beitrage zum Bau ders 
ſelben zu benehmen ſey S 

Pfarrverleihungstaxen; Vorschrift d we⸗ 
gen deren Bemeſſung 

Pflaſterung der An» und Abfahrten bei 
Gaſthaͤuſern 5 

Pflegbefohlene naͤhere Beſtimmung der guts⸗ 
herrlichen Gerichtsbarkeit bei deren For⸗ 
derungen . 

Plaͤtze vor Poſt⸗ = Wirthshauſern deren 
Soͤuberung 4 

Pöller zur Verhuͤtung der unglücksfäalle bei 
deren Abfeuerung werden die Maßregeln 
vorgeſchrieben . 

Politiſche Behörden, an ſelbe müſſen die 
mit Laufpäffen entlaffenen oder aus der 
Militärhaft in ihre Heimath gewieſenen 
Militär » Individuen abgegeben werden . 


Polizeyſache, Maßregeln zur Verhütung der 
Unglücks faͤlle deim Abfeuern der Poller, 
Geſchuͤtz und uͤbrigen Dësst 
gen 

geg EE Gerfügungen gegen das Serumuan- 
dern der Zigeuner . 

— — Erneuerung ber Vorſchriften wegen 
Vorbeugung der Feuergefahr, Tilgung 
entſtaudener Feuers bruͤnſte und 
nach den Branden. . 


84 


148 
158 


40 


KEN 


143 


. r 

Polizey⸗ uebertrettung ſchwere, als ſolche 
wird die Rückkehr eines aus einem Orte 
abgefchaften Individuums erklärt . ` 


Pohlniſche unterthanen werden von der Ent⸗ 
richtung des Abfahrtsgeldes in den k. k. 
oͤſterreichiſchen Staaten befreyht . 


Poſtenlauf deſſen Abaͤnderung von Lemberg 
nach Stry 2 o . R - 


Poſthaͤuſer, Saͤuberung der Pläge vor ſel⸗ 
ben 


VM HM D H . D 


Poſtjournale ordentliche follen die Orts— 
obrigkeiten uͤber die Amtsexpedizionen 
fuhren . S E e e d 


Poſtſache, Einführung der Eilpoſtfahrt und 
Verbindung mit der Briefpoftbeförderuug 


— — Vermehrung des Briefpoſtkurſes zwi— 
ſchen Lemberg und Brody . ° / 

— — Ortsobrigkeiten follen über die Amts⸗ 
expedizionen ordentliche Poſtjournale Ob: 
ren, und den Poſtſtazionen die Gebühren 
mittelſt der Litt. B. Scheine mit Ende, 
jeden Quartals abquittiren . S 

— — die Entfernung zwifhen Sichel und 
Ebeuſee wird auf ein und ein Viertel 
Poſtſtazion erhoͤht = ` e a 

Poſtſtazionen denſelben ſollen die Ortso⸗ 

bdrigkeiten die Gebübren für Amtsexpe⸗ 
dizionen mittels der Litt. B. Scheine mit 
Ende jeden Quartals abquittiren . 

Preistariff deſſen Bildung fuͤr den ſtabilen 
Kataſter dießfaͤllige Belehrung für die 
Steuer- Bezitks⸗Obrigkeiten zur Erhe⸗ 


99 


160 


187 


bung der im Jahr 1824 beflandenen eg 
duften und Arbeitspreife d 
Preußiſche Regierung, durch ſelbe wird gn 
oͤſterreichiſchen Unterthanen juͤdiſcher Re- 
ligion kein Geleitzoll mehr erheben 
Privatagenzien der Beamten insbeſondere 
bei Fis kalaͤmtern; Erneuerung des dieß⸗ 
faͤlligen Verboths 0 d R P 


Privilegien befigende Juden find nicht be, 
fugt zum Betrieb derſelben ſich außer ih— 
ren Wohnoͤrtern aufzuhalten ` 

Produkten - Preife im Jahre 1824 beſtan⸗ 
dene; Belehrung für die Steuer-Bezirks⸗ 
Obrigkeiten ruͤckſichtlich deren Erhebung 

Proviſoriſches Steuerkataſter, Belehrung 
für die Steuer- Bezirksobrigkeiten bins 
ſichtlich deſſen Evidenzhaltung 


Q. ? 


Quartier Beitrag für das Militär , deſſen 
Aufhebung und Uebertragung aller bisher 
aus dieſem Fond beſtrittenen Auslagen 

an das Militar . 

Quittungen des Schreibens unkündiger Em 
pfänger müffen von zwei Zeugen gefertis 
get werden . 

— — über die ganzen Gemeinden für Stroſ⸗ 
ſrnarbeiten gebührenden l wie 
ſelbe auszuſtellen ſind e 

— — über Intereſſen unbrauchbar gene 

dene, von mittlerweile in die Verlooſung 

gefallenen Obligazionen, wie ſich wegen 

Ueberkommung unbeſchriebener rn 

boͤgen zu benehmen ſey b 

— über Zuprlohn für Baubedürfniſſe zu 


om 


Lë 45 


117 182 


5 von der Staatsverwaltung unterhals 
tenen Straſſen, deren E EE 

keit ` 
Quittungen über Jntereſſen von Gemeind⸗ 
abligazionen müſſen mit dem Siegel vers 
ſehen ſeyn 2 . 4 K 


N. 


Radizirte Schankbefugniſſe dürfen von den 
Ortsobrigkeiten nicht mehr verliehen, und 
müfen nur in beſondern Fällen bei der 
Landesſtelle angeſucht werden e 

Rang der mediatiſirten vormals reichs ſtaͤndi⸗ 
gen Fuͤrſtenfamilien, deſſen Beftimmung . 

Rearbitrirung der Invaliden mittelſt Revi⸗ 
dirungen . 

Rechnungen öffentliche, Vorſchrift zur Hint⸗ 
anhaltung der Verzögerungen in Erledis 
gung derſelben, und der Saumſeligkeit 
der Rechnungsführer . - 

Nechnungs » Eingaben jährliche vehtfühge 
pflichtiger Städte und Märkte, Inſtruk⸗ 

zion zu deren Verfaſſung . a a 

— — Fuhrer, Vorſchrift wegen Hintan⸗ 
haltung deren Saumſeligkeit in Erledi⸗ 
gung öffentlicher Rechnungen ` 

— — Leger der Armeninſtituts und Spi⸗ 
tals rechnungen; Inſtrulzion für felbe -. 

Reiſepaͤſſe nur mit ordentlichen Reiſepaͤſſen 
verſehenen Individuen wird der Ueber— 
tritt nach Hungarn geſtattet » 

Remunerazion halbperzentige wird auch von 
der abgeführten Erwerbſteuer judiſcher 
Gewerbsleute bewilliget e e . 

Reparaturen mindere an Kirchen, dann 


136 232 


138 235 


129 223 


127 220 


geiſtlichen Wohn- und Wirthſchaftsgebaͤu⸗ 
den, wie ſich rüͤckſichtlich äs 5 be⸗ 
nehmen ſey ? d 

Reſervemaͤnner abwefende, wegen deren 
Eruirung werden die Maaßregeln vorge: 
ſchrieben . 

Richter untere, die wieder Kees Beſcheide 
oder Verfügungen beizubringenden Ber 
ſchwerdſchriften muͤſſen binnen 14 Tagen 
an den obern Richter gelangen gemacht 
werden . 

Robothaboluzions Vertrage / wie Dé de 
bei zu benehmen 

Roboths⸗patent, Erneuerung des g. 14. 
wornach Frohndienſte für jede Woche Ted, 
teſtens Sonntags vorher angeſagt wer— 
den follen 

Ruͤckkehr eines aus einem Orte abgeſchaf 
ten Individuums wird fuͤr eine ſchwere 
Polizeyuͤbertretung erklaͤrt . ` - 


S. 


Sandwehen, deren Hinwegraͤumung von der 
Straſſenbahn . . s > $ 

Sanitaͤts⸗Sache, die mit der Luſtſeuche be» 
hafteten Urlauber find an das Militär 
ſpital zur Heilung abzugeben H 

— — — wie bei chroniſchen Unterfuchun⸗ 
gen von beigebrachten Giften fuͤrzugehen 

— — — die Beimiſchung der Fiſchkoͤr⸗ 

ner (Coculskoͤrner) und deren Verkauf 

mit engliſchen oder Neugewurz wird vers 

bothen 5 

— — — Behandlung der veneriſchen 
Kranken, und Erneuerung der Vorſchrif⸗ 


Seite 


Zahl der 
Verordu. 


20 56 


32 66 


129 224 


119 183 


130 225 


132 227 


78 137 


26 61 


49 97 


56 106 


1 

ten zur Vorbengung der Verbreitung der 
Lu ſeuche 2 

Ganitätsfache ungeprüfte Hebammen ſol⸗ 
len da, wo ſich eine geprüfte Wehmutter 
beſindet, nicht geduldet werden . e 

Salzpreiſe, deren Gleichſtellung für das Inn⸗ 
und Ausland 

Sardinien mit Oeſterreich abgenbleſfener 
Vermoͤgens⸗ Frepzügigkeits. Vertrag 

Schankbefugniſſe radizirte dürfen von den 
Drisobrigkeiten nicht mehr verlihen, ſon— 
dern muͤſſen in beſonderen Faͤllen bei der 
Landesſtelle angeſucht werden d 

Schankbrandwein, Beſtimmung der Gränz- 
linie zwiſchen felben und dem Aquavit , 

Schluͤſſel für Kammerherrn, deren Verferti— 
gung und Verkauf wird verboten . 

Schnee -Ausſchauflung auf der Straſſe, dieß⸗ 
faͤllige nachtraͤgliche Beſtimmungen ` 

Schönburg fürflihes Haus gehört unter die 
mittelbar gewordenen ehemals reihskän- 
diſchen fuͤrſtlichen Häufer . 

Schotter zur Deckung der Straſſen; ſiehe 
Beſchotterungs material. 

Schwaͤrzer des Tobaks; Beſtimmungen in 
Abſicht auf deren Verpflegung 5 e 

Schwaͤrzungen des Tobaks; Erneuerung 
der Vorſchrift, wegen Denen Hintanhal⸗ 
tung e 

Seelſorger ſollen die Vereheligungs: und 
Sterbfälle der Penſtoniſten ſogleich au- 
zeigen , 

Segneſter deſſen Sbliegen heiten bei Güter 
ſequeſtrazionen werden vorgeſchrieben . 

Sequeſtrazionen der Güter, Bestimmung 
der Obliegeuheiten des Sequeſters und 
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12 42 


144 249 


81 141 
71 128 


39 82 


150 254 


der Wirkſamkeit der Kreisaͤmter nach er: 
folgter Aufſtellung eines Sequeſters 5 

Siegel, biemit muͤſſen Intereſſenquittungen 
über Gemeindobhiegagionen verſehen ſeyn 

Sonntaͤge, an ſelben ſollen keine Hochzeiten 
werden e 

— — an ſelben N Gewerbsleuten und 
Handwerk ın zu arbeiten verboten . 

Spezereyhaͤndlern in Czernowitz wird der 
Aus ſchank der in öͤſterreichiſchen Staaten 
erzeugten Weine geſtattet . D a 

Spiritualien-Adminiſtratoren, Veſtimmun⸗ 
gen wegen Verrechnung der Kircheneinkuaf⸗ 
te durch felbe . . 

Spitals - Rehnungen; Infirufzion für ER 
chante und Rechnungsleger in Bezug auf 
die Zenſur derſelben . - e 

Staatsbeamte in Verrechnung ſtehende de⸗ 
ren Nachlaß darf nur mit Bewilligung 
der Kammeralbehoͤrde ausgefolgt werden 

Staͤcte rechnungspflichtige, Inſtrukzion zur 
Verfaſſung deren jahrlichen De, 
eingeben . b 

— — auf dem Lande; Beſtimmung we⸗ 
gen Einhebung der Staud und Markt- 
gelder bei ſelben 0 

Staͤdtiſche Beamten, deren Dienſttapen müſ⸗ 
fen von den Magiſtraten an das Generals 
taxamt auf einmahl vorhinein abgeführt 
werden 8 

Staͤndiſche Obligazionen geitteré Vorſchriſt 
wegen deren Um- und Auseinanderſchrei⸗ 
bung zum Behuf der hievon zu entrich— 
tenden Erbſteuer wë 

Standgelder Beſtimmug wegen deren Eins 
hebung in Landſtaͤdten 

Steindruck; der Nachdruck bei felbem iſt ie⸗ 


17 48 


nem mit Lettern gleich zu halten, und 
dem verbotenen Nachdrucke gleich zu be⸗ 


handeln . ` 104 167 


Stempel, hievon find die den Unterihauen 
bei Vereheligungen und Entlaſſungen von 
einer Herrſchaft zur andern ausgefertigt 
werdenden Meldzettel und Entlaßſcheine 
befreyht . 4 3 
— — Vorſchriften, zu deren genauen Be⸗ 
obachtung werden die Dominien und uns 
regulirten Magiſtrate angewieſen, deren 
Unterſuchung durch die Stempelgefaͤlls⸗ 


Verwaltung a „ 14 45 


— — wie ſich rückſichtlich deſſelben bei ge⸗ 


richtlichen Vergleichen zu benehmen ſey . 18 49 


— — in wie ferne obrigkeitliche Heiraths⸗ 
lizenzen für Unterthaneu dann Interzeflios 
nen, Erklaͤrungen der obrigkeitlichen Auf⸗ 


nahme) hievon befreyt find . > 55 105 


— — bievon ſind die Inſtallazionsreverſe 


der Geiſtlichkeit befreyt 92 153 


— — Befeeyung der obrigkeitlichen Meld⸗ 
zettel, Entlaßſcheine und Interzeſſionen 
wird auch auf Bürger in Städten und 


Markten ausgedehnt. d . 139 236 


— — Pflichtigkeit der Quittungen über 
Fuhrlohn für Baubedärfniffe zu den von 
der Staatsverwaltung unterhaltenen Straſ⸗ 


fen . d . 136 232 


Stempel = Sache. Mit keinem Buͤrgerrecht 
verſehene Gewerbs⸗ und Handelsleute 
find in Faͤllen, wo die Urkunde nach der 
perſoͤnlichen Eingenſchaft geſtempelt wer⸗ 
den muß — als Bürger zu betrachten „ 22 
Stempelboͤgen unbeſchriebene Datt der un— 
brauchbar gewordenen Intereſſen-Quittun⸗ 
gen von den mitlerweile in die Verloo⸗ 


fung gefallenen Obligazidnen, wie ſich 
u deren Ueberkommung zu benehmen 


Sterbfälle der Penfioniften follen die Par 
rer und Seelſorger ſogleich anzeigen 2 
— — der Militär » Penſtoniſten detto. 
Steuer von Erbſchaften; ſiehe Erbſteuer. 
— — von Erwerb; ſiehe Erwerbſteuer. 


— — ( perſonal- oder Kopfſteuer); ſiehe 
Perſonalſteuer. 
— — K(Klaſſen); Bebe Klaſſenſteuer. 


Steuerbezirks⸗Obrigkeiten deren Belehrung 
zur Evidenzhaltung des 9 
Steuerkataſters 8 

— — Obbrigkeiten; Belehrung für ſelbe zur 
Erhebungen der im Jahre 1824 beſtande⸗ 
nen Produkten und Arbeitspreiſe 

Steuerkataſter proviſoriſches; Belehrung für 
die Steuerbezirksobrigkeiten wegen deſſen 
Evidenzhaltung . 

Steueriſch kärntneriſchen Zolgefällenadmi⸗ 
niſtrazion, deren Vereinigung mit der illy⸗ 
riſchen 

Stiftungs s Gentiffe über deren Gebahrung 
ſollen geiſtliche Krankeninſtitute zu einem 
jährlichen Ausweis verhalten werden 0 

Strafgerichtliche Inquifiten; ſiehe Krimis 
nalinquiſtten. 

Strafgerichtliches Verfahren, wenn mit 
einem Verbrechen die Uebertretung des 
Verboths des Waffentragens zuſammen⸗ 

! trift 

Straffen- Erhaltung, nachträgliche Beſtim⸗ 
mungen rückſichtlich der Schneeausſchau— 
felung und Verbreitung des Deckſtoffes 

— — von wem die Verführung des Uns 
raths zu beſorgen ſey A 


er odn 


3 Seite 


S der 


117 182 


39 82 
57 107 


131 226 


2 A 
34 72 


Straſſenoͤffentliche: an ſelben wird das Vieh⸗ 
weiden wiederholt verbox.n . e . 

— — von der Staatsverwaltung unters 
haltene, Stempelpflichtigkeit der Quittun— 
gen uber den Fuhrlohn für die zu die- 
ſem Behuf beigeführten Baubeduͤrfniſſe . 

Straſſenarbeiten, wie Quittungen ganzer 
Gemeinden uber die ihnen hiefür gebüh— 
renden Geldbetraͤge auszuſtellen ſind e 

Straſſenbahn Hinwegraͤumung der Sands 
wehen von felben k 

Straffenbau - Materialien = Zufuhr, deren 
Kontrahenten find von der Wauthgebuͤhr 
befreyt . 

er! Kothabkrukung auf dor om l 
Ortſchaften führenden Kommerzlelſtraſſe . 

— — wie ſich bei Auslichtung uer Sot, 
dungen zu benehmen ſey 

— — fur die Entdeckung eines guten Be⸗ 
ſchotterungsmaterials werden Remunera⸗ 
zionen zugeſichert 7 

Straſſenerforderniſſe; wie ſich in Abſicht 
auf die hinter den Unternehmern ruͤck— 
ſtaͤndigen Leiſtuugen zu benehmen fey . 

Straſſengraͤben deren Reinigung . d 

Straſſenſtrecken vom Kreisorte eutlegene, 
wie die Elementarſchaͤden auf ſelben zu 
erheben ſind a 

Stryer - Poftenlauf nach gege, deffen ap, 


Anderung . 8 7 5 $ d 

| T. 
Tabak ⸗Schwaͤrzungen, Erneuerung der Vor; 
ſchrift wegen deren Hintanhaltung ` 


— — Schwaͤrzer, Beſtimmungen in Abſicht 
auf deren Verpflegung 4 r . 


Zahl der 
Verordn 


68 


136 


107 


73 


28 
54 
48 


146 


67 
34 


76 


145 


71 
81 


Seite 


123 


232 


169 

137 
63 
72 
96 


252 


117 
72 1 


1345 


249 


128 


141 


Tänze hiezu darf das Militaͤr bei theatrali⸗ 
Git Ten nicht verwendet wer⸗ 


Taufbücher in ſelben ſoll der Name der 
Hebamme, welche die Entbindung opt: 
nahm eingetragen werden . d 

Taxen für Verleihung der Pfarreyen, Vor⸗ 
ſchrift wegen deren Bemeſſung ` 

— — OdDienſt) der ſtaͤdtiſchen Beamten 
müffen von den Magiſtraten an das Ges 
neraltarnmt auf einmahl vorhinein abge» 
führt werden 

Taxen (Kammeral) deren Bemeſſung für Ge⸗ 
werbsbefugniſſe, ſteht der Landesſtelle zu 

— — fur Gewerbsbefugniſſe müffen vor 
Ausübung eines ſolchen Be. ugniſſes DÉI 
richtet werden . 

Theatraliſche Borftellungen ; hiebei darf das 
Militaͤr nicht zu Taͤnzen gebraucht werden, 
noch in europaͤiſchen Armeeuniformen und 
Monturen erſcheinen „ 

Teſtament; Bebe letzer Wille. 

Thierknochen für die 3 wird 
der Zoll beſtimmt 8 

Titel der mediatiſirten vormals reichs laͤndi⸗ 
gen Zürftenfamilien, deſſen Beſtimmung 

Todeserklaͤrung eines Abweſenden, Amts⸗ 
handlund der obrigkeitlichen Wirthſchaſts⸗ 
aͤmter in derlei Streitſachen 8 . 

Sodesfalle; ſiehe Sterbfaͤll. 

Todesfll jeden eines Invaliden ſollen die 
Ortsobrigkeiten anzeigen 

Trauung zwiſchen felber und dem dritten Ehe⸗ 
aufgebothe muß ein angemeſſener Zeit⸗ 
raum übrig bleiben . 

Trauungsfaͤlle der Militär- Penſioniſten ſol⸗ 
len ſogleich den Kreisaͤmtern anzeigen 


Seite 


Zahl der 
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6 37 


121 186 


90 150 


127 220 


66 116 


58 108 


SE: An 
57 107 


Tuͤrkiſche Gränze gegen ſelbe wird ein ale 
gemeines Zollſyſtem eingefuhrt 


U. 


Umgang verbothener zwiſchen verwandten und 
verſchwaͤgerten Perſonen iſt kein giltiger 
Grund zur Erlangung der Ehedispens . 

Unbemittelten Perfonen wird der Graͤnz⸗ 
uͤbertritt in das franzoͤſtſche Gebieth nur 
gegen beſonderen * ihrer Re⸗ 
gierung. geſtattet d 

Ungluͤcksfaͤlle beim Abfeuern der Pöller, 
Geſchuͤtz und uͤbrigen Gattungen von Feu⸗ 
ergewehren, zu deren Vorbeugung werden 
Maaßregeln angeordnet R g 

Uniformen enropäifcher Armeen, hierin darf 
das Militaͤr bei theatraliſchen Vorſtellun⸗ 
gen nicht erſcheinen . 7 

Unrath auf den Srraſſen, von wem deſſen 
Wegführung zu beforgen ſey ` 

Unterricht Aber die Nothtaufe, zu deſſen 
Einholung ſollen die Hebammen durch die 
Ortsobrigkeiten verhalten werden . . 

Unterfuchungen chemiſche von beigebrachten 
Giften, wie dabei fuͤrzugehen . 

Unterthaͤnige Bauerngründe verlaſſene, "EI 
ren Befetzung und Theilung zu großer 
Anſaͤſſigkeiten . S 

— — Gründe, deren Bertaufbung, gegen 
Dominikalgruͤnde kann nur dann Statt 
finden, wenn der größere Theil der Ge⸗ 
meindglieder in den Tauſch williget e 

— — Gemeinden follen den Arreſtanten- 
Transporte führenden Kommiſſaͤren die 
Vorſpann ohnentgeltlich leiſten e 
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L D r D Di 
Unterthaͤnige Gemeinden ganze, wie deren 
Quittungen uͤber die ihnen fuͤr Straſſen⸗ 
arbeiten gebuͤhrenden Geldbetraͤge . 
ſtellen ſind . 107 169 
— — Roborhsaboligiong Verträge, wie ſich 
hiebei zu benehmen. 119 183 


— — Gemeindobligazionen; die dießfalli⸗ 

gen Intereſſen⸗ Quittungen muͤſſen mit 

dem Siegel verſehen ſeyn . 138 235 
— — Gemeinden, auf deren Koſten Sa 

fen die Konſkripzions-Reviſions-Kom⸗ 

miſſionen nicht bewirthet werden . 149 252 
Unterthanen die denſelben bei Vereheligun— 

gen auszufertigenden Meldzettel und bei 

Entlaſſungen von einer Herrſchaft zur 

andern auszuſtellenden Entlaßſcheine find 

fiempelfrey h 8 2 
— — oͤſterreichiſche, jüdifcher Nazion, von 

felben wird von Seite der preußiſchen Res 

gierung kein Geleitzoll mehr erhoben. 21 58 
— — in wie ferne obrigkeitliche Heiraths- 

lizenzen für ſelbe, dann Interzeſſionen 

(Erklaͤrungen der obrigkeitlichen Aufuahme) 

vom Stempel befreyt find . 2 55 105 
— — der deſondere Gefluͤgelzins fuͤr den 

Genuß berrſchaftlicher Hutwaiden, wird 

nur dort als ungebuͤhrlich abgeſtellt, wo 

vorhin der Genuß ohnentgeltlich beſtand 59 109 
— — galizifhe paßloſe, oder mit erlo- 

ſchenen Paͤſſen in Hungarn betrettene, de⸗ 

ren Behandlung \ 72 128 
— — pohlniſche deren Mündung von Ent⸗ 

richtung des Abfahrtsgeldes in den k. k. 

öſterreichiſchen Staaten 5 74 152 
Unterthans⸗Bedruͤckungs⸗ und Mißhan⸗ 

dlungs angelegenheiten die Fuhrkoͤſten aus 

Anlaß dießſaͤlliger Lokalkommiſſionen ſind 

Prov. Geſetzſ. von Galizien 1825. u 


nicht von Dominien-zu erſetzen, ſondern 
aus dem Staatsſchatz zu vergüten R 
Unterthans⸗Bedrückungs⸗ und Mißhan⸗ 
dlangs angelegenheiten, zu derlei Lokal- 
kommiſſionen dürfen keine Kanzleyindivi⸗ 
duen verwendet werden e 
— — Sache; Erneuerung der Borſchrift 
des §. 14. des Robothspatens, wornach 
Frohndienſte für jede Woche ſpaͤteſtens 
Sonntags vorher angefagt werden follen 
Urlaub wird den Zoͤglingen der Neuſtaͤdter 
Militärs Akademie für die Zeit der aka⸗ 
demiſchen Ferien nicht mehr bewilliget . 
Urlauber von Militär; ſiehe Beurlaubte. 
Urtheile von einem delegirten Gerichte ge— 
ſchoͤpfte, in ſelben iſt die Delegazion, 
und dasjenige Gericht anzuzeigen, wel— 
chem die Entſcheidung im ordentlichen 
Wege zugekommen waͤre e e 


V. 


Veneriſche Kranke, deren Behandlung 

Verboth des Waffentragens, ſtrafgerichtli⸗ 
ches Verfahren, wenn mit einem Verbre⸗ 
chen die Uebertrettung des Erſteren zus 
ſammentrift 0 

Verbothener umgang wilden. verwandten 
oder verſchwaͤgerten Perſonen, iſt kein gil 
tiger Grund zur Erlangung der Ae 
fpend e 

Verbrechen ſtrafgerichtliches Verfahren, went 
mit ſelbem die Uebertretung des Bere 
boths des Waffentragens zuſammentrifft 

Vereheligungen der Unterthanen, die zu 
dieſem Behuf ausgefertigt werdenden Meld⸗ 
zettel find ſtempelfrei . e . . 
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— — der Penſioniſten ſollen die Pfarrer 
und Seelforger ſogleich anzeigen . x 
— — der Rititär» Penfioniften d 1 


Verfuͤgungen der untern Richter, die wis 
der ſelbe beizubringenden Beſchwerdſchriften 
müſſen binnen 14 Tagen an den obern 
Richter gelangen gemacht werden, wie 
ſich mit jenen zu benehmen, die aus Irr— 
thum an andere Behoͤrden gelangen d 

Vergleiche gerichtliche, wie ſich bei felben 
rückſichtlich des Stempels und der Fer⸗ 
tigung zu benehmen ſey d e . 

Vermächtniß; ſiehe Erbſchaft. 

Vermaͤchtniſſe auf Meſſen, Hochaͤmter und 
Litaneyen, Bemeſſung der Erbſteuer von 
ſelben N e Ä . S 1 

Vermögens ⸗Freyzuͤgigkeits⸗Vertrag zwiſchen 
Oeſterreich und Sardinien . b . 

Verpflegung der Tabakſchwaͤrzer; dießfaͤllige 
Beſtimmungen `. d e a 2 

Verpflegs⸗Gebuͤhren, deren Hereinbrin— 
gung für die in dem Lemberger allgemer⸗ 
nen Krankenhauſe behandelten armen 
Kranken R A e b d R 

Verſchwaͤgerte Perſonen, ein verbothener 
umgang zwiſchen ſelben 18 kein giltiger 
Grund zur Erlangung der Ehedispens . 

Verwandte Perſouen, ein verbothener Um⸗ 
gang zwiſchen ſelben iſt Fein giltiger rund 
zur Erlangung der Ehedispens . 4 

Viehmarkt in Ollmuͤtz; Aufhebung der den 

Viehhandel daſelbſt beſchraͤnkenden Vor— 
ſchriften . 2 S G E A 


Viehwaiden an oͤffentlichen Straſſen wird 
wiederholt verbothen . $ 


Villacher Kreis, deſſen Vereinigung mit 
u 2 


129 224 
18 49 
123 188 
51 98 
SL 141 
125 101 
93 153 
93 153 
87 147 


111 173 


68 123 


dem Klagenfurter und Zutheilung zu dem 
Laybacher Gouvernements⸗Gebiethe a 
Vorſpann ſollen die Gemeinden deu Arre⸗ 
ſtanten⸗Transporte fuͤhrenden Kommiſſairen 
ohnentgeltlich leiſten . d . e 


W. 


Waaren ſollen die Handelsleute in oͤffent⸗ 
lichen Verſchleißgewoͤlbern Verkaufen . 

Waffentragen; ſtrafgerichtliches Verfahren, 
wenn mit einem Verbrechen die Uebertret⸗ 
tung des dießfaͤlligen Verboths zuſammen⸗ 
trift 

Waiſenkaſſa gemeinſthaftliche, naͤhere Ben 
ſtimmung der gutsherrlichen Gerichtsbar⸗ 
keit bei deren Forderungen . 

Waldungen, wie ſich bei deren Auslichtung 
an der Straſſe zu benehmen fey . 

Wallachiſche Weine, Erhoͤhung des Ein⸗ 
gangszolls für deren Einfuhr in die Bus 
fowina . 

Wappen von Erzbiſchofen oder Biſchöfen a 
zunehmende; hievon muß der Entwurf 
vorläuftg der Hofkanzley vorgelegt werden 

Waſſerbauten, welche in der Konkurrenz 
mehrerer Intereſſenten auszuführen find, 
wie ſich bei derley Verhandlungen zu ber 
nehmen. ſey 

Waſſerſchaͤden; ſiehe Elementarſchaͤden. 

Wegmaͤuthe neue Errichtung in Limanow 
und Neuſandez . - S 

Wegmauth deren Crrichtung zu Gaja ` 

Weine in oͤſterreichiſchen Staaten erzeugte, 
deren Ausſchank wird den Czernowitzer 
Spezereyhaͤndlern geſtattet 

== — moldauer und wallachiſchen "ett, 
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38 82 


106 168 
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4 104. 


hung des Eingangszolls für deren Ein- 
fuhr in, die Bukowina ` 8 
Wetterſchaͤden; Bebe Elementarſchaͤden, 
Willen letzter Amtshaudlung der obrigkeit⸗ 
lichen Wirthſchaftsaͤmter in Erledigung 
der Streitſachen auſſer deſſen gerichtlicher 
Aufnahme . B . R ` 
Winkelſchreiber, Vorſchrift wegen deren 
Hintanhaltung 8 2 $ , 2 
Wirthſchaftaͤmter obrigkeitliche, deren Amts: 
handlung in Erledigung der Streitſachen 
außer der gerichtlichen Aufnahme eines 
letzten Willens und der gerichtlichen To⸗ 
deserklaͤrung eines Abweſenden . A 
Wirthshaͤuſer, Saͤuberung der Pläge vor 
ſelben $ g 8 e . 
— — wegen deren Pachtung und Aufs 
enthalt auf felben können Juden mit Ar- 
reſt beſtraft werden . ` 8 a 


3. 


Zawadow, Errichtung einer Brüdenmautk 
daſelbſt . . S 8 8 2 
Zigeuner; Verfügungen gegen das Herum⸗ 
wandern derſelben . d 7 d 
Zöglingen der Neuſtaͤdter Militär» Akademie 
wird kein Urlaub mehr für die Zeit der 
akademiſchen Ferien bewilligt $ 5 
Zoll⸗Beſtimmung neue für die Ausfuhr der 
Hafenbälge der Hafen und Kaninchenhaare 
des ungebechelten Flachſes und Hanfes, fo 
wie der hieraus erzeugten Waaren, dann 
der Thierknochen 0 S 2 E 
— — Sache; Herabfegung des Ausgangs- 
zolls für die Brandweingattungen ſowohl 
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in der Ausfuhr nach dem Auslande, als 
nach Hungarn . 

Zoll⸗ Sache von österreichischen untertha⸗ 
nen juͤdiſcher Nazion wird von Seite der 
preußiſchen Regierung kein Geleitzoll mehr 
erhoben . 

— — — Gleichſtellung des Holzausfuprs: 
zolls auf der Elbe mit den von den übri— 
gen Granzpunften dießfalls gefegten Zoll⸗ 


— — — Aufhebung des Einfuhrsver⸗ 
boths des baumwollenen weißen Mulle- 
garns bis Nr. 50, und Beibelaſſung 
deſſelben bis einſchluͤſſig Nro. 30. d 

— — — Ueberſetzung des Okopyer Kanız 
merzial-Graͤnzzollamtes nach Kozaczowka 

— — Erhöhung des Eingangszolls für die 
Einfuhr der moldauer und wallachiſchen 
Weine in die Bukowina ’ . 

— — die Einfuhr des mit Farben verzier⸗ 
ten ſogenannten oͤdenburger Obſtes wird 
verboten . . 

— — der Handel mit allen jenen online 
diſchen Naturprodukten, die mit dem alls 
gemeinen Gattungs nahmen Obſt und Fruͤchte 
bezeichnet zu werden pflegen, wird freds 
gegeben 

Sallgefällen- Adminiſtrazion ilfprifche, deren 
Vereinigung mit der WE kaͤrntneri⸗ 
ſchen 

Zollſpſtem allgemeines deſſen Einführung 
gegen die tuͤrkiſche Graͤnze . 2 
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